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I. 

•ledern, der sieh in das Studium der römischen Kaiserzeit 
vertieft, wird sich der Gedanke aufdrängen, dass das Leben der 
damaligen Zeit in vielem unserer Gegenwart nahe verwandt ist. 
da, ich stehe nicht an, zu sagen, dass wir in so manchem dem 
römischen Lehen von damals viel näher stehen, als meistens 
geglaubt und gelehrt wird 1 , und dass wir, was unser Privat- 

1 Für die liier vertretene Anschauung siehe K d u a r d M e y e r, Die 
wirtsehnftliche Entwicklung des Altertums in H i 1 de b ra n da Jahrbüchern, 
8. Felge, 9. Bd., S. 700 „Der Untergang des Altertums vollzieht sich keines- 
wegs durch eine vernichtende äussere Umwälzung, sondern durch die innere 
Zersetzung einer völlig durchgebildeten , ihrem Wesen nach durch- 
aus modernen Cultur, die sich selbst auslebt“. Es wird Aufgabe des 
folgenden sein, dies, wenigstens nach einer Seite hin, näher darzulegen; 
hier sei — abgesehen von der Übereinstimmung zwischen einst und jetzt 
bezüglich der bo häutigen Auffassung vom Verhältnis des einzelnen zur 
Oesamtheit — hervorgehoben; Die stark entwickelte (Feldwirtschaft, der 
„Krach“ beim Ausbruch des Mithridatischen Aufstandes und des Krieges 
in Kleinasien, den Cicero de itup. Cnei Pompeji e. 7 schildert, die lmmo- 
bilienbörsc (drbr. Weber, Römische Agrargesch. S. 99, 115, llti), Consum- 
vereine u. dgl. m. Auch Arbeitseinstellungen (Strikes) waren schon dem 
ulten Rom nicht fremd, und wenn uns verhältnismässig wenig davon be- 
richtet wird, so ist dies wohl darauf zurückzuführen, dass einerseits die 
Quellen in solchen Dingen spärlich Hiessen, da nationalökonomisch wich- 
tige Fragen von den auf uns gekommenen Schriftstellern verhältnismässig 
wenig beachtet wurden, andererseits hat das Vorhandensein von Sklaven 
viel dazu beigetragen, dass die Arbeitseinstellungen freier Arbeiter seltener 
gewesen waren. Dafür gehören viele der häufigen Revolten in der familia 
servorum liiehcr. [Darüber, dass die Alten in der Volkswirtschaft hinter 
uns zurückgeblieben sind, siehe Roscher, Über das Verhältnis der National- 
ökonomie zum klass. Altertum. 1. Bd. der Schrift, der künigl. söclis. Aka- 
I. Pf aff, Rechtlicher Schutz. 1 
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recht 2 betrifft. (1er römischen Kaiserzeit viel verwandter sind, 
als dem Hechte kurz entschwundener Jahrhunderte 3 . Dass 
unser heimisches Recht, unser modernes Recht überhaupt, auf 
römischer Grundlage beruht, ist eine allbekannte Thatsache: auf 
diesen Zusammenhang bezieht sich das eben Gesagte nicht 4 . 


demie der Wiss. (1849)]. Der Auszug des Plebs auf den inons saeer 492 
v. Chr. (Livius II. 32) ist wohl das Vorbild solcher Arbeitseinstellungen ge- 
wesen, wenn er auch auf politische Motive zurückzuführen war. Dagegen 
berichtet uns Livius IX. 30 ausdrücklich von einer Arbeitseinstellung durch 
die tibicines. Auch von Ovid, Valerius Maxinius und Plutareh wird die- 
selbe erwähnt. Siehe drbr. Preller, Köm. Mythologie S. 282, Moni in - 
sen, Rom. Gesell. 4. Aufl. I. Bd. S. 224, Contzen, Gesell, der soz. Frage 
S. 376, Koscher, Grundlagen der Nat.-Ökon. 17. Autt. S. 444. Dagegen 
erklärt Zeller (Fine Arbeitseinstellung in Koni, Festschrift des Heidel- 
berger hist. Vereins 1855 S. 35 — 49) dieselbe für sagenhaft. Mag er auch 
bezüglich einzelner Bedenken recht haben, im grossen und ganzen glaube 
ich, ist sein Zweifel der allgemeinen Überlieferung gegenüber unbegründet, 
und beweist schon die Art der Darstellung bei Livius, dass ihm solche 
Vorkommnisse überhaupt nicht fremd gewesen waren. Neuesten* Lieb- 
mann. Aus dem Vereinswesen im rüm. Reiche. Zeitschr. für Kultur- 
geschichte, Neue (4.) Folge. 1. Bd. hg. v. Steinhausen. S. 119. 

2 Das Strafrecht der römischen Kaiserzeit, sowie im wesentlichen 
überhaupt das öffentliche Recht hleibt hier ausser Betrachtung. Was 
speziell das Strafrecht betrifft, so ist sowohl seine Härte bekannt, als auch 
dass die Reichen durch Verbannung gestraft wurden, während die Armen 
den Bestien vorgeworfen wurden. (Vgl. Leonhard, Roms Vergangen- 
heit und Deutschlands Recht, Leipzig 1889. S. 136.) Siehe jedoch auch 
1 5 C. Th. 9. 42. 

3 Darüber, dass unsere Zeit in Ideen und Interessen lebt, w eiche 
denen des Mittelalters vielfach geradezu entgegenlaufen, siehe Giese- 
brecht, Geschichte der römischen Kaiserzeit. 1. Bd. 3. Aufl. Brauii- 
schweig 1863. Vorrede S. 9. Dass sich übrigens auch das ältere deutsche 
und das moderne Recht berühren, darüber siehe treffende Bemerkungen 
bei Mataja, Das Recht des Schadenersatzes vom Standpunkt der National- 
ökonomie, Leipzig 1888. Es ist jedoch auch nicht zu vergessen, dass der 
Codex Austriacus zahlreiche soziale Gesichtspunkte enthält, die sich den 
uns heute bew egenden Fragen analog zur Seite stellen lassen. Siehe drbr. 
Bftrnreither in der Zeitschr. für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Ver- 
waltung. Bd. 1. S. 12. 

* Auch an jene Nachwirkungen römischer Urzeit, an jenen unzer- 
reissbaren Zusammenhang zwischen der Vergangenheit Roms und dem 
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Was ich damit sagen will, ist vielmehr dies, dass sich au vielen 
Stellen geradezu überraschende Ähnlichkeiten zwischen der 
römischen Rechtsentwicklung in ihren Resultaten und in ihren 
Motiven und dem heutigen Rechtszustande finden, ohne dass 
wir deshalb in diesen Fragen auf den Schultern 'der 
Römer stehen. Um ein in die Augen springendes Beispiel 
zu erwähnen, erinnern die Bestimmungen des Codex Justinianus 
bezüglich des Handelns in fraudem creditorum auf Schritt und 
Tritt an das, was moderne Anfechtungsgesetze anordnen 5 . Und 
es ist eine solche Ähnlichkeit auch gar nicht verwunderlich 6 . 


Geistesleben der Gegenwart, welchen Leonhard in seinem obcitierten, an- 
regenden Buche vielfach hervorhebt, ist dabei nicht gedacht. 

5 Ein weiteres Beispiel: „Der Mangel der Realexekution und die 
lnteressenliquidation nach vorhergehendem Präjudizialbescheid, eine Pro- 
zedur, welche dem klagenden Eigentümer statt des Grundstückes, welches 
er verlangte, nur dessen in Gehl ausgedrückten Verkehrswert gah, haben 
eine offenbare Ähnlichkeit mit der Differenzliquidation im Zwangsverfahren 
heutiger Börsenordnungen“ (Weber a. a. O. 8. 69, 70). 

• Tritt doch eine solche auch auf anderen Gebieten, selbst auf 
dem der Moral hervor, wie dies Hiltv, Glück. 5. Aufl. 1894 treffend aus- 
führt: „Eine gewisse Durchschnittsmoral, die auf einer allgemeinen Zivili- 
sation und einem geordneten Rechtszustand beruht, ist an Stelle der inner- 
lichen Sittlichkeit getreten, wie dies in den ersten Jahrhunderten des 
römischen Kaiserreiches der Fall war, und es giebt auch jetzt, wie damals, 
zahlreiche Gebildete, die gerade darin den Fortschritt einer allgemeinen 
Kultur über einseitige oder beschränkte Anschauungen erblicken.“ — „Eine 
gewisse, gefährliche Halbbildung erstreckte sich gleichmässig über 
Arme und Reiche, die zwei einzigen damaligen und stets unverwüstlichen 
Standesuntersehiede.“ Hellwald, Kulturgesch. in ihrer natürlichen Ent- 
wicklung. Augsburg 1875. S. 398. Siehe auch Lange, Gesch. des Mate- 
rialismus. 4. Aufl. Iserlohn 1882. S. 124. Auch Ratzinger, Die Volks- 
wirtschaft in ihren sittlichen Grundlagen. 2. Aufl. Freiburg im Br. 1895. 
S. 577 betont die Ähnlichkeit zwischen dem alten Rom und den heutigen 
Verhältnissen. Dass im Rom der späteren Kaiserzeit das Virtuosentum 
eine Rolle gespielt hat, ähnlich der in unseren heutigen Tagen, ist bekannt. 
Drbr. Burckbardt, Die Zeit Konstantins des Grossen. Leipzig 1880. S.381. 
— Was die Kunst der spätrömischen Zeit betrifft, so ist es sicher, dass die 
dargestellten Gestalten dem Schönheitsideal keineswegs entsprachen; über 
die Produkte der römischen Kaiserzeit siehe auch Winkelmann, Ge- 
schichte der Kunst des Altertums, Ausgabe Heidelberg 1882. 8. 284; man 
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Auf ähnlichen Kulturstufen werden ähnliche Bestimmungen 
immerdar zur Notwendigkeit werden. — Es kann jedoch nicht 
Aufgabe dieser Untersuchung sein, im einzelnen nachzuweisen, 
wie nahe unser Rechtsleben dem der römischen Kaiserzeit ver- 
wandt ist; das kann nur eine umfassende Rechts- und Kultur- 
geschichte leisten 7 . Uns soll im Nachstehenden bloss ein ver- 
schwindender Teil jener grossen Frage beschäftigen und zwar 
gerade jener Teil, welcher vielen von vomeherein bezüglich der 
Ähnlichkeit als der unwahrscheinlichste erscheinen dürfte: 
nämlich die Frage nach dem rechtlichen Schutze des wirt- 
spricht mit Hecht von einem raschen Verfall der Kunst nach der trajanisch- 
hadrianischen Zeit. Wenn man aber aus solchen Darstellungen den Schluss 
ziehen will, dass damals eine physische Entartung geherrscht habe, so- 
scheint mir der Schluss hieraus keineswegs zwingend. Es kann sehr wohl 
der Fall gewesen sein, dass auch damals, wie heute, die Kunst mehr auf 
Darstellung des Charakteristischen, wenn auch nicht Schönen, gerichtet 
gewesen. (Darüber, dass die Kunst der Kaiserzeit sich mit dem Nach- 
ahmen überlieferter Vorbilder begnügte, dass sie jedoch in ihren Porträts 
sehr lebensvoll und charakteristisch gewesen, siehe Seeck, Geschichte des 
Untergangs der antiken Welt. 1. lld. Berlin 1895. S. 279). Anderer An- 
sicht, doch ohne überzeugende Gründe Burckhardt, Die Zeit Konstantins 
des Grossen. S. 255; was die Quellen über diese Zeit anbelangt, so spricht 
der von Burckhardt zitierte Dio Chrysost. Grat. XXI. p. 269 seq. bloss von 
einer Abnahme der männlichen Schönheit, dagegen von einer Zunahme der 
weiblichen. — Bezüglich der in der römischen Kaiserzeit neben dem Stoi- 
zismus vertretenen materialistischen Philosophie Epikurs verweise 
ich auf die schönen Ausführungen von Lange, Gesell, des Materialismus. 
4. Autt. S. 97 ff., der hervorhebt, dass in jenen Zeiten der „sogenannte 
praktische Materialismus, der Materialismus des Lebens* in voller Blüte 
stand (S. 125). Dass im Rom der Kaiserzeit bei der herrschenden pessi- 
mistischen Weltauffassung die Selbstmorde eine überaus häutige Er- 
scheinung waren, braucht wohl nicht erst nachgewiesen zu werden. Lebens- 
überdruss und Selbstmord waren damals allgemein. Wie generell heut- 
zutage in den zivilisierten Ländern die Selbstmordneigung auftritt, darüber 
siehe M asaryk, Der Selbstmord als soziale Massenerscheinung der modernen 
Zivilisation. Wien 1881. S. 140. 

1 Darüber, dass die Kechtsgeschichte nur eine Seite der allgemeinen 
Kulturgeschichte ist, sieht Bruns in Holtzendorffs Enzyklopädie 2. AtiH. 
1. Bd. S. 76 und Bremer, Geschichte des röm. Rechts unter Vergleichung, 
dos deutschen. 1. Abt. Strassburg 1876. Vorwort. 
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schaftlieh Schwachem, die Frage also, ob sich im römischen 
Eechte der Kaiserzeit Analogien zu jenen Bestrebungen finden, 
welche unsere Gegenwart so lebhaft beschäftigen 8 . Bekannt 
ist Thibaut’s abfälliges Urteil über das kaiserliche Konstitutionen- 


8 Scliäffle, Kapitalismus und Sozialismus. Tübingen 1870. S. 140ff. 
hebt treffend die Ähnlichkeit mit modernen Verhältnissen bezüglich der 
agrarischen Bewegungen im alten Rom hervor. „Um so schlagender ist 
die Ähnlichkeit des älteren agrarischen Sozialismus z. B. der Gracchen, 
mit agrarischen Agitationen, wie sie in unserem Jahrhundert beispielsweise 
Irland und England durchzucken. Der gracchische, wie der irische Jammer 
ergiesst sich gegen die Latifundien . . .“ „Überhaupt verdienen Plutarchs 
Parallelbiographien . . . über Tiberius und Caius Gracchus heutzutage 
studiert zu werden. Fast aus jeder Zeile springt eine moderne Gestalt, 
ein neuzeitliches Schlagwort hervor.“ Bücher, Die Aufstände der un- 
freien Arbeiter 143 — 129 v. Chr. Frankfurt a. M. 1874. S. 132. „Wie ver- 
wandt jene antike Wirtschaftsepoche der unsern ist, wie nahe insbesondere 
das unfreie Arbeitsverhältnis dem „ehernen Lohngesetz“ steht, wie die 
durch Erpressungen der Provinzialverwaltung und das Steuerpachtsystem 
hervorgebrachte kolossale Güteranhäufung, wirtschaftlich und sittlich dem 
durch das Grosschuldenunwesen und den Aktienschwindel emporgetriebenen 
Börsenspiele gleich zu achten ist, das hätte sich noch des weiteren aus- 
führen lassen . . .“ Siehe auch Roscher, Grundlagen der Nation.-Ökon. 
17. Aufl. S. 177 und die dortselbst Citierten, woselbst sich auch erwähnt 
findet, wie häufig sich bei römischen Dichtern der Kaiserzeit die Sehnsucht 
ausspricht, in wirtschaftlichen Dingen zur rohesten Urzeit ohne Geld, ohne 
Reichtum zurückzukehren. — Wider die eben erwähnten Ansichten Scheel, 
Die wirtschaftlichen Grundbegriffe im Corpus jur. civ. (6. Bd. der Jahr- 
bücher für Nationalökonomie S. 344 Aum. 72); für die hier vertretene An- 
schauung siehe noch Arnold, Recht und Wirtschaft nach geschichtlicher 
Ansicht, Basel 1863. S. 85, Büchner, Das goldene Zeitalter oder das 
Leben vor der Geschichte. Berlin 1891 S. lff. und Bösch, Die Entwicklungs- 
theoretische Idee sozialer Gerechtigkeit. Zürich 1896. S. 1. „Ein Blick 
in das Geistesleben der unteren Volksmassen in grossen Städten begegnet 
heute einer ganz ähnlichen Erscheinung, wie im zweiten und dritten Jahr- 
hundert unserer Zeitrechnung. In Rom . . . war damals das Proletariat 
mit den Hoffnungen des Chiliasmus erfüllt. Den Weltzuständeu, unter 
denen diese proletarischen Massen seufzten, stand nach dem Glauben der- 
selben ein nahes und jähes Ende bevor . . . Eine solche über die be- 
stehende Wirklichkeit sich erhebende und in eine andere Welt sich 
versetzende Stimmung beherrscht heute auch die Versammlungen des 
organisierten sozialdemokratischen Proletariats . . 
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recht 9 ; ist es auch vom Standpunkt der juristischen Logik in 
vielen Punkten beifallswürdig, heute werden wir uns doch nicht 
mehr dem Gedanken verschliessen können, dass manches als 
ein lebensfähiger Keim zu künftiger Rechtsbildung bezeichnet 
werden muss, was uns nur in der Gestalt, die es damals 
erhalten, als unpassend aufgepfropftes Reis, missfällt 10 . Und 
gerade in diesem Sinne, dass durch die römische Kaiser- 
gesetzgebung ein neuer staatssozialistischer Zug weht, 
ein Bestreben den wirtschaftlich Schwächeren zu schützen, 
bestellt eine der vornehmsten Ähnlichkeiten zwischen 
einst und heute. — Diese Richtung der Kaisergesetzgebung 
auf den Schutz des wirtschaftlich Schwächeren ist denn auch 
in der Litteratur nicht unbeachtet geblieben, wenngleich sie nur 
ganz im allgemeinen anerkannt zu werden pflegt. Ich ver- 
weise in dieser Richtung auf Ilodbertus 11 , Nitzsch 12 , Gierke 13 
und neuestens Steinbach 14 . Gierke betont den Individualismus 
des römischen Rechtes und lehrt bezüglich des uns interessirenden 
Punktes: „Wohl suchte die Kaisergesetzgebung durch mancherlei 
sinnreich erdachte Mittel die entfesselte Selbstsucht zu bändigen, 
den Schutz des Schwachen gegen den Starken nachzu- 

• Civilistische Abhandlungen, Heidelberg 1814. 8. 417. „Was hilft 
uns auch alle Weisheit der Klassiker, da ihre Ideen nicht rein auf uns 
gekommen sind, da die späteren kaiserlichen Konstitutionen fast jede ein- 
zelne Rechtslehre misshandelt und verbildet haben und da nun das Ganze 
als ein wahrhaft grässliches Gemisch kluger und toller, konsequenter und 
inkonsequenter Bestimmungen vor uns liegt.“ Siehe auch ebendaselbst 
8. 420 u. 433. 

10 Siehe auch Jherings Urteil über die Leistungen der Kaiser- 
gesetzgebung: Grund des Besitzesschutzes. 2. Auf!. Jena 1869. 8. 125 ff. 
und Bchuldmoment im röm. Privatrecht. Giessen 1867. 8. 58. 

11 Zur Geschichte der röm. Tributsteuern seit Augustus, im 5. Bd. der 

Jahrbücher für Nationalökonomie u. Statistik hgg. von Hildebrand. Jena 
1865. S. 290 ff. Siehe auch denselben ebendaselbst Jalirg. 1864. 8. 263 

und 267. 

IS Die Gracehen und ihre nächsten Vorgänger 8. 436 und Vorrede. 

14 Die soziale Aufgabe des Privatrechts. Berlin 1889. 

14 Erwerb und Beruf. Wien 1896. 8. 3 ff. 
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holen, die gelockerten Bande der Familie neu zu festigen. 
Allein mit dem Grundgedanken des alten Privatreelits konnte 
und wollte sie nicht brechen.“ — Auch heute kann und will 
der Staat nicht mit dem Grundgedanken des bestehenden Rechts- 
systems brechen, auch heute will er den utopischen, sozialistischen 
Strömungen nicht nachgeben, sondern, was er will, weil er es 
als ein Postulat der Gerechtigkeit und Billigkeit erkannt hat, 
ist der Schutz des wirtschaftlich Schwächeren durch die Gesetz- 
gebung selbst 15 . Abgesehen von derartigen vereinzelten Be- 
merkungen genereller Natur 18 , die bezüglich der Tendenz der 
Gesetzgebung eine Ähnlichkeit zwischen heute und den Zeiten 
des Prinzipates und Domiuates hervorheben, ist bekanntlich das 
Urteil von .luristen und Nationalökonomen über die Gesetz- 
gebung der späteren Kaiserzeit ein auffallend hartes. Ich ver- 
weise beispielsweise auf Puchta 17 , Kuntze 18 , Jhering 19 , 


Siehe auch Wilmanus, Die Reception des rinn. Rechte» und die 
soziale Frage der Gegenwart. 2. AuH. 8. 56. 

'* Bezüglich eine» vereinzelten Punkte», der allerdings ganz be- 
sonder« in die Augen springt, hebt Rose her (Über da« Verhältnis der 
Nationalökonomie zum klassischen Altertum, 1. Bd. der Berichte über die 
Verhandl. der k. sächs. Gesellschaft der Wissenschaften 1S49) die Ähn- 
lichkeit zwischen einst und jetzt in dieser Beziehung hervor. „Deren 
(i. e. der Schuldgesetze) Entwicklung hat hei den Griechen wie Römern 
die merkwürdigste Ähnlichkeit mit der entsprechenden Gesetzgebung der 
neueren Völker, nämlich was ihre Abwandlung von der Strenge zur -Milde 
und wiederum zu neuer Strenge betrifft.“ Siche auch die allgemein ge- 
haltenen Bemerkungen Roschers a. a. 0. S. 121. — Und bezüglich eine» 
anderen Punktes siehe Holzschuher, Die materielle Not der unteren 
Volksklassen und ihre Ursachen. Augsburg 1850. S. 9. „Die Zeiten der 
Kaiser von Augustus au bi» zum Sturze de» weströmischen Reiches sind 
allerdings merkwürdig durch Anlage von Kolonien, dann durch die polizei- 
lichen Vorkehrungen für den Teil der Bevölkerung, der sich durch den 
Ruf: panem et cireenses charakterisierte, ein Ruf, der sich auch im 
19. Jahrhundert häutig vernehmen lässt und Anlass giebt, ein und die 
anderen analogen Schlüsse zu ziehen, d. h. sich den Puls zu fühlen.“ 

17 Institutionen j? 130. 

" Kursus § 65. 

** Der Kampf ums Recht. 3. Aul S. 103, auch 10. Aufl. S. 83. 
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Endemann 20 , Gans 21 , Schmidt 22 u. a. m. Diese Urteile, 
welche übrigens zum Teil blos von einzelnen Bestimmungen 
spätrömischer Gesetzgebung ausgehen, sind vom Standpunkt 
juristischer Logik und Konsequenz gewiss zu billigen. Sicher 
ist es richtig, dass hier ein „Konglomerat unfertiger Experimente“ 
vorliege: niemand wird leugnen können, dass auf fertige Rechts- 
institute Dinge hinaufgepfropft wurden, die zu dem vorhandenen 
Ganzen nicht passen. Gewiss könnte man diese Zeit des spät- 
römischen Kaisertums als eine Zeit des Verfalles des alten 
römischen Rechtes bezeichnen; aber man muss doch bei der 
Beurteilung der Erscheinungen in dieser jPeriode der Gesetz- 
gebung auch das eine bedenken: 

Wäre der Bau des Staates unter dem Ansturm der Barbaren 
nicht zu Grunde gegangen, so hätte sich aus manchen Ansätzen 
neuer Rechtsbildung ein neues Recht ganz gut entwickeln können, 
ein Recht, das den geänderten Verhältnissen völlig Rechnung 
getragen hätte. Allein Zeit und Umstände waren dem Beginne 
einer neuen Rechtsbildung nicht so günstig, wie das in jener 
Zeit der Fall gewesen war, wo die freien Forderungen und 
Ansichten des jus gentium durch die Kunst der römischen 
Juristen im Verkehr des Lebens immer mehr Geltung gewannen, 
indem sie mit dem alten Rechte in organische Verbindung ge- 
bracht wurden, ohne die Grundlagen des römischen Rechtes 
preiszugeben, ohne den Geist des alten Rechtes zu verleugnen. 
Solche Pflege fanden die neuen Sätze des Kaiserrechtes, welche 
die hart bedruckten, wirtschaftlich Schwächeren begünstigen 
sollten, nicht; sie wurden nicht organisch in den Bau des 


50 Hildebrands Jahrbücher (1863). Note 314. 

11 Gans Erbrecht. I. Bd., Berlin 1824, S. 8, Anm. 3. „Der Verfall 
dieser Zeit, wovon jenes Privatrecht eine rühmliche Ausnahme machen 
soll, erweist sich gerade nirgends stärker, als in demselben.“ Vergl. noch 
S. 18, Anm. 9. 

” Der prinzipielle Unterschied zwischen dem römischen und 
germanischen Recht. 1. Bd., Rostok und Schwerin 1853, S. 27. 
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Beeiltes eingefügt: sie mochten das einzelne Institut, dem sie 
galten, praktisch verbessern, seine Härten mildern, sie konnten 
aber nicht befruchtend und umwandelnd auf das Recht in seiner 
Totalität wirken. Und dass es bei einzelnen Ansätzen blieb, 
dass nicht die ganze Rechtsordnung von der neuen Richtung 
durchtränkt war, war allerdings für den Staat ein Unglück. 
Die Römer selbst wurden Rom entfremdet, sie verloren Liebe 
und Interesse 23 an einem Gemeinwesen, das den sozialen Be- 
dürfnissen nur da und dort entgegenkam; und als die spätere 
Kaiserzeit systematischer vorzugehen begann, war es bereits zu 
spät, der richtige Zeitpunkt zur inneren Erstarkung war wenig- 
stens gegenüber den äusseren Feinden versäumt: „Wie sehr 
die plutokratische proletarische Spaltung im späteren Römer- 
reiche die Völkerwanderung und infolge davon die Barbaren- 
herrschaft gefördert hat, ersieht man namentlich aus dem 
siebenten Buche von Salviaus Werke über die Regierung 
Gottes “. 24 

„Die Hilfsquellen des Staates wurden infolge der schlechten 
l>age seiner Unterthanen geringer und die Unterthanen selbst 
widerstrebten diesem Staate. Der wirtschaftliche Niedergang, 
die Ungerechtigkeit der Verteilung der Güter Hessen das Inter- 
esse der Unterthanen erlahmen, vernichteten die Widerstands- 
kraft des Staates und führten dessen Untergang herbei.“ 25 Wäre 

” Bekannt ist die Krzahlung von dem griechischen Gefangenen, den 
Prisku« am Hofe Attila« traf und der »ein jetzige« Leben, als zwar strapazen- 
reiches, jedoch als viel glücklichere« bezeichuete, weil man hier nicht von 
«chlechten Beamten, hartem Druck der Reichen gegen die Armen zu leiden 
habe. Siehe Roscher Politik 8. 519 und auch Hartmann, im Archiv 
für soz. Gesetzgebung und Statistik. II. Bd. S. 496. 

** Worte Roscher» Politik. 8. 519. 

Hartmann, Archiv für »oz. Gesetzgebung etc. 8. 496. Siehe auch 
Beeck, Geschichte de« Untergang« der antiken Welt. Berlin 1S95. I. Bd. 
8. SIS ff., der den zunehmenden Menschenmangel hinwiederum al« die 
eigentliche Ursache de» Unterganges de» römischen Reiche» angesehen 
wissen will. Vgl. auch v. Inama, Deutsche Wirtschaftsgeschichte. 1. Bd. 
8. 485. 
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Gesetzgebung und Verwaltung liier früher eingeschritten, so 
wären die traurigen Folgen wenigstens für lange Zeit hinaus- 
geschoben worden. So aber ging Rom unter an dem, was die 
seinerzeitige grosse Blüte der Rechtswissenschaft mit begünstigt 
hat, an dem zähen Konservativismus, am Festhalten an den 
bestehenden Grundlagen des Rechtes. 

Wie immer man aber über die Krfulge dieser späteren 
Kaisergesetzgebung urteilen mag. wie viele ihrer Anregungen 
auf Versuche mit untauglichen Mitteln hinausgelaufen sein 
mögen — die Absicht, die Ziele, die sie anstrebte, waren im 
allgemeinen löblich 28 und gerade in dieser Hinsicht besteht eine 
Ähnlichkeit mit den zum Schutze des wirtschaftlich Schwächeren 
heutzutage erlassenen Gesetzen. Und deshalb scheint mir eine 
nähere, mehr auf die Einzelheiten eingehende Untersuchung der 
einschlägigen spätkaiserlichen Bestimmungen (die bisher noch 
nicht unternommen wurde), von auch actuellem Interesse. M. 
a. W. aus den, wenngleich verfehlten Versuchen der römischen 
Kaisergesetzgebung kann die heutige Zeit doch vielleicht hier 
und da einige Belehrung schöpfen . 27 

II. 

l)ie Untersuchung der Frage, inwiefern sich in der römi- 
schen Kaisergesetzgebung das findet, was man den rechtlichen 
Schutz des wirtschaftlich Schwächeren zu nennen pflegt, ver- 

-* Bezüglich der Bewegung wider den Wucher bemerkt Leonhard 
Horn« Vergangenheit, S. 1S4: . . . die leidenschaftliche Bewegung gegen 

den Wucher, welche .... »ich in weiten Kreisen unseres Vaterlandes 
entwickelt und Beachtung gefunden hat, beweist, dass die byzantinischen 
Kaiser auch hier nur in ihren Mitteln, nicht in ihren Zielen fehl- 
gegriffen haben. (Hartmann Archiv für eiv. Prax. Bd. 73 8. 353 — 56).“ 

aT Denn dass die wirtschaftlichen Probleme, welche die alte Geschichte 
bewegten, auch für unsere Gegenwart Bedeutung haben, ist wohl ausser 
Krage. So auch E. Meyer, Die wirtschaftliche Entwicklung des Altertum», 
in Hildebrands Jahrbüchern, 3. Folge, 9. Bd. Selbständig erschienen als 
Vortrag, 8. 48. 
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langt vor allem eine Klarstellung des Begriffes des wirt- 
schaftlich Schwächeren. Es wäre ungenau, zu sagen, dies 
sei der Arme im Gegensatz zum Reichen. So einfach liegt 
die Sache nicht; weder ist mit der Gegenüberstellung der Armen 
und Reichen der ganze soziale Gegensatz bezeichnet, noch ist 
speziell für unsere Frage dieser Gegensatz erschöpfend 28 , denn 
nicht nur der Mangel an Besitz im weitesten Sinne des Wortes 
kann den einzelnen im gegebenen Fall zum wirtschaftlich 
Schwächeren stempeln, sondern auch die soziale Position kann 
bewirken, dass jemand im Kampf der Interessen als wirtschaft- 
lich schwächer erscheint, so z. B. dem mit Privilegien aus- 
gestatteten Adeligen, dem potentior gegenüber u. a. m. Also 
nicht nur dem Reicheren, sondern auch dem Einflussreicheren 
gegenüber kann der Einzelne als wirtschaftlich Schwächerer 
erscheinen, ohne deshalb geradezu arm zu sein, und es sind 
daher die beiden Schlagworte reich und arm für uns nicht er- 
schöpfend. wenn auch nicht zu leugnen ist, dass der Arme im 
allgemeinen als wirtschaftlich schwächer erscheinen dürfte . 29 

Der Begriff’ des wirtschaftlich Schwächeren kann also ab- 
solut oder relativ (im Vergleich mit einem bestimmten Gegner) 
gefasst werden, und wir werden im Verlaufe unserer Unter- 
suchung sehen, dass dies historisch von Belang gewesen ist. 
Wenn wir auch von einer Definition im strengen Sinne des Wortes 
Abstand nehmen können, so muss doch der Begriff' von anderen 


2,1 Dass der Gegensatz zwischen Bildung und Nichtbildung schwer 
ins Gewicht fällt, verhehlen wir uns nicht. Filr die römischen Zustände 
ist dies jedoch im wesentlichen irrelevant. Siehe Schmoller, Geber einige 
Grundfragen des Rechtes und der Volkswirtschaft, Jeua 1875, passim; auch 
Burkhard, Die Kunst und die soziale Frage in Aesthetik und Sozial- 
wissenschaft. Stuttgart 1895. S. 18. 

2 * „Die Armen sind in der Gesellschaft die Schwachen. Das ist der 
eigentliche Kern des Verhältnisses“. Fr übel II. Bd. S. 57. Bekannt 
ist das platonische Wort von den zwei Nationen der Armen und der 
Reichen. Siehe auch Nathusius, Die Mitarbeit der Kirche an der Lüsunng 
der sozinlen Frage. Leipzig 1898 — 94. II. Bd. S. 137. 
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verwandten Begriffen abgegrenzt werden. Und in dieser Hin- 
sicht müssen wir sagen: wenn auch in vielen Füllen dem Un- 
redlichen gegenüber der ehrliche, redliche Mann als wirtschaft- 
lich schwächer erscheint, so ist dies doch nicht hierher gehörig, 
und es haben daher alle hier einschlägigen Bestimmungen, 
welche den Redlichen dem Unredlichen gegenüber zu schützen 
beabsichten, nichts mit unserem Thema zu schaffen, sofern sich 
nicht das unredliche Handeln — mag es dem Wortlaut des 
Gesetzes entsprechen oder nicht — gerade den wirtschaftlich 
Schwächeren gegenüber vornehmlich fühlbar macht oder es sich 
um eine Angelegenheit handelt, die sich zwar auf die All- 
gemeinheit bezieht, aber doch für die wirtschaftlich Schwächeren 
besonders wichtig erscheint , 30 Allerdings darf deshalb nicht 
vergessen werden, dass in den Fällen dieser Art meistens 
primär eine Abwehr gegen die Unredlichkeit gelegen ist, aus 
der sich erst sekundär ein Schutz für den Redlichen überhaupt 
und speziell für den wirtschaftlich Schwächeren ergiebt. Es 
soll eben verhütet werden, dass der wirtschaftlich Stärkere, 
deshalb weil er wirtschaftlich stärker ist, auch der rechtlich 
Stärkere sei. Dass er es in manchen, ja in vielen Punkten 
sein mag, birgt an und für sich keine Ungerechtigkeit in sich. 

Der wirtschaftlich Schwächere ist aber gewiss auch nicht 
zu identifizieren mit dem rechtlich Schwächeren, d. h. dem- 
jenigen, der ein schwächeres Recht hat. also dem, der von der 
Rechtsordnung caeteris paribus weniger geschützt wird, als ein 
anderer. So liegt in dem jus offerendi des posterior creditor 
kein Schutz eines wirtschaftlich Schwächeren in dem hier ge- 
brauchten Sinne des Wortes, sondern bloss ein eventueller 
Schutz des rechtlich Schwächeren, auf dass der Erstberechtigte 
nicht sein Pfandrecht zum Schaden des nachfolgenden Gläubigers, 
oder, besser gesagt, ohne jede Rücksicht auf jenen, geltend 


s “ Hierher gehören im römischen Recht die legen de annona gegen 
künstliches Hinauftreiben der Getreidepreise u. a. m. 
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mache. Ein eventuelles jus offerendi des prior hat selbstver- 
ständlich eine ganz andere Funktion zu erfüllen, als dies beim 
jus offerendi des posterior der Fall ist. — Da die wirtschaft- 
liche Situation ineist das 'ausschlaggebende ist, so gehört der 
Schutz der Minderjährigen (selbst das gesetzliche Pfandrecht 
am Vermögen des Vormundes gegen Misswirtschaft, Vorschriften 
betreffend Veräusserung und Anlage von Mündelgut u. dgl. m.), 
der Geisteskranken, der Frauen 31 , nicht hierher, denn auch bei 
der in integrum restitutio ist der soziale Gedanke nicht der 
durchschlagende und bei den Minderjährigen, die wegen ihrer 
imperitia und dem juvenalis ealor (1 4 C. de auct. 5. 59), der 
aetatis infirmitas (1 1 C. quando curat. 5. BO) geschützt werden, 
bei den Frauen, die propter fragilitatem sexus (1 ‘20 § 1 C. de 
donat. 5. 3) oder imbecillitas sexus (1 23 C. de nupt. 5. 4) sich 
besonderen Schutzes erfreuen, spielen gleichfalls derartige soziale 
Gesichtspunkte nicht mit 32 , wenngleich bei den Frauen später 
dieser Gesichtspunkt hervorgehoben wurde. 33 Dass unter dem 
wirtschaftlich Schwächeren ferner nicht derjenige zu verstehen 
ist. der aus seiner bisherigen wirtschaftlich guten Stellung durch 

31 Insbesondere gehören auch die zahlreichen Bestimmungen be- 
züglich der dos, sowohl was die Bestellung derselben, als was ihre Ver- 
wendung betrifft, nicht hierher. 

■” Die Keehtssätze dieser Art sind nach Dunkwardts (Xationalök. 
civil. Studien 8. 10) Worten »der reine Ausfluss philanthropischen Gefühls -1 
und sind demnach auf ähnlichen Gedanken beruhend, wie der Schutz des 
wirtschaftlich Schwachen, aber doch nicht auf demselben. Sie haben also 
mit unserem Thema nichts zu thun. Siehe auch Dankwardt I. c. S. 118 ff. 

33 Siehe 1 1 32 g 5 in f.C. qui potiores 8. 17. Auch die Begünstigungen 
von Konkubinenkindern insbes. seit Anastasius und Justinian (Not. IS 
cap. V. Nov. 89) gehören nicht in unseren Zusammenhang (drbr. neustens 
P. Meyer, Der röm. Koncubinat, Leipzig 1S95, S. 152 ff.) Ebensowenig 
gehören hierher die Erleichterungen bezüglich der Testamentserrichtung 
in Notlagen u. s. w. Die auf der imperitia der rusticani beruhende Be- 
günstigung, dass ihnen Rechtsunkenntnis nachgesehen wird (1 2 § 1. 1). si 
quis in jur. 2. 5. 1 1, § 5. D. de edendo 2. 13. 1 8 C. qui admitti 6. 9) sowie 
die in der Kaiserzeit weitgehenden Begünstigungen z. B. bez. der Testamente 
1 31 C. de Test. 6. 23 beruhen auf anderen M< tiven. 
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gleichviel welche Ereignisse in eine weniger gute gekommen 
ist, soll nur deshalb hervorgehoben werden, um daran eine all- 
gemein häufige Erscheinung zu kennzeichnen. Bekannt ist, dass 
in Rom zur Zeit, als der Übergang vom Akerbau zur Merkantil- 
und Industrieperiode stattfand, die equites zur Geldaristokratie 
wurden, während die Senatoren, mit deren Würde derartige 
Geldgeschäfte nicht vereinbar galten 3 *, allein auf die Landwirt- 
schaft angewiesen blieben. Da sie aber dadurch aus ihrer bisher 
herrschenden Stellung verdrängt wurden, indem die Erträgnisse 
der Landwirtschaft mit denen der Geldspekulation nicht zu 
vergleichen waren, so wurde in ihrem Interesse die Rechts- 
ordnung in der Richtung geändert, dass man den Übergang des 
Familienvermögens in fremde Hände zu erschweren trachtete, 
was durch Verschärfung des Noterbrechtes, Beschränkung des 
Erbrechtes und der Testierfähigkeit der Weiber. Erschwerung 
von Legaten an extranei u. dgl. m. bewirkt wurde .* 5 

Hier ist der Zweck der Änderung der Rechtsordnung rein 
politischer Natur; es handelt sich um die Erhaltung von Macht 
und Ansehen für den senatorischen Stand und man könnte 
gerade so gut die Errichtung von Fideicommissen zur Erhaltung 
des splendor familiae als einen Akt des rechtlichen Schutzes 
der wirtschaftlich Schwächeren bezeichnen, wie diesen eben an- 
geführten Fall . 36 Überhaupt aber ist zu beachten: Es ist durch- 

J * Hatten die Senatoren einerseits grosse Auslagen zu machen, so 
waren sie andererseits in den Kinnahmen dadurch beschränkt, dass sie 
von jedem eigentlich geschäftlichen Erwerb durch gesetzliche Verbote 
ausgeschlossen waren (Lex Claudia, erneuert von Caesar, Erlass Hadrians, 
der den Senatoren das Pachten von Zöllen verbot u. dgl. m.) Dass die 
Senatoren übrigens solche gesetzliche Beschränkungen vielfach umgingen, 
ist bekannt. Siehe Friedländer, Sittengesch. Roms. I. Bd. S. 107. 

,5 Siehe M. Voigt, Röm. Rechtsgeschichte. I. Bd., Leipzig 1892, 
S. 100 ff. 

J ” Ebensowenig gehört in unseren Zusammenhang, dass Augustus 
viele Senatoren und Ritter mit bedeutenden Summen beschenkte, auf dass 
sie nicht ihres Standes verlustig würden. (Dio 53. 2. 54. 17. 55. 13. 56. 41. 
Suet. Aug. 91. 
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aus nicht gleichgültig, ob die Gesetzgebung jemanden, z. B. eine 
Classe, in ihrem faktischen Besitzstand schützt und zu erhalten 
bestrebt ist, oder ob sie einen wirtschaftlich Schwachen, um 
seiner Schwäche willen des Schutzes teilhaftig werden lässt. Das 
erstere ist ein konservatives Vorgehen, das letztere vorbauend; 
beiden gemeinsam kann es dagegen sein, dass die Gesetzgebung 
durch derartige Mittel einen Stand zu erhalten sucht, der sonst 
in Gefahr wäre unterzugehen. Alle die Versuche, welche darauf 
gerichtet waren, einen gesunden Mittelstand zu erhalten, ge- 
hören hierher und sind von sozialpolitischen Gedanken erfüllt. 
Derartige Fälle dagegen, wie der angeführte, wo der Sena- 
torenstand in seiner Macht und seinem Ansehen erhalten werden 
sollte, haben mit unserer Frage nichts zu schaffen. Haben 
wir oben hervorgehoben, dass der Gegensatz von arm und 
reich für unsere Frage nicht ein erschöpfender genannt werden 
kann, so muss andererseits zugegeben werden, dass das Alter- 
tum und so auch die römische Kaiserzeit zwar grossen Reichtum 
gekannt hat, aber die spezifisch eigentümliche Form des Kapitals 
nicht vorhanden war 31 . So hebt bereits Scheel * 8 treffend hervor: 
„Wir dürfen . . . die Stellung der römischen Goldreichen und Geld- 
armen nicht mit der der heutigen Kapitalisten und Kapitallosen 
verwechseln. Die heutigen Kapitalisten sind Besitzer einer be- 
stimmten Menge produktiver Güter, welche zu fernerer Produktion 
angewendet werden; die heutigen Geldreichen leihen Geldsummen 
zu produktiven Zwecken an die Kapitallosen aus, welche ent- 
lehnen, um zu produzieren. Nicht so in Rom. Die römischen 
Kapitalisten besasseu nicht durch Produktion erworbene und 
wieder produzierende Kapitalien, Produktivwerte, sondern Quanti- 
täten von Metallgeld, Tauschwerte, welche nicht zur wirtschaft- 
lichen Produktion angewendet wurden. Ihr Reichthum war 


37 Siehe auch Schäffle «. a. O. 

5 * Der Begriff des Geldes in seiner historisch-ökonomischen Ent- 
wicklung, im 6. Bd. der Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik 
S. 20. 21. 
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nicht erobert, nicht erarbeitet, . . . durch Tribute und Zölle 
aufgebracht, durch Steuerpachtungen aus den Provinzen gezogen, 
durch Wechslergeschäfte leicht erworben — alles auf unproduk- 
tivem Wege .... So die Verhältnisse der Kapitalisten; ent- 
sprechend die der Kapitallosen. Sie borgten Geld, aber sie 
borgten .... unproduktiv . . . .“ Und ergänzend hierzu können 
die Bemerkungen angeführt werden, welche Rodbertus 3 * be- 
züglich des Gegensatzes von arm und reich im alten Rom 
macht. Er lehrt, dass der das Altertum beherrschende Gegensatz 
nicht, wie heute, der von Arbeit und Besitz gewesen sei, sondern 
der von arm und reich, von mehr oder vielen und wenig oder 
gar keinen Oikenbesitz. „Ich habe auch, fährt er fort, ange- 
deutet, dass die Grosse des Oikenvermögens von der Grösse 
des Grundbesitzes abhängen musste. Daraus geht hervor, dass 
der das Altertum beherrschende von der heutigen Zeit so 
abweichende Gegensatz von arm und reich auch selbst noch 
eine besondere Form annahm. Heute würde sich derselbe in 
der Form von mehr oder weniger Kapital aussprechen; im 
Altertum drückte er sich in der Form von mehr oder weniger 
Grundbesitz aus“. — 

Sind also die römischen Reichen und Armen mit den in 
dieser Beziehung bestehenden heutigen Gegensätzen gewiss nicht 
zu verwechseln, so soll auch des weiteren nicht in Abrede ge- 
stellt werden, dass der römische Eigentumsbegriff ein solcher 
war, dem das ethisch soziale Element fehlte; sind wir doch in 
dieser Hinsicht durch beständiges Hervorheben öffentlicher In- 
teressen heutzutage beinahe dahin gelangt, dass der Eigentümer 
gleichsam als Xutzuiesser seiner Sache angesehen werden kann; 
es war daher die ganze Wirtschaftsauffassung damals und heute 
wesentlich verschieden . 40 

Untersuchungen auf dem Gebiete der Nationalökonomie des 
klassischen Altertums II. Zur Geschichte der römischen Tributsteuer seit 
Augustus, im IV. Kd, der Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 18ß5. 

40 Siehe Scheel, Die wirtschaftlichen Grundbegriffe im eorp. jur. 
civ., im VI. Kd. der Jahrbücher für Nationalökonomie. S. S44. 
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Einen tief einschneidenden Unterschied zwischen heute und 
damals bewirkte aber insbesondere das Institut der Sklaverei, 
wie dies schon David Hume 41 betont, wenn er sagt: The 
eliief difference between the domestic economy of tlie an- 
cients and that of the modern« eonsists in tlie practice of 
slavery . . . 

Der Sklave war im alten Rom rechtlich allezeit als Sache 
betrachtet, wenn sich auch unter Einflüssen verschiedenster Art 
ein favor libertatis ausbildete, der mannigfache Erscheinungen 
zeitigte — Erscheinungen, in welchen gewiss ein Schutz des wirt- 
schaftlich schwächeren Sklaven gelegen war; da aber der Sklave 
nicht als Person im juristischen Sinne des Wortes in Betracht 
kam 42 , so wollen wir in diesem Zusammenhang von den sich 
dadurch ergebenden Fragen absehen und uns im wesentlichen 
auf den Schutz des wirtschaftlich schwächeren freien Menschen, 
im Gegensatz zum Sklaven beschränken und auf derartige Be- 
stimmungen wie das confugere ad statuas und den Schutz des 
Sklaven vor Misshandlungen 43 keine Rücksicht nehmen. Handelt 
es sich uns doch darum, zu untersuchen, ob in Bezug auf die 
Frage des Schutzes des wirtschaftlich Schwächeren eine gewisse 
Ähnlichkeit zwischen heute und der spätromischen Kaiserzeit 
bestehe. Die Sklaverei jedoch, welche als der wesentlichste 

41 Essays and treatiscs on sevoral subjects. Vol II. Essay XI (of 
tlie Populousness of ancient nations p. 144. 

41 Andererseits ist gerade die Entwicklung, die da bewirkte, dass der 
Sklave wenigstens in praxi als Person behandelt und seine Lage im all- 
gemeinen wesentlich gebessert wurde, schon oft Gegenstand eingehender 
Darstellungen gewesen. Dass die Sklaven zwar Eigentumsobjekt, aber doch 
nicht auf einer Linie mit leblosen Sachen und Tieren waren, darüber 
s. Endemann a. a. O. S. 7 ff. 

43 1 1 !j 1. C. de jurejur. propter colum. 2. 58 (59). Xe untern per- 
peram in quaestionem servorum quidum venientes sui animi crudelitatem 
exerceant, non aliter concedi eis qui quaestionem servorum exposcant ad 
hoc venire vel a iudicilius audiri, nisi prius tactis sacrosanctis scripturis 
deponunt, quod non odio servorum vel propter offensas coheredum ad hoc 
venerunt, sed quia aliter rerum hereditariaruni veritatem exquirere vel 
ostendere non possunt. Cf. 1 2 D. de his qui sui 1. 6. 

I. Pfaff, Rechtlicher Schutz. 2 
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Unterschied in der dmnestic economy bezeichnet wird, kommt 
in dieser Hinsicht nicht in Betracht. 

Allerdings aber dürfen wir die Sklaverei in der Richtung 
nicht vergessen, als sie die Folie des ganzen wirtschaftlichen 
Bildes bietet, als sie die Ursache ist, die da bewirkt, dass 
wir in Bezug auf den Schutz des wirtschaftlich Schwächeren 
weniger finden, als man erwarten würde, da eben durch sie ein 
grosser Teil der sonst als wirtschaftlich schwächer zu bezeich- 
nenden Personen als Person überhaupt nicht in Betracht kam 
und nicht in der Lage war, an dem Kampf um die wirtschaft- 
liche Gleichberechtigung teilzunehmen. 


111 . 

Wie weit das römische Kaiserrecht und zwar insbesondere 
das spätrömische Kaiserrecht Gedanken sozialpolitischer Natur 
bezüglich des Schutzes des wirtschaftlich Schwächeren aufweist, 
soll weiter unten eingehend untersucht werden. Zuvörderst 
müssen wir aber feststelleu, ob und inwiefern der Gedanke des 
Schutzes des wirtschaftlich Schwächeren dem älter n römischen 
Rechte** bekannt oder fremd gewesen . 45 Viel dürfen wir natür- 
lich in dieser Hinsicht von vornherein nicht erwarten. Eine 
Zeit, welche, wie die des älteren römischen Rechtes, erfüllt war 
von der prinzipiell schrankenlosen Bethätigung des vollberechtigten 
Individuums, eine Zeit, welche im Prozess das Selbsthilfe- 
verfahren besitzt, die also selbst der Durchsetzung des Privat- 

44 Behauptet doch K. Fisch, Die soziale Frage im alten Kein bis 
zum Untergang der Republik, S. 1, für die von ihm besprochene Zeit „es 
dürfte sogar die Gegenwart in dem gezeichneten Bilde hier und da wieder 
ihre eigenen Züge zu erkennen glauben“. 

41 Ueber die Volkswirtschaft der römischen Königszeit wissen wir 
begreiflicherweise nur sehr wenig. Siehe hierüber neuesten» Büehsen- 
schütz, Bemerkungen über die römische Volkswirtschaft der Königszeit 
Berlin 18S6. Wissenschaftliche Beilage zum Programm des F’riedrichs- 
Werder’schen Gymnasium zu Berlin. 
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rechtes im einzelnen in praxi kühl gegeniibersteht, die den 
Begriff des Eigentums geschaffen, als des Rechtes mit seiner 
Sache nach völlig freiem Belieben zu schalten und zu walten 46 , 
kann sozialpolitische Tendenzen nur in sehr geringem Umfang 
kennen. Erst nachdem der Gedanke durchgedrungen war, dass 
wenigstens die freien Menschen dem Gesetz gegenüber und 
insbesondere im Privatrecht einander gleichgestellt seien, erst 
nachdem der Einfluss politischer Standesverhältnisse bezüglich 
der Verkehrsbeziehungen der bürgerlichen Gesellschaft beseitigt 
worden war, konnten solche Gedanken in grösserem Umfange 
Platz greifen . 47 Und ferner: Die soziale Frage ist so alt wie 
die Welt; als ein Versuch, dieselbe, soweit dies überhaupt 
möglich, zu lösen, erscheint der von der Gesetzgebung unter- 
nommene Schutz des wirtschaftlich Schwächeren. Nicht zu allen 
Zeiten tritt aber die soziale Frage in dieser Gestalt auf, dass 


“ . . . als sich in Rom Jas (luiritarische, d. h. das persönliche und 
unbegrenzter Vergrösserung fähige Eigentum entwickelte, traf inan keine 
der von den Griechen ersonnenen Vorsiclitmmassregeln, um die Ausdehnung 
desselben zu beschränken. Die fortwährenden Eroberungen immer neuer 
Gebiete bot ihm im Gegenteil ein stets wachsendes Feld zu seiner Aus- 
dehnung. So nahm die Ungleichheit unaufhaltsam zu, welche zunächst die 
Republik und später die gesamte römische Welt ins Verderben führte.“ — 
Laveleye, Das Ureigentum, 8.345. Die Vorsichtsmassregeln der Griechen 
bestanden in Unveräusserliclikeit der Stammgüter, Beschränkung des Erb- 
rechtes, Aufrechterhaltung de» Kollektiveigentums für Wälder und Weiden, 
öffentlichen Malzeiten, den Syssilieu und Kopielen u. dgl. m. Siehe 
Laveleye a. a. O. Vorrede 8. 12. — Andererseits darf auch nicht un- 
erwähnt bleiben, dass Rom durch seinen ager publicus und die Verteilung 
von Domanialland wenigstens die grössten Schärfen seines Eigentumsbegritfes 
zeitweilig milderte; allerdings kam dies oft nicht denjenigen zugute, die 
es bedurften. Man kann daher ra. E. auf dies römische Staatseigentum 
kein so grosses Gewicht legen, wie dies von Sumter, Das Eigentum in 
seiner sozialen Bedeutung, Jena 1879, S. 151, geschieht, muss dagegen für 
die altrömische Zeit überhaupt sich vor Augen halten, dass die Vermögen 
damals ziemlich gleich gross gewesen sein dürften. So lange jeder Bauer 
sein heredium hatte, konnte unter ihnen die soziale Frage eigentlich 
nicht entstehen. Siehe auch Bücher a. a. O., S. 12. 

47 Siehe Voigt, Jus naturale. Bd. II. S. 686 ff. 

2 4 
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als Abhilfe ein derartiger Versuch unternommen werden könnte. 
So lange es noch Personen im gewöhnlichen Sinne des Wortes 
giebt, welche juristisch nicht als Personen anerkannt sind, 
wird eine Hauptrichtung der sozialen Entwicklung dahin gehen, 
diesen die Anerkennung ihrer Persönlichkeit zu verschaffen. Und 
in dieser Hinsicht enthält denn das ältere römische Recht eine 
Menge von beachtenswerten Erscheinungen; ich verweise bloss 
auf die allmählige Anerkennung der Sklaven als Personen, auf 
die Kämpfe zwischen den Patriziern und Plebejern. Tritt einerseits 
die soziale Frage im alten Rom in der Form hervor, dass Menschen, 
welche rechtlich als Sachen angesehen werden, langsam die An- 
erkennung als Personen erhalten, so ist es andererseits eine grosse 
soziale Erscheinung, dass Menschen niederen Rechtes, Menschen 
ohne politischen Einfluss in langjährigem Kampfe für die politische 
und rechtliche Gleichberechtigung als Sieger hervorgehen. Wir 
fassen hierbei, der im allgemeinen herrschenden Meinung Momm- 
sens folgend, Patrizier und Plebejer 48 dahin auf, dass uns die 
Patrizier schon von Anbeginn der Republik die Reichen und 
Vornehmen, die Plebejer dagegen das niedrige und gedrückte 
Volk sind . 49 Der Kampf zwischen Patriziern und Plebejern 
darf hier darum erwähnt werden, weil sich der soziale Gedanke 
sehr häufig — und nicht nur im alten Rom — darin äussert, 
dass die von der Rechtsordnung stiefmütterlich Bedachten be- 
strebt sind, sich Einfluss auf die gesetzgebenden Faktoren zu 
verschaffen, bemüht sind, das Recht zu erwerben, selbst Per- 
sonen in den Kreis der gesetzgebenden Körperschaft zu ent- 
senden. Dieser Kampf um politische Gleichberechtigung ist ja 
nichts anderes als das Streben, auf die Gesetzgebung zu Gunsten 


48 Siehe über dieselben auch Ranke, Weltgeschichte. 2. Teil 1. Abt. 
Leipzig 1882. S. 47. 

4 * Niebuhr scheidet bekanntlich zwischen Patriziern und Plebejern 
einerseits und Nobilität und Volkspartei andererseits. Dem stimmt Peter,. 
Geschichte Roms, Halle 1805. Bd. 1 Vorrede S. 7 bei. 
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der Minderbereehtigten einen wenigstens negativen Einfluss zu 
gewinnen . 50 

Dass das Streben der Plebejer darauf gerichtet war, Ein- 
fluss auf die Gesetzgebung zu erlangen, beweist der spätere 
Entwicklungsgang in diesem Kampfe zur Genüge. Auf diese 
Frage näher einzugehen, haben wir keine Veranlassung; wir 
wollen uns überhaupt, wenigstens vorzüglich, mit solchen 
Erscheinungen des Schutzes des wirtschaftlich Schwächeren be- 
fassen, welche friedlich, unter Aufrechterhaltung der politisch 
massgebenden Faktoren sich vollzogen haben, wenngleich nicht 
geleugnet werden soll, dass gar manches Gesetz, das zum Schutze 
des wirtschaftlich Schwächeren ergangen ist, das Ergebnis 
schweren und heftigen Kampfes, ja geradezu der Revolution, 
gewesen ist. 

Hier haben wir denn aus republikanischer Zeit anzuführen 


t0 Büchsenschütz führt 1. c. S. 33 fl', aus, die A T erschuldung der 
Plebs im alten Rom, der Umstand, dass der Kapitalreichtum zur Zeit der 
Könige in den Händen der Patrizier war, lasse sich aus den Quellen 
nicht völlig erklären und er folgt darin berühmten und bekannten An- 
schauungen. Er bemerkt weiter: „Der Ausgang aber des Kampfes zwischen 
Armen und Reichen lässt nicht allein die soziale Frage, die ihn doch an- 
gefacht haben »oll, ungelöst, sondern auch, wie es scheint, unberührt. 
Denn das Ergebnis ist bekanntlich die Errichtung des Volkstribunates, 
nicht irgend eine gesetzliche Regelung des Scliuldenwcsens. Das höchste, 
was in letzterer Hinsicht nach der Secession zugestanden worden sein »oll, 
wäre ein mehr oder weniger umfänglicher Schuldenerlass gewesen und 
auch einen solchen erwähnt Livius nicht einmal. Es wäre geradezu 
unbegreiflich, wenn die Plebejer nichts gefordert und erlangt 
hätten, was dazu dienen konnte, die Quelle des allgemeinen 
Elends zu verstopfen, dagegen auf den Gedanken einer Stan- 
desvertretung verfallen wären, deren Befugnisse in jener Hinsicht 
so wenig Hülfe zu leisten gestattete, dass wir ein Jahrhundert später genau 
dieselben Zustände wiedertinden.“ Diesen letzten Worten muss entschieden 
widersprochen werden. Zeigt denn nicht die Geschichte auf Schritt und 
Tritt, dass die ärmeren Klassen immer die Selbsthülfe zuerst in der Form 
gesucht haben, dass sie Einfluss auf Gesetzgebung oder Verwaltung durch 
Entsendung einer Person in die betreffende Körperschaft erstrebten, zeigt 
denn nicht die Gegenwart wieder ganz dieselbe Erscheinung? 
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die zahlreich erlassenen, beziehungsweise beantragten leges 
agrariae, sowie das Institut der Kornspenden: desgleichen die 
leges foenebres et de aere alieno. Mit Recht können wir für 
diese Periode die Worte Webers (Die römische Agrargeschichte 
Stuttgart 1891. S. 7) anführen, „dass neben vielen negativen, 
wie Frnmentationen, Schulderlässen“, die Besiedlung des ager 
publicus „die einzige positive sozialpolitische Massregel grossen 
Stiles“ war, „mit welcher der römische Staat den konvulsivischen 
Krankheitsäusserungen seines sozialen Körpers entgegentrat“. 
Die einzelnen leges agrariae, sowie die uns glaubhaft überlieferten 
Fälle von Kornspenden aufzuzählen, ist für unseren Zweck über- 
flüssig. Fis genügt für uns bezüglich der republikanischen 
Zeit, diese beiden Erscheinungen anzuführen und zu konstatieren, 
dass insbesondere durch die Versuche der beiden Gracchen „ein 
Feuerbrand in die Welt“ geschleudert wurde, „dessen Wirkung 
erst nach Jahrhunderten gedämpft, niemals aber ganz verglommen 
ist, das Streben nach einer staatlichen Versorgung der ärmeren 
Klassen“ (Leonhard a. a. 0. S. 66) 51 . 

Was speziell die Kornverteilungen betraf, so arteten diese 
ursprünglich zur Unterstützung Bedürftiger bestimmten Ver- 
teilungen dahin aus, dass der hauptstädtische Pöbel, ob seiner 
politischen Stimmberechtigung auf Staatskosten ernährt 52 wurde 


61 Siehe auch N i e b u li r , Rom. Geschichte. 4. Teil. Jena 1844. S. 411 ff. 
Mommsen, Röm. Gesch. II. Bd. Ihne, Röm. Gesch. V. Bd. S. 33 ff. 
u. 85 ff. Insbesondere ferner Nitzscli, Die Gracchen und ihre nächsten 
Vorgänger. Berlin 1847. S. 294 ff. und 396 ff. Ger lach, Tiberius und 
Cajus Gracchus. Basel 1843. S. 23 ff. Nitzseh, Gesch. der römischen 
Republik hgg. v. Thouret. Leipzig 1884. II. Bd. 8. 84 ff. Ranke, Welt- 
gesch. 2. Teil. 2. Abt. S. 6ff'. 8. 22. S. 33 ff. Bitzer, Die sozialen 
Ordnungen in weltgeschichlicher Entwicklung. Stuttgart 1877. Gagern, 
Die Resultate der Sittengeschichte. 2. Aull. 3. Teil. 8. 104 ff. 

,2 Die Geschichte dieser Verteilungen gehört nicht in unseren 
Zusammenhang; liegt ihr auch gleich als Motiv mit zu Grunde, dass 
man den Gefahren steuern wollte, die aus einem übermässigen brod- 
losen Proletariat der Gesamtheit erwachsen können, so war doch der 
Gesichtspunkt der Gunstbuhlerei der ausschlaggebende. Siehe hierzu 
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und das ursprünglich gut Gemeinte ward zum Übel, indem da- 
durch der italienische Bauernstand schwer geschädigt, also eine 
Säule des Staates erheblich geschwächt und die Arbeitsscheu 
wesentlich erhöht wurde. 53 So sah man sich denn mit der Zeit 
genötigt, die Zahl der Empfänger solcher Kornspenden thunlichst 
zu beschränken 54 ; insbesondere als unter Cäsar die Zahl der 
Berechtigten auf 320 000 gestiegen war. Das Mittel, welches 
er hierzu verwendete — Aussendung vieler Armer nach Kolonieen 
— half freilich nur vorübergehend; doch sichtete er diejenigen, 
die in Koni Konispenden empfingen, gehörig, so dass ihre Zahl 
sich wesentlich verminderte (Suet. C'aes. 41). Hier trat er „nicht 
mehr als Schmeichler, sondern als Arzt des Proletariates auf“ 
(Roscher, Politik S. 632).** Doch die städtische Bevölkerung 
war in stetem Wachsen; winkte ja infolge der politischen Stimm- 
berechtigung die Ernährung auf Staatskosten. 56 Augustus, der 

Gibbon c. 31. G regorovius, Gesell, der Stadt ltom im Mittelalter. 1. Bd. 
S. 138. Schmidt, Die bürgerl. Gesellschaft in der altröm. Welt und ihre 
Umgestaltung durch das Christentum. S. 63 IT. 

53 Roscher, Politik. S. 513 und Mommsen, Köm. Gesch. III. Bd. 
8. 490 ff. Dawider Rodbertus in Hildebrands Jahrb. I. Bd. S. 341 tf. 

51 Pompejus soll schon (llio 39. 24. 1) dadurch ein wenig Wandel 
haben schaffen wollen, dass er Verzeichnisse der Berechtigten anzufertigen 
gedachte, um wenigstens eine annäherungsweise Übersicht zu besitzen; 
er scheint jedoch seine Absicht nicht ausgeführt zu haben. 

53 „Indem also das politische Privilegium in eine Armenversorgung 
umgewandelt ward, trat ein in sittlicher wie in geschichtlicher Hinsicht 
bemerkenswerter Satz zum erstenmal in lebendige Wirksamkeit ... und 
zuerst Caesar hat . . . eine Hinrichtung, die für den Staat eine Last und 
eine Schmach war, umgeschaffen in die erste jener heute so unzählbaren 
wie segensreichen Anstalten, in denen das unendliche menschliche Er- 
barmen mit dem unendlichen menschlichen Elend ringt.“ Mommsen, 
Köm. Geschichte. 5. Aufl. III. Bd. Berlin 1869. S. 491; Hirschfeld, Die 
Getreideverteilung in der röm. Kaiserzeit. Philologus XXIX S. 3 ff. Die 
Kahl der Empfänger sollte unverändert bleiben und bloss die vacant ge- 
wordenen Plätze neu besetzt werden. 

5 * Sueton. Aug. 42. Cie. pro Sext. 26. De off. II. 21. Cäsar sorgte 
insbes. für die armen Veteranen (1. lulia municipalis). Siehe auch Mar- 
quardt, Röm. Staatsverwaltung. Bd. II. S. 106 ff. 
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ursprünglich alle Getreidespeiulen für ewige Zeiten abschaft'en 
wollte, gelang es im Jahre 732 rl. St. die unbestimmte Zahl der 
Empfänger auf circa 150 000 zu beschränken 57 , insbesondere 
aber, — und dies zeigt, dass in der ersten Kaiserzeit (im Beginn 
des Prinzipates) wieder der alte Gedanke bezüglich der Korn- 
spenden zum Durchbruch gelangte — wurden genaue Prüfungen 
der Bedürftigkeit der Empfänger angeordnet. 58 Dass zu dieser 
Zeit die Kornspenden solchen zukamen, die derselben wirklich 
bedurften, beweisen zwei Umstände in schlagender Weise, einmal 
der Umstand, dass es bei Teuerungen nötig wurde, auch solchen, 
die nicht zu den regelmässigen Teilhabern gehörten, zu massigen 
Preisen Getreide abzugeben, — die ständigen Teilhaber scheinen 
also doch zu den ärmsten gehört zu haben — und zum andern, 

* T Augustus beschränkte das Institut der Kornspenden auf Familien- 
väter — schied die coclibes und orbi aus — und seit seiner Regierung 
konnte man sich in dieser Beziehung einkaufen, wie sich heutzutage arme 
Leute in Versorgungshäuser einkaufen, wenn sie der Zuständigkeit ermangeln. 
Allerdings war das Wagnis geringer, weil Augustus so vorgelien konnte, 
nachdem in den vorhergehenden Jahren Acker auf der Halbinsel angekauft 
worden waren, die den Bedürfnissen der armen Plebejer und der Veteranen 
dienen sollten. Die Frage, ob Augustus schou 732 definitiv die cura an- 
nonae übernommen hatte (Mommsen, St. B. 2. S. 961) oder nicht, berührt 
uns nicht. Siche darüber, sowie überhaupt zu dieser ganzen Frage 
Hirschfeld, Untersuchungen auf dem Gebiete der römischen Verwaltungs- 
geschichte. Berlin 1877. S. 128 ff. — In dieser Form erhielt sich das 
Institut bis auf Aurelian, wo dann die Verteilung von Brot in der Haupt- 
stadt (panis gradilis) und Schweinefleisch an die Stelle trat. fr. Vat. 272. 
L. 35 pr. D. de legatis 32. L. 52 § 1. 1). de iud. 5. 1. L. 49 § 1. L. 87 
pr. D. de leg. 31. L. 1 Cod. de suariis. 11. 17. Hist. Aug. Aurel. 35. 
Zosim. I. 61. Cod. Theod. XIV. 17 de annonis civicis et pane gradili. 
Hirschfeld, Philologus 29. S. 19. Diese Verpflegsart wurde von Kon- 
stantin auf Konstantinopel übertragen. Siehe Gebhardt, Studien über 
die Verpflegung von Rom und Konstantinopel in der späteren Kaiserzeit. 
1881. S. 20. 

6 ' Schon früher wurden Erhebungen gepflogen bei den Hauseigen- 
tümern, in deren Häusern die Unterstützten wohnten, um über ihre Ver- 
mögensverhältnisse, ihre Dürftigkeit Informationen zu erholen. Der Miet- 
zins, der gezahlt wurde, bildete natürlich den hauptsächlichsten Anhaltspunkt. 
Siehe hierzu Prumann, Geschichte Roms. 3. Teil S. 619. 
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dass moralische Gründe, moralische Würdigkeit, für diese Wohl- 
that, welche übrigens zeitlebens gewährt wurde, sofern der Be- 
dachte das Bürgerrecht nicht verlor, nicht in Betracht kamen: 
frumentum publicum tarn für quam perjurus et adulter accipit 
et sine deleetu morum quisquis civis est berichtet uns Seneca 
de benef. IV. 28. 2. 58 

Ob man nun. mag das Korn zu massigen Preisen abgegeben 
worden sein, oder mag es reine Liberalität gewesen sein, die 
Kornspenden mit Kontzen® 0 „als die reinsten sozialistischen 
Massregeln, als Staatsintervention und Staatshülfe in optima 
forma“ bezeichnen kann, diese Frage wird wohl m. Fl. dahin zu 
beantworten sein, dass dies für die ältere Zeit und für den An- 
fang der Kaiserzeit zutritft, für die republikanische Zeit nach 
Gracchus jedoch nicht. 81 Soweit aber die Kornspenden, gleich 
den Landverteilungen als staatliche Hülfe hergehören, ist es 
meist ein Helfen in nachhinein und ein Helfen von Fall zu Fall; 
meist Massregeln zur Steuerung augenblicklicher Not, sofern sie 
nicht auf Gunstbuhlerei zurückzuführen sind, wo sie dann gar 
nicht hierher gehören. 82 

59 Siehe auch hierzu Suet. Aug. 41 und Höck a. a. O. Hirschfeld 
im Philolog. 29. Bd. S. 8. Die sog. congiaria d. i. Spenden an Geld, Lebens- 
mitteln, 01, Wein u. dgl. , welche teils reine Almosen waren, teils bei 
wichtigen Ereignissen durch die Prinzipes verteilt wurden, sind von ge- 
ringerer Bedeutung. (»Verteilungen waren schon in der Republik üblich 
■(Hirschfeld a. a. O. S. 19). 

90 a. a. O. S. 14. 

*' Inwieweit auch noch später Kornverteilungen, sowie I.and- 
verteilungen vorkamen, darüber weiter unten. Es wurde hier überhaupt 
bloss auf die Anfänge der Kaiserzeit eingegangen, um in continenti her- 
vorzuheben, dass der alte Gedanke der Kornspendeu damals wieder zu 
neuem Leben erwachte. 

95 Wir haben gesehen, dass man die Kornverteilungen zu ver- 
schiedenen Zeiten verschieden ob ihrer Motive zu beurteilen hat. Was 
Bruder im I. Bd. des Staatswörterbuches der Görresgesellschaft im Artikel 
Armenpflege lehrt: „Die röm. Getreideverteilungen hatten den Charakter 
oiuer politischen Massregel: Verhütung von Volksaufständen, Erhaltung 
der Dynastie auf dem Throne. Sie förderten eher durch Sanktionierung 
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Gleichfalls von dem Gedanken erfüllt, den ärmeren, wirtschaft- 
lich schwächeren Klassen anfzuhelfen und auch in ihrem Grund- 
gedanken weiter greifend, als die Land- und Kornverteilungen, 
waren die leges foenebres et de aere alieno. Infolge der 
zahlreichen Kriege, welche Koni zu führen hatte, war der Bauer 
von seinem Acker einen grossen Teil der wichtigsten Zeit ent- 
fernt und es waren auf diese Weise viele der kleineren Wirt- 
schaften in Gefahr, zu Grunde zu gehen; insbesondere gerieten 
solche Inhaber kleinerer Wirtschaften vielfach in Wuchererhände. 
Während nun ursprünglich die einzige Abhülfe, welche man 
drückenden Schulden gegenüber zu finden wusste, in der völligen 
Aufhebung der Schuld (novae tabulae) bestand (gewiss ein nicht 
zu billigendes Vorgehen), hatten es sich die leges foenebres zur 
Aufgabe gemacht, dem Wucher und dem strengen Schuldprozess 
entgegenzutreten und doch die novae tabulae dabei zu vermeiden. 

Es wurden infolgedessen bald die Zinsen, bald ein Teil der 
Kapitalschuld erlassen, der Zinsfuss herabgesetzt, Strafen für 
Wucherer eingeführt, eine Schuldentilgungskommission (V viri 
mensarii) eingesetzt, welche sogar Vorschüsse aus der Staats- 
kasse leistete u. dgl. m. Die Schuldhaft wurde weniger streng 
organisiert, ein einfacheres Prozessverfahren eingeführt, den 
Kapitalisten nur der Besitz einer bestimmten Barschaft 
gestattet und ähnliches. Hierher gehören vor allen die LL. Li- 
cinia Sextia. Duilia et Maenia, Marcia, Poetelia, Silia, Sempro- 
nia u. s. w. ln dieser Gesetzgebung wider den Wucher gelaugt 
mithin zum Teil wenigstens der Gedanke zum Ausdruck, nicht 
wie bisher bei Land- und Kornverteilungen, dem wirtschaftlich 
Schwachen zu helfen, wenn er bereits am Boden liegt, sondern 
es tritt die Absicht hervor, prophylaktisch vorzugehen und 
auf diese Weise künftigen derartigen Fällen von vornherein ent- 
gegenzutreten. Und in diesem Sinne liegt der Wuchergesetzgebung 


der Trägheit und Arbeitsscheu die Verarmung“ ist für gewisse Epochen 
richtig, trifft aber doch nicht so generell zu, als es gesagt ist. 
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ein viel tieferer Gedanke zu Grande, als dadurch das Übel an 
der Wurzel angegriffen werden sollte — wenigstens nach der 
Absicht der Gesetzgeber. — Und so ist in dieser Beziehung die 
Wuchergesetzgebung, soweit sie sich über die novae tabulae er- 
hob, als der Anfang, als der Vorläufer jener Gesetzgebung an- 
zusehen, welche wir in der Kaiserzeit finden, und aus der 
mannigfache im Prinzipe lobenswerte, in der Durchführung oft 
gänzlich verfehlte Gesetze hervorgegangen sind. 63 

In diesen drei Erscheinungen, welche sich schon in älterer 
Zeit vorfinden, offenbart sich zeitweilig das Streben der Gesetz- 
gebung, die wirtschaftlich Schwächeren zu unterstützen; und 
diese drei Formen sind auch belangreich gewesen. Was sich 
allenfalls noch neben ihnen findet und von ähnlichen Gedanken 
getragen ist, ist unbedeutenderer Natur. So beispielsweise eine 
auf religiöse Ursachen zurückzuführende Bestimmung, die uns 
Cato überliefert hat, wonach an den gebotenen Festtagen der 
Knecht und der Stier — nach dem Sinne des Gesetzes — zu 
ruhen haben. Da das Gesetz vom Pfluge spricht, welcher ruhen 
solle, so hat dann die spätere Zeit dies wörtlich auslegend, 
den Pflug allerdings ruhen lassen, den Knecht aber, zu dessen 
Schutz und Erhaltung der Arbeitskraft es wenigstens mit gemeint 
war. zu anderen Arbeiten verwendet. 8 * 

In treffender AVeise hat bekanntlich J bering in seinem 
„Scherz und Ernst in der Jurisprudenz“, 3. Auf!. Leipzig 1885 
unter dem Titel „Reich und Arm im altrömischen Zivilprozess“ 
S. 175 ff. ausgeführt, wie der ältere Zivilprozess mit seiner 
Deposition der Sakramentssumme, die erlegt werden musste, 
um prozessieren zu können, dem Reichen ein meist ungeheueres 
libergewicht über den Armen verlieh; wie der letztere, weil er 


•* Über die Wuchergesetzgebung der Kaiserzeit weiter unten. 

'* Siehe hierüber Mommsen, Röm. Oesch. I. Bd. S. 192 u. S. 846. 
I’faff, Zur Lehre vom sog. in fraudem legis agere S. 148. Über die infolge 
des Christentums eingeführte Sonntagsruhe in der röm. Kaiserzeit siehe 
insbes. 1 2 (3) C. de feriis. 3. 12. 
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die nötige Sakramentssumme nicht besass und nicht aufbringen 
konnte, schon deshalb genötigt war, auf die Geltendmachung 
seines Rechtes zu verzichten. Auch hier aber finden wir mit 
der Zeit und noch in älterer Zeit gewisse „den ärmeren Klassen 
zugedachte Erleichterungen der Rechtsverfolgung“ ® 3 , wie die lex 
Papiria, lex Yallia, lex Silia und Calpurnia. 

Bietet hiernach das ältere Recht keine reiche Auslese in 
der uns hier interessierenden Richtung, so darf doch immer 
nicht vergessen werden, dass in den Zeiten, wo Herr und Knecht 
am selben Tische assen und das gleiche Leben führten, die 
sozialen Gegensätze eben nicht so bestanden, wie in späterer 
Zeit. Die ältere Zeit war daher trotz der geringen Zahl sozialer 
Vorschriften doch verhältnismässig den Ärmeren günstiger, als 
die Zeit nach den punischen Kriegen, wo die kolossalen Reich- 
tümer sich ansammelten und der schroffe Gegensatz zwischen 
reich und arm zur Herrschaft gelangte. Dies war eine Zeit, 
wo dann bis zum Ende der Republik an sozialen Reformen nur 
äusserst dürftige Fortschritte gemacht wurde, obwohl die ver- 
änderten Verhältnisse solche dringend gefordert hätten und wo 
es dann erst der späteren Kaiserzeit Vorbehalten blieb, refor- 
matorisch einzuschreiten, allerdings einzuschreiten in einem 
Momente, wo sich die Sünden vergangener Zeiten nicht mehr 
gut machen Hessen. Was jedoch die ältere Zeit betrifft, so 
kam ihr noch ein Umstand zu Hülfe, welcher die Besitzlosen 
ihre schlechte wirtschaftliche Stellung nicht so fühlen Hess, als 
dies sonst der Fall gewesen wäre und wir müssen auf diesen 
Punkt noch kurz eingehen. Es war dies die seit alters be- 
stehende Institution der Klientel, wodurch wirtschaftlich 
Schwächeren nicht bloss Unterstützung zu teil wurde, sondern 
dieselben auch oft an den Genüssen und Vergnügungen der 
Reichen mehr oder weniger teilnahinen. 6 ® 

* 5 Jhering a. a. O. S. 22H. 

*" Siehe Friedländer, Sittengeschichte Rums. 3. Bd. Leipzig 1871. 
S. 98 ff. 
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Die Klientel war ein wichtiges, schon in die graue Urzeit 
zurückreichendes Institut, das dem Schutze des wirtschaftlich 
Schwächeren diente. Dionysius 2. !) berichtet uns hierüber: 'O de 
'PfOfivios faeidi] dtexgtve rovg xgemovg (toi«; naxgixiovg) fab twv 
ijTtbvajv (twv grhjßetwv), ivo/io&hei /irru tovto xai dteratrev, R yg>j- 
TToumtv ixaxeoovg, roi'c fiev evjiaroidag legäo&ai re xai ägyeiv xai 
dtxafctv — rorg bk dg/ioTixoi'g — yec ogyeiv xai xrtjvorgcxpeiv xai 
rag yorjumoTToiovg egyägeofiai re yvag. — TiaoaxaTa&rjxag de edwxe 
roTg Tmrgixtotg roi'g dtjpouxovg, imtgeipag heäarw — Sv afabg eßov- 
Arro veueiv Ttgoarartjv nagxwveiav dvo/edaag tijv Tigomaoiav , 67 

So hatte denn die alte Zeit im Klientelverhältnis einen 
Schutz des wirtschaftlich Schwächeren gefunden, das allerdings 
nicht ausschliesslich darauf berechnet war, aber doch dem wirt- 
schaftlich Schwächeren und das ist ja der inferior in der Regel, 
einen Halt bot. 

Dass diese Pflicht, sich der Klienten anzunehmen, streng 
aufgefasst wurde, beweist zur Genüge die Bestimmung der 
XII Tafeln: Patronus si clienti fraudem fecerit sacer esto. Darin 
liegt eine gewaltige Pression, den wirtschaftlich Schwächeren 

87 Insbes. ist aber wichtig, dass Dion, in c. 10 ein von Komulus er- 
lassenes Strafgesetz erwähnt, das die Treuverletzung zwischen Klienten 
und Patron behandelt: ei bi xig i£eiey%Oeii] xoixxor xibiaxgaxxofievog, eroyof 
fjv z <j» vöttto rijg xooboalag Sv ixrniootv n Pmiivioi • xöv bi äi.nvxa xiö ßovXo- 
ftevci xxeixeiv omov i/f Stg Sr/uxxov xaxayöoviov Aiög. Hier ist von einem 
wechselseitigen Verpflichtungsverhältnis zur Treue die Hede, wie cs die 
vorhergehenden Worte xowrj S’ ä/upoxioots oi-xe öainv of'ie fli/itg »}>■ x. x. /.. 
rl bi ug igeXey/Oeir/ u. s. w. beweisen. Diese lex ist also nicht identisch 
mit der Bestimmung der 12 Tafeln, sondern viel älteren Datums. Es lässt 
sich nun nicht beweisen, ist aber sehr leicht möglich, dass im Interesse 
des wirtschaftlich schwächeren Klienten sich allmählig aus dieser Be- 
stimmung Komulus’ der Satz der Xll Tafeln entwickelt habe, der bloss den 
Patron dem Klienten gegenüber so schwer verantwortlich macht und der 
sich ja auf das fraudem facere, also auf Yermögensbenachteilung ausdrück- 
lich bezieht. Siehe hierzu insbes. M. Voigt, Über die leges regiae, nr. VI 
des VII. Bds. der Abh. der pliilol. hist. CI. der k. säclis. Oeselisch, der 
Wissenschaften. S. 573 tf. und ebendenselben über Klientel und Liber- 
tinitüt. S. 173. 
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nicht absichtlich zu schädigen. Wie dies bei solch einem 
Schutzverhältnis nicht anders sein kann, war natürlich der Ge- 
sichtspunkt der gebrochenen Treue, welche der Patron dem 
Klienten gegenüber schuldig war, der massgebende. Aber mag 
auch durch ein solches Treue- und Schutzverhältnis mehr in- 
direkt geholfen worden sein — es war doch ein in vielen 
Punkten zutreffender Schutz eines wirtschaftlich Schwächeren, 
in dieser Hinsicht vergleichbar den Lehusverhältnissen des 
Mittelalters . 68 

So viel in dieser Beziehung über die Klientel des ältesten 
Rechtes. Des Zusammenhanges halber sei hier gleich auch das 
erwähnt, was wir bezüglich der Klientel des späteren Rechtes 
hervorzuheben haben. War sie ursprünglich ein Verhältnis ge- 
wesen, das dem Reichen manche Pflichten seinem armen Klienten 
gegenüber auferlegte, so verwandelte sich dies Institut allmäh- 
lich so sehr, dass der Klient der späteren Zeit von seinem 
Patron masslos ausgebeutet wurde. Dies war der Fall bei dem 
Klientelverhältnis, das aus der Freilassung 69 erwuchs und das 
wir gleichfalls betrachten müssen, weil hier der Gesetzgebung 
sich mehrfach Gelegenheit bot, zum Schutze des Schwächeren 
einzugreifen . 70 Dass hier Missbräuche der ärgsten Art vor- 


** Der Patron, wie dessen gen» sind Mittelglieder zwischen Klienten 
und Staat, so das» der Klient da», wa» ihm versagt ist (Teilnahme an den 
Institutionen de» Staate», an der Staatakirehe u. dgL) heim Patron und 
dessen gen» als Ersatz findet (Voigt, Über Klientel und Libertinität. 
8. 162), wodurch er also in den Staat organisch eingefügt wird, doch aber 
vom Bürgerrecht ausgeschlossen erscheint. 

“ Es ist die Freilassung als Mittel benutzt worden, um den nach 
Freiheit Lechzenden auch noch die Bürde ganz gewöhnlicher Geschäfts- 
obligationen aufzulegen. Man hat au» der Freiheitsgewährung im wahren 
Sinne des "Wortes „Kapital“ geschlagen. Olück-Lcist. 5. Bd. S. 218. 

70 Die Geschichte der Entwicklung der Klientel, wie sich da» alte 
Institut in zwei verschiedene Rechtsinstitute gespalten — Patronat über 
den manumissus und Patronat über den Klienten — ist hier nicht weiter 
zu verfolgen. Ich verweise bezüglich dieser Frage auf die lehrreichen 
Ausführungen von Voigt, Über die Klientel und Libertinität. 
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kamen, die für den libertus die Freiheitserlangung illusorisch 
machten, beweist die vom Prätor zum Schutz der erlangten 
Freiheit eingeführte exceptio libertatis exonerandae causa. 71 

Hier finden wir denn auch in dieser Beziehung zwei Plebis- 
eite, die zu Gunsten der Klienten ergingen, nämlich die lex 
Publicia und die lex Cincia de donis et muneribus. 

Über die erstere lex des M. Publicius Malleolus berichtet 
Macr. 1. 7. 33: cum multi oceasione Saturnaliorum per avari- 
tiam a clientibus ambitiöse munera exigerent, idque onivs 
tenuiores gravaret, Publicius tribunus plebi tulit, non nisi cerei 
ditioribus missitarentur und Plutareh Rom. 13 sagt hiezu: 
voteqov — tö hifißavnv yoi'j/iam tov * Avrarovs Jtnoa tän> toxhvo- 
t eotov uioyQor iro/uaih] xai äyeyve^ also ein Gesetz, welches 
der Ausbeutung der Klienten durch ihre Patrone entgegentrat. 
Noch umfassender war die lex Cincia, die bekanntlich die 
Schenkungen über eine gewisse Wertsumme verbot, aber be- 
züglich gewisser Personen hievon eine Ausnahme machte. 

Diese lex rechnete jedoch die Patrone nicht unter die 
personae exceptae bezüglich der dona der Klienten 14 , während 
auch sie die munera für zulässig erklärte. Die Klienten waren 
mit einem derartigen Verbot der dona gegenüber der Aus- 
beutungswut der Patrone entsprechend geschützt. Diese aber 
suchten sich dadurch zu helfen, dass sie die erst freizulassenden 
Sklaven eidlich angeloben Hessen, ihnen, wenn sie die Freiheit 
erlangt haben werden, dona, munera und operae zu leisten, 
Nach der Freilassung Hessen sich dann die Patrone dies eid- 
liche Gelöbnis erneuern. Es war dies also „ein Verfahren, 
welches unverwendbar bei den alten Klienten, nur die manu- 

11 Siehe hierzu Buch v. Tuhr, Der Notstand im Zivilrecht. Heidelberg 
1888. 8. 12ff. Ks wird hier die „Exploitierung einer Notlage“ als unerlaubt 
behandelt. 

11 Darüber, dass sie später zu den personae exceptae gezählt wurden, 
sowie zur ganzen Materie siehe Voigt, Über Klientel und Libertinität. 
8. 174 ff. 
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missi im besonderen traf“. 73 Für die Fälle, dass der Frei- 
gelassene sich dann weigerte, den Ki<i nochmals zu leisten oder 
die versprochenen Leistungen zu vollziehen, wurde seit dem 
Prätor M. Livius Drusus (kurz vor 640) der manumissor dadurch 
geschützt, dass dem Freigelassenen gegenüber der vind. in servi- 
tntem keine defensio gewährt wurde, beziehungsweise, dass ihm 
vor erlangter Freiheit keine Klage auf Geltendmachung der 
versprochenen Freiheit gewährt wurde. 

Als nun aber die Patrone von dieser Rechtshilfe einen 
übermässigen und drückenden Gebrauch machten — antea soliti 
fuerunt a libertis durissimas res exigere, scilicet ad remuueran- 
dum tarn grande beueficium quod in libertos confertur. cum ex 
servitute ad civitatem Romanam perducuntur — 1 1 pr. 1). de 
bonis lib. 38. 2. 74 — da griff das Edikt des P. Rutilius Rufus 75 
ein zum Schutze der Freigelassenen 78 , indem es die Rechts- 
mittel des Patrons auf zwei beschränkte, falls der Freigelassene 
das eidlich gegebene Versprechen richtig erneuert hatte: im 
Verweigerungsfalle blieb es allerdings beim früheren Rechte. 
Sonst aber war der Patron auf die actio operarum, auf den 
Wert der eidlich angelobten, aber verschuldeterweise nicht ge- 
leisteten operae, doua und munera, sowie auf die actio pro 
socio für den Fall der bei Nichterfüllung strafweise vereinbarten 
societas omnium bonorum beschränkt; damit bei unverschuldeter 
Nichterfüllung des Angelobten dem libertus ein Schutz gegen 
Bedrückung durch den Patron gewährt. 77 

Fenier ist hier zu erwähnen das Edikt über die exceptio 

73 Voigt a. n. O. 8. 198. 

71 Siehe auch Cie. ad Qu. fr. 1, 1. 4. 13. 

" L 1 gl. 1). de hon. üb. 38. 2. 

7 * L 2 pr. D. de op. lib. 38. 1 : Hoc edictum praetor proponit coar- 
tandac persecutionis libertatis causa impositorum: animadvertit enira rem 
idem libertatis causa impositorum praestationem ultra exereviase, ut pre- 
meret atque oneraret likertinaa persona». 

77 Siehe auch bez. dieser Fragen die interessante Kombination von 
Leist in C 1 ü c k- Leist. 5. !td. S. 298 ff. 
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onerandae libertatis, welches verhinderte, dass der Freigelassene 
wegen eines den Patron verletzenden Benehmens zu einer Ver- 
mögensleistung strafweise verpflichtet sei. 78 

Wenn im weiteren die lex Iulia de maritaudis ordinibus 
den Freigelassenen, der zwei legitime Kinder erzeugt hatte, von 
der operarum obligatio befreite, so ist dies auf andere Motive 
zurückzuführen, als auf das Bedürfnis, den Freigelassenen vor 
Ausbeutung zu schützen. 

Dagegen ist es sehr wichtig und hierher gehörig, dass dem 
Patron nur unter gewissen Voraussetzungen gestattet ist, sich 
unmittelbar an Stelle einer Dienstleistung eine Geldleistung 
auszubediugen. 7 * Es war dies nämlich nur daun zulässig, wenn 
der Patron egens war: sed si libertatis causa pecuniam pro- 
mittat libertus egenti patrono aut Titio, omnimodo adiectio 
Titii valet (1 12 D. de operis libertor. 38. I). 80 

Zum andern ist hier hervorzuhebeu das Verbot des mer- 
cedes capere a liberto. ln dieser Hinsicht bestimmt 1 32 t; 1 
D. cjui et a quibus 40. 9: Non prohibentur lege Aelia Sentia 


Siehe hierüber auch Glück-Leist. r>. Bd. S. 293 ff. Wann das- 
selbe aufgekommen, ist bestritten. Ob die exceptio schon zur Zeit des Rutili- 
sehen Ediktes bestund (Leist a. a. 0. S. 295) oder nicht (Voigt a. n. O. 
S. 199) das ist für uns irrelevant. Über die iiltere Litteratur siehe 
Loist a. «. 0. 

Ein interessantes Seitenstück hierzu sei vermerkt: An sich kann 
ein Kolone dem Grundherrn ebensogut zu einer Abgabe in Geld, wie in 
Früchten verbunden sein. Die const. 5 0. de agricolis censitis vel colo- 
nis 11. 4M (47) von Yalentinian und Valens a. 366 — also spätere Kaiser- 
zeit — an den praeses Tripolitanac, verbietet den Grundherrn, Geld zu 
verlangen, wo das nicht die eonsuetudo praedii exigit; sie sollen accipere 
quod terra praestat. Siehe hierzu His, Die Domänen der römischen 
Kaiserzeit (1S96) S. 8H ft. 

*" Cf. 1 1 C. de op. lib. 6. 3: Si tempore manumissionis operae tibi 
impositae sunt, scis te eas praestare debere. Solet nutem inter patronos 
et libertos convenire, ut pro operis aliquid praestetur, licet pretium non 
possit, nisi quando propter inopiam pro alimentis id extra ordinem peti 
necessitas suaserit, cum etsi operae non erant impositae defeetis tarnen 
l’ucultatibus patroni alere eum eogeburis. 

I. Pf aff, Rechtlicher Schutz. 3 
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patroni a libertis mereedes capere, sed obligare eos: itaque si 
sponte sua libertus mercedem patrono praestiterit. nullum huius 
legis praemium consequetur. 

Ist hier ausgedrückt, was die lex Aelia Seutia zu verbieten 
beabsichtigt, so sagt uns 1 *25 D. de op. üb. 38. 1 genauer, um 
was es sich dabei handelt. Das priucipium dieser Stelle lautet : 
Patronus qui operas liberti sui locat, non statini intellegendus 
est, mercedem ab eo capere: sed hoc ex genere operarum ex 
persona patroni atque liberti colligi debet. Und, nachdem (§ 1) 
auseinandergesetzt wurde, dass wenn jemand einen Pantominen 
zum Freigelassenen hat, et eins mediocris patriinonii sit, ut non 
aliter operis eius uti possit, quam locaverit eas, dies noch 
immer als ein exigere operas, nicht als ein mercedem capere 
angesehen werden könne, fährt tj 3 so fort: Sed qui operis 
liberti sui uti potest et locando pretium earum consequi mailet, 
is existimandus est mercedem ex operis liberti sui capere. Siehe 
auch 1 7 pr. €. de op. lib. t>. 3. Treffend bemerkt Leist 81 
hierzu: „Dieses Verbot des mercedem capere ist der letzte 
heilsame Damm gegen ein völliges Ausarten des Dienstinstitutes 
gewesen. Diese Bestimmung der lex Aelia Sentia hat wenigstens 
verhindert, dass der Grundgedanke der Dieustimposition — Be- 
thätigung persönlicher Hilfsbereitwilligkeit als Dank für das 
beneficium der Freilassung — nicht ganz zu einem Mittel ge- 
wöhnlicher Geldspekulation hat umgestaltet werden können. Dass 
der Patron den Freigelassenen nicht rücksichtslos ansheuten 
durfte, beweisen auch Bestimmungen wie 1 7 § 3 D. de op. 
lib. 38. 1 : iurare autem debet operas donum rnunus se prae- 
staturum, operas qualescumque. quae modo probe iure licito 
imponuntur 82 ; 1 1(> pr. eod: Eius artificii, quod post manu* 
missionem di'dicerit libertus, operas debebit praestare, si haec 
sint, quae quandoque honeste et sine periculo vitae praestantur 

•' A. a. O. S. 232 ff. 

** Es kommt aucli darauf an, das» »ie nicht indecore geleistet würden, 
1 48 § 2, eod. 
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und § 1 : Tales patrono operae dantur, quälen ex aetate, digni- 
tate, valetudiue uecessitate proposito, eeterisque eius generis iu 
utraque persona aestiraari debent. 

L 22 § 2 eod: ln omnibus operis praecipue observandum 
est, ut temporis spatia, quae ad eurain corporis necessaria sunt, 
liberto relinquantur. 

L 26 pr. eod. Medicus libertus, quod putaret, si liberti sui 
medicinam uon facereut, multo plures imperantes sibi babiturum, 
postulabat. ut sequereutur se neque opus facerent: id ius est 
nec ne? Respondit ius esse, dummodo liberas operas ab eis 
exigeret, hoc est, ut adquiescere eos meridiano tempore et 
valetudinis et honestatis suae rationem habere sineret. L 50 
§ 1 eod. Non solum autem libertum sed etiam alium quem- 
libet operas edentem alendum aut satis temporis ad quaestum 
alimentorum relinqnendum et in omnibus tempora ad curam 
corporis neeessariam relinquenda. 

L 18 und 1 19 D. eod.: Suo victu vestituque operas prae- 
stare debere libertum Sabinus ad edictum praetoris urbani libro 
quinto seribit: quod si alere se non possit, praestanda ei a 
patrono alimenta: aut certe ita exigendae sunt ab eo operae, 
ut his quoque diebus quibus operas edat, satis tempus ad quae- 
stum faeiendum, unde ali possit, habeat, — lauter Fassungen, die 
beweisen, dass die Bestimmungen nicht aus egoistischen Mo- 
tiven, sondern zu Gunsten des wirtschaftlich Schwächeren er- 
lassen sind. 


IV. 

Die angeführten Mittel: Land- und Kornverteilungen und 
Bekämpfung des Wuchers finden sich auch iu der römischen 
Kaiserzeit: einiges davon haben wir auch bereits im vorstehen- 
den des Zusammenhangs halber hervorgehoben ; insbesondere 
ist die Kornpolitik unter den Kaisern „immer als eine Haupt- 
sorge des Staates betrachtet worden“ !t:i , wenngleich häufig in 


81 Roscher, Politik, S. 595. 
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anderen Formen, als dies in der republikanischen Zeit der Fall 
gewesen war. Andererseits ist es auch bekannt, dass auch in der 
Kaiserzeit Landverteilungen vorkamen, allerdings meist im In- 
teresse der Veteranen und der Militärkolonien. 8 * Mit den 
neueren Formen der Kornpolitik, sowie mit der Bekämpfung 
des Wuchers werden wir uns weiter unten zu beschäftigen 
haben. Hier wollen wir nur generell konstatieren, dass das 
römische Kaiserreich neue Lebenskraft entfaltete, und dass nach 
der auch m. E. richtigen Anschauung ein Hauptgrund darin zu 
suchen ist, dass die Politik der Gracchen fortgesetzt wurde . 85 

Dass auch die strenge Überwachung durch die römischen 
Cäsaren viel dazu beigetragen hat. dass auf sie „eine materielle 
Blftte an der Grenze des allgemeinen Verfalles “ 88 zurückzuführen 
ist, wird dahei keineswegs übersehen. 

Wenn wir die hier zu betrachtenden Erscheinungen in der 
Kaiserzeit anführen, so soll dabei — soweit es nicht im vor- 
stehenden geschehen ist — auch der Vorläufer in früheren 


84 Ueber verschiedene Begünstigungen, welche den Veteranen gewährt 
wurden, siehe 1 2, 1 3, 1 9, C. Th. 7.20. Bekannt ist, dass Caesar den Antrag 
stellte, das Campanisehe und Stellagische Feld an 20 000 römische Bürger, 
vorzugsweise an solche mit drei oder mehreren Kindern zu verteilen. 
Auch Augustus, Trajan, Hadrian nahmen Landverteilungen an Arme 
vor, insbesondere auch Nerv» und zwar verteilte er ohne jede Beziehung 
auf das Militärwesen angekauftes Ackerland. Dio Cass. 68. 2. cf. Plin. 
Kpist. VII. 31. 1 3 § 1. D. de term. mot. 47. 21: alia quoque lege agraria 
quam divus Nerva tulit .... Durch Domitian wurden dann die Besitz- 
rechte an den subseciva bestätigt und auf diese Weise die Possessionen in 
Grundeigentum verwandelt. Siehe Rudorff, Köm. Kechtsgesch. I, S. 43. 
Dortselbst citiert 1 78 § 1, 1 87 § 4 D. de leg. 31. 

81 Hildebrand im 12 ßd. seiner Jahrbücher, S. 151. Fisch a. a. O. 

** Hell wald, Kulturgeschichte in ihrer natürl. Kntwicklung, S. 396. 
So war denn auch in der Imperatorenzeit das Volk im ganzen viel wohl- 
habender, als in der Republik, und gerade in der späteren Imperatorenzeit 
scheint dies besonders der Fall gewesen zu sein, da beispielsweise Seiden- 
zeuge, trotz des Transportes aus China bei den unteren Klassen Be- 
dürfnis* waren. Roscher, Ansichten der Volkswirtschaft, S. 445. Hell- 
wald a. a. 0. 8. 367. 
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Zeiten, des Zusammenhanges halber, gedacht werden. Daraus 
wird sich dann auch ergeben, ob und inwieweit es richtig ist, 
wenn Leonhard * 7 neuesteus lehrt, es habe „der altrömische 
Adelsgeist durch das christliche Gebot des Kampfes für die 
Armen und Bedrängten eine neue Vorschrift in seinen 
Gedankenkreis auf genommen, welche die bevorzugten 
Stände des Altertums nicht nur nicht kannten, sondern in späterer 
Zeit geradezu mit Füssen traten, den Gedanken, dass die 
bessere Lebensstellung erhöhte Nachsicht, ja sogar eine Pflicht 
des Schutzes gegenüber dem Hilflosen nach sich zieht .“* 8 Es wird 
sich zeigen, ob es wirklich das christliche Gebot erst war, 
welches diesen Gedanken in das römische Recht hineintrug . 89 

Sicher ist, dass das Christentum auf die spätkaiserliche 
Gesetzgebung vielfach und entscheidend eingewirkt hat . 90 So, 


Roms Vergangenheit, S. 47. 

B * Siehe auch ebendenselben S. 178 und insbesondere Troplong, I)e 
l'influence du Christianisine sur le droit civil des Romains, Paris 1849, der 
den Einfluss des Christentums auf Sklaverei, Eherecht, Elternrecht, 
Konkubinat, Intestaterbrecht, die Stellung der Frau schildert, doch nach 
der speziell uns interessierenden Seite wenig vorbringt. Siehe auch 
Buss, lieber den Einfluss des Christentums auf Recht und Staat. 1841. 
S. 20 ff. Dawider Padeletti, Lehrb. der röm. Rechtsgesch., deutsche 
Ausgabe, bes. von Holtzendorff, Berlin 1879, S. 409 und 378/79. Dass das 
Christentum, dessen Reich nicht von dieser Welt ist, dem alternden 
römischen Reich keine neuen Kräfte zufillirt, lehrt auch Burckhardt, 
Die Zeit Konstantins des Grossen, S. 250. 

•* Die Abschaffung der Sklaverei wird meistens dem Christentum zu- 
geschrieben; es unterliegt keinem Zweifel, dass dasselbe unendlich viel 
dazu beigetragen; „gewiss hat die christliche Religion eine innere Ver- 
wandtschaft mit der Idee der persönlichen Unabhängigkeit von einem 
fremden Willen. Dazu aber, dieselbe geltend zu machen, war die Beihilfe 
der kaiserlichen Macht unentbehrlich“. Ranke, Weltgeschichte, 4. Teil, 
2. Abt. S. 18. Siehe auch Maassen, Ueber die Oründe des Kampfes 
zwischen dem heidnisch-römischen Staat und dem Christentum. Inaug. Rede, 
Wien 1882, S. 42. 

*“ Was den Einfluss des Christentums auf das römische Recht über- 
haupt betrifft, so spricht sich in dieser Beziehung sehr ablehnend aus 
Hugo, Röm. Rechtsgeschichte II. Teil S. 213, während Montesquieu, 
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um auf Einzelheiten nicht einzugehen, im Eherecht, Sklaven- 
recht, Familienrecht und Prozessrecht. Auf das Privat recht 
hat jedoch das Christentum nur einen viel geringeren Einfluss 
auszuüben vermocht .* 1 Und wenn es auch sicher ist, dass das 
Christentum die Humanität in höchstem Sinne des Wortes in 
die Welt gebracht hat, so dass die Aufopferung für den Mit- 
menschen ohne Stammes- und Standesunterschied als sittliche 
Pflicht erscheint 92 , so beweist dies nichts für die uns inter- 
essierende 'Spezialfrage nach dem Schutze des wirtschaftlich 
Schwächeren, wenigstens nichts nach der Seite hin, ob nicht 
schon früher ähnliche oder gleiche Gedanken in der römischen 
Gesetzgebung zum Ausdruck gelangt sind. Gegen den aus- 
schliesslichen Einfluss des Christentums in der uns be- 
rührenden Frage spricht schon die historische Kontinuität, da 
sich ja der Gedanke des Schutzes des wirtschaftlich Schwächeren 
schon im altern Recht vereinzelt findet; andererseits zeigt 
es eine Summe von Einzelfällen, die wir zu besprechen haben 
werden und bei denen ein Einfluss des Christentums nicht nach- 
weisbar erscheint. 

Ich betone dies ausdrücklich, weil sich in recht zahlreichen 
Werken das Streben kundgiebt, alles Gute römischer Kaiser- 
gesetzgebung, wohin der Schutz des wirtschaftlich Schwächeren 
gezählt wird — obwohl zahllose Massregeln gänzlich verfehlt 
waren — als Produkt christlichen Einflusses darzustellen, während 
die Schattenseiten den Rückwirkungen des Heideutumes zuge- 
schrieben werden . 93 Andere Schriftsteller wollen wieder die 

PEsprit des lois lib. 23, cap. 21 in fine den Einfluss als sehr bedeutend be- 
zeichnet. „Le christianisme donna son earactere ä la jurisprudence.“ 

•' Siehe Schultze, Geschichte des Untergangs des griechisch- 
römischen Heidentums. Jena 1887 — 92, II, 8.27 ff. Vgl. Manso, Leben 
Constantin des Grossen. Bibi, histor. Klassiker, 29. Bd. S. 174. 

” Wundt, Ethik, 8. 575. 

* 3 So z. B. Schmidt, I>ie bürgerliche Gesellschaft in der altrömischen 
Welt und ihre Umgestaltung durch das Christentum. Aus dem Französischen 
übersetzt von Richard, Leipzig 1857, wo S. 118 der Satz vertreten wird, 
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wesentlichen Veränderungen in der römischen Kaiserzeit auf den 
Stoieismus zurückführen, und doch ist es sicher, dass für unsere 
Frage der Stoieismus nicht in Betracht kommt. 94 

Dass es im letzten Jahrhundert der Republik und auch im 
ersten des Kaiserreiches als eine Schande galt, arm zu sein, 
dass Talent, Bildung. Sittenreinheit und Adel der Gesinnung 
nicht entsprechend geschätzt wurden, wenn nicht Reichtum sich 
ihnen gesellte, bezeugt uns ausdrücklich Horaz in seinen 
Kpisteln 95 : quaerenda peeunia primum est, virtus post nummos.* 8 

Mit Recht bemerkt Ho eck, Rom. Gesch. S. 132, dass die 
Bürger Reichtum und Armut in einer Weise und in einem Ver- 
hältnis getrennt hielt, wie dies in keiner neueren Stadt der 
Fall ist. Vielen der an Bildung in ihrer Zeit Höchststehenden 
lag der Gedanke, dass der wirtschaftlich Schwache geschützt 
werden müsse, fern und noch immer hielten sie mehr an der 
spartanischen Ansicht fest, den wirtschaftlich nicht Lebens- 
fähigen der Habsucht und Geldgier des Reicheren auszusetzen. 97 

dass da« ältere röm. Reoht für den Schwachen überhaupt weder Schutz 
noch anregende Mittel besass; siehe auch S. 228, 8. 345 ff., 8. 408 ft'. 

** Cf. Troplong, a. a. O., p. 49 ff. Schmidt, a. a. O., S. 298 ff., 
Ueber den Einfluss der Philosophie und deren Schulen überhaupt, ziehe 
Voigt, Da« ju« naturale aequum et bonum und jus gentium der Römer, 
1. Bd. 8. 250ff. Pernice Laben I 8. 1 18 ff. 

I. 57—59; 53 ff. Siehe hierzu RUhse im Jahresbericht über die 
Andreas-Schule für das Schuljahr 1870/71. Spricht doch Jurenal, I. 113, 
von der Göttin peeunia, der Majestät de» Reichtum». Und auch bei Cicero ist 
das äusserste Schimpfwort der arme Teufel „der Mann aus der 5. Steuer- 
klasse“. Das« es Aufgabe des geistlichen Berufe» «ein könnte, die ver- 
wahrlosten Armen zu erziehen, ist dieser Zeit völlig fremd. Siehe Leon- 
hard, a. a. 0. S. 55, 57. 

** Dieser Anschauung entsprach die unwürdige Auffassung der Römer 
damaliger Zeiten von der Arbeit. Siehe hierüber Oertmann, Die Volks- 
wirtschaftslehre des Corp. jur. civ., Berlin 1891., S. 77 ff. Maasscn a. a. 0. 
Nathusius, Die Mitarbeit der Kirche an der Lösung der sozialen Frage, 
Leipzig 1893—94, II. Bd. 8. 21011’. und Bücher, Die Aufstände der un- 
freien Arbeiter, Frankfurt 1874, 8. 10 ff. 

*’ „Die Wohlthätigkeit als Tugend war eigentlich dem Heidentum ein 
fremder Begriff; weder Cicero de ofticiis noch Seneca de benefteiis sprechen 
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Männer aber, welche znr Macht gelangt waren und dadurch 
mehr Überblick über die Verhältnisse gewannen, kamen, wenn 
sie von besserer Art waren, wie ihre gesetzgeberischen Ver- 
suche zeigten, zu anderen Anschauungen . 98 99 190 


davon; das Christentum rief sie aber in der mannigfachsten Weise hervor 
und die Kaiser haben sie in ihrer Weise mit Gesetzen und Privilegien 
geschützt und gefördert. Sonst und auf dem Gebiete des eigentlichen 
Rechts ist vom Einflüsse des Christentums nicht viel zu spüren, weder wird 
die Sklaverei abgeschafft, oder aueh nur viel über die Milderungen der 
Antonine hinnusgoführt, noch wird die Grausamkeit des Strafrechts, die 
Habsucht der Kaiser, die Bedrückung des Volkes gemildert.“ Bruns 
in HoltzendorfTs Encyklopädie. I. Teil., 2. Aull. S. 112. Bez. der Verachtung 
der Armut und darüber, dass man glaubte, sie entehre den Menschen, 
siche auch Schmidt, Die bürgerliche Gesellschaft in der altriim. Welt 
und ihre Umgestaltung durch das Christentum. Leipzig 1857. S. 59 fl'. 

** Damit soll jedoch keineswegs in Abrede gestellt werden, dass viel- 
fach Begünstigungen des armen Volkes aueh in der Kaiserzeit aus üunst- 
buhlerei geschahen. Doch die, bei welchen dies von vorneherein klar ist, 
gehören nicht in unsern Zusammenhang. Ueber die Schmeicheleien, welche 
sich die Kaiser dem Volke gegenüber erlaubten, siehe insbes. Montesquieu, 
Considerations sur les cause de la grandeur des Romains et de leur deca- 
dence. Lausanne 1770. p. 157. Auf die Lichtseiten der Kaiserzeit, geht der 
— trotz seiner aristokratischen Natur — streng antimonarchisch gesinnte 
Gegner Caesars und Lobredners Sullas begreiflicherweise nicht ein. 

” Die spätere Kaiserzeit dachte aber über die Armut als solche 
anders. Bekannt ist, wie strenge auf den standesgemässen Charakter von 
senatorisclien Ehen gesehen wurde. Hier greift nur 1 7 C. de incestis 
et inutilib. nuptiis 5. 5 ein: Huniilem vel objectam foeminam minime eam 
judicamus intelligi, qnae licet pauper, ab ingenuis tarnen parentibus natu 
sit. Unde licere statuimus senatoribus et quibuscumque amplissimis digni- 
tatibus praeditis, ex ingenuis parentibus natas, quamvis pauperes, in 
inatrimonium sibi accipere, nullamque inter ingenuas ex divitiis et opulentiore 
fortuna esse distantiam. Die Personen, welche nun der folgende § dieser 
Stelle anführt als humiles und objeetae, wie aneillae und deren Töchter, 
liberta, scoenieue und deren Töchter, entsprechen allerdings nicht unseren 
modernen Anschauungen. 

100 Was den Schutz des wirtschaftlich Schwächeren betrifft, so hat 
Dioeletian seine später anzuführenden Gesetze gegeben, derselbe Kaiser, 
unter welchem im Jahre 304 das furchbarste der Edikte wider die Christen 
erlassen wurde. Siehe Maassen, a. a. O. S. 31. Zur Diodet. Christen- 
verfolgung s. auch Hunziker in Untersuchung, zur röm. Kaisergeschichte, 
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Und während die ältere Zeit, wie wir gesehen haben, den 
wirtschaftlich Schwachen durch Landaufteilungen und Korn- 
spenden aufzuhelfen versuchte, wenn er darniederlag und durch 
Wuchergesetze seinen Untergang zu verhindern versuchte, während 
sie also, mit Ausnahme der Wuchergesetze, half 101 , indem sie 
vom Überfluss der eroberten Länder nicht alles den Reichen 
zuwandte, indem sie in gewissem Sinn Politik von Pall zu Fall 
trieb, ist der Schutz, den die spätere Zeit den wirtschaftlich 
Schwächeren gewährt, ein ganz anderer geworden: sie schützt 
ihn weder durch thatsächliche (materielle) Hülfe, noch durch 
Einzelgesetze, sondern auf dem Wege der Abänderung von Ge- 
setzen. durch Aufstellung von Normen, die wenigstens zum 
Teil als allgemein gültige, aber mit Rücksicht auf die wirt- 
schaftlich Schwächeren geschaffen wurden. 

Die Landverteilungen hatten den Armen doch nur ge- 
zwungen. sich in die Hände eines reichen Wucherers zu be- 
geben und die Kornspenden hatten schon gar nicht eine wirk- 
liche Abhülfe der Übelstände zu bewirken vermocht. Bedenkt 
man noch die zahlreichen Kriege, welche zum Teil das zu 
verteilende Land beschafften, andererseits den Armen von 
seiner Scholle für lange Zeit entfernt hielten, wo er dann bei 
seiner Rückkehr sein (int verschuldet fand oder es verschulden 
musste, so ist klar, dass die bewusste oder unbewusste Tendenz 
beim Bekämpfen des Wuchers eine andere sein musste. Dies 
zeigt uns denn auch der Inhalt der hier einschlägigen Gesetze. 

Die ganze Tendenz war dahin gerichtet, das bewegliche 
Kapital in seiner wirtschaftlichen Bethätigung zu hemmen: ge- 


hgg. v. Hiidinger, II. 1$., Leipzig 1S68, S. 13f> ff. und die dortsclbst 
Citierten. 

101 Wobei wir nicht ausser Acht lassen, dass manche Hinrichtungen 
nur scheinbar volksfreundlich waren und andere Zwecke wie (iunstbuhlerei 
verfolgten, dass es insbes. nicht im wahren Sinne volksfreundlieh war, dass 
die Aedilen aus ihrer Tasche — um gewählt zu werden — Lasten des 
Staates übernahmen. 
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wiss aus sozial zu billigenden Gründen; aber der Erfolg war 
ein gänzlich verfehlter. Denn er lief dem sehnurstraks zuwider, 
was man mit den Landverteilungen erreichen wollte. Man 
wollte die Anhäufung des Kapitals im modernen Sinn des 
Wortes in wenig Händen verhindern und man zwang anderer- 
seits die Besitzenden, ihr Geld in Grundstücken anzulegen, da 
ja die Gefahr beim Darleihen von Geld für den Gläubiger eine 
allzu grosse gewesen war. 102 So kam es denn, dass einerseits 
infolge der Verschuldung, andererseits infolge von normalem 
Ankauf von Grundstücken sich Grund und Boden in wenigen 
Händen ansammelte. 

Ein überaus markantes, hier einschlägiges Gesetz war die 
Verordnung Caesars de modo credendi possidendique intra 
I talia in. 103 Dieses Gesetz verfügte, dass nur eine bestimmte 
Quote des Vermögens als foenus verwendet werden durfte, der 
Rest sollte in Grundbesitz angelegt werden. 104 Über den Zweck 
dieses Gesetzes sind die Ansichten geteilt. Ho eck 105 erachtet 
diese Massregel als im Interesse des Bodenwertes und ins- 
besondere des Getreidebaues getroffen. Rodbertus (im V. Band 
der Hildebrandschen Jahrbücher. S. 302) meint, es sei durch 
das Gesetz „der Abzweigung eines selbständigen isolierten 
Banquiergeschäftes“ vorgebeugt worden. 

Wenn man die Taciteische Stelle betrachtet, so sieht der 

105 Dabei ist trotzdem richtig, was auch B uckle, Geschichte derCivili- 
sation in England, Deutsch v. Arnold liuge, 2. Ausgabe, I. Bd. S. 245 ff. betont, 
dass Gesetze wider den Wucher nur bewirkt haben, dass der Leihende 
mehr zahlen muss an Zins, als sonst der Fall wäre, — nämlich die Gefahrs- 
prümie, falls der Wucher entdeckt wörde. 

103 Tacitus, Annal. VI. 16. Dion. XLI. 98. 

Empfehlungen, sein Geld in Grundbesitz anzulegen, waren eine 
häufige Erscheinung. Führte man doch mit Rücksicht darauf, dass die 
Reichen die Grundbesitzer waren, das Wort locuples auf locis plenus zurück. 
Ueber die hierüber geäusserten Ansichten siehe Paupertatis Opes sive de 
privilegiis pauperum, autliore Antonio Lcuneillo Ferrariae 1649, pag. 42. 
Auch Fcstus de verb. signif. erklärt locupletes als locorum multoruin domini. 

11,3 Röm. Geschichte I. 3. 8. 90. 
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unbefangene Leser, dass Taeitus das Gesetz mit den Wucher- 
gesetzen in den engsten Zusammenhang bringt; er zählt die 
wichtigsten Bestimmungen wider den Wucher seit den XII Tafeln 
auf und endet mit dieser Bestimmung Cäsars. Dabei erwähnt 
er auch, dass die foeneratores ihr ganzes Geld, um Grundbesitz 
zu erwerben, angelegt haben (qui feneratores omnem peeuniam 
mercandis agris condiderant) ; und diesem Übelstande tritt Cäsars 
Gesetz gleichfalls entgegen. Cäsar 106 bestimmte, es dürfe jeder 
Kapitalist, bei sonstiger peinlicher Strafe „nur eine mit seinem 
italischen Grundbesitz im Verhältnis stehende Summe auf Zinsen 
ausleihen“. 107 Dadurch sollte einerseits dem Wucher, anderer- 
seits der Verschuldung italischen Grundbesitzes entgegengetreten 
werden. In der That konnte dies aber nur bewirken, dass die 
Kapitalisten noch mehr bestrebt waren, Grundbesitz an sich zu 
ziehen und dass auf diese Weise, wie überhaupt durch die 
römischen Wuchergesetze die Anhäufung von Grund und Boden 
in wenigen Händen gefördert wurde, so wenig man dies auch 
beabsichtigt hatte. So standen denn damals die Römer der An- 
häufung des unbeweglichen Kapitals ebenso hilflos gegenüber, 
wie wir heute der Anhäufung von beweglichem Kapital in den 
Händen weniger Besitzender. 

Durch Wucher wurde der arme Mann um sein Hab und 
Gut gebracht und dem Armen, der durch Assignation Land er- 
hielt, wurde es nach kurzer Zeit, wegen der mangelnden Be- 
triebsmittel, von einem Reichen wieder abgenommen, der ihm 
zur Bewirtschaftung Geld vorgestreckt hatte. 108 Und war es 
den Vornehmen untersagt, wie z. B. den Senatoren, Geld- und 
Handelsgeschäfte zu betreiben (Liv. 21. 63), so ist es bekannt, 


10 ' Caesar hatte auch die von Lueullus zum Schutze der Provinz Asia 
geschaffenen Zinsbeschränkungen auf andere Provinzen ausgedehnt. 

101 Rudorff, Röm. R.-G. 1. S. 49, Mommsen, Rom. Gesch. V. 11. 

108 Ueber den Untergang des kleineren römischen Grundbesitzes siehe 
Rodbertus in Hildebrands Jahrb. f. Nationalökonomie, II. S. 206 ff. 
Mattiass ebendaselbst, 24. Bd. Neue Folge 10, S. 519. 
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dass solche Gesetze immer umgangen worden waren. So spricht 
Petron. c. 7<> von per libertos foenerare. Vit. Pertinac. c. 3 
heisst es: et mercatus est per suos servos. 109 

Das Handeln per interpositam persouam, die Umgehung 
der Gesetze, hat demnach auch viel dazu beigetragen, dass die 
Verhältnisse in Rom sich so zu Ungunsten der ärmeren Bürger- 
schaft gestaltet haben, wie sie geworden waren. 

Dies ganze Drama fasst Plinius 110 in Kürze in seinem be- 
kannten Satze zusammen: Modum agri imprimis servaudum 
antiqui putavere. Verumque contitentibus latifundia pertlidere 
ltaliam, iam vero et provincias. 111 

109 Friedländer, Sitteng ?sch. Rom», I. Bd., 8. 197. 

1,0 Hist. nat. IS. 7. cf. Liv. VI. 12. 

111 Hei»terbergk, die Entstehung des Kolonats, Leipzig 1876, be- 
streitet dagegen, dass die Latifundien nicht nur Italien, sondern auch die 
Provinzen zu Grunde richten mussten. Siehe auch Padeletti, Lelirb. der 
röm. R.-G. S. 198, der die Ansicht als irrig bezeichnet, dass die Latifundien 
den wirtschaftlichen Ruin Italiens herbeiführten. — Vgl. zu dieser Frage 
überhaupt Mommaen, die italische Bodenteilung und die Alimentartafeln, 
Hermes, 19. Bd., S. 414; Jvlius Jung, Zur Würdigung der agrarischen 
Verhältnisse in der röm. Kaiserzeit. Siehe ferner: Stein, a. a. O. S. 21 ; 
Lavcleye, Das IJreigentum, Vorrede 8. 12; Hellwald, Kulturgeschichte, 
S. 399fT; Xitzsch, Gcsch. der röm. Republik, hgg. v. Thouret, Leipzig 1889, 
III. Bd., S. 77ff. Neu.-stens Hartmann im Archiv für soz. Gesetzgebung 
und Statistik, 2. Bd., S. 483ff.; E. Meyer, Die wirtschaftliche Entwicklung 
des Altertums, in Hildebrands Jahrb., 3. Folge, 9. Bd., S. 739; Schulten, 
Die röm. Grundherrschaft, in der Zeitschr. für Sozial- und Wirtscliaftsgesch., 
Bd. 3, S. 162 ff. Gegen Meyer siehe Hartmann im IV. Bd. derselben Zeit- 
schrift S. 153ff. — Ueber den C'olonat vgl. weiter: Savigny, Ueber den 
röm.Colonat, verm. Schriften II., S. 1 ff.; Zumpt, Ueber die Entstehung und 
histor. Entwicklnng des Colonats, im Rhein. Museum 1845, S. I fl'. ; Kuhn, 
Verfassung des röm. Reichs I., S. 257 ff.; Hegel, Geschichte der Stüdteverfass. 
v. Italien, S. 66 ff. ; Rodbertus, Zur agrar. Entwicklung Roms, in Hilde- 
brands Jahrb. II., S. 206ff; Fustel de Coulangcs, Le Colonat Romain 
(Recherchcs sur quelques problemes d’histoire), Paris 1885, p. 1 — 185; 
Revillout, Etüde sur l’histoire du colonat cliez les Romains (Revue histo- 
rique du droit fram;ais et etranger), II., 417 ff; Schulten, Der röm. Colonat, 
in histor. Zeitschr. begr. v. Sybel, Neue Folge, 42. Bd., I. Heft, S. 1 ff. ; 
Weber, Römische Agrargeschichte undKnrlowa, Röm. Rechtsgeschichte, 
I., S. 923 ff. 
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Dass es nicht nur in Italien, sondern auch in den einzelnen 
Provinzen solch eine soziale Frage gegeben hat, ist zweifellos. 
I.eider sind in dieser Hinsicht die Quellen noch nicht im ein- 
zelnen durchforscht und gestatten daher keinen Gesamtüberblick. 
Bezüglich Afrika und Gallien verweise ich insbesondere auf 
die schönen Ausführungen von Jung a. a. 0. — 

So zugespitzt hatten sich die Gegensätze zwischen reich 
und arm: da zeigte es sich denn, dass die bisherigen Versuche, 
dem wirtschaftlich Schwächeren zu helfen, nicht ausreichend 
waren, dass sie zum Teil sogar das Gegenteil von dem herbei- 
geführt hatten, was beabsichtigt worden war. 

Da schlug denn die Kaiserseit einen neuen Weg ein, indem 
sie, wie in der Wuchergesetzgebung, von dem Prinzipe ausging, 
den wirtschaftlich Schwachen zu schützen durch Abänderung 
gesetzlicher Bestimmungen, welche dem Schwachen ungünstig 
waren; denn hier gilt vor allem der Satz Timons von Athen 112 : 
„S'ist nicht genug, dem Schwachen aufzuhelfen, 

Man muss ihn ferner stützen.“ 

Hatte die frühere Zeit hie und da versucht, dem Schwachen 
aufzuhelfen. zu stützen suchte ihn erst die Zeit sozialpoli- 
tischer Legislation. Rs ist in der Jurisprudenz wie in der 
Medizin der Gang der Entwicklung der, dass man zuerst bloss 
bestrebt ist, dem erkrankten Körper zu helfen und erst später 
zur Erkenntnis gelangt, dass man vor allem dafür zu sorgen 
habe, dass der Körper überhaupt nicht schwer erkranke. 

Nach zwei Seiten tliat es not, den wirtschaftlich Schwächeren 
zu schützen; im Rechte und in der Geltendmachung des Rechtes. 

Was das letztere betrifft, so ist es bekannt, wie seit 
den XII Tafeln das Volk von den Juristen abhängig gewesen. 
Die Verweltlichung des Rechtes hatte die ausschliessliche Macht 
der Pontifen gebrochen: aber die Schwierigkeit, sich im Prosesse 
zu bewegen, blieb trotz alledem durch die ganze Zeit der Re- 

Shakespeare, Timon von Athen, I., 1. Szene. 
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publik und der arme Mann war dadurch von seinem rechts- 
kundigen Patron auch in dieser Hinsicht abhängig. Die l’ro- 
sessformulare wurden aufgehoben; das Heer von der Civilver- 
waltuug getrennt; „die Strenge der Prätorianerführer sollte 
nicht mehr den Grundton der Gerichtsverhandlung bilden“. Die 
Richter sollten nicht mehr „in stummer Gleichgültigkeit die 
Verhandlungen vor sich abrollen lassen“ (Leonhard a. a. 0. 
S. 147). So Konstantin der Grosse. Der Richter hat vielmehr 
auch als Parteianwalt aufzutreten. L 9 C. de iud. 3. I: Judi- 
ces oportet iuprimis rei qualitatem plena inquisitione diseutere 
et tune utramque partem saepius interrogare, nequid novi addere 
desiderent cum hoc ipsum ad alterutram partem proficiat . . . 
Konstantin befördert überhaupt die schnelle und unparteiische 
Rechtspflege. So befahl er (1 7 Cod. Theod. 1. 16) den Richtern, 
darauf zu achten, dass den armen Rechtsuchendeu nicht etwa 
die Vorlassung durch die Gerichtsbedieusteten erschwert werde: 
Cessent iam nunc rapaces officialium manus; cessent inquam: 
nam si moniti non cessaverint, gladiis praeeidentur. Non sit 
veuale jiulicis velum, non ingressus redempti, non infame lici- 
tationibus secretarium, non visio ipsa praesidis cum pretio: 
aeque aures indicautis pauperimis ac divitibus reserentur . . . 
Hierzu siehe Manso, Leben Konstantin des Grossen, in der 
Biblioth. histor. Klassiker. "29. Bd. Wien 1819. S. 177 ff. Die 
Armen sollten, im Falle sie angeklagt wurden, vor keinem anderen 
Forum zu erscheinen gezwungen werden können, als vor dem 
Forum der Provinz, in welcher sie wohnen. L 1 pr. C. quando 
imperator 3. 14. Und anderes mehr. 

Und Constantius und Constans erklärten im Jahre 342 
(1 1 C. de formul. et impetratione actionum sublatis 2. 37): 
Iuris formulae aucupatione syllabarum insidiautes cunctorum 
actibus radicitus amputentur. 113 Also Freiheit der Geschäfte 


11!, „Die festen juristischen Ausilrucksformen, welche wie Vogelsteller 
auf Silben lauernd im Hinterhalte liegen, sollen mit ihrer Wurzel aus den 
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von bestimmten stylistischen Formen und Zwanglosigkeit des 
Gerichtsverfahrens! So konnte der arme Mann ohne Beihülfe 
seines rechtskundigen Patrons seine Geschäfte abschliesseu, seine 
Schriftsätze verfassen . 114 Dass beides nicht so unbedingt zu 
billigen, hat die Erfahrung gelehrt, die die Zwanglosigkeit des 
Gerichtsverfahrens auch beseitigte. 

Nicht nur der Reichere, sondern auch der Einflussreichere 
war jedoch dem Besitzlosen, dem wirtschaftlich Schwachen, im 
Prozesse eine grosse Gefahr 115 ; hatte früher der arme Mann 
seinen Prozess wegen der Höhe der Sacramentssumme mög- 
licherweise nicht zu führen vermocht, so wagte er jetzt es nicht, 
wegen des Einflusses, den sein Gegner im Staats- und Wirt- 
schaftsleben ausübte . 118 

Die Vorläufer der hier einschlagenden Bestimmungen finden 
sich bereits im römischen Rechte vor der Kaiserzeit. Hier ist 
vor allem die dedicatio rei coutroversiosae zu erwähnen . 117 
Auf eine solche dedicatio, wodurch dem Eigentümer die Vindi- 

Geschäften aller herausgeschnitten sein. 1 * Leonhard, Roms Vergangen- 
heit, S. 154. 

1,4 Leonhard, a. a. O. 

115 Dass es nicht nur im Prozesse gewesen, versteht sich von selbst 
— Siehe beispielsweise 1 1 C. Th. 1. 29; 1 9 C. Th. 3. 1: Venditiones,. 
donationes, transactiones, quae per potentiam extortae sunt, praecipimus 
infirmari; 1 1 C. Th. 12. 3. 

,I * Andererseits pflegten oft die Angesehensten unter dem Scheiii des 
Rechtes die Schwächeren zu vergewaltigen. Als Vorwand für eine solche 
Handlungsweise diente dann häufig das Rechtsinstitut der Verjährung und 
gerade darum haben Nerva, Hadrian und Theodosius in dieser Hinsicht 
Aenderungen durchgeführt. Hierüber siehe neuestens Heymaun, das 
Vorschützen der Verjährung, Breslau 1895. 

111 Ob das Verbot sich bereits in den XII Tafeln findet oder nicht 
(siehe z. B. llernburg, Pandekten I., S. 364) ist für uns nicht von Belang. 
Gajus spricht jedenfalls von ihr lib. 6 ad legem duodecini tabularum (1 3 D. 
de litigiosis 44. 6): Rem de qua eontroversia est, prohibemur in sacrum 
dedicare: alioquin dupli poenain patimur, nec immerito, ne licoat eo modo 
duriorem adversarii condicionem facere. Sed duplum utrum fisco an ad- 
versario praestandum sit, nihil exprimitur: fortassis autem magis adversario, 
ut id velut solacium habeat, pro eo, quod potentiori adversario traditus est. 
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cation unmöglich wurde, da die Sache selbst extra commercium 
kam. war die Strafe des Doppelten gesetzt. Näher mit den im 
weiteren zu besprechenden Fällen hängt zusammen die alienatio 
iudicii mutaudi causa. 118 Diese findet sich im klassischen 
Rechte vor und erscheint als ein Vorgehen, welches Schadens- 
ersatzpflicht begründet. LI. 1 2. 1 8 pr. D. de alien. iud. mut 
causa fact. 4. 7 : Omnibus modis proconsul id agit, ne cuius 
deterior causa fiat ex alieno facto: et cum intellegeret iudi- 
ciorum exituin interdum duriorem nobis constitui, opposito nobis 
alio adversario, in eain quoque rem prospexit, ut si quis alie- 
nando rem alium nobis adversarium suo loco substituerit id<pie 
data opera in fraudem nostram fecerit. tanti nobis in factum 
actione teneatur. quanti nostra intersit alium adversarium nos 
non habuisse. Itaque si alterius provinciae hominem aut po- 
tentiorem nobis opposuerit adversarium, tenebitur. 

I, 2 . . . aut alium qui vexaturus sit adversarium 13... 
quia etiam si cum eo qui alterius provinciae sit experiar, in 
illius provincia experiri debeo et potentiori pares esse non 
possumus. 

Hier ist klar ausgesprochen, dass es nicht gestattet sei, im 
Prozesse einen potentior an seine Stelle zu setzen; dadurch würde 
eben der Schwächere in der Durchsetzung seines Rechtes wesent- 
lich geschädigt werden. Dieser Grund ist gewiss nicht der 
einzige für das Verbot der alienatio jud. mut. causa, — aber 
es ist immerhin mit ein Grund gewesen, der sogar ausdrück- 
lich ausgesprochen wurde. 

Wieder in anderer Art will 1 12 D. h. t. verhüten, dass der 
potentior, der ja meist auch wirtschaftlich stärker ist, uner- 
laubte Vorteile geniesse: Si quis iudicii communi dividundo evi- 
tandi causa rem alienaverit, ex lege Licinnia ei iuterdicitur ne 
communi dividundo iudicio experiatur: verbi gratia ut potentior 

n * Ueber diese siebe Ubbelohde in Haimerls krit. Vierteljahrsc.hr., 
Bd. 4.. S. 257ff.; Wetzeil, der röm. Yindicationsprozess, S. 23; J. Pf aff, 
Zur Lehre vom sog. in fraudem leg. agere S. 160. 
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emptor per licitationein vilius eam aeeipiat et per hoc iterum 
recipiat. (Vgl. noch 1 un. C. de alien. jud. mut. 2. 54 (55).) 

Die hier augezogenen Stellen sind von Gajus, Ulpian und 
Marcianus und berufen sich auf den proconsul. bez. den prae- 
tor und auf ein lex Licinia. Vgl. auch 1 92 (91) D. de hered. 
instituend. 28. 5: Imperatoren! litis causa heredem institui in- 
vidiosum est nec calumnia facultatem ex principali maiestate 
capi oportet. 

Weiters gehört in diesen Zusammenhang 1 9 § 5 D. de 
off. procons. 1. 1(4 ... sed si qui per potentiam adversarii non 
invenire se advocatum dicat, aeque oportebit ei advocatum 
dare. 11 ® Ceterum opprimi aliquem per adversarii 
sui potentiam non oportet: hoc enim etiam ad invidiam 
eins, qui provinciae praeest, spectat, si quis tarn impotenter se 
gerat, ut omnes metuaut adversum eum advocationem susci- 
pere. 120 Der Schutz des wirtschaftlich Schwächeren im Ver- 
hältnis zum potentior bildet überhaupt eine stete Fürsorge der 
späteren Zeit und dies steht ja mit dem Verbot der alienatio 
jud. mutandi causa in einem gewissen Zusammenhänge. L 8 
§ 2 C. de his qui ad ecclesias confug. 1. 12 verweist in dieser 
Hinsicht auf den archiepiscopus bez. den defensor ecclesiae 
als Mittelspersonen, die die Sache dem Kaiser kund machen: 
Qui vero potentem persouam timet per archiepiscopun vel ee- 
clesiarum defensores nos adeat. Die Stelle spricht ganz generell. 
Einzelfälle enthalten nun viele andere Fragmente. So vor allem 
eine Stelle von Diocletian und Maximian aus dem Jahre 293 

(1 l C. ne liceat potent. 2. 13 (14): Divine admodum consti- 

tuit flivus Claudius consultissimus princeps pater noster, ut 

iactura causae adficerentur ii. qui sibi potentiorum patroci- 
nium advocassent, ut hoc proposito metu iudiciariae lites potius 
suo Marte discurrerent, quam potentiorum domorum opibus 

"• Cf. 1 1 § 3 D. de poetul. 3. 1. 

1,0 Cf- Vet. cuiusd. iurisc. consult. IX. 5: Liteß trahi et sub quodam 
potentiae terrore infimos fatigari iudicioruin spectat ad invidiam. 

I. Pf aff, Rechtlicher Schutz. 4 
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niterentur ... §2. Quare cum intt'rsit et ttuiver.se omnium et 
praecipue temiiorum, qui saepe importuuis potent in m inter- 
cessionihus opprimuntur, inter litigatores audientiam tuam im- 
pertire debebis: nec metuas. ne praejudices clarissimis viris, 
cum divus Claudius liuius rei rectorein provinciae et (liscepta- 
torem et si res postulat, ultoreni. specialiter fecerit. L 2 C. 
de off. rect. prov. 1. 40 (Constantinus a. .328): Praesides pro- 
vinciarum oportet si quis potentiorum extiterit insolentior et 
ipsi vindicare non possunt aut examinare aut pronuntiare neque- 
unt, de ejus nomine ad nos aut certe ad praetoriam praefeoturae 
scientiam referre : quo provideatur qualiter publicae discipliuae 
et laesis tennioribus consulatur. (Siehe auch 1 4. C. Th. 1. 
1(5.) Zwei Gesichtspunkte spielen liier mit: der alte der 

publica disciplina und der neuere, dass den dürftigen Armen 
geholfen werden müsse. L 1 § 1 C. quando imp. 3. 14 (Con- 
stantius a. 334): Quod si pupilli vel viduae aliique fortunae 
iniuria miserabiles iudicium nostrae serenitatis oraverint, prae- 
sertim cum alicuius poteutiam perliorrescunt, cogantur eorum 
adversarii examini nostro stii copiam facere (cf. 1 2 C. Th. 1. 
22). L 1. C. Th. 2. 13 von Honorius und Theodosius sagt-' 
Si cuiuscuinque modi cautiones ad potentum fuerint delatae 
personas, debiti creditores iactura mulctmtur. Aperta enim 
eredentium videtur voracitas, qui alios actionum suarum redi- 
munt exactores. Gleichlautend 1 2 C. ne liceat potent. 2. 13 (14) 
liier ist also nicht nur, wie bei der alienatio jud. mut. causa 
eine actio in factum auf Schadenersatz gewährt, sondern 
auf ein derartiges Handeln die iactura causae strafweise ge- 
setzt. 121 Am allgemeinsten spricht I 1 1 C. de off rect. 


1,1 Damit lassen sich die Zwecke der Bestimmungen des alten Rechtes 
über Prozessverjährung vergleichen. — Die sich an die cit. lex anknüpfen- 
den Streitfragen (siehe Windscheid, Pandekten, II. Bd., 8.335) berühren 
uns nicht. Cf. 1 1 C. ne liceat potent. 2. 13 (14). Siehe auch Nov. 63 
eap. 3 ... sic non putabunt poteutiam divitiarum justitiae prncvalere und 
cum iudicantes potentioribus magis quam justiora volentibus et ad pro- 
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prov. 1. 40 (Houor. et Theod.): Moderatores provinciarum curain 
gerere jubemus ne quid potentium procuratores perperam in- 
liciteque committant, — gewiss ein beredtes Zeichen dafür, wie 
sehr es nötig war, den Schwächeren dem potentior und dessen 
procurator gegenüber zu schützen, aber auch ein Beweis dafür, 
dass die Kaiser es sich angelegen sein Hessen. Nur nebenbei 
sei erwähnt, dass in 1 8 C. de episcop. audient. 1. 4 die beiden 
Kaiser bestimmten: Episeopale iudicium sit ratum omnibus 
qui se audiri a sacerdotibus elegerint, eamque illo- 
rum iudicationi adhibendam esse reverentiam, quam vestris re- 
ferre necesse est potestatibus, a quibus non licet provocare. 
I*er iudicum quoque ofticia, ne sit cassa episcopalis cognitio, 
definitioni exsecutio tribuatur. Also eine Bestimmung, die 
christlichen Prinzipien durch das Schiedsrichteramt des Bischofs 
Eingang verschaffen sollte und konnte. Eine andere Stelle der- 
selben Kaiser 1 20 § 2 0. de testamentis (i. 2 'i drückt sich 
dahin aus : Nemo itaque relictus heres vel legibus ad succes- 
sionem vocatus nostrum vel potentium nomen horrescat: nemo 
ferre testimonia in hunc modum vel suscipere gestis huius modi 
voces audeat nostro vel etiam privatorum potentium nomine. 1 * 2 
{Siehe auch 1 5 C. Th. 4. 4 und I 1 C. Th. 2. 14). 

Was die Schnelligkeit der Erledigungen von Rechtsangelegen- 
heiten der agrieolae betrifft, so schärft diese Justinian in No- 
vella 80 cap. 1 besonders ein: si quidein agrieolae sint, iuten- 
dere quibus nostrorum iudicium herum competunt lites et his 
imminere velociterque eos eripere difficultatibus, propter quas 
huc veneruut et festinanter, unde venerunt eos remittere, com- 
petentia fruentes. 

Eine Bestimmung, die nur gelegentlich hervorgehoben werden 


vincias venientibus praestaut. Sed tarnen novigdntu» plurima injustitiarum 
curata ab hac legislatione. Magis autem quantuin a<l no« eat, totum erit 
sanatum. Namque nun aliter tradimus cingula, nisi priu» jusjurandum 
.subierint, haec accipientes, juste omnibus judicare et pure servare manu» . , . 

1,1 Cf. 1 3 pr. C. de litig. 8. 36. 

4 * 
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kann, ist die in 1 1 C. de censib. 11. 58 enthaltene, deren 
Autor Constantin ist 123 (siehe auch C 1 C. Th. 13. 10): Quo- 
niam tabularii civitatum per collusionem potentiorum sarcinam 
ad inferiores transferunt, iubenms, ut quisque se gravatum pro- 
baverit, suam tantum pristinam professioneui agnoscat ; dies ist 
also ein Schutz des inferior, des Ärmeren, dagegen, dass ihm 
nicht Steuern zugemutet werden, die der potentior zu tragen 
hat, mithin eine Bestimmung, die auf einem audereu Gebiete 
eben einen analogen Gedanken des Schutzes des wirtschaftlich 
Schwächeren vertritt. 

Die Rechtspflege war bekanntlich in Rom unentgeltlich ; es 
war dem älteren römischen Prozess das Recht des Richters auf 
Sporteln völlig fremd; der Magistrat konnte keine derartigen 
Gebühren fordern, höheren Beamten wurden solche überhaupt 
niemals gezahlt; nur seine Offizialien, Kanzlei- und Exekutiv- 
beamten erhielten im Prozess seit der zweiten Hälfte des fünften 
Jahrhunderts von den Parteien Sporteln. 124 Was nun diese 
Sporteln betrifft, so waren die Armen davon ausdrücklich be- 
freit. Dies sagt uns Nov. 17 cap. 3, welche die Zulässig- 

'** Auch Diokletian verbot den Beamten, eine Arbeitslast aut das 
Hilfspersonal zu Oberwälzen. Leonhard, Roms Vergangenheit, S. 144. 

1,4 Siehe zu dieser Materie Bethmann-Holl weg, Gerichtsverfassung 
und Prozess des sinkenden röm. Reiches, Bonn 1834, S. 241 ff. und die dort- 
Belbst angeführten Quellenstellen. Ferner Mommsen, Staatsrecht I., S. 249; 
Albrecht, lieber den Armeneid im gemeinen Zivilprozess, in Lindes Zeit- 
schrift für Zivilrecht und Prozess, Bd. 11, S. 90; Reatz, Zur Geschichte 
des Armeneides, im 2. Bd. der Zeitschr. f. Rechtsgesch., S. 422. — Auf die 
zwischen Linde und Reatz sowie F-uchs im 5. Bd. der Zeitschr. für 
Rechtsgesch., S. 104 ff. bestehende Meinungsdifferenz über die Umwandlung 
der völligen Kostenfreiheit der Armen nach römischem und kanonischem 
Recht in eine blosse Stundung der Prozesskosten brauchen wir hier nicht 
einzugehen. Gegen die herrschende Lehre, wonach die Entstehung des Armen- 
rechtes sich bereits im röm. Recht findet, siehe Sprickmann-Kerkerink 
im Archiv für katli. Kirchenrecht, Bd. 25, 8. 145 ff., der jedoch auch nur 
gleich Fösser nach ihm (im I. Bd. des Staatslexikon, hgg. im Auftrag der 
Gürresgesellschaft von Bruder) behaupten kann, dass bei den Römern das. 
Armenrecht als entwickeltes Rechtsinstitut nicht bestanden habe. 
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keit solcher Sporteln anerkennt bei Personen, welche sufficientes 
in datione sind, sohin aber erklärt: alioqui etiam gratis lites 
audire . . . und Nov. 82 cap. !) verfügt, dass in Rechtsstreitig- 
keiten unter 100 aurei die iudices pedanei nicht berechtigt sein 
sollen, Sporteln einzuheben: nihil eos audientiae causa volumus 
exigi. qui enim ita parvae quantitati exactionem facit, pro 
maxima parte victoria sic pauperem fraudat. 

Dass armen Personen vom Prätor Rechtsbeistände gegeben 
wurden, ist gleichfalls bereits erwähnt worden (11 § 4 de 
postulando 3. 1 ; 1 !) § 5 de off. proc. et leg. 1. 10). Dass 
solche Rechtsbeistände nun ihre Hülfe unentgeltlich zu leisten 
hatten, das folgt wohl aus der Bemerkung, welche in 1 13 § 9 
<'. de iud. 3. 1 gemacht wird. Hier heisst es: houorariis sci- 
licet a clieutibus, qui dare possint, disertissimis togatis omni- 
modo praestandis, was doch deutlich zeigt, dass personae qui 
dare non possunt von der Entrichtung von Advokatenhonorar 
befreit waren, wenn man bedenkt, dass diese Konstitution vom 
Kaiser Justinian stammt, also aus einer Zeit, wo bereits be- 
soldete Armenärzte in den einzelnen Stadtteilen Roms existierten, 
c. 8. 9, 13. Cod. Theod. 13. 3 (de medicis et professorib). c. 9. 
c. 10. C. lust. de medic. et profess. 10. 53 (52). 125 

Durch Beistellung von Rechtsbeiständen, durch Weisungen 
an die Richter, durch Schutz gegenüber dem potentior, durch 
Vereinfachung des Verfahrens, Wegfall von Sporteln waren also 
für den wirtschaftlich Schwächeren, wie wir gesehen haben, 
günstigere Bedingungen geschaffen worden, sein Recht praktisch 
durchzusetzen. 126 

m c. 9 C. 10. 53 (52) lautet: Archiatri scientes annonaria sibi com- 
moda a populi commodis ministrari honeste ob sequi tenuioribu» 
malint quam turpiter »erviro divitibus. 

1,1 Gelegentlich sei hier auch 1 2 D. de feriis II. 12 erwähnt, aus 
welcher kanonistische Schriftsteller den Satz ableiteten: in causis pauperutn 
proceditur non obstantis feriis. Dieselbe lautet, soweit sie uns hier inter- 
essiert: Eadem oratione divus Marcus in senatu recitata effecit de aliis 
speciebus praetorem adiri etiam diebus feriaticis ut puta ut . . . alimenta 
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V. 

Dass das spätromische Kaiserrecht sich gerne in allge- 
meinen Sentenzen ergeht, ist eine bekannte Thatsache. So 
finden sich denn auch in unserer Materie vielfach derartige 
Aussprüche generellen Charakters. Nur beispielsweise hebe ich 
in dieser Beziehung zwei Stellen hervor, nämlich 1 10 § 1 C. 
arbitr. tutelae 5. 51 (Diocletian et Maximinian a. 294) und 1 3 
C. de comm. 4. 63 (Honor. et Theod. a. 408 vel 409). Die 
erstere besagt: nec enim pauperibus industria vel augmentum 
patrimonii, quod laboribus ac multis casibus quaeritur, inter- 
dieendum est; die letztere: Nobiliores natalibus et bonorum 
luce conspicuos et patrimonio ditiores perniciosum urbibüs mer- 
cimonium exercere prohibemus, ut inter plebeium et negotia- 
torem facilius sit emendi vendendique commercium. 121 

Nebst allgemeinen Aussprüchen finden sich aber auch im 
materiellen Recht und zwar viel mehr als im Processrecht Be- 
stimmungen, welche den Schutz des wirtschaftlich Schwächeren 
bezwecken. Hier haben wir vor allem die Alimentationen 
anzuführen, als ein Institut, das noch am ehesten an die Versuche 
der früheren Zeiten zu erinnern vermag. Schon seit Augustus 
finden wir private Alimenteustiftungen, und nach ihm späterhin 
viele derartige Stiftungen nach dem Vorbild der kaiserlichen 
Alimentationen, sowohl in Italien als in den Provinzen. 128 Die- 
selben standen unter staatlicher Aufsicht. 

constituantur ... — Das» die kanonistisehe Doktrin alle möglichen Stellen 
der Digesten, welche Begünstigungen irgend welcher Art enthalten, »o z. B. 
1 6 D. Bi cui plus quara per leg. Falc. 35. 3, 1 15 D. de jurejur. 12. 2, 
1 114, § 11 D. de leg. I. u. a. m. analog auf die paupere» anwendet, ist eine 
bekannte Thatsache. Siehe z. B. Paupertatis opes sive de privilegiis pau- 
pcrnin authore Antonio Leoncillo Ferrariae a. 1649. 

1,1 Siehe auch 1 1 § 3 C. de apoch. publ. 10. 22 und 1 4 C. Th. 8. 11: 
judices statuimus esse solicitos, ne turpi colludio quaeratur ex miseris 
pretium gaudiorum. Cf. 1 6 C. Th. 13. 5 und 1 1 pr. § 1 und § 2 C. Th. 8. 11. 

1,8 Siehe Mommsen, Inscript, regni Xeapolit. 4546; Mommsen im 
Hermes III. 101; Hirschfeld, Röm. Verwaltungsgesch. 8. 122; Löning in 
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Die kaiserlichen Alimentationen dagegen sind von Nerva 129 
begründet, von Trajan 130 umfassend ausgeführt worden. Der 
Zweck, der sie hierbei leitete, war nebst der „Beförderung der 
Khen durch Unterstützung der Eltern“ und der Versorgung der 
Waisen, insbesondere auch der „durch Darleihung, vielleicht 
unkündbarer, Kapitalien zu billigen Zinsen, dem kleinen Grund- 
besitz in Italien . . . einigermassen aufzuhelfen . . .“ (II ir Seh- 
feld, Köm. Verwaltungsgesch. S. 115). 

Sehönbergs Handbuch der politischen Oekonomie, II. Bd., Tübingen 1882, 
8. 574; Marquardt, Röm. Staatsverwaltung, II. Bd., S. 137ff. — Gelegent- 
liche Unterstützungen, auch solche durch die Kaiser selbst, waren eine 
häutige Erscheinung. So sagt uns Lampr. 21. von Alexander Severus; 
Hauperibus plerisque sine usuris pecunias dedit ad agros emendos, red- 
dendos de fructibus. Ebenso ist es uns von Hadrian und den Antoninen 
überliefert. 

*** Aurel. Vict. Epit. 12. Von Nerva wird uns berichtet, dass er 
puellns puerosque natos parentibus egestosis sumptu publico per Italiae 
oppida ali jussit. Siehe hierzu auch Dierauer in Biidinger, Unter- 
suchungen zur römischen Kaisergeschichte, I. Bd., 8. 54ff.; Hirschfeld, 
Philologus XXIX., 8. 10 ff. 

1,0 l)io Cassius 68. 5 berichtet über Trajan: ,-ro>Un ijoih xoits zijv zf 
UtoQ&totiiv rotv xoiröir . . . (o, xai r ai$ .t öXeat rai; fv * haXia ,t qos t fjv roiy xaibzov 
iQotpijv .-roLla ^oot'oaoöai . . . 8iehe hierzu auch Becker-Marquardt, Bd. 3, 
Abt. 2, 8. 109 ff. und 112 ff. Der Charakter dieses Institutes der Alimen- 
tationen ist bestritten. Während Bruder (I. Bd. des Staatslexikon der 
Görresgesellschaft) ihnen den Charakter von Armenaustalten beilegt, führt 
Contzen a. a. O. 8. 396 sie auf politische Clriimle und Wohlthätigkeitssinn 
der einzelnen Kaiser zurück und leugnet, dass sie die Unterstützung der 
Armut bezweckten. Burckhardt, Die Zeit Constantins des Grossen, 8.381 
erblickt hierin nicht den Ausfluss allgemein philantropisehen Sinnes, da 
diese pueri und puellae alimentariae nur Freigeborene und wie es scheint, 
nur Italiener gewesen seien. Die Absicht sei vielmehr nur dahin gegangen, 
die dünn gewordene freie Bevölkerung zu beben. — Trifft auch die Be- 
merkung Burckhurds zu, so lässt sich doch die Tendenz der Institution, die 
Armut zu schützen, nicht leugnen, wenn man bedenkt, dass „vielleicht 
unkündbare Kapitalien zu billigen Zinsen“ dargeliehen wurden; ganz ab- 
gesehen davon, dass man eine solche Tendenz bei einem Kaiser anzunehmen 
berechtigt ist, der ein Waisenhaus für 5000 Kinder gebaut haben soll. 
Zur Lehre von den Alimentationen siehe überhaupt noch neuestens Per- 
nice Labeo III 8. 164 ff. Kniep, Societas Hublicanorum, I. Bd., Jena 1896, 
§ 28, 8. 404 ff. 
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Seit dem Ende des zweiten Jahrhunderts werden die 
Alimentationen in diesem Sinne immer seltener; unter Constantin 
dürften sie wahrscheinlich nicht mehr bestanden haben. Dafür 
finden sich anderweitige Unterstützungen von Eltern in Italien, 
die ihre Kinder nicht selbst zu erhalten vermochten. Ich ver- 
weise in dieser Hinsicht bloss auf die beiden Gesetze de 
alimentis quae inopes parentes de publico petere debent (1 1 und 
1 2. Cod. Theod. XI. 27). 

Mit der Fürsorge für das Getreide hing in der Kaiserzeit 
die Sorge zusammen, dass in der Stadt ein regelmässiger und 
nicht zu hoher Getreidepreis herrsche. (Mommsen R. G. 1. 
S. 268.) Als eine ausnahmsweise Erscheinung wird uns dies 
bereits aus den Zeiten von Tiberius und Nero berichtet 131 . 
Ersterer liess den Preis für die Käufer feststellen, ersetzte 
jedoch den Verkäufern ihre etwaige Einbusse (Tacitus Annal. 
II. 87); von letzterem berichtet uns gleichfalls Tacitus (Annal. 
XV. 18. 89) pretiumque frumenti ininutum. Regelmässig wurden 
diese Preisregulirungen erst in späterer Kaiserzeit; mit der 
immer mehr überhand nehmenden Zunftverfassung mussten die 
Preisregulirungen überhaupt, und nicht bloss bezüglich des Ge- 
treides sich häufen. 132 Genossenschaften wurden mit dem Privi- 
legium ausgestattet, Waren ohne Konkurrenz zu erzeugen und 
zu veräussern; da musste denn andererseits auch das con- 
sumirende Publikum gegen allzu hohe Preise geschützt werden, 
insbesondere wurden auch die Preise bezüglich der Lieferungen 


1,1 Hierzu Hirschfeld a. a. O. 8. 131. 

Vereinzelt hören wir, dass Claudius eine Taxe für Lebensmittel 
erlassen haben soll. (Dio Cass. HO. 17. 58. rif x</iäi rüir wrtiov fttaxäS-ai). 
Auch berichtet uns Macrobius Sat. III. 17 (II. 13) von einer lex Cornelia, 
einer lex cibaria, die eine Maximaltaxe für gewisse Esswaren enthalten 
habe. — Die zahlreichen Luxusgesetze gehören im übrigen nur insofern 
zu unserem Thema, als sie den zwischen Arm und Reich bestehenden 
Gegensatz abschwächen d. h. nach aussen weniger fühlbar machen wollen. 
Sie sind negative Massregeln; die positiven waren erst der späteren Zeit 
Vorbehalten. 
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fixirt. welche der Stadt Rom zu Gute kamen (1 2 — 4 C. Th. 
XIV. 4. 1 37 C. Th. XI. 1. 1 2 C. Th. XI. 2. 1 2 C. Th. XI. 
15. 1 4 C. Th. XIV. 4 u. a. m.) 133 

Was die Fixirung des Getreidepreises betrifft, so soll der 
Marktpreis gezahlt werden; wir werden in dieser Hinsicht 
wohl annehmen müssen, dass dies einen mit Rücksicht auf die 
Verhältnisse des Marktes von einem Beamten bestimmten 
Preis bedeutet. Insbesondere war das Bemühen dahin gerichtet, 
dass der Preis von den Verkäufern nicht künstlich gemacht 
werde. Dem widerspricht keineswegs I 3 pr. D. de leg. 48. 
12: lmperatores Antoninus et Verus Augusti in haec verba re- 
scripseruut: Minime aequuin est decuriones civibus suis fru- 
mentum vilius, quam annona exigit vendere. 134 

Instit. i? 11 de publ. jud. 4. 18 berichten uns von einer 
lex Julia de annona und 1 2 D. lege Julia de annona 48. 12 giebt 
über dieselbe nähere Details. Oh dies Gesetz auf Cäsar oder 
Augustus zurückzuführen ist. ist nicht klar. L 2 sagt: Hege 
Julia de annona poeua statuitur adversus eum, qui contra anno- 
nam fecerit, societatemque coierit, quo annona carior fiat .... 
Es wurden also diejenigen bestraft, welche den Preis des Ge- 
treides durch Eingehung eines Ringes oder Carteiles höher hinauf 
schraubten. Derartige Bestimmungen waren aber natürlich nicht 
bloss auf das Getreide beschränkt. 

Hierher gehören die Vorschriften wider die dardanarii, also 
Personen, welche durch künstliche Mittel, insbesondere durch 

Hart mann, Urkunde einer römischen Gärtnergenossenschaft, 
Freiburg 1892, 8. 6. 

lä * Cf. 1 8 D. ad nninicip. 50. 1. § 1 der citierten 1 3 I>. de leg. 48. 12 
gehört gleichfalls hierher: Item scripserunt jus nun esse urdini cuiusque 
civitatis pretium grani quod invenitur, statuere. — In älteren Ausgaben 
steht hier inveliitur, wodurch für den entgegengesetzten Fall eine Be- 
stimmung getroffen würde. Der Katsversammlung steht kein Recht zu, den 
Preis des Getreides, das eingeführt wird, festzusetzen. Hier ist also im 
Interesse des Verkehres doch nicht so weit gegangen worden. Läse man 
invehitur, so würde dies auf eine Fürsorge für andere Municipien deuten, 
an die nach I 2 C. ut nemini 10. 27 auch gedacht werden kann. 
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Aufkauf, den Preis der AA’aaren aus Gewinnsucht in die Höhe 
treiben. Darüber bestimmt 1 li D. de extraord. crim. 47. 11. 
Annonam adtemptare et vexare vel maxime dardanarii solent: 
quorum avaritiae obviam itum est tarn mandatis quam constitu- 
tionibus. Mandatis denique ita cavetur: Praeterea dehebis cu- 
stodire, ne dardanarii ullius mercis sint, ne aut ab bis, qui 
coemptas merces supprimunt, aut a locupletioribus qui fructus 
suos aequis pretiis vendere nollent dum minus uberes proventus 
exspectant, annona uneretur. Poena autem in lios varie statuitur: 
nam plerumque, si negotiantes sunt, negotiatione eis tantuin 
interdicitur, interdum et relegari solent, humiliores ad opus 
publicum dari. 135 AVeiters ist hier 1 1 § 11 D. de officio praef. 
urbi. 1. 12 anzuführen: Cura carnis omnis, ut justo pretio 
praebeatur ad curam praefecturae pertinet, et ideo et forum 
suarium sub ipsius cura est: sed et ceterorum pecorum sive 
armentorum, quae ad huius modi praebitionem spectant, ad ipsius 
curam pertinent. 

Hierher gehört auch die Bestimmung Valentinians vom Jahre 
•Hi 4, wonach die Bischöfe zu überwachen hatten, dass nicht zu 
hohe Preise von den Kaufleuten gemacht würden: 1 1 €. de 
episcop. audientia 1. 4. Negotiatores, si qui ad domum nostram 
pertinent, ne coinmodum mercandi videantur excedere, Christianos, 
(piibus verus cultus est, adiuvare pauperes et positos in necessi- 
tate provideant. (Siehe auch 1. 5 C. Th. 13. 1.) 

Ferner ist hier auch 1 2 C. ut nemini liceat 10. 27, aus der 
Zeit zwischen 491 — 505 wegen der in ihr enthaltenen Be- 
stimmungen zu erwähnen: Oi rag jroXeig olxovv re? F) iv aivaig 
xexrtjfievoi ftt] avHyxa^en ihoaav elg ereoav jtökiv Fj eis rr/v /ir/Toö- 
noXt v eibrj yootjyeh’. Ei de xat ng djiagahrjrog an la xazavayxdoei 
tovto yeveoftru roTg ötxaioig xifitj/moi röig iv ixeivfl zjj itöüei xga- 
rovaiv, i£ <bv rä eiöt] ,-t ageyerat, Tunoaaxhcoaav, ixeiviov rairra [iera- 

135 Zu Dolchen Beeinträchtigungen der annona gehören auch weiter 
die etaterae adulterinae 16 § 1 D. de extraord. crim. 47. 11. 1 37 D. de 
peen. 38. 19 u. andere m. 
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xofuCövrwv töjv deofievcov töjv eldcöv. Hier richtet sich der Ver- 
kaufspreis nicht nach dem Orte, wohin bei Mangel das Getreide 
verkauft wird, sondern der Preis ist nach dem Orte zu berechnen, 
wo der Überfluss herrscht. § ‘2, ‘YjioXoyi^ea&a» de rot? jtaigda- 
xovai T/i xifvqfuixa nov eid/bv ei; in orvteXovfxevn Trat) avx&v ev 
ygvocö dr/fiöoia; ovde ydg ö'xaiov vir fiev dbianeJo&ai rtva Ttageyeiv 
eidt] find ygovov de avxxß td xi/itjfiaxa koyt£eo&ai, oihw; ei!h]vta; 
yevofievt];. § 3. Toi haf&igoxäxov äoy/nno; exdoxtj; hmgyja; iyxiv- 
dvvevovro; et; r 6 xaxakoyi&odai xd xwv eldxöv xijuj/uaxa x/ixd xd; 
iboiofieva; xgodenuia; tmig avxöiv exxeyureoüai. § 4. Mtjöei; de 
dvayxateo&co jrtjrgdoxetv jxü.xav ygeiav avxov, dXXa xd Ixnegixxevovxa 
eidrj; äoeßkg ydg toxiv änooxegeToftai xiva xd)v oixeUov xai hegoi; 
xavxa yoQi]yeiv g' ygvotov Äixga; ixpunafUvov fcr/fuav xai xtvdvvev- 
ovxo; ei xr/v dljtav xai xt/v Zwvtjv avxoi xoi Tingaßaiovxo; xov vü- 
jiov ij aryyajgoivxo; av xov xagaßa&ijvai . 136 

Aus dem Bestreben, für die wichtigsten Lebensmittel die 
Preise nicht der Willkür der Händler zu überlassen, ging auch 
das merkwürdige, seinen Zweck völlig verfehlende edictum de 
pretiis rerum venalium von Diocletian, das sog. Maximumedikt 
vom Jahre 301 hervor. 137 ln diesem waren überaus umfassende 
Preisbestimmungen für Nutzungsgegenstände aller Art ent- 
halten 138 , ,, wonach die wichtigsten Nahrungsmittel, Kleidungs* 


'*• Das christliche Prinzip vom armen Jüngling ist den Körnern aller- 
dings nicht homogen gewesen; aber andererseits ist es doch sehr charak- 
teristisch, dass man es für notwendig fand, ausdrücklich zu betonen, es 
gebe keinen Zwang totam suain copiam vendere: dies lasst tief blicken. 
Zudem sagt uns die Stelle ausdrücklich, dass es bezüglich der superfluas 
species einen solchen Zwang gegeben habe. 

1,7 Neue Ausgabe von Mommsen nnd Blümer. — Auch im C. J. L. 
III. 2. p. 801-841. 

**■ Mommsen, Das diokletian. Edikt über die Waarenpreise, Hermes, 
25. Bd., 8. 17 ff., insbes. über die Aenderung im Münzsystem; Bücher, 
Die diokletianischc Taxordnung vom Jahre 801, in der Zeitschrift für die 
ges. Staatswissenschaft, 50. Bd., 8. 193 ff.; Seeck, Die Schatzordnung 
Diokletians, in der Zeitschr. für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 4. Bd., 
8. 288 ff.; Seeck, Geschichte des Untergangs der antiken Welt, I. Bd., 8. 5; 
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stücke und Stoffe, ferner die Lohnarbeiten und eine Anzahl von 
Werkzeugen und sonstigen Gebrauchsgegenständen im Umfange 
des ganzen römischen Reiches denselben Preis haben sollten“. 189 

Seine Entstehung verdankte es, wie wir wissen, den damals 
allgemeinen Geldcalamitäten, denen der Kaiser dadurch auch 
abzuhelfen glaubte. 140 Dass es aber trotzdem ein Gesetz zu 
sein beabsichtigte, welches dem wirtschaftlich Schwächeren seinen 
Schutz angedeihen lassen wollte, beweist schon die Einleitung 
zu diesem Edikt zur genüge, indem darin gesagt wird, dass der 
grossen Masse der Bevölkerung billige Nahrungsmittel beschafft 
werden sollen. Weiter spricht auch der Umstand dafür, dass 
der Preis der Objekte erster Güte verhältnismässig sehr hoch 
war gegenüber dem der minderen Qualitäten, die doch Gegen- 
stand der Käufe des minder Bemittelten, wirtschaftlich Schwäche- 
ren waren. Lepaulle L'edit de Maximum et la Situation mone- 
taire de l’empire sous Diocletien 188b p. 21 hebt diese That- 
sache .hervor, ohne daraus die für uns wichtige Konsequenz zu 
ziehen: II y a dans le detail des tables de l’edit un point, qui 
frappe particulierement, c’est la difference enorme qui existe 
dans les prix des objets, entre la premiere qualite et les qualites 
inferieurs. ln diesem Sinne gehört das Maximumedikt in un- 
seren Zusammenhang, obwohl wir uns nicht verhehlen, dass das 
edictum de pretiis rerum venal. gleichwie die Massregeln be- 
treffend das Getreide, die Fleischpreise und dergleichen, nicht 
nur den Schutz des Schwächeren bezwecken, sondern auch dem 

Preuss, Kaiser Diokletian, S. 114 ff.; Burckhardt, Die Zeit Constantins 
des Grossen, Leipzig 1880, 8. 01 ff. und die dortselbst Citicrtcn. 

* 3 * Steinbach, Krwerb und Beruf, Wien 189G, 8. 8. 

1,0 Darüber, dass dies Gesetz zwar im allgemeinen keine Nachahmung 
gefunden, die Sache selbst aber auf zahlreichen Einzelgebieten auch heute 
in allgemeiner Anwendung steht, so die Tarife für Advokaten, Notare, 
Apotheker, unter Umständen auch ärztliche Leistungen, insbes. auch be- 
züglich der Artikel im Kleinverkauf, die zu den notwendigsten Bedürfnissen 
des täglichen Lebens gehören (§61 der Gewerbeordnung) siehe Steinbar h 
a. a. 0. 8. 7. 
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Bemittelten zu gute kommen sollten. Namentlich das ed. de pret. 
rerum venal., das für das ganze Reich gleiche Preise wollte, 
muss auf einem umfassenderen Gedanken beruht haben. Dafür 
spricht auch der Umstand, dass auch die Indien Preise für 
Objekte erster Güte darin geregelt waren. Da aber der Ge- 
danke des Schutzes des wirtschaftlich Schwächeren sicher mit 
ein Motiv beim Erlass dieses Gesetzes gewesen war, musste es 
hier angeführt werden. Das Edikt wurde übrigens, nachdem es 
nicht nur seinen Zweck nicht erreicht, sondern geradezu das 
Gegenteil bewirkt hatte, bald aufgehoben. Lact, inort. pers. c. 7. 
— Trotzdem finden sich auch im späteren Rechte noch Be- 
stimmungen, die den Preis für Lebensmittel fixirten, wie 1 1 
C. Th. 14. 20 (anno 413), 1 1 G. Th. 14. 19 (anno 398) Cf. 1 1 
C. Th. 14. 15, 1 2 C. Th. 14. 4. Doch wird hierbei auf lokale 
Verhältnisse Rücksicht genommen, quoniam non semper, nee in 
omnibus locis una est forma pretiorum ... (1 2 C. Th. 14. 4). 

Hier ist auch der Bestimmung des Kaisers Zeno vom Jahre 
483 zu gedenken, die sich gegen das Monopolisieren und gegen 
die Vereinigung mehrerer Personen richtet, nur zu einem be- 
stimmten Preise zu verkaufen, also ein Ankämpfen wider eine 
Erscheinung, die den modernen „Ringen“ und „Kartellen“ ver- 
gleichbar ist. 141 

L 2 (1) C. de monopoliis et de conventu negotiatorum 
illicito 4. 59: Jubemus ne quis cuiuseumque vestis aut piscis 
vel pectinum forte, aut echini vel cuiuslihet alterius ad victum 
vel ad quemcumque usum pertinentis speciei vel cuiuslibet ma- 
teriae pro sua auctoritate vel sacro iam elicito aut in posterum 
eliciendo rescripto aut pragmatica sanctione vel sacra uostrae 
pietatis adnotatione monopolium audeat exercere neve quis 
illicitis habitis conventionibus eoniuraret aut paciseeretur, ut 
species diversorum corporum negotiationis, non minoris, quam 
inter se statuerint, venumdentur. . . . 

141 Siehe auch das bereits anlässlich 1 3 D. de leg. J. 48. 12 und 
Just. § 11 de publ. cud. 4. 18 (lesagte. 
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Ceterarum praeterea professionuni primates, si in posteruin 
aut super taxandis rerum pretiis aut super fpiibuslibet illicitis 
placitis ausi fuerint, convenientes liuiusmodi sese pactis con- 
stringere, quinquaginta librorum auri solutione pereelli decer- 
nimus. . . . 

Auch von Justinian ist uns ein Edikt überliefert, welches 
Kaufleuten und Handwerkern bei Strafe einschärft, die herge- 
brachten Preise zu verlangen. Ediet. Just. 122 (G de formula 
artificum) : ovveiöofu» . . . /trjdeva zov Xokiov zoXuäv ngayfiazsvzijv 
i) Igyäzrjv 1) zeyvhgv ola dr'jjzoze ue&obov fj i/mogiag lj yet)Jio- 
viag nXeiova zijg naXaiäg ovvrjdring ijiifcrjrelv zifirjfiaza f) 
tuaßovg, xeXevofuv xal zovg rag fiergtjoeig zröv olxodofuxcöv xal 
yet]novtxö)v xal rwv äXXoiv eoyujv jtoiovvzag jitjdkv jiXeov Xoyt'geoßai 
Totg igya£o[ievotg, äXXä xal airzoig zijv dgyatav o vvi'j ßf.iav (pvXdz- 
zeiv. zavza de TtagnrpvXdzzeiv xeXevo/rev xal zovg imzdzzovzag oia- 
dr)noze egya f) xai ziva i]d> j divovuevovg . . , 142 

Endlich zeigen uns auch die Bestimmungen, von welchen 
uns Cassiodor in seinen Yariae Mitteilung macht und die un- 
zweifelhaft vom römischen Reich übernommen worden waren, 
aufs deutlichste, wie fürsorglich auf die Einhaltung des festge- 
setzten Preises gesehen wurde. Da wir auf diesem Umwege 
von römischrechtlichen Bestimmungen eine abermalige Bestä- 
tigung erhalten, so seien die Stellen Cassiodors hier erwähnt. 
So hören wir von einem Edikt für Ravenna, das eiue Liste von 
Lebensmittelpreisen enthielt (Yariae XL 11); ferner wird den 
defensores und den curatores civitatis aufgetragen, die Ein- 
haltung der statuta pretia genau zu überwachen. (Yariae Yll. 11, 
VII. 12.) Endlich wird XI. 12 berichtet, dass miles noster 


145 Hartmann, Urkunde einer römischen Gärtnergenossenschaft, S. 7. 
Uebrigcn» hat andererseits Justinian die Fixirung der Preise den Kauf- 
leuten in Konstantinopel selbst zu überlassen versucht, gegen Bezahlung 
einer jährlichen Steuer, ein Vorgehen, das Procop. Anecdota 20 als höchst 
schädlich — damit dem Zeitgeiste folgend — bezeiehnete. 
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in rem directus jiretia cum civihus atque episeopis locorum, 
habita deliberatione censuerit. 14:1 

Gleichfalls auf Diocletian ist die laesio enorm is, als 
Schutz des wirtschaftlich Schwachem, zurückzuführen. L 2. C. de 
rescind. vend. 4. 44: Rem majoris pretii, si tu vel pater tuus 
minoris pretii distraxit, humauum est, ut vel pretium te resti- 
tuente emptoribus, fuudum venditum reeipias auctoritate inter- 
cedente iudicis, vel si emptor elegerit, quod deest iusto pretio 
recipies. Minus autem pretium esse videtur, si nee dimidia 
pars veri pretii soluta sit. 144 Dies ist, wenn es sich auch nicht 
verbotenus ausgesprochen findet, gewiss eine Institution, die be- 
zweckt, dass Leute, welche in Notlagen zu veräussern gezwungen 
sind, nicht deshalb noch um den Wert ihres Eigentums be- 
trogen werden. Gewiss kann man einer solchen Massregel 
gegenüber, die dem bekannten Paulinischen Ausspruch in 1 “22 
§ 3 D. loc. coud. 19. 2 gänzlich entgegengesetzt ist, mit 
Endemann 145 behaupten: „es bedarf wohl kaum einer Hin- 
weisung, dass eine solche Bestimmung in der Blütezeit des 
römischen Rechts nicht möglich gewesen wäre; die Einmischung 
solcher vermeintlicher Schutzmassregeln kennzeichnet schon 
deutlich die Periode des Verfalles“ 148 , — aber für die uns be- 
rührende Seite der Frage ist das ganz irrelevant. Uns genügt es 
zu konstatieren, dass in der laesio enormis, die ja damals ein 
noch wenig entwickeltes Institut war 14 ’, sich ein gewisser 


141 H artmann a. a. O. 

144 Cf. 1 S in fine Cod. eod. 

145 Hildebrandn Jahrb. für Nationalökonomie, 1863, Note 314. 

'*• Siehe auch Dankwardt a. a. 0. S. 86 ff.; Oertmann, Die Volks- 
wirtschaftslehre des corpus jur. civ., Berlin 1891, S. 40, 41; Chambon, 
Beiträge zum Obligationenreeht, S. 113 ff. Vgl. die abweichende Ansicht 
von Bruder, Zur ökonomischen Charakteristik des röm. Rechts, in der 
Zeitsehr fllr die gesamte Stautswissenschaft, Bd. 32, S. 642. 

147 Siehe jetzt auch österr. Gesetz vom 27. April 1896, Nr. 70 R.-G.-B., 
betreffend Ratengeschäfte, § 4: Der Käufer kann sich auf laesio enormis 
auch berufen, wenn er den wahren Wert der Sache gekannt oder sich er- 
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Schutz des wirtschaftlich Schwächeren, der um jeden Preis zu 
verkaufen genötigt ist, vorfindet. 148 In allen Constitutionen, 
welche dieser Vorschrift erwähnen 149 , ist immer nur vom Ver- 
käufer die Hede, was wohl entschieden für die von uns ver- 
tretene Anschauung spricht, dass es sich um einen Schutz des 
notgedrungen Veräussernden handle; ob nicht etwa historisch 
der Ausgangspunkt der laesio enormis Grundstücke gewesen 
sein mögen, das muss dahingestellt bleiben. Wahrscheinlich 
wird es dadurch, dass sonst Diocletian kaum Veranlassung ge- 
habt hätte, sein Maximumedikt zu erlassen und dass auch in 1 1 
C. Th. 3. 1 von Constantin auf 1 2 und 1 8 C. de resc. vend. 4. 44, 
bezüglich des Getreidehandels keine Rücksicht genommen ist. 150 

Ein weiterer Fall der Fürsorge für denjenigen, der zu ver- 
kaufen genötigt ist, ist der des pignus in causa judicati cap- 
tum. 151 Die Entwicklung war die: Noch ein Rescript von 
Septimus Severus und Caraealla erlaubte den Zuschlag an 
den Gläubiger nur dann, wenn sich gar kein anderer Käufer 
fand. (L 15 § 3 D. de re iudicata 42. 1.) Alexander 
Severus nun gestattete in der c. 2. C. si in causa jud. pign. K. 
22 (23) 1SS , dass der Gläubiger auch mit anderen Kauf- 
klärt hat, sie aus besonderer Vorliebe um einen ausserordentlichen Preis 
zu übernehmen, oder wenn das Geschäft ein Handelsgeschäft ist, oder 
wenn er auf das Rechtsmittel verzichtet hat. Auch ist Vereinbarung auf 
eine kürzere als die dreijährige Verjährungszeit unwirksam. 

1,1 Siehe übrigens auch das günstigere Urteil G. Hartmanns be- 
züglich der laesio enormis im Archiv für die civ. Praxis, Bd. 73, S. 355. 

14 * L 4, 1 12, 1 15 C. de rescind. vend. 4. 44. 

Z a c h a r i a e in der Zeitschr. der Savignystiftung, Rom. Abt., 
IV. Bd., S. 58 ff. 

,M Vgl. Fleischmann, Das pignus in causa judicati captum, Breslau 
1896, bes. § 17, 8. 82 ff. 

Cum in causa judicati aliqua res pignori capitur, per officium 
eius, qui ita decrevit, venumdari solet, non per eum, qui judicatum fieri 
postulavit. Et si alio emptore non existente, vel existente quidem sed non 
dignuin pretium offerente, is cui' iudicatus satis non fecit, ad licitationem 
secundum constituta fuerit admissus, cuiuslibet alterius vice ex officio 
omere debet. 
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lustigen konkurrieren darf, wofern diese kein dignurn pretium 
bieten. Der Exekutor hat allerdings darauf zu achten, dass die 
Sache nicht verschleudert wird, er kann zur Erzielung des 
dignum pretium, wenn die erste Versteigerung ein solches nicht 
ergiebt, nach seinem Ermessen wiederholte Versteigerungstermine 
ansetzen, (c. 3. C. de exsecutione rei jud. 7. 53 arg. v. „diu 
subhastatas“.) 


VI. 

Das Gebiet, das die wichtigsten Vorschriften enthält, die 
im Interesse des wirtschaftlich Schwächeren erlassen wurden, 
ist das Obligationenrecht, wiewohl sich auch auf anderen Ge- 
bieten Erleichterungen und Begünstigungen der wirtschaftlich 
Schwächeren vorfinden; aber selbstverständlich ist das Obli- 
gationenrecht an solchen Vorschriften verhältnismässig am 
reichsten, da es ja das Gebiet ist, auf welchem sich zwei Pacis- 
centen gegenübertreten, womit Veranlassung gegeben ist, der 
rücksichtslosen Willkür und Habsucht des einen dem andern 
gegenüber entgegenzutreten. 153 


1,3 Dass viele der liier einschlagenden kaiserlichen Bestimmungen 
keine Billigung verdienen, indem sie für den Verkehr Hemmnisse waren 
und so dem Reichtum des Staates schädlich wurden, sei gleich Hin- 
gangs hervorgeh oben. (Siehe auch Leonhard, Roms Vergangenheit, 
S. 184.) Dass dagegen viele Vorschriften insb. Justinians, welche sich 
auf das Familienrecht beziehen und die Stellung von Frau und Kindern 
in familienrechtlichen nnd vermögensrechtlichen Fragen regeln, so auch 
insbes. bezüglich des Erbrechtes, heilsam gewesen sind, hebt Leonhard 
a. a. O. treffend hervor. Auf diese Fragen haben ivir jedoch nicht näher 
einzugehen, da wir de lege lata und nicht de lege ferenda sprechen. Auf 
diesem Gebiete wäre vielleicht für die Gegenwart gleichfalls Gelegenheit, 
von der spätrömischen Gesetzgebung zu lernen, wenn auch in anderm 
Sinne, als bezüglich des Verkchrsrcchtes. Die einzelnen Bestimmungen, 
z. B. Nov. 18 praef. in fine, Nov. 53, Cap. VI, Nov. 117 cap. V u. cap. VII 
u. a. m. bedürfen hier keiner Erörterung. — Dass hier vieles auf den 
Einfluss des Christentums zurückzuführen sei, behauptet Kuntze, Cursus 
der Institut., § 970, was wieder von Padeletti bis auf die Bestimmungen 
]. Pfiff, Rechtlicher Schutz. Ö 
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Allerdings handelt es sich hier um ganz allgemein eiu- 
tretende Vorschriften, die auch einem nicht schlecht gestellten 
Kontrahenten zu Gute kommen, ln diesem Sinne ist denn auch 
die Kaiserzeit geneigt, dem Schuldner gegenfiher überhaupt mit 
der grössten Milde vorzugehen. Sie thut es. weil sie im 
Schuldner einen wirtschaftlich Schwächeren zu sehen geneigt 
ist, der des Schutzes bedarf und ihr desselben würdig zu sein 
scheint, im Unterschied von dem älteren Rechte, das den 
Schuldner bekanntlich möglichst streng zu behandeln bemüht 
war. Vor allem anderen ist hier das Darlehen zu erwähnen. 
Da das Darlehen der Hauptfall ist, so sei hier das Zinsmaxi- 
mum, das Justinian bestimmte, angeführt. In 1 2i> § I und 2 
C. de usuris 4. 32 bestimmt er für die Gesamtheit (i%. für 
Kaufleute und Fabrikanten K°; 0 , für personae illustres nur4°/o: 
Super usurarum vero quantitate etiam generalem sanctionem 
facere necessarium esse duximus, veterem duram et gravissi- 
mam earum molem ad mediocritatem deducentes. Ideoque 
iubemus illustrihus quidem personis sive eas praecedeutihus 
minime licere ultra tertiain partein centesimae usurarum in quo- 
cumque contractu vili vel maximo stipulari: illos vero qui 
ergasteriis praesuut vel aliquam licitam negotiatiouein gerunt, 
usque ad bessern centesimae suam stipulationem moderari . . . 
ceteros autem oinnes homines dimidiam tantummodo centesimae 
usurarum posse stipulari . . . 

Für Landleute bestimmte Justinian ferner in der Nov. 34, 
dass nur 4°/ 0 Zinsen gestattet sein sollten; also eine Mode- 
ration im Interesse des meist wirtschaftlich dem Geldgeber 
gegenüber schwächeren Landmannes. Aber abgesehen von diesen 
Zinsenbeschränkungen findet sich betreffs des Darlehens noch 
eine wichtige Bestimmung zu Gunsten der wirtschaftlich Schwäche- 
ren in der querela non nuineratae pecuniae. Ob die gleich zu 


bezüglich der Ehescheidung und der 1 Papia bestritten wird. Für die 
ersterc Ansicht neuesten« auch Leonhard a. a. 0. 8. 1S3, m. E. mit Recht. 
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erwähnenden, hier geltenden Regeln bloss eine Spezialität für 
Darlehnsscheine seien, oder ob sie auch für Einpfangsbekennt- 
nisse über darlehnsartige Geschäfte gelten, d. h. Geschäfte, 
welche wie das Darlehen auf generische Rückgabe einer hin- 
gegebenen Quantität fungibler Sachen gerichtet sind, ist be- 
kanntlich bestritten. Ich stehe nicht an, die Frage im letzteren 
Sinne zu beantworten. Einerseits kommt es nämlich auch bei 
solchen Geschäften, z. B. beim Quasiususfructus, bei der Eoc. 
cond. irreg., dem pign. irregul. leicht vor, dass der Empfang 
schein schon in vorhinein ausgestellt wird und andererseits be- 
stimmt die 1 14 pr. C. h. t. (de non num. pec. 4. HO) die An- 
wendbarkeit der exe. n. n. p. ausdrücklich auf Kontrakte in 
quibus pecuniae vel aliae res numeratae vel datae esse con- 
scribuntur und das ist doch wohl etwas mehr als das Darlehen 
allein. Endlich aber spricht für die hier vertretene Ansicht, 
dass im § 1 des eben citierten Gesetzes Scheine über ein depo- 
situm certae pecuniae als frei von der excep. n. n. p. erklärt 
werden, — eine Bestimmung, die ganz überflüssig gewesen 
wäre, wenn sich die Einrede überhaupt nur auf Darlehens- 
scheine bezöge. 

Bleiben wir aber beim Darlehen und der hierbei möglichen 
querela n. n. p. 154 Man hatte die Erfahrung gemacht, die man 
auch hei uns noch häufig machen kann, dass nicht selten Schuld- 
dokumente ausgestellt wurden, bevor noch dem Schuldner das 
Darlehen wirklich zugezählt worden w ar, sei es um den Gläubiger 
in vorhinein die Urkunde zu seiner Deckung in die Hand zu 
geben, sei es darum, weil er damit sofort die Möglichkeit bekam, 
dieselbe als Repräsentanten der in Aussicht genommenen 
Forderung in den Verkehr zu bringen, sie zu cedieren oder zu 
verpfänden. Ganz so stellt man ja auch heutzutage mit Vor- 
liebe Wechsel aus, nicht weil man schon Geld bekommen hätte, 


1,4 Hierzu Gneist, 
Obligationenreehts, Berlin 


Die formellen Verträge des neuern remis- hen 
1845, S. 7 ff. 

5* 
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sondern um sieh das Geld erst durch den Verkauf der Wechsel 
zu verschaffen. 

Je häufiger dergleichen nun vorkam, desto unsicherer wurde 
der Schluss, dass der Gläubiger, in dessen Hand eine solche 
Urkunde war, dem Aussteller das Geld auch wirklich zugezählt 
habe. Andererseits aber musste man sich sagen, dass ein halb- 
wegs vorsichtiger Aussteller (Schuldner) einer solchen Urkunde 
dieselbe doch wohl nicht sehr lange Zeit in den Händen des 
Gläubigers belassen werde, ohne sich zu rühren, wenn er das 
Geld nicht wirklich empfangen habe. Der Schluss, den man 
aus dem Vorhandensein der Urkunde auf die Wahrheit der be- 
zeugten Zuzählung ziehen konnte, gewann daher an Zuverlässig- 
keit, je länger der Gläubiger die Urkunde ohne Anfechtung 
seitens des Ausstellers besass. Auf Grund dieser Thatsache 
entwickelte sich eine sehr eigentümliche Schmälerung der Be- 
weiskraft solcher Empfangsbekenntnisse. Die eigentliche Gene- 
sis derselben kennen wir freilich nicht; in den Pandekten ist 
sie gar nicht erwähnt und wo sie in Konstitutionen aus dem 
Ende des zweiten und Anfang des dritten christlichen Jahr- 
hunderts vorkommt, da lässt sich unschwer eine ungeschickte 
Interpolation erweisen. Die ersten sicheren Spuren derselben 
finden sich in den letzten Regierungsjahren Caracallas, und es 
scheint, dass kaiserliche Rescripte sie nicht sowohl einführten, 
als vielmehr nur die durch die Praxis gegebene Anregung zu 
derselben anerkannten und dann näher bestimmten. Die Be- 
schränkung der Beweiskraft des Empfangscheines besteht aber 
darin, dass der Aussteller durch rechtzeitigen Protest — inner- 
halb zweier Jahre — gegen denselben ihm die Beweiskraft für 
immer und gänzlich entziehen kann. Protestiert er aber nicht 
rechtzeitig, dann beweist der Schein mit unwiderleglicher Kraft ; 
und wird der rechtzeitig eingebrachte Protest als falsch nach- 
gewiesen, so trifft den Protestierenden empfindlicher Vermögens- 
nachteil. Dies ist im wesentlichen die Lehre von der quer. n. 
n. pecuniae. Schon diese flüchtige Betrachtung zeigt uns, dass 
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hei diesem eigentümlichen Institut Sonne und Wind zwischen 
<len Parteien nicht gleich verteilt sind. Denn um zu hindern, 
dass ein gewissenloser Gläubiger den Schuldner zur Bezahlung 
eines nicht empfangenen Darlehns nötige, wird eine Einrichtung 
getroffen, die es dem schlechten Schuldner möglich macht, dem 
Gläubiger ein wirklich empfangenes Darlehen vorzuenthalten. 
Und wenn dann die zwei Jahre um sind, steht wieder der 
Schuldner sehr schlecht, während es doch leicht möglich ist, 
dass sein zweijähriges Schweigen ein sehr entschuldbares ist 
(indem er z. B. keine Kenntnis hatte von dem Darlehnsschein, 
den sein Erblasser kurz vor seinem Tode ausgestellt hatte 
u. dgl.) und nun zahlen muss, trotzdem er vielleicht den Nicht- 
empfang des Darlehens beweisen könnte. Der letzten Schwierig- 
keit hat zwar die Praxis durch Aufstellung der nicht privi- 
legierten Querei abgeholfen, die erstere bleibt aber aufrecht. 
So hat denn auch das Wechselrecht, das Handelsrecht und die 
modernen Partikulargesetzgebungen, sowie das Einführungsgesetz 
zur Reichszivilprozess-Ordnung § 17 (Arndts §281. 13. Aufl.), 
die querela nicht zur Anwendung kommen lassen, beziehungs- 
weise abgeschafft oder auf ein sehr beschränktes Mass reduziert. 
— Die qu. n. n. p. gehört hierher, weil sie vom Gesichtspunkt 
des Schuldners, der als wirtschaftlich schwächer angesehen wird 
und es ja in der Regel auch zu sein pflegt, ausgehend, den- 
selben vor der Habgier des Gläubigers schützen will, selbst 
w'enn er unvorsichtig gewesen war. Was dann an weiteren 
Rechtssätzen sich an dieses Schutzmittel ansetzt, ist hier ohne 
tiefer reichendes Interesse. 

Unter den die Schuldner begünstigenden Bestimmungen ist 
auch die durch eine lex Julia eingeführte cessio bonorum zu 
erwähnen. Die Strafe der Sklaverei und Infamie wurde hiedurch 
für den durch Unglücksfälle verarmten Schuldner dann vermieden, 
wenn er sein ganzes Vermögen abzutreten bereit war. Dem 
Schuldner, der von der cessio bonorum Gebrauch machte, stand 
das beneficium competentiae zu; es musste ihm, wie dies auch 
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ganz modernen Exekutionsgesetzen entspricht, der notwendige 
Lebensunterhalt gelassen werden; er konnte nur in quantum 
facere potest, condemnirt werden, ne egeat. (1 173 D. de div. 
reg. jur. 50. 17.) 

Ferner gehört hierher das Verbot des Auatoeismus 155 ), das 
Justinian noch verschärfte durch seine Bestimmungen in 1 28 
C. de usuris 4. 32; danach wurde der Ausweg abgeschnitten 
durch eine Novation solch' rückständige Zinsen wiederum zins- 
fähig zu machen: Ut nullo modo usurae usurarum a debitoribus 
exigantur et veteribus quidem legibus constitutum fuerat, sed 
non perfectissime cautum. 8i enim usuras in sortem redigere 
fuerat concessuin et totius summue usuras stipulari, quae 
differentia erat debitoribus, qui re vera usurarum usuras exige- 
bantur? . . . Quapropter hoc apertissima lege definimus nullo 
modo licere cuidam usuras praeteriti vel futuri temporis in 
sortem redigere . . . Andere Zins- und Wuchervorschriften 
sind in Nov. 32 und 34, l 3 C. de usur. rei jud. 7. 54, Nov. 120 
cap ti. 121 c. 2, 110, 135 enthalten. 156 

Hervorhebenswert ist noch die Strafe der Infamie für den 
Wucherer: Improbum fenus exercentibus et usuras usurarum 
illicite exigentibus infamiae inacula inroganda est (1 20 C. de 
eausis ex quibus infamia alicui inrogatur. 2. 11 (12), eine Be- 
stimmung von Diocletian und Maximian, a 290, 157 

Wie sehr die spätere Kaiserzeit bestrebt war das Los des 
Schuldners — gleichviel ob er eine solche Fürsorge verdiente 


L 26 § 1 I). de cond. indeb. 12. 6: Sopra duplum autem usurae 
et usurarum usurae nec in etipulatum deduci nec exigi possunt et solutae 
rcpetuntur quemadmodum futurarum usurarum usurae. Cf. Nov. 138 und 
Nov. 160. 

1 ** Die in 1 26 C. de usur. 4. 32, sowie in Nov. 110 und 106 getroffenen 
Bestimmungen bezüglich der pecunia trajectitia berühren uns nicht. 

1,1 Siehe hierzu Wallon, Histoire de l’esclavage dans l'antiquiti-, 
Paris 1847, Bd. III, p. 338 ff. Neuestem Lotmar, Der unmoralische Vertrag, 
Leipzig 1896, 8. 30. 
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oder nicht - , zu lindern 158 , zeigt auch 13 § 3 C. de usuris rei 
iudicatae 7. 54 (Justiuian): Kt cum antiquitas pessimo exemplo 
reis quidem eondemnatis laxamentum duorum mensum praestabat, 
lideiussores autem eorum eodem uti beneficio non concedebat, 
ut liceret vietoribus relietis propter legem eondemnatis personis 
a fideiussoribus eorum vel mandatoribus statim peeunias vel 
res in condemnatione positas exigere, liuius modi acerbitatem 
resecantes sancimus <piadrimenstres indutias, quas dedimus 
eondemnatis, etiam ad fideiussores eorum et mandatores extendi, 
ne legi fiat derogatum. Cum enim interventor solvere com- 
pellatur et ipse reum coerceat ad invitam solutionem, nullum 
eoudemnatus habebat nostrae sensum humanitatis, quia per 
medium fideiussorem statim peeunias persolvere compellebatur. 
Auch die Bürgen sollen also dieselbe Zahlungsfrist haben, wie 
der dem Gläubiger gegenüber verurteilte Hauptschuldner. damit 
letzterem nicht durch den Regress nehmenden Bürgen die ihm 
zustehende Wohlthat vereitelt werde. Allerdings handelt es sich 
dabei nur um die usurae rei judicatae! 

Doch nicht nur der Schuldner überhaupt, sondern auch 
speziell der Pfandschuldner erfreut sich der besondern Fürsorge 
der Gesetzgebung. Das Resultat derselben ist das Constantinische 
Verbot der lex commissoria beim Pfandrecht 1 3 C. de pactis 
pignor. .3. 34: Quoniam inter alias captiones praecipue com- 
missoriae pignorum legis crescit asperitas. placet infirmari eam 
et in posterum omnem ejus memoriam aholeri. £i quis igitur 
tali contractu laborat, hac sanctione respiret, quae cum praeter- 
itis praesentia quoque depellit et futura probibet. Creditores 
enim re amissa, iubeinus recuperare quod dederunt, 159 

Bekannt ist auch die Begünstigung, welche der Schuldner 


,5 * C. Th. XI. 28, insbesondere 1 3. 

Zur lex commissoria siehe auch Maschke, Das Eigentum im Civil- 
uml Strafrecht, 1895, S. 157. 
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durch die lex Anastasiana 160 erhielt. 161 Justinian änderte hieran 
auch noch einiges im Interesse des Schuldners: 1 23 pr. (J. 
mandati 4. 35: Anastasio divae raemoriae principi iustissima 
constitutio conscripta est, tarn humanitatis quam benevolentiae 
plena, ut ne quis alienuin suheat dehitum cessione in eum facta 
et amplius consequatur a debitore his, quae praestavit cessionis 
auctori, exceptis quibusdam casibus, qui specialiter illi sanctioni 
continentur sed cum hi, qui circa lites morantur eandem piam 
dispositionem in sua natura remanere minime concesserunt, 
invenientes machinationem ut partem quidem debiti venditionis 
titulo transferant in alium ereditores. reliquam autem partem 
per coloratam cedant donationem. generaliter Anastasianae con- 
stitutioni subvenientes sancimus nulli licere partem quidem 
debiti cedere pecuniis acceptis et venditione actionum habita, 
partem autem donationis titulo videri transferre, sed, si voluerit 
pure totum debitum donare et per donationem actiones trans- 
ferre, non occulte nec per artes clandestinas pecunias suscipere, 
publice autem simulosam donationem celebrare sed undique 
puram et non dissimulatam facere donationem: huiusmodi enim 
cessionibus non adversamur. Der § 1 diese Stelle enthält dann 
die Folge des Zuwiderhandelns — huiusmodi machinationem 
penitus amputamus, ut nihil amplius accipiat, quam ipse vero 
contractu re ipsa persolvit: sed omne, quod superHuum est, et 
per figuratain donationem translatum, inutile esse ex utraque 
parte censemus, ut neque ei qui cedit actiones neque ei qui 
eas suscipere curavit, aliquid lucri vel fieri vel remanere, vel 
aliquam contra debitorem vel res ad eum pertinentes esse 
utrique eorum actionem. — 

1.0 Abträgl. Urteil darüber siehe bei Dankwardt, Nationalök. und 
Jurisprudenz, VI. Heft, S. 86ff. Dagegen erklärt m. E. mit Recht Hart- 
mann im Archiv für civ. Praxis, Bd. 73, 8. 354, dass der lex Anastasiana 
ein weiBer und wohlthätiger Zweck zu Orunde lag, wenn auch der Weg, 
den sie zur Erreichung deB Zweckes einschlug, ein „ungeschickt ge- 
wählter“ war. 

1.1 L 22 C. mandati 4. 35. 
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Dass der Schuldner sich dann durch datio in solutum von 
seiner Schuld befreien konnte, wenn der Gläubiger damit ein- 
verstanden war, ist bereits älteren Datums. Durch nov. 4. cap. 
3 wurde von Jnstinian jedoch das sog. benef. dationis in solutum 
eingeführt. Danach konnte ein zahlungsunfähiger Schuldner 
einer Geldsumme, der für seine Grundstücke keine Käufer fand, 
seine Gläubiger nöthigen, diese Grundstücke an Zahlungstsatt 
anzunehmen — eine weitgehende Begünstigung des Schuldners, 
wenn auch der Gläubiger das Wahlrecht unter den ver- 
schiedenen Grundstücken, die vorhanden waren, hatte. 162 

Besonders wichtig sind unter den Erleichterungen, die dem 
Schuldner zu teil wurden, die seit Konstantin verkommen- 
den Moratorien, welche ursprünglich dahin gingen: ne 
iudicati detrahantur in earcerem; hierüber sagt 1 1 C. qui bonis 
cedere possunt 7. 71: Qui bonis eesserint, nisi soliduin creditor 
receperit, non sint liberati. In eo enim tantum hoc beneficium 
eis prodest, ne iudicati detrahantur in earcerem. Die Vermögens- 
abtretuug schützte den Schuldner also nur vor der Gefangen- 
schaft. E. 8 pr. und § 1 C. quib. ced. possunt 7. 71 erwähnt des 
Moratoriums wie folgt: Cum solito more a nostra majestate 
petitur, ut ad miserabilis eessionis bonorum hoinines veniant 
auxilium et electio detur creditoribus vel quinquennale spatium 
eis indulgere vel bonorum accipere cessionem. salva eorum vide- 
licet existiinatione et omni corporali cruciatu seinoto: quotidie 
dubitabatur, si quidam ex creditoribus voluerint quinquennales 
dare indutias, alii autem iam nunc cessionem accipere velint, 
qui audiendi sunt, ln tali itaque duhitatione minime putamus 
esse ambiguum, quod sentimus et quod bumaniorem sententiaui 
pro duriore elegimus. Et sanciinus, ut vel ex cumulo debiti 
vel ex numero creditorum causa iudicetur. In den darauf fol- 
genden Paragraphen dieser Stelle folgt dann die diesbezügliche 
genauere Auseinandersetzung. 

1,1 Cf. Nov. 120, cap. 6, § 2. Dazu Dernburg, Pandekten, II. 
(5. Aufl.), S. 165, Anm. 8. 
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Als einen wirtschaftlich Schwachem betrachtet das römische 
Kaiserrecht auch den Pächter dem Verpächter gegenüber 
und hat, wenn auch nur zum Teil, darin Recht. Hier gelten 
die Bestimmungen der 1 15 D. locati 1!). 2, welche im § 2 
sagt: Si vis tempestatis calamitosae contigerit, an locator conduc- 
tori aliquid praestare debeät, videamus. Servius omnem vim. 
cui resisti non potest, dominum colono praestare debere ait, ut 
puta Humiuum graculorum sturnorum et si quid simile, acciderit 
aut si ineursus hostium (iat: si qua tarnen vitia ex ipsa re 
oriantur. haec damno coloni esse, veluti si vinum evacuerit, si 

raucis aut herbis segetes corruptae sint hierauf folgen 

noch viele Einzelfälle, die der Jurist aufzählt. Mit dem Gesichts- 
punkt, dass den Eigentümer etwa doch eher der Schaden zu 
treffen habe, als den Pächter, hat diese Begünstigung nichts zu 
thun, sonst müssten nicht gerade die vitia ex ipsa re den Pächter 
treffen, ln 1 X C. de locato 4. (>5 ist die Sache nicht geändert, 
aber auf ein einheitliches Prinzip zurükgeführt: Licet certis 
nnuuis quantitatibus fundum conduxeris, si tarnen expressum 
non est in locatione aut mos regionis postulat, ut si qua labe 
tempestatis vel alio caeli vitio damna accidissent, ad onus tuum 
pertinerent et (piae evenerunt sterilitates ubertate aliorum 
annorum repensatae non probabuntur, rationem tui iuxta bonam 
fidem haberi recte postulabis eamque formain qui ex appellatione 
cognoscat sequetur. 

Von der Stellung der Zeitpächter auf kaiserlichen Gütern 
handelt 15 § 7 C. de loc. praed. 11. 71. (70), die freilich 
nicht unzweideutig ist. His (Domänen S. 90) versteht sie 
von einem reinen Willkürakt: Man solle dem Pächter das Gut 
wegnehmen, wenn ein anderer besseren Pachtschilling bietet. 
Das ist nun wohl nicht gesagt: Si vern pro tali praedio 
ab altern conductore offeratur augmentum, sit in arbitrio con- 
ductoris prioris, cui res ad tempus locata est, ut, si ipse, quod 
alter adiecit obtulerit, maneat penes eum temporalis illa con- 
ductio. Ungezwungen verstanden sagt diese Stelle vielmehr, 
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der alte Pächter solle bleiben dürfen, wenn er ebensoviel bietet, 
wie der neue Konkurrent. Bezieht sich das nun auf ein Auf- 
treten des letzteren während der Pachtperiode, dann kommt 
es freilich auf eine Brutalität hinaus, die das bedeutet, was 
His darin findet, falls der alte Pächter ebensoviel nicht geben 
kann. Aber die Stelle kann auch bezogen werden — und des- 
halb führen wir sie hier an — auf ein Auftreten des Konkurrenten 
nach der Pachtperiode d. h. für eine neue Periode; und dann 
ist, was die Stelle enthält, vielmehr ganz human: Stabilität des 
Pächters zugleich im eigenen wohlverstandenen Interesse des 
Herrn. Hier sei auch des Emphyteuta gedacht. L 2 § - Cod. 
de emphyteutico iure 4. (iO bestimmt: Ne autem ex hac causa 
dominis facultas oriatur emphyteutas suos repellere et reditum 
minime veile suscipere, ut ex huiusmodi machinatione triennio 
elapso suo jure is. qui emphyteusim suscepit cadat, licentiam 
ei coneedimus attestatione praemissa pecunias ofterre hisque 
obsignatis et secundum legem depositis minime deiectionis tirnere 
periculum. Und 1 3 § 1 C. eod: Seil ne hac oceasione accepta 
domini minime concedant emphyteutas suos accipere pretia 
meliorationum quae invenerint, sed eos deludant et ex hoc com- 
inodum emphyteutae depereat, disponimus attestationem domino 
transmitti et praedicere, quantum pretium ab alia re vera accipit. 
Ferner verfügt 1 H § 4 eod.: Et ne avaritia tenti domini magnam 
molem pecuniarum propter hoc efflagitent, quod usque ad prae- 
sens tempus perpetrari cognovimus, non amplius eis liceat pro 
subscriptione vel depositione nisi quinquagesimam partem pretii 
vel aestimationis loci, qui ad aliam personam transfertur, acci- 
pere — durchaus Bestimmungen, welche den Emphyteuta dem 
wirtschaftlich doch weitaus besser gestellten Herrn gegenüber 
zu schützen beabsichtigen. 163 

Zum Schlüsse sei hier noch die societas erwähnt. Dass 
eine solche auch vorhanden sein kann, wenn der eine socius 


1,s Siehe auch Not. 7, cap. 3. 
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das Geld, der andere bloss die Arbeit als Einlage giebt, spricht 
1 1. C. pro socio 4. 37 mit den Worten aus: Societatem uno 
pecuniam conferente alio operam posse eontrahi magis obtinuit. 
Daraus geht aber auch hervor, dass es nicht ganz unbestritten 
war. ln dieser Möglichkeit, sich mit seiner Arbeitskraft zu be- 
teiligen, liegt aber nicht nur eine Anerkennung der Arbeit als 
solcher und als wirtschaftlicher Macht (s. auch Oertmann a. a. 0. 
S. 124) — bekanntlich im römischen Recht nicht so hochgestellt 
und als Grundprinzip des Erwerbes angenommen, wie im ger- 
manischen — , sondern es liegt darin auch für den ärmeren, 
den wirtschaftlich Schwachem die Gelegenheit, sich durch seine 
Arbeit an wirtschaftlich einträglichen Unternehmungen zu be- 
teiligen. 164 Dass auch dieser Gedanke mitgespielt haben mag 
— wenigstens in der Argumentation der Juristen — dafür 
spricht Ulpians Aeusserung in 1 5 § 1 D. pro socio 17. 2: 
Societas autem coiri potest et valet etiam inter eos, qui non 
sunt aequis facultatibus, cum plerumque pauperior opera 
suppleat, quantum ei per comparationem patrimonii 
deest . . . 

Im Erbrecht findet sieh in Nov. 53 c. 6 und Nov. 117 c. 5 
die Bestimmung, dass der armen Witwe, also einer gewiss wirt- 
schaftlich Schwachen, falls sie bis zum Tode des Erblassers mit 
ihm in rechtsbeständiger Ehe gelebt hat, ein Viertel vom Ver- 
mögen ihres wohlhabenden Gatten zufallen soll. 165 Die An- 


Siehe Endemann, Studien in der romanisch - kanonistischen 
Wirtschafts- und Rechtslehre, I. Bd., Berlin 1874, S. 344. — Die späteren 
Zweifel über die Zulässigkeit eines solchen Geschäftes, wo der eine der 
socii Geld, der andere seine Arbeit als Einlage giebt, entstanden infolge 
des Dogmas von der Unfruchtbarkeit des Geldes und interessieren uns nicht 
weiter. Hierüber Endemann a. a. O. S. 360 ff. 

1,1 Manche Schriftsteller wollen der armen Witwe diesen Anspruch 
nur zugestehen, wenn sie überhaupt keine dos habe, z. B. Sohm, Instit., 
2. Auf!., S. 394. Dass ihr der Anspruch dann zu verweigern ist, wenn an 
sie die dos zurückfällt oder sie sonst vor Not durch Vermögen geschützt 
ist, ist klar; denn für Justinian war (nach Windscheids Worten) der leitende 
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schauung über die Ehe und die Selbständigkeit der Vermögen 
beider Ehegatten batten sieh nicht geändert, die Bestimmung 
ist also eine solche, die auch in unserem Zusammenhang ange- 
führt werden muss. Weiter ist zu unserem Thema gehörig die 
auf das alte Recht zurückgehende Bestimmung der 1 2 C. de 
patribus qui filios distraxerunt 4. 43, eine Bestimmung von 
Constantin: Si quis propter uimiam paupertatem egestatemque 
victus causa filium filiamve sanguinolentos vendiderit, venditione 
in hoc tantummodo casu valente, emptor obtinendi eius servitii 
habeat facultatem. 186 (Siehe übrigens auch 1 1 C. Th. 3. 3.) 

Die Begünstigung des wirtschaftlich Schwachen führte auch 
zu einer vom alten Recht abweichenden Auffassung. Das alte 
Recht verlangte bekanntlich, dass die zum Erben eingesetzte 
Person eine certa sei. Wenn nun generell den Armen etwas 
hinterlassen wurde, oder den Gefangenen zum Zwecke ihrer 
wiederzuerlangenden Freiheit, so würde dies ursprünglich nicht 
giltig gewesen sein, weil diese Personen nicht certae gewesen 
wären. Anders Justinian; er bestimmt in 1 1 § 29 C. de incert. 
person. 6. 48: Et quod pauperibus relictum est, non videri in- 
certum esse. 1 * 7 

Und in 1 48 (49) pr. C. de episcop. et cleric. 1. 3 bestimmt 
gleichfalls Justinian: Si quis ad declinandam legem Falcidiam, 
cum desiderat totam suam substantiam pro redemtione eaptivorum 
relinquere, eos ipsos captivos scripserit heredes, ne videatur 


Gedanke der Begriff de» Mangel» und nicht der Begriff der dos. Auch 
m. E. ist die Dürftigkeit das entscheidende. Siehe Köppen, Lehrbuch 
des Erbrechts, S. 688, und über die Literatur in dieser Frage Windscheid, 
Pand. 3. Bd., 8. 136 und neuesten» Schiffner, Die sog. gesetzl. Vermächt- 
nisse, Leipzig 1895, S. 61. Die vielfach bestrittene rechtliche Natur diese.» 
Anspruches ist für unsere Frage irrelevant. 

1,1 Da» Interesse, welches die Anthropologie mit Grund an diesem 
Rechtssatz nimmt, kann hier nicht weiter verfolgt werden. 

1,7 Siehe auch § 26 eod: Et de iis ejuae perpetuo petuntur relicta 
ecclesiis xenonibus vel ptochiis vel venerabilibus domibus vel universitati 
totius cleri vel ad redemptionem eaptivorum vel ipsis pauperibus vel captivis. 
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quasi incertis personis heredibus institutis judicium suuiii 
oppngnandum reliquisse, sanciinus liuius talem institutionem 
pietatis intuitu valere et non esse respuendam. Sed et si 
pauperes quidem scripserit lieredes et non inveniatur certiun 
ptoehieum vel certae eeelesiae pauperes, de quibus testator 
cogitaverit, sed sie incerto vocabulo pauperes fuerint heretles 
instituti, simili modo et huiusmodi institutionein valere decer- 
nimus. 


VII. 

Abgesehen von den oben angeführten Bestimmungen des 
römischen Kaiserrechtes, finden sich noch mehrfach Vorschriften, 
ilie den Schutz des wirtschaftlich Schwächeren bezwecken und 
bewirken; manche dieser Vorschriften sind nicht mit Rücksicht 
auf die wirtschaftlich Schwächeren erlassene allgemein gültige 
Gesetze, sondern Ausnahmsbestimmungen. 

Hier sind nun noch des weiteren zu erwähnen; L. 6 D. si 
eui plus quam per leg. Fair. 35. 3: Cum non facile satisdationem 
offerre legatarius vel fideicomissarius possit et futurum sit ut 
propter hoc a petitione liberalitatis ex testamento submoveantur, 
numquid onus satisdationis eis remittendum erit? Quod videtur 
adjuvari rescripto divi Commodi in liaec verba: ls cuius de ea 
re notio est aditus si compererit ideo cautioneni a te exigi, ut 
a fideicommissi petitione avertaris, onus satisdationis tibi reinitti 
curabit. 

Und 12 § 9 D. de collat. bon. 37. (5 : Si per inopiam eman- 
cipatus cavere non possit, non statim ab eo transferenda est 
possessio, sed sustinendum, donec possit invenire fidejussores. 
ut tarnen de bis, quae mora deteriora futura sunt, his qui in 
potestate sunt, actio detur, ipsique caveant in medium collaturos, 
si cautum eis fuerit. 

Oder 1 6 § 1. C. de his qui numero lib. vel paup, excus, 
10. 52 (51) Quod si quis propter censum tenuiorem vacationem 
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meruerit. atque hoc probaverit, beneficio potiatur, si propter 
rerum augustias ad personalia vocatur obsequia. 

Da Alimente meist ärmeren Leuten gewährt werden, so 
erfreuen sich dieselben in der römischen Kaiserzeit einer he- 
sondern Fürsorge und Begünstigung. Krbunfähige können mit 
Alimenten bedacht werden 111 I). de alim. 34. 1 ; eine allgemein 
erklärte Zurücknahme von Vermächtnissen , bezieht sich im 
Zweifel nicht auf Alimente 1 1K g 3 D. eod. Der mit Alimenten 
beschwerte Vermächtnisnehmer kann, wenn er auch selbst sich 
vom Erben wegen der quarta Falcidia Abzüge gefallen lassen 
muss, dem zu Aliinentierenden keinen Abzug machen. L 77 § 1 
D. de leg. 31. Insbesondere ist nach 1 3 C. de compens. 4. 31 
die Kompensation ihnen gegenüber ausgeschlossen. Genauer: 
Wer Alimente schuldet, muss diese Alimente bezahlen, auch 
wenn diese seine Schuld an sich koinpensabel wäre mit der 
Schuld der Stadt ihm gegenüber; die Alimentenschuld wird be- 
handelt, wie gewisse Schulden publici juris: in ea quae rei 
publicae te debere fateris, compensari ea quae ob eadem tibi 
debentur, is, cuius de ea re notio est, jubebit, si neque ex 
calendario, neque ex vectigalibus, neque ex frumenti vel olei 
publici pecunia, neque tributorum neque alimentorum .... 
civitatis debitor sis. 

Seit Hadrian werden auf Alimente bezügliche Bestimmungen 
für den Alimentationsberechtigten günstiger ausgelegt, als dies 
früher der Fall war, so bezüglich der Dauer desselben. 

L 14 D. de alimentis 34, 1. Mela ait, si puero vel puellae 
alimenta relinquantur, usque ad pubertatem deberi. Sed hoc 
verum non est: tamdiu enim debebitur donec testator voluit, 
aut si non paret quid sentiat, per totum tempus vitae debe- 
buntur. 

Ulpian. von dem diese Stelle herrührt, interpretiert schon 
viel günstiger für den Alimentierten, als dies der ältere Jurist 
Mela gethan hat. § 1 der Stelle fährt fort: Gerte si usque ad 
pubertatem alimenta relinquantur, si quis exemplum alimentorum, 
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duae dudum pueris et puellis dabantur, velit sequi, sciat Ha- 
drianum eonstituisse, ut pueri usque ad decimum oetavurn, puel- 
lae usque ad quartum decimum annum alantur et haue formam 
ab Hadriano datam observattdam esse imperator uoster reseripsit. 
Sed etsi geueraliter pubertas non sic definitur, tarnen pietatis 
intuitu in sola specie alimentoriun hoc tempus aetatis esse ob- 
servandum non est ineivile. 188 

Dass die römische Kaiserzeit auch besondere Sorge den ver- 
schiedenen Instituten zur Pflege von Armen und Kranken zu- 
wendete, ist bekannt. Hierher gehören die zahlreichen auf christ- 
lichen Einfluss zurückzuführenden begünstigenden Bestimmungen 
bezüglich der Brephotrophien, Anstalten zur Ernährung und Er- 
ziehung armer Kinder, der orphanotrophisen Waisenhäuser, 
Xenodochien, Hospitäler, Ptochotrophien, Armenhäuser und 
Geroutocomien Hospitäler speziell für alte Leute, so in 1 48 (49). 
0. de episcop. 1. 3. 1 34 (35) C. de episcop. 1.3, 1 22 und 1 23. 
C. de sacros. eccl. 1. 2. 1 19 C. de sacros eccl. 1. 2. u. a. m. 169 

Und wurden einerseits derartige Institute begünstigt, so 
wurden andererseits auch ärmeren Klassen Exemtionen von 
staatlichen Lasten gewährt, da dem Staate an ihrer möglichsten 
Erhaltung gelegen war. Insofern haben diese Begünstigungen 
zwar ihre Basis nicht in der Idee einer ausgleichenden Ge- 
rechtigkeit, sondern sie beruhen auf egoistischen Motiven, aber 
wosofern die Idee, den wirtschaftlich Schwachen zu schützen, so 
allgemein war, wie dies in der späteren Kaiserzeit der Fall ge- 
wesen, kann man wohl diese Begünstigungen nicht ausschliess- 
lich auf Egoismus zurückführen und sie gehören daher auch in 
unseren Zusammenhang. 

Bez. der Alimente fliehe auch 1 25 pr. und § 4 C. de sacrosans 
eccl. 1. 2 und für einen Spezialfall betreffend die ecclesia Mysiae Nov. 65 
(nicht gloss.), welche den Verkauf von terrulae, doraus, vineae, überhaupt 
res immobiles erschwert, falls sie zur Alimentation von Armen hinter- 
lassen sind. 

'•* Siehe Brinz, Pandekten, 1. Auf!., II., 8.1055; Burckhardt, Die 
Zeit Constantia» des Grossen, 8. 381. 
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„Dass uneigennützige Freude an dem Wohle des Nächsten 
dem Altertum fremd war und alle menschenfreundlichen Thaten 
der vorchristlichen Zeit auf Eitelkeit oder Eigennutz zurück- 
zuführen sind, ist eine Behauptung, welche bei unparteiischer 
Einsicht in die Quellen schwerlich aufrecht erhalten werden 
kann“. 170 Hierher gehören die Bestimmungen bezüglich des 
agricola in 1 1 C. de agric. censit. vel colonis 11. 48: Numquam 
rationibus vel colligendis frugibus insistens agricola ad extra- 
ordinaria onera trahatur, cum providentiae sit opportuno tem- 
pore his necessitatibus satisfacere. L 1 C. in quibus causis 1 1 , 
50 (4‘J) Quisquis colonus plus a domino exigitur, quam ante 
consueverat, et quam in anterioribus temporibus exactus est, 
adeat iudieem cuius primum poterit habere praesentiam et fa- 
cinus comprobet, ut ille qui convincitur amplius postulare, 
quam accipere consueverat, hoc facere in posterum pro- 
hibeatur, prius reddito quod superexactione perpetrata noscitur 
extorsisse. 

Hieher gehören auch die nicht seltenen Versuche späterer 
Kaiserzeit, die Steuererlasse gerechter zu verteilen, wie uns dies 
vorzüglich — um ein Beispiel zu nennen — in 1 13 C Th. 13. 11 
entgegentritt: Loca quae praestationem suam implere non pos- 
sunt, praecipimus adaequari, ut quid praestare possint, mera 
fide et integra verdate scribatur, id vero, quod impossibile est, 
e vasariis publicis auferatur. Et primo quidem veteribus domi- 
nis adscribi praedia ipsa conveniet; quorum si personae eorum 
heredes non potuerint reperiri, vicinos vel peregrinos volentes, 
modo ut sint idonei, dominos statuendos esse censemus. In 
tantum autem omnium animos beneficiis provocamus, ut id, quod 
defectae possessioni inspectoris arbitrio adscribitur, biennii im- 
munitate relevetur, ut nec idonea praedia alterius glebae sarcina 
in posterum praegraventur. Weiter kam es vor, dass durch 
ein besonderes Verfahren (adjectio) ertragsunfähige Grundstücke 


110 Leonhard, a. a. 0. S. 1G4. 

L Pf aff, Rechtlicher Schutt. 
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den Naclibarn zugeteilt wurden und man sie so zwang für die 
Steuer dieser Gründe aufzukommen. Solchen Bedrückungen 
gegenüber wurde nun den Aufsiclitsbeamten der Befehl erteilt, 
die übermässig belasteten Güter zu erleichtern durch Wegnahme 
solcher unfruchtbarer Parzellen, Herabsetzung des Pachtschillings 
u. dgl. (Siehe hiezu His Domänen S. 85 ff.) 

Die Verweisung auf das bisher übliche als Richtschnur 
auch für die Zukunft findet sich — wie wir es ja schon bei 
den Preisregulierungen gefunden haben — gleichfalls in der 
nicht glossierten Novelle 122 cap. 1 : xeXevo/iev (de) xal x ovg rag 
f.iergr)aeig xwv oixodo/uxwv xal y&qnovixärv xal xwv äXXwv egywv 
notovvxag fitjdb nXeov Xoyiteadai xoig Igya&fxevoig, äXla xal au- 
xoig xr/v ägxatav ovvrj&eiav tpvXdxxuv ■ xavxa dk xtagatpvXdxxeiv xe- 
Xevo/uev xal xovg emxdxxovxag ol ddt'/jioxe egya Tj xal xtva eiärj 
(bvov/wvovg. ovde ydg auxoig tgeivai nXeov xov EiXovg xov diaxnay- 
fievov Tiagexeiv ovyxwgov/xev. yevwoxövxwv xwv nXeovxi xfjg jiaXaiäg 
owrjfte'iag bafrjxovvxwv, (hg xginXaoiova Jioodxrjxa elgxo/uaai xw 
drjftoaup avayxao'fhjoovxai, el nagd x 6 dgxfjg dtarexay /uevov Xaßov- 

xeg f) dedwxöxeg (pavehjoav . 1 7 1 

Eine wichtige Frage ist die nach der Behandlung, welche 
die Provinzen in der Kaiserzeit erfuhren. Während sie in den 
Zeiten der Republik meist in schamlosester Weise ausgebeutet 
worden waren, trat in dieser Beziehung in der Kaiserzeit eine 
Besserung ihrer Lage ein. 

Dass die Motive hierbei nicht frei von Egoismus gewesen 
sind, zeigt der bekannte Ausspruch des Tiberius an seine 
Gouverneure: boni pastoris est, tondere pecus, non deglubere 172 
Immerhin aber erliessen die Kaiser mannigfache Bestimmungen, 
durch welche der Aussaugung der Provinzialen entgegenge- 


1,1 Die für gewisse Zeit den suhjecti gewährten Nachlässe der indictio 
sind nur gelegentliche Massregeln. Darüber Nov. 147 und 148 und zahl- 
reiche Stellen des Codex Theodos. 

”* Suet. Tib. 32. cf. Dio 57. 10. 
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treten 1,3 und solche, durch welche dieselbe verhütet wurde. Zu 
der ersten Kategorie gehören die Bestimmungen, auf welche 1 3 
C. si cert. pet. 4. 2 verweist: Kos qui officium administrant, 
neque per se, neque per suppositas personas tempore officii in 
provincia fenus agitare posse, saepe rescriptum est; ferner 1 1 
C. Th. XI. 2: Scias inhibitam esse apochandi licentiam, ita nt 
ne ex praesenti aut futuro vel praeterito sub hoc titulo nummus 
a provincialibus postuletur, sowie Vorschriften, wie die in 1 11 
C. Th. XI. 16 enthaltene: Nihil a provincialibus extraordinaria 
patimur indictione deposci. Caveat igitur magnifica auctoritas 
tua ne praeter ea, quae a mansuetudine nostra patuerit indicta 
tenuiorum oneret functionem, nt si quis usurpatoria temeritate 
amplius aliquid fuerit conatus exigere, obnoxius quadrupli 
repetitione teneatur . . . 17 *; zu den letzteren die Verfügungen 
über die Gehalte der Statthalter 175 , die Vorschriften, wodurch 
die Uebelstände, welche das Requisitionsrecht der Statthalter 
hervorrief, abgeschwiiclit wurden u. a. m. Ueberhaupt wurden 
den Statthaltern manche Zweige der Verwaltung und damit 
manche Gelegenheit die Provinzialen zu bedrücken, abgenommen, 
strenge Erpressungsprozesse durchgeführt und dergl. Kurz 
präventive, prophylaktische Massregeln ergriffen, welche das 
Koos der Provinzialen verbesserten. 116 — 

Haben wir an vielen Punkten gesehen, dass das Leben in 
der römischen Kaiserzeit in gewisser Beziehung mit den heutigen 
Lebensverhältnissen verglichen werden kann, haben wir dem- 
entsprechend auch konstatieren können, dass sich in den recht- 
lichen Bestimmungen manche Uebereinstimmung vorfindet und 
dass insbesondere in der Kaiserzeit die Tendenz der Gesetz- 
gebung eine solche war, die gleich den modernen Gesetz- 

"» Z. B. Nov. 30, cap. V. 

,7 ‘ Siehe auch 1 23 C. Th. 7. 4, 1 1 C. Th. 11. 10, 1 1 C. Th. 11. 11 u. a. m. 

”* Mommsen, Staatsrecht I., S. 241. 

n * Siehe hierzu Bruder, Zur ökon. Charakteristik des röm. Iiechts, 
in der Zeitschrift für die ge». Staatswissenschaft, Bd. 32, S. 646. 
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gebungen bestrebt ist, den wirtschaftlich Schwächeren ihren 
Schutz angedeihen zu lassen 177 , so können wir dies Bild nicht 
besser abschliessen, als indem wir darauf verweisen, dass den 
Römern der Kaiserzeit auch der Gedanke geläufig war und 
praktisch gehandhabt wurde, der den modernen Associationen 
wirtschaftlich Schwacher zu Grunde liegt 178 . „Das Hauptmittel 
die Kleinen zum Konkurrenzkämpfe mit den Grossen zu stärken, 
besteht in der Association“ 179 . 

Ein in der Zeit zwischen Augustus und Hadrian erlassenes 
Senatuseonsult erlaubte den ärmeren Bürgern zu gegenseitiger 
Unterstützung Kassenvereine zu bilden. Dieses sind die collegia 
tenuiorum 180 ; ähnlich diesen Vereinen sind die collegia 
funeratieia 181 . 


177 Nennt doch schon Rodbertus gelegentlich (Hildebrands Jahrb. 
1864, S. 263 und 267) die spätere kaiserliche Legislation eine fortdauernde 
Erhebung der unteren Klassen; allerdings leitet er es aus der Natur des 
Cäsarismus ab. Doch verschlägt dies nichts für unsere Frage. 

17s Hatte einerseits der Staat Bich der wirtschaftlich Schwachem an- 
genommen, so lagen hier Fälle der Selbsthilfe vor. 

17 * Koscher, Politik, 8. 569. 

1.0 Die Natur derselben ist allerdings bestritten. Siehe die folgende 
Anmerkung. Die hier gegebene Darstellung scheint mir jedoch bisher 
nicht widerlegt. Siehe übrigens wider dieselbe Merkel im Handwörterbuch 
der Staatswissensch., hgg. v. Conrad, S. 850 und Liebenann a. a. O. S. 128. 

1.1 C. J. L. 14. 2112, Zeile 18. Mommsen, de colleg. et sodaliciia 
Kiliac 1843, will allerdings behaupten, die colleg. tenuiorum seien mit den 
collegia funeratieia identisch. Wider diese Ansicht hat sich schon Cohn 
ausgesprochen (Yercinsrecht S. 100—135), der seinerseits wieder die colleg. 
tenuiorum als eine Art von Militärvereinen ansieht. Die m. E. richtige 
Anschauung vertreten Loening, Deutsches Kirchenrecht, Bd. I, 1878, 
S. 205 — 207, undMaue, Die Vereine der fabri, centonarii und dendrophori 
im röm. Hecht, Wissensch. Beilage zu der Einladungsschrift etc., Frankfurt 
1886. Siehe zu dieser Lehre auch Drum an n, Die Arbeiter und Communisten 
in Griechenland und Born, 8. 1 52 IT. Herzog, Geschichte und System der röm. 
Staatsverfassung, II. Bd., 8. 386 ff. ; P e r n i e e , Labeo I., S. 305 ff. auch S. 467 ; 
Gierke, Die Staats- und Korporationslehre des Altertums und des Mittel- 
alters (III. Bd. des deutschen Genossenschaftsrechtes), Berlin 1881, S. 83, 
und Merkel im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 8. 850, der 
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Es gehörte nämlich zu den Zwecken dieser Kassenvereine 
auch die Hülfe bei Sterbefällen. Den collegiis tenuiorum konnte, 
wie jedem andern erlaubten Vereine eine solche Unterstützung 
nicht verwehrt sein, da es ja durch ein generelles Senatuscon- 
sult seit Hadrian gestattet war, solche Vereine zum Zweck der 
Unterstützung hei Sterbefällen zu gründen. So konnte denn 
auch einem bereits zu Recht bestehendem Kolleg nicht verboten 
sein, seinen Mitgliedern bei Sterbefällen die gleiche Wohlthat 
zu erweisen, wenn man bedenkt, dass jeder — wahrscheinlich 
aus polizeilichen Gründen — nur einem Kollegium angehören 
durfte, 1 1 § 2 D. de colleg. 47. 22. Non licet autem amplius 
quam unum collegium licitum habere, ut est constitutum et a 
divis fratribus: et si quis in duobus fuerit, rescriptum est eli- 
gere eum oportere, in quo magis esse velit, accepturum ex eo 
collegio a quo recedit, id quod ei competit ex ratione, quae com- 
munis fuit. Cf. 1 7 C. Th. 14. 4 u. 1 2 C. Th. 14. 3. Siehe Liebe- 
nam a. a. 0. S. 133. Aus demselben Grunde, weil man nur einem 
Kollegium angehören durfte, dürften jedem einzelnen collegium 
tenuiorum mit der Zeit nur Arbeiter eines und desselben Ge- 
werbes angehört haben. Ursprünglich dagegen dürften die colleg. 
tenuiorum, als avvanoi , confrumentales, also als eine Art von 
Konsumvereinen gedient haben und nebstbei auch den Zweck 
gehabt haben, die Mitglieder anderweitig zu unterstützen, zu 
welchen Unterstützungsfällen dann auch der Zweck der colleg. 
funeraticia gezählt wurde. 

L 1 pr. D. de colleg. 47. 22 äussert sich über die colleg. 
tenuiorum, in welche nach 1 3 § 2 h. t. mit Zustimmung ihrer 
Herren auch Sklaven aufgenommen werden konnten: Mandatis 
principalibus praecipitur praesidibus provinciarum ne patiantur 
esse collegia sodalicia, neve milites collegia in castris habeant. 
Sed permittitur tenuioribus stipem menstruam conferre, dum 


diesen Collegien keine so weitgehenden Aufgaben zuschreibt; Lyskowski, 
Die collegia tenuiorum der Römer Inäug. Dis». 8. 12, 33, 42. 
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tarnen semel in mense coeant, ne sub praetextu huius modi 
illicitum Collegium coeat. Quod non tantnin in urbe, sed et in 
Italia et in provinciis locum habere divus quoque Severus re- 
scripsit. Alexander Severus, der das corpus pistorum, fabrorum, 
naviculariorura und corpora omnium artium ausgebildet hatte, 
hat also die Bestimmungen über die collegia tenuiorum auch 
Italien und den Provinzen zugänglich gemacht; allerdings be- 
herrscht von der damaligen Furcht Kollegien überhaupt gegen- 
über, es könne sich eine verbotene Vereinigung zu unerlaubten 
Zwecken dahinter verbergen. Auch die den collegiis tenuiorum 
nahestehenden Handw'erkervereine hatten den Zweck, die ein- 
zelnen Mitglieder zu fördern und sie zu unterstützen, ins- 
besondere auch bei Sterbefällen. Die tenuiores in solchen Ver- 
einen erfreuten sich dann auch gewisser Privilegien, wie dies 
1 6 (5) § 12 D. de jure immun. 50. 6 bezeugt: sed ne quidem 
eos qui augeant facultates et munera civitatium sustinere pos- 
sunt, privilegiis, quae tenuioribus per collegia distributis con- 
cessa sunt, uti posse, plurifariam constitutum est. 

Während aber die collegia tenuiorum allgemein erlaubt 
waren, wurden die Handwerkervereine, eben infolge der Furcht 
vor Konspirationen von den Kaisern zurückhaltender bewilligt. 182 

Überhaupt erblickten im allgemeinen vom 2. Jahrhundert 
an die Kaiser „in der zunftgemässen Organisation der Hand- 
werker eine bequeme Massregel, um öffentliche Lasten und 
Leistungen einer Gesamtheit aufzuerlegen und sie so im Inter- 
esse des Staatshaushaltes dienstbar zu machen, zugleich aber 
auch, um durch zwangsweise hergestellte Korporationen die er- 
schreckend grosse Zahl von nur konsumierender beschäftigungs- 
loser Bevölkerung zu vermindern und die Zahl der produzierenden 
Klassen zu erhöhen.“ 183 

Dass die Soldaten sich besonderer kaiserlicher Fürsorge er- 

l ” M o m m 8 e n de colleg. S. 87 ff., Zoitschr. für gesch. Rechtswissen- 
schaft XV., S. 359; Schiess, Pie röm. collegia funeraticia, Mannheim 1888. 

1,1 M a u e a. a. O. S. 47. 


Digitized by Google 



in der römischen Kaisergesetzgebung. 


87 


freuten, dass sie von den Kaisern reichlich beschenkt wurden, 
ist bekannt. Die Veranlassung zu militärischen Vereinen lag 
nun oft in solchen kaiserlichen Spenden. Allerdings waren, wie 
1 1 pr. D. de coli. 47. 22 bezeugt, die Kollegienbildung activen 
Soldaten verboten; die Inschriften lehren uns aber doch (C. I. 
L. VIII. 2557), dass in dieser Hinsicht Ausnahmen vorgekommen 
seien, und dass nicht nur die Veteranen sich der Associations- 
freiheit erfreuten. Diese militärischen Vereine waren nun nach 
Art der Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit organi- 
siert und boten ihren Mitgliedern Unterstützungen für gewisse 
Zwecke. So bei Seereisen, beim Aufrücken in eine höhere 
Charge, beim Ableben eine Art von Lebensversicherungssumme, 
beim Verlust der Charge eine Entschädigung u. a. m. Insofern 
als sich hierin derselbe Gedanke ausdrückt, wie bei den übrigen 
oben genannten Vereinigungen, gehören diese Fälle gewiss in 
unseren Zusammenhang. Ein wichtiger, hier zu erwähnender 
Fall dieser Art ist der im Jahre 203 gegründete Verein von 
Soldaten geringerer Chargen, vermutlich Gemeiner, das corpus 
legionis III Augustae Piae Vindicis, also der 3. Legion, welche 
ihr Standquartier in Lambesis hatte. Dafür, dass diese Ver- 
einigung auf kaiserliche Spende zurückzuführen ist, spricht die 
Widmung an den Kaiser. 184 

Wir finden also auch hier einen Gedanken bereits in der 
römischen Kaiserzeit, entsprechend den damaligen Lebensver- 
hältnissen, ausgedrückt, welcher in moderner Zeit zu grosser 
und berechtigter Blüte gekommen ist, den Gedanken der Asso- 
ciation wirtschaftlich schwächerer Personen zur Beschaffung 
billiger Lebensmittel, zur Unterstützung in schwierigen Lebens- 
lagen. 

Wenn wir nach alledem uns fragen, ob in Bezug auf den 
Schutz des wirtschaftlich Schwächeren zwischen einst und heute 

1,4 Siehe Cohn, Zum röm. Vereinsrecht, Berlin 1873, S. 127 ff.; 
Merkel im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, hgg. von Conrad, 
n., S. 851. 
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Ähnlichkeit besteht, so werden wir dieselbe bezüglich des 
Zweckes, des Zieles, zugeben müssen, wenn auch die Mittel zur 
Erreichung des Zieles nur zum Teil identisch sind mit den 
heute zur Anwendung gebrachten . 185 Wir werden aber auch 
sagen müssen, dass diese Bestrebungen römischer Kaiserzeit 
sich langsam herausgebildet haben, dass sie in ihren Mitteln 
vielfach verfehlt waren. Insbesondere aber, dass im Rom der 
Republik durch Land- und Kornverteilungen der wirtschaftlich 
Schwache geschützt wurde, dass sich durch die Fälle der Be- 
wucherung der Schutz des wirtschaftlich Schwächeren ent- 
wickelt, der dann in der späteren Kaiserzeit zu hoher Blüte 
gelangte. Hier kommt dann dieselbe Zeit auch auf den ur- 
sprünglichen Gedanken zurück: sie schützt auch den wirtschaft- 
lich Schwachen, als solchen, ob seiner Schwäche und nicht 
bloss vor Ausbeutung durch einen Reicheren oder Einfluss- 
reicheren. 

Und so sehr wir die Ähnlichkeit zwischen einst und jetzt 
— trotz der wirtschaftlich grossen Verschiedenheit — betonen, 
dies ist der Punkt, an welchem die heutige Zeit weit über das 
Rom der Kaiserzeit hinausgeht: bezüglich des Schutzes des 
Schwachen als solchen, finden sich nur spärliche Ansätze; 
diesen Gedanken praktisch zu verwirklichen, blieb der modernen 
Gesetzgebungspolitik Vorbehalten. 

Ich schliesse mit den Worten Kuntzes 186 : „Angeregt zu 
haben zu einer allgemeinen . . . Orientierung, ist der vornehmste 
Zweck dieser Darlegung; nichts ihrem Urheber fremder, als der 
Wahn, Erschöpfendes geleistet zu haben.“ 


1,5 Daus das neue bürgerliche Gesetzbuch fürs deutsche Reich mit 
dem Schutz der wirtschaftlich Schwächeren Ernst macht, zeigt es in den 
verschiedensten Materien. 

1,1 Der Wendepunkt der Rechtswissenschaft, Leipzig 1856, S. 1. 
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Vorwort. 


Die vorliegende Untersuchung begann der Verfasser ange- 
regt durch einen fast einjährigen Aufenthalt in Zürich von 
Frühjahr 1896 bis dahin 1897. Seine Hauptaufgabe sali er 
darin, überall die Eigenart der Schweizer landwirtschaftlichen 
Entwickelung in ihrem Kontrast zu der Entwickelung der reichs- 
deutschen Territorien möglichst scharf hervortreten zu lassen, 
und damit gleichzeitig einen kleinen Beitrag zur Erkenntnis des 
Zusammenhangs der Schweizer Demokratie mit den bäuerlichen 
Verhältnissen zu liefern. 

Diese Erkenntnis weiter zu entwickeln, als es dem Verfasser 
möglich war, wäre eine dankenswerte Aufgabe. Denn der Ver- 
fasser war genötigt, sich vorwiegend auf das Gebiet des Kantons 
Zürich zu beschränken. Zürich, der Vorort der Eidgenossenschaft, 
darf wohl mit Recht als Typus der sogenannten „städtischen“ 
und somit derjenigen Schweizer Staatswesen betrachtet werden, 
die kulturell am meisten in Betracht kommen. Von hier breitete 
sich die Reformation über die ganze Schweiz aus, und Zürich 
ist auch die Quelle aller geistigen, wirtschaftlichen und sozialen 
Bewegungen, welche die Eidgenossenschaft damals erregten. 
Doch selbst für dies relativ enge Gebiet war es dem Verfasser 
nicht vergönnt, das gesamte, noch nicht gedruckte Material in 
seine Untersuchung einzubeziehen. Die Archive der einzelnen 
Gemeinden des Landes enthalten nämlich ein vielleicht nicht 
unbeträchtliches Material, das noch immer seiner Nutzbarmachung, 
sowohl für die Geschichte der Landwirtschaft wie der kom- 
munalen Selbstverwaltung, harrt. Der ungeordnete Zustand 
dieser Archive, wie die Kürze der für seine Arbeit verfügbaren 
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Zeit, verboten dem Verfasser, irgend welche Einblicke in diese 
Archive zu thun. Das Staatsarchiv in Zürich dagegen ward 
dem Verfasser, dank dem freundlichen Entgegenkommen seiner 
Leiter, zu einer wichtigen Quelle für seine Arbeit. 

Zum Schlüsse drängt es den Verfasser, seinem verehrten 
Lehrer, Herrn Professor Dr. Pierstorff, für die wertvollen Rat- 
schläge bei der Ausarbeitung des Materials seinen aufrichtigsten 
Dank auszusprechen. 
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Einleitung. 


Im Mittelpunkt des gesamten reformatorischen Lebens, das 
in Zürich mit dem Jahr 1519 begann, steht die Person Ulrich 
Zwinglis. Zu allen kirchlichen wie politischen Massnahmen gab 
sein Geist die Initiative, zu allen wichtigen Staatsentscheidungen 
gab er sein Urteil. Von seinen Anschauungen geht man daher 
am besten aus, wenn man die ökonomische und soziale Politik 
Zürichs untersucht. In den Ansichten über die ökonomischen 
und sozialen Verhältnisse, die er in seinen Schriften niedergelegt 
hat, finden sicli auch alle diejenigen Begriffe zusammengefasst, 
welche in den Gesetzen und richterlichen Urteilen sich oft nicht 
in der nötigen Präzision vorfinden. Auch haben die Anschauungen 
dieses Reformators eine ungleich grössere Bedeutung für Gesetze 
und Zustände seines Landes, als die anderer Reformatoren, z. B. 
Luthers, für ihr Land gehabt haben. 

Roscher schon weist auf diesen Unterschied der schweizer 
von den reichsdeutsehen Staaten hin, wenn er bezüglich Zwinglis 
Vorschlägen zur Armenpflege bemerkt: sie wurden „von 

den Schweizer Städten viel ernsthafter durchgeführt als im 
grössten Teil des eigentlichen Deutschland“ *), und Wiskemann 
sagt von der ganzen wirtschaftlich -sozialen Politik, dass: „die 
Züricberische Regierung sich dieser Seite ihres Amtes weit eifriger 
und gewissenhafter annahm als die deutschen Fürsten, hatte 
seinen Grund in der verschiedenen Staatsform, welche in der 
Schweiz und in Deutschland bestand“ 2 ). Die Staatsform des 

') Rosch 76. 

*) Wille 74. 

Claasien, Schweizer Baucmpolitik. 1 
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Schweizer Gemeinwesens, in dem der Reformator seinen Haupt- 
wirkungskreis fand, ist aber nicht nur durch den Ausdruck 
„Republik“ gekennzeichnet. Die Eigenart der Schweizer Städte- 
kantone ist im Gegensatz zu den deutschen Reichsstädten charak- 
terisiert durch folgendes: Die Schweizer Stadtrepubliken waren 
nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich ebenbürtig den 
kleinen deutschen Fürstenstaaten. Die Schweizer Stadt- 
staaten (Zürich, Bern, Basel, St. Gallen, Solothurn) umfassten ein 
Gebiet, in dem Landwirtschaft und Industrie nicht nur beide 
vertreten, sondern auch einander fast völlig wirtschaftlich zu er- 
gänzen imstande waren. Dagegen stellten die reichsdeutschen 
Städte, trotz der Grösse so mancher unter ihnen, wohl alle 
volkswirtschaftliche Rümpfe dar, mit wenig Landgebiet. Ihr 
Gesichtskreis war eng und nur auf ein Lebensgebiet, die Inte- 
ressen von Gewerbe und Handel, gerichtet. Gerade das höhere 
politische Interesse, das sich erst aus der Vereinigung ver- 
schiedener wirtschaftlicher Gruppen ergiebt, hatte keine Stätte 
in ihnen; sie dienten eiuseitigen Klasseninteressen. Eine Gruppe 
von Handwerkern und Händlern kann niemals ein Volk bilden. 
Die agrarische Grundlage, der Nährboden, ohne den kein irgend- 
wie vollkommenes Staatswesen denkbar ist, fehlte ihnen. Im 
Mittelalter bestand im Verhältnis zur Landwirtschaft kein Unter- 
schied zwischen reichsdeutschen und schweizer Städten. Wirt- 
schaftlich beherrschten beide das umgebende Land als Organi- 
sationen des Austausches zwischen landwirtschaftlichen und 
gewerblichen Erzeugnissen. Im 15. Jahrhundert zeigt sich ein 
Unterschied in der Entwickelung. Während die Schweizer Städte 
ihre wirtschaftliche Macht zur politischen ausgestalten, politische 
Territorien bilden (Zürich erwarb den grössten Teil seines Gebietes 
durch Ankauf vom verschuldeten Adel und Fürsten 1 ), beobachten 
wir dasselbe im Reich in viel minderem Grade. Umgekehrt 
sehen wir hier die politische Macht mehr und mehr in die Hände 
der Terrritorialherren geraten. Dagegen nehmen die reichs- 

') Vgl. Bl. St. 
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deutschen, namentlich die mittel- und süddeutschen Städte auf wirt- 
schaftlichem Gebiet zunächst einen um so rapideren Aufschwung. 
Augsburg zählt zur selben Zeit fast 60000 Eo. *), da Zürich 
deren kaum 6000 2 ) aufzu weisen vermag. Das schweizer Bürger- 
tum treibt Politik, indessen das reichsdeutsche Handel und 
Gewerbe pflegt. Diese markanten Gegensätze kenntzeichnen den 
Geist der schweizer und reichsdeutschen Staatswesen. Von den 
deutschen Fürstenstaaten durch ihren republikanischen Charakter, 
von den deutschen Städterepubliken durch ihr politisches Wesen 
und ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit verschieden, waren sie 
schon dadurch für das politische Wirken eines Mannes geeignet, 
der von grossen, allgemeinen reforinatorischen Gesichtspunkten 
ausging. Waren diese Staatswesen somit auch einerseits vom 
Glanze des Reichtums deutscher Städte, andrerseits von der 
Grossmachtspolitik der deutschen Fürstenstaaten ausgeschlossen, 
so ward in ihnen die Kontinuität der gesellschaftlichen Ent- 
wickelung festgehalten. In der Schweiz trat so wenig eine 
Verschiebung der geographischen Kulturzentren ein, wie eine 
Verschiebung der politischen Formen. Beides aber geschah in 
Deutschland durch das Aufkommen namentlich der nördlichen 
und westlichen absolutistischen Grossstaaten. Diese Thatsache 
gab die Anhaltspunkte für eine gleichzeitig konservative und 
fortschrittliche Politik, welche noch heute für die Schweiz charak- 
teristisch ist und welche auch das staatsmännische Wesen der 
Zwinglis kennzeichnet. Insbesondere bot sowohl das Land als 
auch die Stadt Zürich dem Reformator eine feste demokratische, 
vom Mittelalter überlieferte Basis, auf der er fussen konnte. 
Denn Zürich gehörte zu jenen Städten, in welchen innerhalb 
des Gewerbes das Handwerk den Vorrang vor dem Handel be- 
hauptete. Seit dem 14. Jahrhundert bereits begannen die Zünfte 
hier die Herrschaft zu gewinnen. Die grossen Handelsherren 
und die Vermögensbesitzer überhaupt waren politisch zwar die 

l ) Jastr. 141. 

*) Siehe unten. 

1 * 
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hervorragendste Klasse, gegenüber der Majorität der Zünfte 
hatten sie nur — und auch nicht immer — ein moralisches 
•Gewicht l ). 

Die Herrschaft der Stadt über das Land war somit zwar 
eine Oligarchie, immerhin jedoch eine solche, die sich auf eine 
relativ breite — intellektuell über das Land hervorragende — 
werkthätige Klasse, die Handwerker, stützte. Die Zunftmeister 
aber waren an den Grundzinsen und Zehnten der Bauern 
nicht in dem Masse interessiert, als die Vermögensbesitzer. 
Diese politischen Machtverhältnisse fand der Reformator vor. 
als er 1519 seine politisch -religiöse Laufbahn in Zürich begann. 
Verfassungspolitisch ging daher seine Absicht dahin, den Einfluss 
der alten Geschlechter noch mehr zu brechen. Und er setzte 
auch im Juni 1529 eine Verfassungsänderung in diesem Sinne 
durch 2 ). In der äussern Politik fand er Zürich bald dieser, 
bald jener Grossmacht zu Diensten. Politische Interessen wie 
Fähigkeiten blühten hier, gleichzeitig aber fand er die Wirtschaft, 
insbesondere die Landwirtschaft, zu Gunsten der Politik von 
den Regierenden vernachlässigt. Unabhängige Politik und wirt- 
schaftliche Solidität sollten in Zürich herrschen, das machte er 
sich im Interesse des gesamten Schweizer Vaterlandes zur Auf- 
gabe. Die politisch wirtschaftlichen Uebel, die in allen Staaten 
der Eidgenossenschaft grassierten, waren auch vor ihm nicht 
unbeachtet geblieben. Feinden der „Herrendienste“, d. h., der 
von Grossmächten geleiteten Politik, verdankte er sogar seine 
Berufung nach Zürich 3 ). Das war der politische Boden, den 
der Reformator vorfand. 

Wie aber kam es, dass dieser bäuerliche Priester eine so 
vielseitige Thätigkeit zu entfalten vermochte? Das Erdreich, 
auf dem er erwuchs, war das einer alten Kultur. Schon lange, 
ehe ein grosser Teil Norddeutschlands und Oesterreichs von der 

') Vgl. Bl. Rep. 

*) E. Nr. 1587. Bl. Rep. 

*) Mör. I. 476. 
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deutschen Nation besiedelt wurde, bestanden in der Schweiz, 
wie auch in Süddeutschland, feste Ansiedelungen, feste Formen 
politischen, wirtschaftlichen, nationalen Lebens. Die Schweizer 
Städterepubliken, ja sogar die Bauern der Länderkantone, nahmen 
an dem geistigen Verkehr, den Renaissance und Humanismus 
heraufführten, schon durch ihren lebhaften Handelsverkehr mit 
Italien teil. Jene Allseitigkeit der Renaissance- Menschen, die 
in Italien zur höchsten Blüte gedieh, finden wir auch in Zwingli. 
Als Priester begleitete er 1513 die Schweizer Truppen nach 
Italien 1 ); von Stolz erfüllt war er über die Tapferkeit seiner 
Landsleute. Dann lernte er aus eigener Anschauung, wenn auch 
nicht als Akteur, die Irrgänge der Diplomatie kennen, in welche 
die europäischen Mächte seine Schweizer zu verstricken suchten. 
Er beobachtete ihre Politik das „divido et impera“, sah mit 
bitterm Schmerze, wie das Land durch Zwiespältigkeit, in welche 
die fremden Diplomaten es stürzten, seiner selbständigen Macht 
verlustig ging. Und doch vermochten die eidgenössischen Staats- 
wesen zusammen binnen wenigen Tage mehr als 50000 Mann 
mobil zu machen. Einigkeit hätte die Eidgenossen zu einer 
Frankreich ebenbürtigen Grossmacht erstarken lassen. Diese 
Ideen setzten sich in Zwingli noch mehr fest, als er einige Jahre 
iu Zürich als praktischer Staatsmann gewirkt hatte. Einen 
weiten Blick für die politische Lage verband er mit feinem 
Verständnis des Volkslebens und seiner Bedürfnisse. Abhold 
jedem theologischen Doktrinarismus, ist er auch darin das gerade 
Gegenteil von Luther. Dieser, dem Humanismus feind, dem 
beschränkten Gesichtskreis nordischen Geisteslebens und einer 
noch jungen, wenn auch kraftvollen Kultur entstammend, ver- 
mochte den Geist, der von den politischen Erfahrungen und der 
Bildung mehrerer Jahrhunderte erfüllt war, nicht zu verstehen, 
als Zwingli 1529 mit seinen weitreichenden politischen Plänen 
in Marburg an ihn herantrat. Luther und Zwingli entstammen 
beide dem Volke. Ersterer aber ist so sehr theologischer Fach- 
’) Dä. Gesch. 
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mann geworden, dass er zwar auf dem Gebiete des Gemütslebens 
Zwingli in der Kenntnis des Volkes übertrifft, auf wirtschaft- 
lichem und politischem dagegen in der Kenntnis der Volks- 
bedürfnisse weit hinter ihm zurücksteht. In Zwingli vereinigten 
sich alle bedeutenden Eigenschaften seiner Zeit. Mit keinem 
Gebiete des geistigen Gebens war er ausser Fühlung. Gelehrter, 
Dichter, Komponist, Staatsmann, Feldherr, — er entwarf eigen- 
händig den ganzen Kriegsplan von 1531 x ), — Organisator, für 
Grosses und Kleines gleich verständnisvoll, dazu von enormer 
physischer Ausdauer 2 ), vereinigte er gerade die Eigenschaften, 
die einen Helden der Renaissance zierten. So beschaffen war 
der Mann, der zunächst sich die bescheidene Aufgabe der wirt- 
schaftlichen Konsolidierung des kleinen Züricher Staatswesens 
stellte, um von dieser Grundlage aus die Eidgenossenschaft zu 
einer deutschen Grossmacht zu formen. Die wesentlichste Seite 
dieser seiner wirtschaftspolitischen Wirksamkeit in Zürich ist 
die Erhaltung und Befestigung des damals allenthalben gefähr- 
deten Bauernstandes. Wenn wir diese hier vorführen, so ist für 
die Bedeutung derselben zu bedenken, dass sie auch von dem 
Reformator, der, wie kein anderer, Unscheinbares mit Wichtigem 
in Beziehung zu setzen verstand, selbst nur für die Vorbedingung 
zu Grösserem betrachtet wurde, dass sie der Anfang einer Politik 
war, die weithinein in das protestantische Deutschland sich er- 
streckte, einer Politik, die auch mit den Interessen des reichs- 
deutschen Bauernstandes 3 ), der bereits lange auf die Unabhängig- 
keit der Schweizer mit Neid und Bewunderung blickte, sich zu 
verknüpfen trachtete, eine Politik, die dadurch nicht an Interesse 
verliert, dass sie durch die Koalition überlegener Faktoren, 
worunter auch die Zwingli feindliche Partei Zürichs, mit der 
Person ihres Urhebers zusammenbrach (l) 4 ). 

■) Zw. II, 37 ff. 

5 ) Plater 48. 

*) Vgl. Zw,' 's Briefe an Vadian und den Züricher Rat aus dem J. 
1539. Zw. VIII. 309 f., 307. 

*) Die Zahlen (1) (3) etc. verweisen auf die Anmerkungen S. 135 ff. 
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In der Züricher Agrarpolitik giebt es jedenfalls keine Idee, 
die Zwingli nicht vorgedacht hätte. Zwinglis Ideen stellen sonach 
das Skelett dar, an das Gesetzgebung und Verwaltung sich 
gliedern. Auf der andern Seite ist freilich nicht zu verkennen, 
dass die ökonomisch -sozialen Ideen Zwinglis, wie überhaupt des 
ganzen Zeitalters, ein schwerfälliges uud unsystematisches Gepräge 
tragen. Eine Sprache existiert für theologische Deduktionen, 
für ökonomische dagegen noch garuicht. Hier schwanken die 
Begriffe hin und her. Zum erstenmal trat damals an den mensch- 
lichen Geist ein Bedürfnis heran, die wirtschaftlichen Zustände 
zu erfassen. Niemals zuvor hatte die Wirtschaft der Völker eine 
solche Umwälzung erlebt. Langsam nur vermochte die Wissen- 
schaft, vermochte die Sprache dieser Umwälzung Herr zu werden. 
Das richtige Verständnis von Geist und Politik der ganzen Zeit 
ergiebt erst die zusammenfassende Betrachtung der Ideen Zwinglis 
und der Gesetze des Staates. Die Theorien des Reformators, 
die politischen Vorgänge würden jedes für sich allein ein volles 
Verständnis kaum zulassen. Aus praktischem Bedürfnis und zu 
praktischen Zwecken schrieb Zwingli seine Ansichten nieder, 
sowohl die theologischen wie die politischen. Er war so sehr 
praktischer Staatsmann, dass er sich nie die Zeit nahm, sein 
System auszubauen. „Noch nie konnte ich eine Schrift heraus- 
geben, die ich vollendet hätte, ehe der Druck anfing“, schreibt 
er selbst einmal an Vadian 1 ). 

Diese innige Verbindung zwischen Praxis und Theorie in 
Zwingli, die Einheit des Staatsmannes und des Gelehrten in 
einer Person ermöglicht es aber auch, ein viel einheitlicheres 
Bild der Politik zu geben, als z. B. für deutsche Staaten mög- 
lich ist. 

') Zw. I 631. V. d. H. 
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Kapitel I. 

Reislaufen und Landwirtschaft. 

Die Eroberungspolitik der europäischen Fürsten, wie sie 
sich um die Wende des 15. Jahrhunderts im grössten Massstabe 
durchzusetzen versuchte, erheischte noch nie dagewesene Armeen. 
Das Landsknechtswesen entstand in Deutschland wie in der 
Schweiz. Der Krieg ward ein Gewerbe, dem allenthalben die 
Söhne von Bürgern, besonders aber von Bauern zuströmten. 
Dies Gewerbe, durch den Namen „Reislaufen“ gekennzeichnet, 
war es, das die Blicke des jungen Leutpriesters Zwingli auf 
sich lenkte. Dies erkannte der juuge Reformator bereits als ein 
Hauptübel der gesellschaftlichen Zustände seines Vaterlandes. 

Aber das Charakteristische des Söldnertums in der Schweiz 
im Gegensatz zu dem in reichsdeutschen Staaten ist, dass dort 
der Staat es war, der sich an die Spitze desselben stellte. Trat 
er auf der einen Seite schon längst, aber mit wenig Energie 
dem entgegen, dass seine Unterthanen und Bürger auf eigene 
Faust Kriegsdienste bei fremden Mächten übernahmen, so be- 
mühte er sich andrerseits das staatlich organisierte Söldnertum 
desto mehr zu fördern. Nicht anders sind die Bündnisverträge 
der Schweizer Republiken mit den Grossmächten aufzufassen, 
deren Inhalt nicht die ebenbürtige Verbindung mit gleichen 
Gewinnchancen und gleichem Risiko war, sondern die fixe Ent- 
schädigung für Staat und Einzelne in Geld. Selten nur gelang 
den Schweizern eine Gebietserweiterung als Preis eines Sieges 
ihrer Bundesgenossen. Nicht auf ein so weit reichendes poli- 
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tisches Ziel wie die Erweiterung ihres Gebietes richteten sich 
die Wünsche der Eidgenossen, wenn sie mit fremden Mächten 
am Anfang des 16. Jahrhunderts Bündnisse zu scbliessen be- 
gehrten 1 ). Sie vermochten nicht selbständiger aufzutreten als 
dadurch, dass sie ihre Handlangerpolitik staatlich organisierten. 
Die Zersplitterung der Schweizer in kleine autonome Gemein- 
wesen verhinderte sie mit den Grossmächten auf der Bahn der 
Eroberung zu konkurrieren. Aber dass — im Kleinen — festge- 
schlossene, militärisch wohlorganisierte Staaten da waren, be- 
wirkte immerhin, dass die Anteilnahme an der Politik der 
Grossmächte für die einzelnen Schweizer, für die Bürger und 
Bauern nicht in dem Masse vorhängnisvoll wurde, wie für die 
deutschen Landsknechte. Aber ein Solddienst blieb unter diesen 
Umständen immer die notwendige Vorbedingung dieser Anteil- 
nahme. Und gegen diese Abhängigkeit vom Auslande, gegen 
diese unselbständige zersplitterte Politik des Kriegsgewerbes 
sowohl, wie gegen das Reislaufen der Einzelnen erhob der Re- 
formator seine Stimme, und als hauptsächlichstes Argument für 
die Schädlichkeit dieser Politik dient ihm der ökonomische Ver- 
fall i. b. des Landbaues, den er als die Folge des Söldner- 
treibens der Bauern erkannte. 

In seiner ersten Schrift gegen dieses Unwesen kämpft er 
zwar noch mit moralischen und religiösen Gründen. Diese 
schrieb er nach der furchtbaren Niederlage der Franzosen bei 
Bicocca im Jahre 1522, in der die Schweizer 3000 Mann ein- 
büssten. Zwei Jahre später aber, im Mai 1524, hat er seinen 
Blick für die ökonomischen Verhältnisse derart geschärft, dass 
er den wirtschaftlichen Ruin des Bauernstandes aus dem Sold- 
wesen entspringen sieht. „Mit arbeit will sich nieman mee 
nären; man lasst die gueter verstuden an vil orten und wüst 
ligen, dass man nit arbeiter hat, wiewol man Volks genug 
hätte“ 2 ). 

') Vgl. für das Obige Dä. Gesell. II. 302 — 340. 

’) Zw. II t 31(1. Schm. 482. WM. 70. 
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Wie sehr in der That die Landwirtschaft durch die Soldzüge 
gehemmt werden musste, ersehe man aus einigen Zahlen über 
die Teilnahme von Zürichern an solchen. Im Felde standen 
1511 in Mailand 1000 1 ); 1513 in Dijon 2000 2 ); 1515 gab es bei 
Marignano allein an Gefallenen 800 *) bez. 1500 3 ) ; in Italien stan- 
den im Felde im März 1521: 500 2 ), im Oktober d. J. 2700 4 ) Mann. 
Das bedeutet bei ca. 13000 5 ) Haushaltungen in Stadt und Land 
eine sehr beträchtliche regelmässige Einbusse an Arbeitskräften. 
Man kann denken, dass x / 6 der Familien durch diese Soldzüge 
zeitweise stark in Auspruch genommen ward. Der Schaden für 
die Landwirtschaft wird ersichtlich, wenn man einzelne Land- 
gemeinden ins Auge fasst. Elgg stellte ins Feld 1503 — 13, 
1511 Nov. — 17, 1511 Dez. — 25, 1512 Mai — 55, 1513 — 
13 Mann 6 ). Von Morgen kämpften 1515 bei Marignano 54 
durch Ratsbeschluss Ausgehobene und 43 „Freiknechte“ 7 ). ln 
Elgg gab es 1531 — 131 steuerpflichtige Bürger 8 ), in Horgen 
1467 — 126 Familien, 1487 — 150 bis 200 Männer 9 ). Waren 
danach von der bäuerlichen Bevölkerung — wenigstens so- 
weit von diesen Gemeinden auf andere sich schliessen lässt — 
*|s bis 1 / 2 stark im Solderwerb engagiert, so hielt die städtische 

— wie das Beispiel von Winterthur zeigt — sich mehr von 
diesem Erwerbe fern. Diese Stadt, welche 1529 — 379 Waffen- 
fähige zählte 10 ), schickte in den Krieg 1503 nur 40; Nov. 1511 

— 45, Mai 1512 gar nur 23 Mann u ). Daraus ergiebt sich, dass 


') Was. St. A. B. IX. 26. 
*) Bull. I. 34 f. 

*) Schinz Hand. 131. 

*) Bl. Rep. II. 260. 
s ) Vgl. Tab. I. Erl. 9. 

*) Haue 163 f. 

’) Str. Ho. 43. 

*) Haus 725 f. 

’) Str. Ho. 5.3 — 55. 

10 ) Troll I. 55. 

1 ') Haus 163 f. 
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die Frage des Söldnerwesens vornehmlich die Landwirtschaft 
anging. 

Die Notwendigkeit der Solddienste als Erwerbsquelle ward 
von den Interessenten vielfach aus der Unmöglichkeit herge- 
leitet, die Bevölkerung ohne diese zu ernähren. Dem gegen- 
über sieht Zwingli im Schweizer Boden „ein gut erdrych, das 
fleh rychlich erziehen mag“ *). An einem Beispiel können wir 
denn auch sehen, wie in Wirklichkeit nicht die Not es war, 
welche viele in den Krieg trieb. Aus dem Vergleich einer 
„Reisliste“ der Gemeinde Elgg aus dem Jahre 151*2 2 ), die 55 
Namen enthält, mit der Steuerliste aus dem Jahre 1531 3 ), die 
131 Namen ergiebt, lässt sich ein Schluss daraufhin ziehen. 
21 Personen der Reisliste sind danach sicher oder wahrschein- 
lich mit Personen der Steuerliste oder deren Vorfahren identisch. 
Von diesen 21 gehören 12 zur Klasse der ärmsten Steuerzahler, 
die unter 900 Fr. kr. Vermögen besassen; 9 dagegen hatten 
zwischen 1100 und 7200 Fr. kr. 

Wie sehr die Landwirtschaft durch diesen fortgesetzen Ab- 
fluss von bäuerlichen Elementen litt, das lässt sich besonders 
bei Niederlagen erkennen. Bei Marignano 1515 blieb die Hälfte 
aller Eidgenossen auf der Walstatt 4 ), von Zürich 800 bez. 1500 5 ). 
In dieser Schlacht waren von der Gemeinde Borgen die Hälfte 
beteiligt. Trotz solcher Niederlagen aber Hess sich das Landvolk 
nur vorübergehend gegen die Solddienste einnehmen. Die bisher 
erwähnten Feldzüge waren vom Staate selber unternommen. 
Daneben aber liefen zahlreiche Bauern zu Reis ohne Auftrag, 
ja gegen den Willen der Regierung. Bereits 4 Jahre nach 
Marignano 1519 liefen aus dem Züricher Gebiet dem Herzog 
von Württemberg so viel zu, dass der Rat 3000 Mann ausheben 


■) Zw. 71, 294. 

2 ) Haus 163. 

*) Haus 725 ff. Tab. VII. 
*) JO«. I. c. 

*) S. oben. 
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musste, um seinen Beschlüssen Gehorsam zu erzwingen, und 
die, welche noch nicht über die Grenze waren, zurückzuhalten 1 ). 

Der Niedergang ländlicher Kultur in jener Zeit ward auch 
von Gegnern Zwinglis eingestanden, allerdings nicht, wie von 
diesem, auf das unausgesetzte Reislaufen zurückgeführt. Die 
Regierung des am Soldwesen am meisten interessierten Kantons 
Schwyz gestand in einem Bittschreiben an den Rat von Zürich 
in der Zeit der Teuerung von 1530 ein: „Ir sechent jetzt leider 
die gefarlich zyt — — — — desshalb wir genöt werden, in 
unserm land selbst zuo buwen und Korn zuo pflanzen. Dwyl 
aber semlich nun by uns lange jar dahar nit beschechen, 
sind wir mit samen nit verfasst“ 2 ). 

Wenn unter damaligen Verkehrsverhältnissen überall Getreide 
angebaut werden musste, selbst auf dem an Halmfrucht uner- 
giebigsten Boden 3 ), so hätte dies auch bis zu einem gewissen 
Grade in Schwyz der Fall sein müssen. Wir sehen aber, wie 
die Vernachlässigung des Bodens durch den Soldat gewordenen 
Bauer um einige Jahrhunderte zu früh den Acker- durch den 
Wiesenbau verdrängen und das Land zeitweise in solche Kala- 
mität geraten lässt, dass es den feindlichen Kanton um Hilfe 
bitten muss. 

Stand nun diesem Abbruch an landwirtschaftlichen Erträgen, 
den der Krieg zur Folge hatte, ein entsprechender Gewinn an 
Geld gegenüber für Land und Einzelne? Zwingli hebt bei der 
Abschätzung von Nachteilen und Vorteilen des Söldnerwesens 
hervor, dass die Eidgenossen schliesslich wenig reich dadurch wür- 
den*). Die Höhe der an Staat und Einzelne gezahlten Soldsummen 
bestätigt dieses Urteil. Für ehemalige Kriege, die Zürich in 
seinem Interesse unternommen, zahlte Frankreich — natürlich 


') Bull. I 22. 

*) Str. JT Ar. 1764. 

*) Vgl. unten Kap. V, S. 43 f. 
*) Zw. 77, 318. 
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abgesehen von dem Feldsolde, der zum Unterhalt der Soldaten 
diente und bereits verbraucht war, wenn sie heimkehrten — 
1519 als letzte Rate noch eine Summe, deren Wert für das 
Staatsganze die Regierung noch dadurch verminderte, dass sie 
dieselbe verteilte. Und zwar erhielt „jeder uszogene“ (d. h., 
durch obrigkeitliche Verordnung Ausgehobene) zwei Gulden; 
„jeder fryge“ („Freiknecht“) einen Gulden 1 ). Nicht mehr als 
einen halben bis einen Wochenlohn wäre alles, was die zu Ein- 
zelnen zu Reis Ziehenden profitierten. Der V ertrag der Eidgenossen 
mit dem Papste brachte jedem Kanton bis 1521 jährlich 2000 fl. 2 ), 
kaum 2 1 / 2 Fr. kr. auf die Haushaltung. Für den Kriegszug vom 
Okt. 1521 quittierte der Rat dem Papst 1523 den Empfang von 
23 ts. fl. 3 ). Es Testierte noch eine Forderung von 25 ts. fl. 4 ), 
das macht 48 ts. fl. oder 1 Mill. Fr., also etwa 70 Fr. kr. pro 
Haushaltung. Die Bedingungen aber in diesem Feldzug waren 
abnorm günstig für Zürich, schon was den Feldsold angeht, 
„ln keiner zyt ist rycherer Sold geben worden 5 ).“ Im ganzen 
hat Frankreich — ausgenommen die Feldsolde — in 20 Jahren 
1512 — 32 an alle eidgenössischen Staaten zusammen 1134000 
Kronen = 20 Mill. Fr. kr. gezahlt 6 ). Das ist aber wahrlich keine 
Summe, für die derartige Opfer, wie der Krieg sie heischte, 
gelohnt hätten. 

Zwingli stellte jedoch Erwägungen an, nicht nur über diesen 
geringen Gewinn, sondern auch über die ferneren Konsequenzen, 
welche das Hineinzerren der einfachen Schweizer Bauern in das 
Spiel der Grossmächte haben musste. Er sieht die Veränderungen 
des gesamten Lebens durch die neuen Anreize des Gewinnes 
voraus. Den „Eigennutz“, dessen stetes Wachstum damals in 


•) E. Nr. 31. 

*) Bull 1 49 A. d. H. 

*) E. Nr. 405. 

‘) Zw. II 2 388 B. d. H. 
‘) Bull I 54 f. 

•) Bull III 52. 
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deutschen Landen von Dichtern und Denkern allenthalben beklagt 
wurde l ), denselben Eigennutz sieht auch Zwingli zur allbe- 
herrschenden Triebfeder menschlichen Handelns werden. Dieser 
„grösste Fyend“, mächtiger als „Ysen und halbart“ 2 ), den „hat 
man under üch gebracht, der fürt iich von der arbeit zu dem 
müssig sitzen“. Die Möglichkeit des Gewinnstes beherrscht den 
Menschen so vollständig, dass er die Möglichkeit des Verlustes 
nicht sieht. Der Eigennutz „überredt zum letzten den menschen, 
es werde alles glücklich gon“ 3 ). Die Lust, zu unternehmen, wächst, 
das Behagen an der Sicherheit einer bescheidenen Existenz 
schwindet, die Sehnsucht nach einer mühelosen, wenn auch ge- 
fährlichen, glänzenden Lebensweise steigt. Das ist die Gefahr, 
welche der konservative Patriot, der Bauernsohn Zwingli mit 
Besorgnis nahen sieht. Daraus aber sieht er in weiterer Folge 
die soziale Ungleichheit wachsen. Denn sehr verschieden ist 
Gewinn und Verlust bei diesem Kriegsgewerbe, das im Aufträge 
grosser politischer Mächte die Schweizer treiben. Dadurch steigt 
weiter die Lust an diesem Gewerbe, „ da die, die „(die)“ aller- 
grössten gaben empfahend“ (an Sölden und Pensionen) „ sich 

täglich höher und köstlicher ziehend, so wird der nächst, der 
nicht minder syn vermeint, angezündt, glych so köstlich ze fahren. 
Und so er söhlichs nit wol vermag, so muss er an die Gnad 
des Gabennemers kummen; und zuletzt so beetzt er sin acker, 
wyngarten und matten; — — — — und nachdem er gamüts 
mee hat, louft er denn um ein söldlin oder drü in einen Krieg 4 ).“ 
Die leichtfertige Verschuldung des Grundbesitzes um des 
vorübergehenden Luxus willen, den die Bauern die glücklichen 
Unternehmer des Kriegsgewerbes gemessen sehen, vollzieht sich 
nach diesen Ausführungen Zwinglis um so eher, je mehr der 
Bauer die Möglichkeit zu haben glaubt, durch Kriegsglück den 


') Schm. 4(iSf. 
*) Zw. II t 319. 
*) l. c. 317. 

*) l. c. 317 f. 
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Schaden wieder gut zu machen. Wie dies Gewerbe in der Tbat 
die Ungleichheit nicht nur des Geld-, sondern auch des Land- 
besitzes vergrösserte, das zeigt auch ein „Nachgang“ (gerichtliche 
Untersuchung) nach Reisläufern, den der Rat im April 1519 
anstellte. In diesem Nachgang urteilte ein Kommissär des Rats 
von mehreren Landbürgern, darunter von einem namentlich, „sie 
wärent in kurzem arm gewesen, jetzt habe er vil guots und 
matten überkommen und wäre guot, dass man luogte, wohar 
inen das guot käme 1 ). w Solchen Gewinn konnte also in kurzer 
Zeit die Stellung eines Anwerbers von Reisläufern einflussreichen 
Bauern abwerfen. 

Unter den Hauptleuten und Werbern finden sich zwar viele, 
aber nicht ausschliesslich, Adlige. Im April 1519 stellte der 
Rat 18 „Aufwiegler“ fest, d. h. Werber zu Reiszügen im Auf- 
träge anderer Mächte. Davon sind nur 4 Landadlige 4 ); die 
übrigen stammen aus 8 Orten der Landschaft. Am 3. Sept. 1520 
wird ein Landbürger als Hauptmann von Reisläufern erwähnt 3 ). 
Die Organisation des Kriegsgewerbes war so weit gediehen, dass 
bereits Handel mit Offizierstellen getrieben wurde und dieser 
Handel seine speziellen Vertreter fand*). 

Alle diese Zersetzungsmomente bäuerlichen Lebens zeitigten 
denn auch den Unwillen weiter sehender Bauern, und aus diesem 
Unwillen stammen auch Zwinglis Anschauungen. „Dieses Uebel“ 
(das Söldnerwesen) „der sittliche und ökonomische Ruin, der 
daraus entsprang, war damals gerade unter dem ehrenfesten 
und wohlhabenden Bauernstände, zu dessen Gliedern auch 
Zwinglis Vater gehörte, der Gegenstand eines wachsenden Un- 
muts“ 5 ). 

Der Rat entfaltete diesen Erscheinungen gegenüber eine 
eifrige, aber um so unwirksamere Gesetzgebung, als sie nur 

') K. Nr. 42. 

’) K. Nr. 41 und Liste der Landsässen E. Nr. 56 0. 

») E. Nr. 131. 

*) Vgl. E. Nr. 312. 

*) Witz. 110 f. 
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gegen einen Teil des Söldnerwesens, das private „Reislaufen“, 
gerichtet war. Das, was der Staat selber organisierte, blieb 
fortbestehen. 

Zwingli versuchte weniger durch direkt gegen das Söldnertum 
gerichtete Gesetze, als durch solche, die in das wirtschaftliche 
und soziale Leben der Bauern selbst eingriffen, den Bauernstand 
auf den AVeg zu bringen, auf dem er den augenblicklichen Ver- 
zicht auf Bargewinn ans dem Kriegsgewerbe mehr als ersetzen 
konnte. Darum machte er gleichzeitig in Verbindung mit seiner 
Agitation gegen das Söldnerwesen seine agrar-p.olitischen Vor- 
schläge. 


Claassen, Schweizer Bauernpolitik. 
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Zwinglis soziale Griimlanschauung in ihrem 
Verhältnis zum Bauernstände. 


Die agrarpolitischen Vorschläge Z’s. fliessen aus einer Reihe 
allgemeiner Ideen, in denen sieh seine ganze Weltanschauung 
wiederspiegelt. Diese mit seinem religiösen Grundempfinden in 
engstem Zusammenhang stehenden Ideen, sind daher hier um 
so mehr einer Betrachtung zu unterziehen, als sie die im Züricher 
Staatswesen, als einer Schweizer Republik wirksamen sozialen 
Motive zu erklären imstande sind. Die Eigenart der Motive der 
sozialen Politik Zürichs wird, namentlich im Gegensatz zu der 
deutscher Staaten, dadurch am besten veranschaulicht. 

Die Reformation im Reich wie in der Eidgenossenschaft 
enthält als ein sehr wesentliches Element die Opposition gegen 
die aristokratisch -ritterliche Auffassung des Lebens, gegen die 
Verachtung der Handarbeit und die Hochschätzung kriegerischer 
Thätigkeit. Luther sowie Zwingli bringen als Bauernsöhne den 
Arbeiterstolz persönlich zur Geltung. Jedoch zeigen sich in 
Zwinglis Anschauungen bemerkenswerte Eigenheiten. 

In der zweiten Schrift gegen das Kriegsgewerbe vom 2. Mai 
1524 loht Zwingli die Arbeit diesem gegenüber. Ihren Wert 
als Lebensfunktion schildert er also: „sie ist so ein gut göttlich 
ding, verhüt vor mutwillen und lastren“ . . . „gibt gute frucht, 

dass der mensch one sorg sinen lyb reinklich spysen mag 

sie macht oueh den lychnam frutig und stark und verzeert die 
krankheiten, so us dem miissig gon erwachsend“ und „das das 
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allerlustigest ist, folgend der hand des arbeitenden frücht 
und gewächs harnach glyeh als der hand gottes in anfang 
der geschöpfd alle ding nach lebendig wurdend, dass der 
arbeiter in uswendigen dingen gott glyeher ist, denn üzid 
in der weit“ l ). In allen sonstigen ökonomischen Betrachtungen 
der Reformationszeit wird diese, das Selbstbewusstsein fördernde 
Wirkung der Arbeit, besonders der Feldarbeit, nirgends betont. 
Schmoller, der diese Aeusserung des Schweizer Reformators 
zitiert, unterlässt es, obwohl ihm in anderer Hinsicht der Unter- 
schied zwischen Luther und Zwingli keineswegs verborgen bleibt, 
daran weitere Schlussfolgerungen zu knüpfen, geschweige sie 
der üblichen psychologischen Auffassung der Arbeit zur Refor- 
mationszeit entgegenzustellen. Diese übliche Auffassung tindet 
Schmoller sogar überall ausgedrückt. Abgesehen davon, dass 
er sie für ganz allgemein vertreten hält, charakterisiert er sie 
treffend also: „Man sah in erster Linie nur die Natur, die Natur- 
kräfte, und das ist in der Sprache der Reformation Gott, sein 
Segen und seiu Fluch. Die Arbeit erscheint daneben als voll- 
kommen unwesentlich und unbedeutend.“ Und von Luther be- 
merkt Schmoller, dass er „überall von der Arbeit sagt, sie habe 
an sich keinen Wert und keinen Erfolg, sondern nur durch den 
Segen Gottes könne sie diesen erhalten“ 2 ). 

Zwingli ist auch hier das gerade Gegenteil von Luther. 
Nicht die Gnade Gottes verleiht der Arbeit Erfolg, — die Arbeit 
ruft durch ihre Kraft den Segen Gottes herab, — mehr noch: 
weit entfernt, dem Menschen seine Abhängigkeit zum Bewusstsein 
zu bringen, die Luther so oft betont, verleiht das Ringen mit 
der Natur dem Arbeitenden das Bewusstsein der Gottgleichheit, 
das Bewusstsein Gott nachzuschatt'eu, überträgt die Kraft des 
Schöpfers in die menschliche Individualität. 

Diese Schätzung der Arbeit erscheint denn auch Roscher als 
Ueberschätzung. Um diese Ueberschätzung bei Zwingli noch deut- 

') Zw. II t 31<>. Wisk. 70. Rogch. 74. 

’) Schm. 477. 
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licher nachzuweisen, führt Roscher eine Stelle aus dessen Er- 
örterungen über den Zins an: „AVer einen Zins von seinen 
Gütern verkauft, was thut er anders, weder dass er seine arbeit 
einem andern gebe“ 1 ). Sehr richtig sieht der Historiker der 
deutschen Nationalökonomie in diesen Aeusserungen Antizipa- 
tionen der Ansichten englischer Oekonomen des 18. Jh's. 
„Lauter Ansichten, die an die Ueberschätzung des Arbeits- 
faktors seit Locke und Ricardo erinnern“ 2 ). 

Wenn Roscher in Zwinglis Verschiedenheit von Luther in 
nationalökonomischer Beziehung „sehr deutlich den Gegensatz 
des städtischen Republikaners und Professors an der kurfürst- 
lichen Lieblingsuniversität“ s ) wiedererkennt, so zeigt sich eben 
dieser Unterschied besonders typisch in Zwinglis und Luthers 
Auffassung von der Arbeit. 

In der nationalökonomischen Litteratur findet man fast 
überall das Bestreben zu einer wissenschaftlich richtigen Wertung 
der Produktionsfaktoren: Natur und Arbeit zu gelangen. East 
alle Historiker nationalökonomischer Theorien, so auch Roscher 
und Wiskemann, kritisieren ja nach ihrer Wertung die An- 
schauungen vergangener Zeiten. Was eigentlich wichtiger sei 
für die Produktion: Natur oder Arbeit, darauf giebt es wissen- 
schaftlich nur den Gemeinplatz als Antwort: Jede ist conditio 
sine qua non der Produktion; ihre Werte für die Produktion 
sind daher aneinander ebenso inkommensurabel wie etwa die 
Werte von Materie und Bewegung für die Thatsache, welche 
Leben heisst. — Diesen Gruudfaktoren des gesellschaftlichen 
Lebens gegenüber, wie Natur und Arbeit, kann, wenn überhaupt 
eine Wertung, nur die des Gefühls in Frage kommen. Je nach- 
dem der Arbeitende mehr die seiner Thätigkeit entgegenstehen- 
den Hindernisse oder mehr seine eigene Kraft empfindet, die 
diese Hindernisse besiegt, je nachdem wird er mehr die Gaben 

’) Zw. II t, 470'. Rösch. 74. 

2 ) Rosch. I. c. 

5 ) Rosch. 73. 
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der Natur oder mehr seine individuelle Fähigkeit schätzen, 
welche ihm diese Gabe erringt. Das letztere Gefühl ist es, das 
Zwingli beseelt. Es ist das Gefühl der Selbständigkeit gegen- 
über Gott, das seine ganze religiöse Auffassung durchdringt. 
Die Selbständigkeit in der Zwingli-Calvinischen Kirche, deren 
Lehren in der Schweiz wie in England herrschen, im Gegensatz 
zu der Demütigkeit der Lutherischen Konfession, die in Nieder- 
deutschland dominiert, findet ihre Ausprägung entsprechend wie 
in der ökonomisch-sozialen Anschauung, so auch im kirchlichen 
Zeremoniell, namentlich beim Abendmahl. Diese Selbständigkeit 
des Individuums zeigt sich nicht minder im Staatswesen, ln 
Niederdeutschland (Sachsen, Brandenburg. Preussen) zieht seit 
dem ld. Jh. das zentralistisch-büreaukratische Regierungssystem, 
das System des „beschränkten Unterthanenverstandes“ immer 
weitere Kreise, ln der Schweiz und England erhält sich die 
alte Selbstverwaltung der Gemeinden und entwickelt sich im 
Anfang dieses Jhs. zur reinen Demokratie. Lampreeht charak- 
terisiert treffend den Geist der lutherischen Reformation als 
„einen autoritativ gegängelten Individualismus“ '). 

An diesem Beispiel zeigt sich deutlich: die Untersuchungen 
darüber, wie vergangene Zeit die Produktionsfaktoren geschätzt 
haben, sind wertvoll nicht sowohl für die Geschichte der national- 
ökonomischen Wissenschaft, als vielmehr für die Geschichte der 
Religions- und Weltanschauung und in Konsequenz davon für die 
Geschichte der Politik. 

Die Frage aber, welcher Arbeitsart, ob der gewerblichen 
oder der landwirtschaftlichen, Zwingli mehr Wert beigelegt habe, 
ist ganz müssig. Wiskemann kommt zu dem Schlüsse, dass 
Zwingli den Ackerbau geringer geschätzt habe als Luther 2 ). 
Lippert meint, Zwingli habe das Handwerk höher geschätzt als 
die Landwirtschaft 3 ), Roscher legt der Meinung des Reformators 

') Lampr. D. G. I . 

*) Wink. 70. 

*) H. W. „Zw.“. 
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besonderen Wert bei, die besagt: niemand solle Bürger werden, 
der nicht ein Handwerk erlernt 1 ), worans hervorzugehen scheine, 
dass Zwingli das Handwerk höher geschätzt habe als den Acker- 
bau. In ausdrücklichem Gegensatz dazu hebt derselbe Zwinglis 
Worte hervor: „von je weiten har ist frid am wertesten und 
tugend am meisten gewachsen by denen , die das erdrych 
buwend“ 2 ). 

Offenbar lag Zwingli die Idee ganz fern, überhaupt zu er- 
örtern, ob eine der beiden Arbeitsarten wertvoller sei. Kr 
wollte sie nur in ihrem gegenseitigen Verhältnis charakterisieren. 
Als Praktiker schon entgeht er der Neigung des Theoretikers, 
alles, auch Incommensurabilia messen zu wollen, eine Neigung, 
die heute noch extrem deduktiven Gelehrten so unendlich viel 
nutzloses Kopfzerbrechen verursacht. Wenn Zwingli nur den 
Bürger werden lassen will, der ein Handwerk erlernt, so war das 
in der Hauptsache schon längst Gesetz und Thatsaehe in Zürich, 
wie in anderen Reichsstädten, denn die Hauptmasse der Bürger 
waren Handwerker und bildeten als solche, nach Gewerben ge- 
gliedert, die Zünfte, die gleichzeitig politische und militärische 
Korporationen darstellen. Also hat diese gelegentlich hinge- 
worfene Aeusserung Zwinglis gar wenig Bedeutung. 

Viel wichtiger ist ein anderes, protestantisches Motiv, das 
neben dem Werte der Handarbeit gegenüber der aristokratisch- 
kriegerischen Thätigkeit den Gegensatz der Handarbeit gegen- 
über einseitig geistig theologischer Thätigkeit der katholischen 
Priesterkaste betont. Aus diesem Motiv beredeten Zwingli und 
Mykonius „einen finen, gierten jungen man“ Rudolf Collinus, 
„der solt gan kostens uff die wichen“, . . . „dass er mit dem 
gelt das seiler-handwerk leren“ 3 ). Der damals 27 jährige Thomas 
Plater trieb mit diesem Collinus tags das Handwerk, um nachts 
zu studieren. Derselbe junge Gelehrte berichtet von Zwingli, 

') Mosch. 74. 

*) Zw. II, 410. Vgl. Schm. 474, Wisk. 70. 

ä ) Plater 51. 
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wie er ihn „offt hört predigen im schweiss dins angesichts 
sollten diu brott niessen und wie gott die handarbeit gesägnet“ 
und da „Hessen vill allenthalben von den studiis“ 1 ). 

Im Zusammenhang mit dieser Schätzung der ursprünglichen, 
d. i. der rein physischen Lehensfunktionen steht das Streben 
des Menschen, in ein unmittelbares Verhältnis zu Gott und Natur 
überhaupt zu treten. Die Komplikation der religiösen Gefühle 
weicht der natürlichen Einfachheit. Allenthalben finden wir in 
den Kmpfiudungen der Zeitgenossen eine Liebe zum Einfach- 
Natürlichen. Bernhard Weiss kann in seinen Aufzeichnungen, 
trotz der aphoristischen Natur derselben, nicht umhin, die erste 
Priesterehe im Züricher Gebiet mit besonderem Behagen aus- 
zumalen, „wie man so in einem hübschen Baumgarten Zimbiss 
ass . . .“ 2 ). 

Die Theologen, die damals weltfremd in der Enge ihrer 
Studierstuben theoretischen Deduktionen oblagen, begaben sich 
unter den freien Himmel, um dort die Wahrheit zu finden. 
Thomas Plater, der ehemalige Geisbub, der mit 1H Jahren an- 
fing zu studieren, erzählt, wie er zu Anfang der 20er Jahre 
einen Disput mit einem katholischen Geistlichen über die Ver- 
ehrung der Heiligen, der Vermittler zwischen Gott und den 
Menschen, entschied. Thomas fragte: „Und warumb soll man 
aber die heligen anrieffen?“ Der Geistliche erwidert: „Drum, 
das geschrieben stailt: gott ist wunderbarlich in sinen werken“. 
„Do buk ich mich“, erzählt Thomas weiter, „brach ein krütlin 
ab und sagt: wen alle weit zsamen dätte, rnechte sy nit ein 
sömlichs krütlin machen“. „Da ward er zornig und was unser 
disputats uss“ 3 ). 

So siegte in der Reformation der einfache, ungezügelte und 
ungekünstelte junge Geist der Bauernsöhne über den kompli- 
zierten, verengten, gekünstelten, alt- traditionellen Geist der 
Priesterkaste. 

') Plater 50. 

*) Weis-Fiiss. IV 43. 

*) Plater 40. 
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Die vier Elemente der protestantisch-reformierten Bewegung, 
die wir hiermit gekennzeichnet haben, als da sind: Erhebung 
der physischen Arbeit als Lebensfunktion über Kriegsdienst und 
zur Ebenbürtigkeit mit der Wissenschaft, Unmittelbarkeit des 
religiösen Empfindens und Selbständigkeit der menschlichen In- 
dividualität, auch gegenüber Gott wuchsen alle aus dem demo- 
kratischen und gleichzeitig individualistischen Geist der unteren 
Volksklassen, die aus ihren Reihen die Führer der neuen Be- 
wegung stellten. 

Demnach konnten diese Elemente vorzüglich in der Schweiz 
und in England sich ausbilden, in Ländern, denen trotz so ge- 
waltiger Verschiedenheit der Entwickelung der Grundbesitz- 
verhältnisse doch das gemeinsam ist, dass die Selbstverwaltung 
der Gemeinden wohl zeitweise von der Teilnahme an den 
weiteren Kulturaufgaben ausgeschlossen, nie aber unterdrückt 
wurde. Die Selbständigkeit des Bauernstandes im besonderen 
ist das Hauptfundament der schweizerischen Reformation. 
Wie diese Selbständigkeit in die neue Kultur hinübergerettet 
wurde, das sieht man deutlich in der Gesetzgebung des Züricher 
Staatswesens. Ehe wir aber an diese herantreten, müssen wir 
auf ihr Objekt, den Bauernstand, in seinem wirtschaftlichen und 
sozialen Leben, wie es sich zur Zeit der Reformation darstellt, 
einen Blick werfen. 
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Kapitel 111. 

Der Bauernstand nach seiner Bedeutung für 
Staat und Gesellschaft. 


1. Numerisches Verhältnis zwischen gewerblicher und 
landwirtschaftlicher Bevölkerung. 

Schon der Zahl nach machten die Bauern den weitaus 
grössten Teil der Einwohner des Kantons Zürich aus. Im Jahre 
1529 hatte derselbe 734U0 Eo., wovon 820i) in den Städten Zürich 
und Winterthur wohnten (3) 1 ). Auf dem Lande gab es damals 
allenthalben schon Handwerker, deren Konkurrenz die Stadt 
vergebens zu beseitigen suchte, indem sie bereits vor 1471 alle 
Handwerker in die Stadt konzentrieren wollte 2 ). Waldrnanns 3 ) 
gleichartiger Versuch endete mit seinem Sturz, so dass zur 
Keformationszeit immerhin gewerbliche Thätigkeit auch ausser- 
halb von Zürich und Winterthur verbreitet war. Genossen 
doch schon seit langem die Gemeinden Elgg, Grüningen, Greifen- 
see, Regensberg, Bulach. Eglisau und Stein *) städtische Rechte. 
Dennoch war in diesen sogenannten Städten die Hauptmasse 
der Bevölkerung agrarisch, und die Zahl der Handwerker in den 
übrigen Landgemeinden natürlich noch geringer. 

Ueberall verbreitet scheint das Müllergewerbe gewesen zu 
sein. Müller finden sicli für jene Zeit bezeugt in folgenden 
Gemeinden: 

>) S. Tab. J. 

’) Da. Bau. ö 4. 

') 8'. unten Abschnitt J1 des Kapitels. 

*) Ueber tStein s. Tab. I. Erl. 2. 
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Hirslanden 1 1 ), Höngg l a ), Oberengstringen l 2 ); im Amte 
Knonau haben alle Gemeinden einen oder mehrere Müller 3 ), 
Morgen hat 1457 — 1 *), die Stadt Elgg 1545 — 3 5 ), Wetzikon 
1530 — 2®), Aatal im Amt Grüningen 1528 — 1 7 ), Oberglatt 1 8 ). 
Hofstetten 1“), Neraeh 1526 — 1 °) Müller. 

Weniger allgemein scheint die Verbreitung des Bäcker- 
gewerbes gewesen zu sein. In Elgg findet sich 1535 — 1 10 ), 
1654 — '2 10 ), im Kloster Kappel 1531 — 1 u ). 

Auch Metzger waren wenig vorhanden; in Elgg 1535 — 2 12 ), 
in Pfäffikon und Grüningen existierten ebenfalls solche 13 ). 

Schmiede dagegen finden sich naturgemäss häufiger. Hirs- 
land 1542 — 2 Kupferschmiede 14 ), Hedingen 1518 — 1 Huf- 
schmied 15 ), Ottenbach 1481 — 1 18 ), Horgen 2 17 ), Elgg 1551 
1 Schmied, 1570 — 1 Messerschmied 18 ), Wetzikou 1570 — 1 
Schmied, 1 Hammer-, 1 Kupferschmied 19 ), Glattfelden 1533 — 2 20 ). 

Gerber gab es in Elgg 1533 — 4 Brüder, gemeinsame In- 


•) A. Z. II 488 ff. 

*) Web. HS. 148. 

’) Steu. 66, E. Nr. 758. 
4 ) Str. Ho. 74. 

*) Haus. 

*) Hei. We. 265. 

’) E. Nr. 1516. 

*) Die. O. 341. 

•) E. Nr. 953. 

10 ) Hau». 454. 

,l ) Steu. 66. 

,! | Hans. 457. 

,s ) Hei. We. 262. 

'*) A. Z. II 487. 

’ 6 ) Steu. 94-95. 

>•) Steu. 40. 

”) Str. Ho 74. 

,9 ) Haus. 466 und 473. 
'*) Hei. We. 265 f. 

“) Näf. Gl. 71. 
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haber eiuer Werkstatt 1 ), Glattfelden 1497 — 1 Ledergerber*), 
Wetzikon um 1575 — 1 Gerber 3 ). 

Schuhmacher finden sich je 1 in Fluntern 4 ), Küssnacht, 
Aesch, Amt Grüningen 3 ), Oberglatt 6 ). 

Schneider je 1 in Richtensweil, Eglisau 7 ), Elgg 8 ). 
Ziegler gab es je 1 in Dynhart 1535®), Horgen um 1430 10 ), 
Glattfelden 1489 11 ), Eglisau 1519 '*). 

Tischler je 1 in Herrliberg l3 ) und Elgg 14 ). 

Ein Glaser wird in Elgg erst 1554 aufgenommen 15 ). 
Wagner giebt es je 1 in Elgg 1631 16 ), in Eglisau 1533 11 ). 
Ein Zimmermann wird in Oberglatt 1523 erwähnt 18 ). 
Eine Säge wird zusammen von 4 Leuten in Heisch (Amt 
Knonau) 1525 gebaut 19 ). 

Die Textilgew erbe waren sicher, namentlich am See, schon 
weiter verbreitet, als aus den verfügbaren Akten ersichtlich ist. 
Erscheint doch im Waldmannschen Auflauf 1489 ein Weber 
Reilstab aus Meilen als Führer 20 ), — begreiflich, da es sich für 


■) Haus. 471. 

*) Eäf. 61. 71. 

*) Mei. We. 258. 

*) Denz. Fl. ll.if. 

5 ) E. Er. 352, 879, 899. 
*) Die. O. 285. 

’) E. Er. 352. 

*) Haus. 458. 

*) Haus. 135. 

'•) Sfr. Ha 74. 

■■) Eäf. Gl. 71. 

") E. Er. 4. 

'*) E. Er. 352. 

'*) Haus. 725. 

’ 6 ) Haus. 487. 

**) Haus. 488. 
n ) E. Er. 352. 

’ 8 ) Die. 0. 354. 

'•) E. Er. 753. 

50 ) Fiiss. Wahl. 208 ff. 
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die Bauern damals u. a. darum handelte, Waldmanns Absicht, 
die Gewerbe auf die Stadt zu beschränken, zu vereiteln. 

In Oberglatt findet sich ein Wollweber im Jahre 1529 l ), in 
Glattfelden mehrere 2 ); in Elgg ein Tuchscherer, ein Seiler erst 
seit 1554, Hutmacher daselbst erst seit 15(><> 3 ). 

In Wetzikon 1590 — 1 Färber*). 

In der ländlichen Hauswirtschaft scheint überall noch Weberei 
und Spinnerei auch für den Verkauf getrieben zu sein. Aus 
dem Amt Grüuiugen fuhren die Bauern mit Zwilch-Geweben 
auf die Märkte Wyl und Rapperswyl 5 ). 

Naturgemäss sehr häufig und durch das Reislaufen in ihrem 
Gewerbe gefördert, linden sich die Gastwirte, als dem Fremden- 
verkehr dienend, die, wie vielfach, aus den Nachgängen, betr. 
das Reislaufen, hervorgeht, eine sehr grosse Rolle in der Reis- 
läuferpolitik spielten. 

In Elgg werden 1538 — 2, 154(5 — 3 Wirte erwähnt 6 ). In 
dem viel kleinere Wetzikon sogar giebt es 1531 — 3 Wirte 7 ) 
und im Kloster Kappel 1505 — 1 8 ). 

Auch die liberalen Berufe finden sich bereits auf dem Lande. 
Aerzte werden je 1 erwähnt in Elgg 9 ) und Wetzikon l0 ). 

Um sich eine Vorstellung von der Ausdehnung gewerblicher 
Thätigkeit in einer der grössten Landgemeinden zu machen, sei 
die „Stadt“ Elgg angeführt. Die ganze Kirchgemeinde zählte 
1530 ca. 700 Seelen 11 ) und die politische Gemeinde 1531 — 131 


*) E. Nr. 1631. 

*) Näf. Gl. 71. 

’) Haus. 471, 473, 725. 
4 ) Mei. We. 266. 

») E. Nr. 1927. 

*) Haus. 460. 

’) Mei. We. 259. 

*) Sfeu. 66. 

•) Haus. 

,0 ) Mei. UV. 256. 

**) Haus. 157. 
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steuerpflichtige Bürger 1 ). Hier ergiebt sich eine Gesamtzahl an 
gewerblichen Thätigen von höchstens 13 2 ), also nicht mehr als 
10%. ln Horgen, wo auch die Handwerker nicht wenig zahl- 
reich waren, gab es doch im Dorf i. J. 1634 — 2 Gesellen und 
wenige Lehrlinge bei im ganzen 120 Haushaltungen 3 ), woraus 
schon die geringe Ausdehnung der Handwerksgetriebe in dieser 
Landgemeinde erhellt. 

Für die Bedeutung dieser ländlichen Handwerker ist charak- 
teristisch, dass alle diejenigen, welche als solche aufgeführt 
werden, oft nur % bis % ihre Thätigkeit auf ihr Gewerbe, die 
übrige Zeit aber auf die Landwirtschaft verwandten. Genaueres 
über die agrarische Nebenbeschäftigung solcher Handwerker lässt 
sich in 3 Fällen konstatieren. Ein Schuhmacher in Oberglatt 
besitzt 1591 — 19,6 Juch. * 0 Land*). Ein Ziegler in Dynhart 
besitzt 1537 — 25 Juch. 4 o 3 )- Zu der von 4 Brüdern betriebenen 
Gerberei in Elgg 6 ) gehören 4 Güter, ausserdem noch eine Hube 
und mehrere Juch. Acker. Das sind Grundstücke, die reichlich 
den halben Unterhalt der Familie bestreiten mochten. Lebten 
doch selbst die Stadtbürger vielfach noch von Landwirtschaft 
innerhalb und ausserhalb der Stadtmauern. Winterthur hatte 
vor 1422 — 4132 Juch, angebautes Land, darunter 2 grosse 
Güter 7 ). Es lässt sich jedoch annehmen, dass der agrarische 
Nebenerwerb der Stadtbürger, soweit sie nicht Grundherren 
waren, nicht so sehr für das Verhältnis von gewerblicher und 
landwirtschaftlicher Bevölkerung ins Gewicht fällt. Die Müller 
mögen am meisten über Landbesitz verfügt haben. Von den 
6 Wassermühlen au der Eulach im Stadtgebiet Winterthur ist 
nur von einer ein Grundbesitz bekannt und zwar von nur 

') Haus. 725 ff. 

2 ) S. öden. 

ä ) Sfr. Ho 180. 

*) Die. O. 285. 

s ) Hau e. 185. 

*) Haue. 471 /’. S. oben. 

’) Troll YI71. 148. 
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3% Juch. Wiesen 1 ). Noch 1848 hatte die Stadt Winterthur 
■238 Juch. Reben innerhalb ihres Weichbildes 2 ). 187U noch waren 
in 11,3 % aller Haushaltungen des Kantons landwirtschaftliche 
und gewerbliche Thätigkeit mit einander verbunden 3 ). 

Aus den angeführten Daten mag sich ergeben, dass von 
den 65 200 Eo. der Landgemeinden höchstens 5 % gewerblicher 
Thätigkeit ganz oder teilweise oblagen. Daraus würde sich die 
ausschliesslich agrarische Bevölkerung auf 85% der Gesamtheit 
berechnen. Man vergleiche mit diesem Verhältnis das Bild, 
das sich dem volkswirtschaftlichen Theoretiker, dem Pfarrer 
Waser 1775 darbot. Im Verlauf von 250 Jahren hatte sich die 
landwirtschaftliche Bevölkerung nach der Schätzung dieses treff- 
lichen Beobachters auf 50000 verringert und die gewerbliche 
auf 100000 vermehrt *). 1870 war die landwirtschaftliche Be- 

völkerung wieder über 90 ts. gestiegen 5 ) und blieb auch bis 
heute über dieser Zahl. Relativ hat sie sich unausgesetzt ver- 
mindert, von 85% i. J. 1529 auf 33% in 1775, auf 30% (2) 
in 1870 und 27 % in 1890 6 ). 

Erst um die Mitte des 16. Jhs. begann sich die Industrie, 
namentlich der Seide, in der Stadt und auch auf dem Lande 
zu erweitern. Zu keiner Zeit als gerade zur Zeit der Reformation 
hatte der Bauernstand zahlenmässig eine grössere Bedeutung 
im Züricher Staatswesen. Erst im Laufe des 15. Jhs. dehnte 
sich die Herrschaft der Stadt über das Landgebiet bis zu dem 
Umfange aus, den sie zur Reformationszeit hatte. Damit schon 
wuchs Zahl und Bedeutung der bäuerlichen Bevölkerung, wuchsen 
die agrar-politischen Aufgaben der städtischen Regierung. 


*) Troll III. 161. 

2 ) Troll VTII. 216. 

*) Stat. Ber. 

*) IVas. Labh. 133. 

‘ ) Slat. Ber. 

•) Stat. Jahrb. III. 188. 
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II. Machtverhältnis zwischen Stadt und Land. 

Auf der andern Seite nahm bereits seit dem 14. Jh. die 
Bedeutung der städtischen Industrie in dem Masse ab. in dem 
die Bedeutung Zürichs auf politischem Gebiete zunahm. Mit 
Recht konstatiert Fiissli für das Ende des 15. Jhs. einen Ver- 
fall der Stadtwirtschaft 1 ). Bekannt ist wie namentlich die 
Textilindustrie au Bedeutung verlor, was daraus erhellt, dass die 
Zünfte der Lein- und Wollweber bereits 1443 in eine verschmolzen 
erscheinen 2 ). 

Der 3. „geschworene Brief“ (Verfassung der Stadt) von 
1498 erwähnt keine Kaufleute in Seide mehr 3 ). Von 1404 bis 
1544 ist keine Seidenweberei in Zürich mehr zu finden 4 ). Die 
Bevölkerung der Stadt war demgemäss durch den Rückgang 
der Gewerbe von 11050 i. J. 1374 5 ) auf 5700 6 ) i. J. 1529 ver- 
mindert. Die geringe ökonomische Macht, über welche die 
Stadt gegenüber der zahlreichen Bauernschaft verfügte, ermög- 
lichte in Zürich den Bestand der alten Rechte und der Unab- 
hängigkeit der ländlichen Bevölkerung. Das Stadium wirtschaft- 
licher Entwickelung, in dem die Kirchenreformation in Zürich 
begann, war der günstigste Zeitpunkt für die Bauern. Freilich 
nahm die politische Bedeutung 7 ) Zürichs, des Vororts der 
Schweizer Eidgenossen, besonders nach den Burgunderkriegen, 
ausserordentlich zu. Seit den Tagen von Granson und Murten 
drängten sich die Gesandten der Grossmächte an den fast fürst- 
lich eingerichteten Palästen der einflussreichen Bürger Zürichs 
zusammen und buhlten um deren Gunst. Denn ein sog. Bünd- 
nis, d. h. Soldvertrag mit Zürich hatte sehr oft ein grosses 

') Fii88. Wald 252. 

*) A. Z. II 297. 

’) Filss. I. c. Schiiiz Hand. 129. 

*) A. Z. II 309. 

*) Meist. Zur. 9<!f. Was. Wohn. Anh. 

•) S. Tab. I. 

7 ) Vgl. / ü r das Folgende dieses Abschnittes Dä. Gesch. I. c. und 
namentlich Filss. Wald, sowie Bl. Rep. II 1 98. 
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moralisches Gewicht hei allen Eidgenossen. Kriegspolitik und 
Diplomatie wurden mehr und mehr zur regelmässigen Thätig- 
keit der vornehmen Geschlechter. Darauf vornehmlich ist auch 
der Rückgang des Grosshandels (dessen Organ die Zunft 
„zum Rüden“ war), und in weiterer Folge der Niedergang des 
Gewerbes überhaupt zurüekzufiihren. Die politischen Interessen 
absorbierten die wirtschaftlichen. Es erschien besonders am 
Ende des 15. Jhs. ehrenvoller und gewinnbringender zugleich 
als „Pensionär“ von Fürsten deren Politik mitzumachen, als sich 
mit dem Handel von Seide oder Eisen abzugeben. Der Bürger- 
meister Waldmann begann seine grosse Laufbahn mit dem Eisen- 
handel und endigte als Pensionär des deutschen Kaisers. Die 
diplomatische Thätigkeit der Stadtherrn musste natürlich diesen 
Einzelnen ein ausserordentliches Uebergewicht über die Unter- 
thanen im Lande verschaffen, das leicht auch zur wirtschaft- 
lichen Unterjochung hätte führen können, ln der Tliat bot die 
Regierung dieses grossen Staatsmanns und Feldherrn, des Siegers 
von Murten, einer kleinen aber mächtigen Klasse politischer 
Führer Gelegenheit, das Heft der Gesetzgebung und Verwaltung 
völlig an sich zu reisseu und volkswirtschaftlich weitsichtige, 
finanziell vorteilhafte, zentralisierende Massnahmen zu treffen, die 
aber zu wenig den hergebrachten Anschauungen und den von 
Ort zu Ort verschiedenen, versiegelten und verbrieften Rechten 
der Bauern angepasst waren. Dahin gehören wirtschaftlich: 
die Forstpolitik, das Verbot des Gewerbes auf dem Lande, die 
Beschränkung des Weinbaus 1 ), staatlich -zentralistisch die Be- 
schleunigung des Schwindens selbständiger Gerichtsbarkeiten (der 
Grundberren) und dann noch i. b. finanz-politisch der Ver- 
such ein unbedingtes Besteuerungsrecht der städtischen Regierung 
gegen das Land zu begründen. Aber selbst diese militärisch- 
diplomatisch fundierte Klassenherrschaft zielte nicht nur nicht 
darauf ab, den Bauern als Besitzer und Wirtschafter zu schädigen 


*) H’ortm in anderem Zusammenhang noch gehandelt wird. 
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vielmehr richtete sie ihr Augenmerk gerade darauf, den bäuer- 
lichen Betrieb gegenüber dem damals auch in Zürich aufkommen- 
den kapitalistischen zu schützen, wie das Gesetz von 1488 
beweist 1 ). 

Dieses Vorgehen selbst der absolutesten und glänzendsten 
Regierung, die Zürich je gehabt, führt uns aber auch auf die 
Ursache, warum die politische Macht der Stadtherrn die Selb- 
ständigkeit der Bauern schliesslich in keiner Weise zu brechen 
vermochte. Dem Sieger von Murten war es klar, worauf die 
politische Macht seiner eigenen Klasse beruhte. Es war die 
militärische Tüchtigkeit des Bauernstandes. 

Wie die Auffassung der Zeit und das Buhlen der Fürsten 
um schweizerische Söldner beweist, war diese Tüchtigkeit in 
deutschen Landen nirgends in dem Grade vorhanden, als in 
der schweizer Eidgenossenschaft. Die Wehrhaftigkeit der Bauern, 
ihre allgemeine Wehrpflicht ist ein bestimmendes Moment 
für den eigenartigen Charakter dieser schweizer Gemeinwesen. 
Wohl dienten die schweizer Bauern wie die deutschen als Söldner. 
Das Söldnerprinzip aber machten sich die Schweizer Staaten 
nur insofern zu Nutze (oder glaubten es sich zu Nutze zu 
machen) als sie ihre Unterthanen und Bürger für Fremde zu 
Felde ziehen Hessen. Verteidigt wurde das Zürichland, wie 
die andern Schweizer Staaten nur durch Landsleute. Auf Söldner- 
anwerbungen war das Land nie angewiesen und konnte es nie 
angewiesen sein. Auf ihrer allgemeinen Wehrhaftigkeit beruht 
der bedeutende Einfluss dieser kleinen Staatswesen in der 
europäischen Politik. 

Im militärischen Interesse schon musste Waldmanns Politik 
den Bauernstand erhalten. Aber für diesen war die Wehrhaftig- 
keit nicht nur eine Pflicht, sondern auch ein Recht, das er 
bisweilen selbst gegen die Obrigkeit anzuwenden wusste. 
Denn die schweizer Bauern waren nicht nur Massenmaterial, 


') Vgl. unten Kap. Vll, Abschn. II. 

Claasseo, Schweizer Bauernpolitik. 3 
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auch an der militärischen Organisation nahmen sie selbständig 
teil. Zu den niederen Chargen hatten die Bauern nicht nur 
Zutritt, sondern die Waffenfähigen der einzelnen Gemeinden 
werden in der Regel von — wahrscheinlich allerdings 
von der Regierung — ernannten Gemeindsgenossen geführt. 
In dem Züricher Feldzug vom Oktober 1521 zieht ein Heer 
von 2700 Mann aus. dessen sieben Unterabteilungen je „einen 
Hauptmann aus der Stadt“ und einen „Mithauptmann vom 
Lande“ haben *). Ein Bauer war es auch, der in der unglück- 
lichen Schlacht bei Kappel 1531 das Banner rettete und dafür 
von der Regierung hervorragend belohnt wurde 2 ). 

In der Schweiz war also die alte Wehrhaftigkeit aller Freien 
selbst in den oligarchisch (d. h. von Patriziern oder Zunftmeistern) 
regierten Städtekantonen bis zu einem hohen Grade erhalten ge- 
blieben, zur selben Zeit als sie im Reiche schon längst dahin 
war. Die Ursachen dieses Unterschiedes hier darzulegen, führt 
zu weit. Die Thatsachen aber unterliegen keinem Zweifel. Die 
Bedeutung dieser militärischen Selbstverwaltung ist klar. Sie 
stand wie ein eherner Wall dem von oben an sie herandringen- 
den Absolutismus entgegen und der Freund des bäuerlichen Be- 
triebes, alter Feind aller wirtschaftlichen und politischen Selbst- 
verwaltung: Waldmann — büsste sein revolutionäres Unterfangen 
auf dem Schaffott. 8000 Bauern, ein wohl geordnetes kleines 
Heer, erzwangen i. J. 1488 von der städtischen Regierung den 
Kopf dieses Staatsmannes und die Beseitigung seiner gesamten 
zentralisierenden Gesetze als Friedensbedingung 3 ). 

Aber dies genügte ihnen noch nicht; es fand auch eine Art 
von Konfiskation des Privatvermögens Waldmanns und seiner 
Partei statt, zum grössten Teil in sehr unzivilisierter, wüster, 
planloser Weise 3 ). Jedenfalls musste eine solche Konfiskation 

>) Bull 1 63. Bl. Rep. II 360 f. 

’) E. Aff. Hier auch weitere Beispiele für hervorragende mili- 
tärische Leistungen von Bauern. 

®) Näheres bei Fiiss. Wald. 308 ff. u. 374 ff. und Bl. Rep. II 76 f., 78, 
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der Ansammlung und damit auch dem Wiederaufblühen der In- 
dustrie einen schweren Stoss versetzen. Zwar waren die In- 
haber dieser grossen Vermögen in jener Zeit allzu sehr für den 
Krieg interessiert, um sie produktiver Verwendung zuzuführen. 
Dennoch hätte sich der kapitalistische Erwerbstrieb, in Handel 
und Handwerk fördernder Weise, wohl früher der städtischen 
Geschlechter bemächtigt, wenn diese Konfiskation von Gütern 
nicht gewesen wäre. 

Es liegt nicht der mindeste Grund vor, anzunehmen, dass 
die Absatzgelegenheit für Industrieprodukte in Zürich um die 
Wende des 16. Jh.’s geringer gewesen sei als früher im 14. oder 
später Mitte und Ende des 16. ln dieser Zeit setzt die Ent- 
wickelung der Züricher Industrie erst wieder im selben Punkte 
ein, indem sie Anfang des 15. Jh.'s aufgehört hatte 1 ). 

An diesen politischen — militärischen und ökonomischen Ver- 
hältnissen lag es, dass die sozialpolitischen Konsequenzen der Re- 
formation in Zürich in weiter gehendem Masse gezogen wurden 
als im Reich. 

III. Wirtschaftliche Bedeutung der bäuerlichen Be- 
völkerung. 

Nicht nur in der Zahl, auch in wirtschaftlicher Produktions- 
kraft war damals der Bauernstand Träger der Kultur im Züricher 
Staatswesen. Erzeugt heute, d. h. i. D. der Jahre 1883 — 92 der 
Kanton nicht mehr als 189000 Dz. (5), so betrug i. D. der 
Jahre 1540 — 60 nach Wasers Schätzungen (4) der Ertrag aller 
Ackerfrüchte (6) reduziert auf die Hauptbrotfrucht (Kernen) 
230000 Dz. (6). Das Betreffnis auf den Kopf der Bevölkerung war 
also zu Anfang des 16. Jh’s. 288, heute ca. 57 kg, die Bevölke- 
rung zu 80000 bez. 330000 angenommen. Nehmen wir an, dass 
der Getreide verbrauch pro Kopf im Kanton Zürich damals eben- 
soviel betragen habe wie heute im Deutschen Reich, so erzeugte 
der Kanton damals etwa 5 / 6 , heute nur */* seines Bedarfs selbst (7). 

’) Yyl. Bürkli. 

3 * 
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Damals würde demnach die Frage der Deckung des Getreide- 
bedarfs durchaus nicht so dringend gewesen sein, wie zu Wasers 
Zeit. Zwingli meint sogar, vielleicht etwas allzu optimistisch, in 
einer Notiz — vermutlich zu einem Gutachten, um das er vom 
Rat angegangen wurde — : „dass wir mit unserm körn uns wol be- 
helfen mögind“ *) und der Klage, man bedürfe der Kriegsdienste, 
um existieren zu können, begegnet er mit dem Hinweis: 

„Als die da sagend: wir müssend herren han; wir sind ein 

arm volk, hand ein ruches land. Ist war so man sich 

nit vernuegen will „es ist fruchtbarer, schöner, 

mannhafter lüten, denn kein land auf dem erdboden 2 ) 

ein gut erdrych, das üch rychlich erziehen mag. Treit es nit 
zimmet . . . syde u. andere wybersehleck, so treit es anken, as- 
trenzen, schaf, veh, landtuch, wyn u. körn überflüssig, dass ji 
darby schöne, starke lüt erziehen, u. was ji in üweren landen 
nit habend, ring mit dem üwren, dass andere Menschen mang- 
lend, ertouschen und erkoufeu mögend“ 3 ). 

In der That fand sogar Export und Korn und Wein aus 
dem Zürichgebiet nach den Urkantoneu in nicht unbeträchtlichem 
Masse statt, wie aus der Thatsache des allgemeinen Mangels her- 
vorgeht, als Zürich i. J. 1531 die Proviantsperre über sie ver- 
hängte 4 ). Jedoch wird nur beim Wein der Export den Import 
überwogen haben. 

Nun haben sich die landwirtschaftlichen Produktionsverhält- 
nisse vom Anfang des 16. bis zum letzten Viertel des 18. Jh.’s 
nicht wesentlich geändert. Diese Voraussetzung, die als Grund- 
lage unserer folgenden Betrachtungen (Kap. 4 u. 5) dient, wird 
für die Anbau-Verhältnisse durch einen relativ sichern zahlen- 
mässigen Nachweis bestätigt 5 ). Da auch die Ergiebigkeit des 


') Zw. II , 378. 

*) l. c. 394. 
a ) l. c. 319. 

*) Vgl. z. B. Str. III, Ar. 833. 
*) S. unten Kap. V, S. 43. 
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Ackers, der Hauptkulturart, nach Wasers Fruchtbarkeitstabelle *) 
sich in diesem Zeitraum nicht erhöht hat, so lässt sich schon 
daraus der stabile Charakter der ganzen Landwirtschaft dieser 
2 1 /* Jahrhunderte vermuten. In diesem Zeitraum spielte sich 
die industrielle Entwickelung ab, die langsam aber sicher die 
Bevölkerung und ihren Nahrungsmittel-Bedarf weit hinaus über 
die Produktionskraft des Landes steigerte. Damit schwand all- 
mählich die Bedeutung der landwirtschaftlichen Thätigkeit 
der Bauern, aber nicht ihrer wirtschaftlichen Thätigkeit über- 
haupt. Der Gefahr dec „Verbauerns“ war der Züricher Land- 
wirt schon durch die Erzwingung des Rechts auf gewerbliche 
Nebenbeschäftigung 1488 entgangen 2 ). Der aufkommende Ka- 
pitalismus hatte mit der Thatsache einer fast ausschliesslich 
grundbesitzenden Bevölkerung zu rechnen, aus der er seine Ar- 
beitskräfte holen jmusste. Die Bauern fanden in der (Haus-) 
Industrie eine lohnende Nebenbeschäftigung. Zunächst bildeten 
nicht Parzellen-, sondern Vollbauern die Elemente des aufkom- 
menden Systems der Hausindustrie. Diese konnte daher in Zürich 
ihre Arbeitskräfte nicht in solche Abhängigkeit von sich bringen 
wie in vielen deutschen Provinzen 3 ). Ueber die Klippen und 
durch die Stürme der Reformationszeit hat der Bauer sein Eigen- 
tum in Sicherheit gebracht. Diese Thatsache entschied auch 
über sein ferneres Schicksal. Später löste sich der industrielle 
Arbeiter vom Zusammenhang mit der Landwirtschaft erst all- 
mählich. Der bäuerliche Unabhängigkeitssinn und der bei aller 
Demokratie konservative Charakter der gesamten Züricher Be- 
völkerung geht in seinen Wurzeln bis auf die Reformationszeit 
zurück. 


') Was. Lab. 127. 

*) S. oben. 

*) TJeber die diesen Ausführungen zu Grunde liegenden Thalsachen 
vgl. Str. Lex. und Bürkli. 
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Die Ergiebigkeit des Bodens war infolge der primitiven 
Wirtschaftsweise eine sehr geringe. Heute giebt der ha. Acker- 
land 13 Dz. (5), damals — i. D. der Jahre 1540—60 — kaum 
3 Dz. (8), so dass wir also annehmen können, dass die Produk- 
tivität des Bodens an Getreide mindestens sich vervierfacht hat. 

In allen Ackerfrüchten (Getreide, Hackfrüchte, Futterkräuter') 
zusammen — in Geldwert umgerechuet — ergab sich 1889 ein 
Rohertrag von ca. 380 Fr. pr. ha abzüglich des Strohs (9), 
1540 — 60 ein solcher von ca. 93 Fr. (10). Demnach stellt sich 
heute der Ertrag des Ackers iu allen Früchten zusammen eben- 
falls etwa um 4 mal so hoch, wo nicht mehr als er damals war. 
Weniger gestiegen scheint — wenigstens seit 1750 — der Heu- 
ertrag zu sein. In diesem Jahre betrug derselbe nach einer 
Zusammenstellung aus 24 Dörfern 33 Dz. *) pro ha, während er 
i. D. der Jahre 1874 — 89 nicht mehr als 57,7 Dz. 2 ) beträgt, 
sich also kaum verdoppelt hat. 

Will man die Entwickelung der Produktivität von Ackerbau, 
Viehzucht und Wiesenbau im ganzen berechnen, so müsste man 
noch die verbesserte Qualität des Heus, die dadurch, sowie 
durch Züchtung verbesserte Qualität des Viehs, sowie den da- 
durch vermehrten Milchertrag und schliesslich nicht zum wenigsten 
noch die höheren Erträge des in Wiese verwandelten Weide- 

’) Was. pr. St. M., J. 92, H. 1, S. 111. 

s ) St. M., J. 89, H. 1, S. 51. 
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gebiets in Betracht ziehen. Die Berechnung der Heuqualität 
nach ihrem Milcherzeugungswert würde dann auch den Wiesenbau 
als bedeutender in der Ergiebigkeit gesteigert erscheinen lassen, 
als es so der Fall ist, wenn man nur die Menge des Heus von 
33 bez. 53 Dz. pro ha in Betracht zieht. 

Der Rohertrag des Acker- und Wiesenlandes im ganzen 
betrug 1889 in Geld abzüglich des Strohertrags pro ha 292 Fr. (11), 
1540/60 — 124 Fr. (12). Demnach hätte sich auf s / g (16) 
des gesamten landwirtschaftlichen Areals, auch ungerechnet die 
verbesserte Viehhaltung und das Plus der Ergiebigkeit, das 
4500 ha *) als Wiesland vor derselben Menge Weideland vor- 
aus haben, der Produktenwert fast verdreifacht. 

lieber die gestiegene Produktivität der Reben lassen sich 
nur unvollkommene Angaben machen, aus denen ein Schluss 
kaum zu ziehen ist, zumal bei der auch heute noch — wieviel 
mehr vor 300 J. — bei dieser Kulturart obwaltenden Schwank- 
ungen der Fruchtbarkeit. Betrugen doch diese Schwankungen 
im Laufe der Jahre 1874 — 89 i. D. des ganzen Rebenareals das 
Fünf- bis Sechsfache 2 ). Um 1775 soll der ha i. D. 70 hl er- 
tragen haben (13). Ein so hoher Ertrag erscheint um so un- 
glaublicher, als 1874 — 89 der Durchschnittsertrag nur 41,2 hl 
war 2 ). Dagegen erscheint eine andere Angabe für das Jahr 
1525 glaublicher, wonach „gute“ Reben nur 28 hl pro ha er- 
geben (14). Der Ertrag guter Reben lässt sich für heute nach 
Massgabe des Ertrages in dem weinfruchtbarsten Bezirk Horgen 
taxieren. In diesem war i. D. der 16 Jahre 1874 — 89 der Er- 
trag 61,4 hl; das Maximum, zu dem die Fruchtbarkeit sich erhob 
(i. J. 1875) war 153 hl 3 ). Da die Zahl 61,4 den Durchschnitt, 
wenn auch in der Hauptsache aus besseren, so doch auch zum 
grossen Teil aus minder guten Reben darstellt, so würde die 
Zahl für gute Reben jedenfalls noch weit über 61,4 hl liegen. 

’) S. A. Ui, Er kl. zu Sp. ti. 

-) St. M.. J. SD, H. I, S. tjr>. 

*) St. M. I. c. 
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Wenigstens erscheint eine Verdreifachung des Ertrages seit den 
letzten 350 Jahren nicht ausgeschlossen. Mit diesen Zahlen 
hätten wir eine ungefähre Anschauung von den gestiegenen 
Roherträgen gegeben. 

Ueber die Reinertragsverhältnisse des Bodens geben nur die 
Preise von Landgütern uns eine ungefähre Vorstellung. Die 
Berechnungen Wasers 1 ) sind offenbar zum Teil auf eine sehr 
geringe Anzahl von abnormen Fällen basiert, nicht nur die für 
das 15. Jh., wie der Herausgeber von Wasers Aufzeichnungen 
in den „Statistischen Mitteilungen“ meint 2 ). Der Wert des 
Ackerlandes wird im 15. Jh. sicher nicht mehr betragen haben, 
als etwa im 17. Jh., eher weniger*). Und da Waser für seine 
Zeit jedenfalls das grösste Material zur Verfügung stand (für 
1750 — 75 hat er Angaben aus 24 Dörfern gesammelt), so ist 
auf die Angaben für diese Zeit wohl am meisten Wert zu legen. 
Da der Rohertrag des Ackers nach Waser vom IG. bis 18. Jh. 
eher zurüekging als stieg, dürfte das gleiche für den Wert um 
so mehr gelten, als die übliche Produktionsweise und daher 
auch die Produktionskosten im Laufe dieser Zeit sich nicht 
änderten 4 ), also bei relativ gleich bleibenden Produktionskosten 
auch die Reinerträge dieselben bleiben mussten. Danach dürfte 
die Annahme eines Wertes des ha Acker von 1000—1200 Fr. kr. 
nicht als zu niedrig gegriffen erscheinen. Wurde doch i. J. 1533 
in Hottingen ein Grundstück von 93,5 Juch. * 0 , wovon 82 Acker 
mit 1105 fl. 5 ) verkauft. Dies ergäbe pro ha einen Preis von 
54G Fr. kr. Ausserdem liegen vor: zwei Verkäufe in Embrach 
und Lufiugen aus den Jahren 1526 und 1529 von je 1 Juch. 
Acker um 24 Pfd. 8 ), und aus den Jahren 1585, 88 und 91 drei 

•) S. Tab. 11. 

') St. M., J. 92, H. 2, S. 112. 

*) Vgl. unsere obigen Erwägungen über die Stabilität der Landwirt- 
schatt vom 15. bis IS. Jh. 

4 ) Vgl. Kap. V. 

s ) A. Z. 11 514. 

•) Str. Gr. 78. 
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Verkäufe in Ober -Entbrach, Angwil und Altikon, ebenfalls von 
je 1 Juch. Acker um 45 — 30 — 35 fl. Das ergäbe pro ha einen 
Preis von 1035 — 683 — 797 Fr. kr. 

Bereits i. D. der Jahre 1801 — 1810 war der Preis auf 
2074 Fr. gestiegen und weiter 1892 auf 2677 Fr. 1 ). Dieses 
ist aber nicht die höchste Höhe, ln der dem landwirtschaftlichen 
Absatz günstigsten Zeit der Jahre 1861 — 70 belief sich der 
Wert auf 4769 Fr. Das war die Zeit, in welcher der Dz. Getreide 
um 30 Fr. galt, welchen Preis wir auch unsern Berechnungen 
über die Höhe tles Rohertragswerts zu Grunde gelegt haben. 
In dieser Zeit waren also die Reinerträge 4 mal so hoch als im 
16. Jh. Dem Rein- wie Rohertrag nach würde sich hiernach 
die Produktivität des Ackers in gleicher Weise gesteigert haben 2 ). 
Der Wiesenwert würde sich nach Tab. 11 vielleicht verdreifacht, 
der Rebenwert vervierfacht haben. Während der Rohertrag der 
Wiesen, exkl. des Milchertrages, sich kaum verdoppelt hat, hat 
sich also der Reinertrag, in dem natürlich der gestiegene Milch- 
erzeugungswert des geernteten Heus mit zum Ausdruck kommt, 
verdreifacht. 

Es erhellt, dass die drei Kulturarten nicht in gleicher Weise 
im Wert gestiegen sind. 1861 — 70, wo das Verhältnis Rebe : 
Wiese : Acker = 100 : 41 : 40 beträgt, erscheint die Wert- 
differenz der letzteren beiden Kulturarten viel geringer als 
früher. 1801 war die Relation Wiese : Acker = 40 : 32, oder 
den Wert der Wiese = 100 gesetzt, ergiebt der Wert des Ackers 
1861/70 fast 100; 1801/10 = 80; 1650—1775 schwankt die 
Zahl zwischen 52, 82 und 67. Im D. wäre sie für diese Zeit 
wohl = 70 anzunehmen, und wenn man aus den früheren Zahlen 
einen Schluss ziehen darf, so muss mau annehmen, dass damals 
die Wertdifferenz noch grösser war; denn im 15. .Jh. würde sich 
nach Tab. II die Relation Wiese : Acker auf 100 : 63 oder 60 stellen. 


') S. Tab. 11. 

’) Vgl. Krämer 313 f. 
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Der Wiesenboden ist also nicht so viel wertvoller geworden 
als der Ackerboden, was vor allem damit zusammenhängt, dass 
die verbesserte Wiesenkultur hauptsächlich indirekte Bedeutung 
gewinnt, eben in ihrem Wert für den Acker. Dagegen scheint 
das Verhältnis von Rebe und Acker in der Hauptsache dasselbe 
geblieben zu sein. Für die Reformationszeit dürfte sich die 
Annahme einer Wertrelation der 3 Kulturarten von 10 : 4 1 /* : 3 
rechtfertigen. 

Auf keinen Fall kann die Meinung Webers zutreffen, die er 
auf sehr geringe Daten für die Gemeinde Höngg stützen zu 
dürfen glaubt, dass der Rebenbau für kaum erträglicher gegolten 
habe als der Wiesenbau *). Der Rebenbau wurde damals nach 
unsern Darlegungen für mindestens 2 mal, 1892 für 3 mal so er- 
träglich als der Wiesenbau geschätzt. Die Behauptung AVebers 
ist demnach mindestens stark übertrieben. 

Nach den bisherigen Feststellungen scheint die Produktivität 
des Bodens nicht so sehr gestiegen, als sie in Wirklichkeit ist, 
indem bei den verglichenen Zeitaltern nur das überhaupt zur 
Produktion verwandte Areal berücksichtigt, dagegen die seitdem 
eingetretene \ T ermehrung desselben ausser Acht gelassen ist. 
I. J. 1775 betrug dieses Areal nach A\ T aser (15) 154 243,8 ha; 
1891 dagegen 1(10 456,5 ha. Dies bedeutet eine Vermehrung 
von 4 °/ 0 . 

') Web. Hö. 
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Das Acker- und Wiesen-(inkl. Riet-) Land betrug zusammen 
1775 — 98000 ha, 1891 — 107000 ha. Von diesem Gesamtland 
entfielen auf die Wiese (inkl. Riet) (19) 1775 — 28 %, 1891 — 66 % 
(16). ln einem Jahrhundert hat sich also der Anteil der Wiesen am 
gesamten Acker- und Wiesenboden von kaum 1 / 3 auf 2 / 3 erhöht. 
Für das 16. Jh. wissen wir für eine Anzahl von Gütern, dass auf 
das Ackerland derselben von 1181 Juch. 40 Acker- und Wiesland 
305 Juch. *0 kamen 1 ). Hiernach käme im 16. Jh. auf die Wiese 
nur 21 °/ 0 . Diese Vermehrung des Wieslandes von 21 auf 66 °/ 0 
in 300 Jahren ist keineswegs auf das Bedürfnis des Ackerbaus 
nach mehr Dünger zurückzuführen. Vielmehr ist diese Ver- 
mehrung auch in hohem Grade der Viehzucht als Selbstzweck 
zu Gute gekommen. Die Ausdehnung der Viehzucht zum Zweck 
der Fleisch- und Milchproduktion war abhängig von zwei Fak- 
toren: einmal von der Erweiterung des Absatzmarktes, bewirkt 
durch die Industrie, sodann von der natürlichen Beschaffenheit 
des Landes. Letztere allein genügte nicht, um die Viehzucht 
vorteilhaft erscheinen zu lassen. So stand auf dem von Natur 
weit mehr für Gras als Halmfrüchte geeigneten Boden der Ge- 
meinde Hinweil der Ackerbau „im Verhältnis zum Wiesenbau“ 
keineswegs „von jeher zurück“, wie Näf meint 2 ). Gegen Näfs 
Ansicht spricht die von ihm selbst zitierte Urkunde über zwei 

') Tab. IV A—C Sa. 

*) Xäf. Hi. au. 
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Höfe x ), wonach vom gesamten Acker- und Wiesenland derselben 
auf letzteres nur 14% kommen. Wenn heute der Ackerbau in 
derselben Gemeinde fast gänzlich zurücktritt (von 1587 ha Gesamt- 
land kommen kaum 50 ha auf den Acker 2 ), so liegt diese enorme 
Veränderung eben an der heute existierenden Verbindung der 
zwei oben erwähnten Faktoren. Das Verhältnis zwischen Acker 
und Wiese vom 16. bis Ende des 18. Jhs. war freilich ein solches, 
dass die geringe Ergiebigkeit des Ackers zum grossen Teil auf 
mangelnden Dünger zurückzuführen ist. Noch für 1775 rechnet 
Waser, dass von '217000 Juch. Ackerland 68 500, also der dritte 
Teil, in den Anbau gewöhnlich nicht einbezogen wurden (17). Die 
Viehzucht, die heute im Kanton Zürich fast ausschliesslich, selbst 
im höheren Hügelland, auf Stallfütterung basiert ist, wurde zur 
Reformationszeit noch zum allergrössten Teil auf der Weide be- 
trieben. Denn noch 1775 kam auf (Wald- und Feld-) Weide fast 
10% des gesamten Kulturlandes, gegenüber 18%, die auf Wiesen 
entfielen. Im 16. Jh. kamen auf die Wiese sogar blos 14 % des 
Gesamtlandes. Die Vermehrung von 14 auf 18% ist aber ver- 
mutlich zu Ungunsten des Ackers, nicht der Weiden erfolgt (16), 
so dass der Bestand an Weiden diese 2 % Jahrhunderte hindurch 
unverändert geblieben wäre. Eine Neigung der Landwirte, Acker 
in Wiese umzuwandeln, war ohne Zweifel vorhanden (16), gleich- 
zeitig aber eine noch stärkere Neigung zur Verwandlung von 
Acker in Weide. Die geringe Vermehrung der AViesen vom 16. 
bis 18. Jh. ist auch eher zu erklären aus dem Bedürfnis, Milch- 
und F'leischwaren bei der industriellen Bevölkerung zu verwerten, 
als den Ackerbau zu fördern. Ob es freilich in der Reformations- 
zeit der Landwirtschaft vorteilhaft gewesen wäre, selbst die 
Stall-, also die dem Ackerbau jedenfalls zu Gute kommende 
Viehzucht sehr auszudehnen, das erscheint zweifelhaft in An- 
betracht der Fmtfernungen sowohl wie der Kleinheit der Absatz- 


') Tab. IV, Z. 5 und 12. 

») St. M, J. 91, II. 2, S. 17. 
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markte für Viehzuchtprodukte. Es wäre dem Landwirt zur 
Reformationszeit unmöglich gewesen, die Viehzucht neben Dünger- 
gewinnung für die Zwecke der Milch- und Fleischwarenerzeugung 
auch nur entfernt in dem Grade auszunutzen, als es im 18. Jh. 
immerhin schon möglich war. Im 16. Jh. hätten durch vermehrte 
Viehzucht die Roherträge zunehmen können, die Reinerträge 
aber wären gesunken. Auch Ende des 15. Jhs. schien sich der 
Absatzmarkt für die höherwertigen Landbauprodukte zu er- 
weitern. Da war es aber nicht die Industrie, sondern der Kriegs- 
erwerb, der den Luxus und gleichzeitig auch den Fleischkonsum 
steigerte. Bezeichnenderweise aber machte sich in dieser Zeit 
mehr eine Neigung zur Weidewirtschaft als zur Stallviehzucht 
geltend. Gegen die Umwandlung von Acker in Weide richtet 
sich denn auch ein Gesetz von 1488, wohl das einzige Wald- 
mannsche Gesetz 1 ), das nicht zum Angriffspunkte der bäuerlichen 
Erhebung dieses Jahres gemacht worden ist. Das lag einmal 
daran, dass die Bestimmungen gegen die Weidewirtschaft gleich- 
zeitig mit Bestimmungen für Erhaltung des bäuerlichen Betriebes 
verknüpft waren 2 ), und dann, weil in der That mehr von grossen 
Herren, als von Bauern, die private Weidewirtschaft begonnen 
wurde. Denn die Motive des Waldmannschen Gesetzes klagen 
ausdrücklich darüber, dass „etlich viel Güter an sich ziehen, 
aber nicht recht bauen und bewerben, sonder solche zu Weide 
lassen werden oder Sennhöf daraus machen“ 3 ). 

Um aber die wirtschaftlichen Motive der Gesetzgebung zu 
würdigen, muss man bedenken, dass die Versorgung des Landes mit 
den Produkten des Ackerbaus gefährdet war, wenn die Vermin- 
derung des letzteren um sich griff. Es ist denn auch das vor- 
nehmste Prinzip der Gesetzgebung in jener Zeit gewesen, diese 
Versorgung zu sichern. Die Vorstellung freilich, gleichzeitig die 
Viehzucht und den Ackerbau durch Uehergang von der Weiden- 

’) Vgl. oben. 

*) Vgl. unten. 

’) Fiiss Wald i.9.9. 


Digitized by Google 



46 


Kapitel V 


zur AA'iesenwirtschaft zu fördern, scheint jenem Zeitalter fremd ge- 
wesen zu sein. Aber selbst wenn der Nutzen des Ackers bei ver- 
mehrtem AVieswachs ausser Zweifel gestanden hätte, so würden für 
die Politik jener Zeit immer noch die Fragen offen geblieben sein; 
einmal, ob man sich auf die Beständigkeit der vermehrten Nach- 
frage nach Viehzuchtprodukten verlassen dürfte, denn ohne die 
Dauer der Nachfrage nach diesen — wäre — wie oben aus- 
geführt — die weitere Ausbildung der Stallviehzucht nicht von 
Dauer gewesen — ; sodann aber die Frage, ob der Abbruch an 
landwirtschaftlichen Erträgen durch A 7 erminderung des Acker- 
bodens dem Zuwachs an bodenkräftigenden Bestandteilen zu- 
nächst mehr als die AA'age halten würde. Die Gefahr schlechter 
Ernten war aber bei den damaligen A 7 erkehrsverhältnissen eine 
so enorme, — nicht nur Hungersnot, auch verheerende Pesten 
erwuchsen daraus 1 ) — dass schon vom Standpunkt der Teuerungs- 
politik der wirtschaftliche Konservativismus der Regierung ver- 
ständlich wird. Dass sonach die Viehzucht nur in geringem 
Grade ausgebildet sein musste, ist klar. Fis erübrigt noch, hin- 
zuzufügen, dass unter den Ackerfrüchten die Halmfrüchte, die 
heute kaum die Hälfte derselben dem Geldwert nach ausmachen' 2 ), 
damals das fast ausschliessliche Produkt waren. Giebt heute 
der Acker l /* bis l / 3 seines gesamten Produktenwerts an F’utter- 
kräutern, also zu Gunsten der A T iehzueht ab, so war bis Mitte 
des 18. Jh.s. diese Kulturart überhaupt nicht vorhanden, 

AViewohl die landwirtschaftliche Produktion nicht vielseitig 
war, kommen doch innerhalb des Ackerbaus noch manche Kultur- 
unterschiede vor. So werden Hülsenfrüchte allerdings wohl viel 
weniger als heute angebaut worden sein 3 ). Denn in unserer 
Zinstabelle kommen Hülsenfrüchte als Zinse nur vor: auf zwei 
grösseren Gütern in Oberglatt und zwei mittelgrossen in Pilgg. 
Ausserdem werden in Horgen für das Jahr 1488 solche erwähnt*). 

*) Vgl. Was. Müll. 

*) 67. M.. J. 89, H. 1, S. 95. 

*) Tab. V. 

‘) Str. Ho 09. 
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Von sonstigen Hackfrüchten werden für denselben Ort Kohl 
und Rüben genannt l ). 

Dass von der Kleinviehzucht die Geflügelzucht allenthalben 
beliebt war, das beweisen die Hühner- und Eierzinse von etwa 
241 Fr.kr. 2 ), was zwar irn Verhältnis zur Gesamtsumme der 
Naturalzinsen auf eine sehr geringe Bedeutung der Geflügelzucht 
für die gesamte Landwirtschaft schliessen lässt. Dagegen war 
sie auf einzelnen, namentlich grossem Gütern, im ganzen auf 
23 von 70, besonders ausgebildet. Von 22 mittleren und grossen 
Gütern waren auf 16, von 48 kleinen nur auf 7 Geflügelzucht 
vorhanden. 

Im übrigen aber waren die höherwertigen Kulturarten hinter 
dem Ackerbau allgemein zurückgeblieben und staatlicherseits 
wurde derselbe nicht nur gegen die Viehzucht und Weidenwirt- 
schaft geschützt, sondern auch gegen den Weinbau, der ebenfalls 
gerade in jener Zeit und zwar aus analogen Gründen wie die Vieh- 
zucht im Erwerbsinteresse von Einzelnen zu fördern gesucht wurde. 
Der Staat hatte gegenüber den augenblicklichen Vorteilen einzelner 
Besitzer das dauernde Interesse der Volkswirtschaft wahrzunehmen. 
Schon ein Gesetz von 1415 bereits verbietet das Einschlagen 
neuer Reben 3 ). 1441 musste der Rat es den Bauern iin Amt 

Grüningen wieder gestatten*). Auch Waldmann verbot die 
weitere Ausdehnung des Weinbaues 5 ). 

Für die Zeit vor 1775 sind wir ohne zu allgemeinen Schlüssen 
berechtigende Angaben über die Ausdehnung des Rebenareals, 
doch wird es vermutlich im 16. Jh. nicht grösser gewesen sein 
als im 18. Von 1775 — 1891 hat es sich von 3650 auf 5279 ha, 
oder von 2,3 auf 3,3 % des gesamten Kulturareals ver- 
mehrt (16). 


') l. c. 

*) Tab. V, ASDE Sa. 
*) Dä Bau 55. 

*) l. c. 59. 

‘) Wald. Füss. 
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Trotz dieser unter damaligen Zeitverhältnissen notwendigen 
Rückständigkeit der ergiebigeren Kulturarten findet sich doch 
auch die intensivste Form landwirtschaftlicher Kultur, der 
Gartenbau bereits allenthalben verbreitet. Von 32 Gütern in 
verschiedenen Gegenden des Kantons haben 20 Gärten und 
zwar grosse und kleine Güter ziemlich gleichmässig. Von 16 
grossen und mittleren Gütern 1 ) sind mit 10, von 17 kleinen 2 ) 
ebenfalls mit 10 Gütern Gärten verbunden. Dagegen ist die 
Gartenkultur im einzelnen bei den grossen Gütern mannigfacher. 
Bei den grossen Gütern nämlich sind 22, bei den kleinen nur 
13 einzelne Gärten aufgeführt. Die grossen Güter von zusammen 
1439 Juch. 40 zählen 9 Baum- (darunter einen von 1 Juch.) 
5 Kraut- (darunter einen von 1 Juch.) und 8 Hanfgärten (2 von 
zusammen ca. 7, einen von 2, einen von 1 Juch.), wogegen für 
die 294 Juch. 40 umfassenden kleinen Güter zwar 7 Hanf- aber 
nur 3 Baum- und 1 Krautgarten, ausserdem 2 Gärten ohne 
nähere Bestimmung aufgeführt sind. Ein Hof hatte sogar 
3 Baumgärten zugleich 3 ). ln Horgeu wird die Kultur von 
Kraut und Zwiebeln erwähnt *). 

Von dem Werte der Gärten auf grösseren Gütern können 
wir uns eine ungefähre Vorstellung nach der amtlichen Taxierung 
des Vermögens eines grösseren Bauernguts von 80 Juch. 40 in 
Fällanden vom Jahr 1640 machen. Der Wert des gesamten 
Bodens, Acker, Wiese, Wald betrug 9495 fl, der Wert von 1 Juch. 
Kraut und Baumgarten incl. der Gebäude (2 Häusern und 
2 Scheunen) daneben 800 fl. 5 ); also im Verhältnis der Werte 
des übrigen Bodens etwa 8 °/ 0 . Rechnen wir auf das Garten- 
land allein die Hälfte, also 4 # / 0 oder absolut 1000 Fr.kr., so er- 
sehen wir daraus, dass Gartenland etwa dreimal so hoch als 


') Tab. IV, Ruhr. A und C. 

’) l. c. 

s ) l. c. Z. 7. 

*) Sfr. Ho 69. 

5 ) M. v. K. K. Z. II 441. 
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Ackerland gewertet wurde, und dass im Verhältnis zum ganzen 
Boden dem Werte nach durchschnittlich vielleicht schon so viel 
als heute auf Gartenbau verwandt worden sein mag. 

Neben den Anbauverhältnissen wurde die Ertragssteigerung 
der Landwirtschaft durch die mangelhafte Technik gehemmt. 

Der Ackerboden wurde niemals voll ausgenutzt. Die Drei- 
felderwirtschaft, die noch zu Wasers Zeit allgemein üblich war 1 ), 
bedingte, dass stets h* der Flur brach liegen musste. 

Um eine bessere Wirtschaftsweise war der Staat eigentlich 
nur bei den Reben bemüht. Dieser Produktionszweig ragte am 
meisten aus der Land- in die Stadtwirtschaft hinein. September 
1526 verbietet der Rat den Traubenverkauf vor dem Herbst 2 ). 
Gleichzeitig beugt er der vorzeitigen Ernte („wiimbeln“) durch 
eine Verordnung vor, die für den Uebertreter eine Strafe von 
1 Mk. Silber 3 ) (41 Fr. kr.). Der Absatz des heimischen Weines 
war gesichert vornehmlich durch einen Schutzzoll gegen alle 
fremdländischen Weine. Unter Waldmann war sogar der Import 
fremden Weines bei 1 Mk. Silber Strafe verboten *). 

Der Krebsschaden aber, an dem die Züricher Bodenkultur 
krankte und zum Teil noch heute krankt, ist die Methode ihrer 
Forstkultur. Hier kommen weit weniger die Arealverhältnisse 
als die Behandlung dieser Kulturart in Betracht. Auch Waser 
klagt, dass des Waldes zwar genug, aber die Besorgung elend 
sei. Die Herunterwirtschaftung des Waldes hing vor allem mit 
der Art der Weiden Wirtschaft zusammen, denn zwischen Wald 
und Weide gab es keine scharfe Grenze. Ein grosser Teil der 
als Weide bezeichneten Grundstücke war eigentlich Wald. */ s der 
zur Weide benutzten Fläche mag Wald und nur % Feld ge- 
wesen sein (16). Eben dieser Umstand aber, dass Wald und 
Weide nicht getrennt waren, bedeutete ein beständiges Anfressen, 

*) Was. Labh. 128. 

*) E. Nr. 1044. 

*) E. Nr. 1045. 

*) Füss. Wald. 78. 

Claassen, Schweizer Bauernpolitik. 4 
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wenn auch nicht Abfressen des Waldes durch das Vieh. An 
dieser beständigen Qualitätsverschlechterung des Waldes ist vor 
allem die Willkür der Gemeinden schuld, die ihren Allmend- 
besitz am Walde möglichst kurzsichtig ausnutzten und zwar 
nicht nur als Weide, sondern auch durch parzellenweisen Ver- 
kauf an Private. Konnte die volks- und privatwirtschaftliche 
Vorteilhaftigkeit der Verwandlung von Acker in Wiese fraglich 
sein, so wird man doch nicht behaupten dürfen, dass der Schutz 
der Forsten der Landwirtschaft auch unter damaligen Verhält- 
nissen hätte schaden können. Vielmehr scheint die Zerstückelung 
der Wälder, die heute bis dahin gediehen ist. dass 23000 Per- 
sonen 70000 Parzellen besitzen, deren grösste 38 ha umfasst 1 ), 
sowie die Winzigkeit der Holzstämme, welche der Reisende, aus- 
genommen, um Winterthur und im Sihlwald (Züricher Stadtwald) 
mit Bedauern wahrnimmt, ein Werk lediglich der in jener 
Periode mangelhaft entwickelten Intelligenz des sich selbst ver- 
waltenden Bauernstandes gewesen zu sein. Ob freilich andrer- 
seits die gewaltige Masse der Wälder im zentralisiert regierten 
Preussen ihre Erhaltung mehr der wirtschaftlichen Einsicht der 
Regierenden als ihrem Jagdinteresse zu danken ist, das ist auch 
noch fraglich. Dieser Vorzug zentralistischer vor dezentra- 
listischer Politik wird durch diese Erwägung natürlich nicht 
aufgehoben. 

In Zürich war, zwar weniger seitens der Regierung als der 
ihr unterstehenden Organe der (adligen) Gerichts- (Grund-) 
Herrn das Jagdinteresse für Erhaltung des AValdbestandes, 
weniger allerdings wohl der Waldqualität, massgebend. Der 
Staat hat wiederholt versucht, auf die Bewirtschaftung des 
Waldes nach beiden Richtungen hin Einfluss zu nehmen. Durch 
das Interesse der Holzerzeugung motiviert werden schon die 
Gesetze von 1460 und vom Mai 1485 erlassen 2 ). 


*) Kr iim. 398. 

*) Dä. Bau. 55. 
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Das von 1460 verbietet das Fällen junger Tannen, dass vom 
Mai 1485 jedes Ausreuten des Waldes, d. h. seine Verwandlung in 
Acker und Wiesen. Diese allgemeinen Verbote erscheinen i. J. 
1528 gemildert durch die Beschränkung auf die „ßhölzer“, d. h. 
die in Gemeindebesitz, und die „frönwälder“, die in Grundbesitz 
aber gewöhnlich in Gemeindenutzung befindlichen Forsten. Am 
19. Mai 1528 nämlich erlässt der Rat das Sehonungsgesetz für 
diese Wälder mit der Motivierung, dass „wenn ir die rechten 
ehölzer und frönwäld abhouwind, verwuestind u. äcker u. rütinen 
daraus machind, dermassen in künftigen merklicher mangel sin 
werde an Zimmerholz u. andern notdurften“ *). 

Trotz dieser Beschränkung hätte die Wirkung des Gesetzes 
eine sehr günstige sein müssen, wenn es erstens befolgt und 
wenn zweitens die grosse Masse des Waldes nach wie vor in 
gemeindlicher Nutzung verblieben wäre. Was die Befolgung an- 
geht, so fügt das Gesetz von 1528 noch ausdrücklich hinzu, 
„dass hiefür weder gemeinden noch sonderpersonen“ das Ab- 
holzen gestattet sein soll und setzt als Strafe „so oft u. dick 
das unterstanden u. gebrucht wird“ 10 Pfd. (83 Fr. kr.) Busse fest. 
Die mangelhafte Art der Strafbestimmung, die Starrköpfigkeit 
der einzelnen Bauern, der ganzen Gemeinden und ihrer Organe 
waren aber Ursachen genug, um die beständige Verschlechterung 
des Waldes vor sich gehen zu lassen. Die Waldmenge konnte 
der Staat eher kontrollieren, die Waldqualität aber hätte er 
nur mit Hilfe der Besitzer selbst oder der Selbstverwaltungs- 
organe vor dem Schaden, der namentlich durch Abhauen des 
jungen Holzes entstand, sichern können. Am wenigsten natür- 
lich konnten die Forstgesetze bei Privaten, inehr schon bei den 
Gemeinden, von den unteren Selbstverwaltungsorganen haupt- 
sächlich bei den Gerichtsherrn (wie oben erwähnt) auf Aus- 
führung rechnen. In der That wurde der Wald auch durch die 
Krblehenverträge, welche die Grundherren mit ihren abhängigen 


l ) E. Nr. 1413,. 

4 * 
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Bauern schlossen, geschützt. Im Mai 1 525 klagen 4 Gemeinden 

des Amtes Knonau „der erblehen wegen“ „si dürfen sie 

(die Wälder) nit rüten noch sübren 1 )“. Ausschlaggebend für den 
Erfolg der staatlichen Forstpolitik und damit für die zweck- 
mässige Bewirtschaftung des Waldes waren also die Besitzver- 
hältnisse, zu deren Betrachtung wir nun übergehen. 


*) E. Nr. 708. 
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Die Ursachen der Undurchführbarkeit der Forstgesetzgebung 
lagen in den Besitzverhältnissen. Nur zum kleinsten Teil war 
der nicht staatliche Waldboden noch im Besitz der Grundherren, 
die — wie erwähnt — unter den Selbstverwaltungsorganen die 
einzigen dem Waldboden förderlichen waren. Im Zusammenhang 
mit dem allgemeinen Verfall des Herren- Grundbesitzes gehen 
auch die Wälder aus den Händen der Herren in die der Bauern 
über. Die Gemeinde Elgg kauft 1660 von ihrem verschuldeten 
Grundherren 45 Juch *). Der Grundherr, der 1590 noch 200 Juch. 
hatte 2 ), besass 1637 nur noch 11 Parzellen 3 ). Sicher war sein 
Verlust der Gemeinde zu Gute gekommen 4 ). Die Fronwälder 
gingen somit aus ihrer beschränkten in unbeschränkte Nutzung 
der Gemeinden über und damit war das fernere Schicksal des 
Waldes entschieden. 

Wie die Grundherren, so hatte aber auch der Staat die 
Neigung, sich der Selbstbewirtschaftung seiner Güter, auch der 
Wälder, zu entziehen, ja, oft aller Eigentumsrechte an diesen 
Gütern zu entäussern. Den bei der Säkularisation vom Kloster 
Töss überkommenen Hof und Wald Wolfisberg veräusserte der 
Rat den 19. Januar 1531 an die Gemeinde Veltheim 5 ). Ende 

') Haus. 288 f., 213 f. 

’) Ham. 199. 

s ) Haus. 208 f. 

*) S. unten. 

5 ) E. Nr. 1739. 


Digitized by Google 



54 


Kapitel VI 


des 18. Jh.'s besass der Staat nur 6561 Juch:« 1 ). Ausserdem 
verfügte die Stadt Zürich noch über grossen Waldbesitz (Sihl- 
wald etc.) der wohl nicht weniger als i. J. 1810 d. h. 3400 Juch.« *) 
betrug. Die Stadt Winterthur besass im Eschenberg einen Wald 
von 2200 Juch. 3 ). Kaum 10 °/ 0 dürften demnach in den Händen 
des Staates und der beiden grösseren Gemeinwesen sich befunden 
haben. Der Staatsbesitz mag im 16. Jh., der Zeit der Verstaat- 
lichung der Kirchengüter, worunter auch grosse Wälder, immer- 
hin grösser getvesen sein. Unausgesetzt vermindert hat er sich 
seit dem 18. Jh. 

Immer das Gesamtareal des Waldes = 133000 Juch.« (20) 
gesetzt, ergeben sich für die verschiedenen Besitzkategorien 
folgende Grössen in Proz. des Gesamtareals: 

Gemeinden u. 

Genossenschaften 


um 

1775 

Staat 

5 4 ) 

St. L. — G. 

Summa 

Private 

n 

1810 

4 

24 34 

58 

38 s ) 

D 

1841/2 

3 

5 41 

46 

51 5 ) 

n 

1880 

4 


39 

57 6 ) 


St. = Städte Zürich u. Winterthur, L.-G. = Landgemeinden und 
Genossenschaften. 

Auch heute hat also der Staat — wenn auch wieder eine 
schwache Tendenz seinen Waldbesitz zu vermehren bemerkbar 
wird — noch nicht einmal den Stand des 18. Jh. s erreicht, ge- 
schweige den des 16. Von den zum Schutz der Forsten befähigten 
Organen (Staat und Grundherrn) gelangten dieselben an die dazu 
unfähigen. Die Bewirtschaftung des Waldes geriet aber in noch 


■) Was. Coli. JI t 133. 

*) .V. c. K. K. Z. I 373 f. 
>) Troll. 

*) Was. I. c. 

*) M. v. K. K. Z. I 373 f. 
•) Kräm. 39$. 
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ungeeignetere Hände als die der Gemeinden, nämlich in die der 
einzelnen Bauern. Dass dies geschehen konnte, lag aber an den 
Gemeinden selbst. Jetzt ist das Verhältnis von Gemeinde- und 
Privatbesitz zu untersuchen. 

lieber den Umfang des Gemeindebesitzes an Wald lassen 
sich wenige Angaben machen. Die Gemeinde Elgg erscheint 
1637 im Besitze von 241 Juch. *), durch Ankauf vom Schloss 
vermehrte sich dieser Besitz 1660 auf 286 Juch. 2 ). Bis 1780 
stieg dieser Besitz sogar über 300 Juch. 3 ). Eglisau kaufte 1536 
einen Wald von 200 Juch. 4 ), den die Gemeinde bis 1556 noch 
um 11 Juch, vergrösserte 5 ). Eine durchgängige Vermehrung 
der Gemeindewälder fand nur einmal bei den Landgemeinden 
statt und zwar auf Kosten der Stadtgemeinden (Zürich und Win- 
terthur). Denn im selben Zeitraum veräusserten diese Städte 
fast 4 / 5 ihres Gemeindeareals und das nicht nur zu Händen der 
Landgemeinden, sondern vornehmlich der Privaten. Im 19. Jh. 
hat der Staat seinen verschwindend kleinen Waldbestand kaum 
vermehrt, die Gemeinden haben den ihren verringert und zwar 
haben zu dieser Verringerung am meisten — dies ist charak- 
teristisch für die durchgängige Tendenz der Zersplitterung der 
Forsten — die grössten beigetragen ®). 

Ueber den Gemeindebesitz im 16. Jh. lässt sich Näheres 
nicht feststellen, wohl aber über den Privatbesitz. Von mehreren 
Gütern mit einem Areal von 1737 Juch. 4 0 kennen wir den Wald- 
besitz. Darnach würde sich in dem ganzen Kanton 36 °/ 0 des 
Waldes in Privatbesitz, befunden haben (21). In der Gemeinde 
Oberglatt waren sogar 1 7,4 °/ 0 des Privatbesitzes Wald 7 ). Im J. 


■) Haus. 288 f. 

*) Vgl. oben. 

’) Haus. I. c. 

‘) Wild. Eg. I. 115. 
*) l. c. 

•) S. obige Tab. 

’) S. Tab. IV. 
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1640 befanden sich nur 3 Juch, noch in Gemeindebesitz ‘J. Im J. 
1810 war der Gemeindebesitz, wie aus Obigem hervorging, un- 
gefähr ebenso gross wie im 16. Jh. Daraus geht hervor,' dass 
im Laufe von 2 — 3 Jahrhunderten die Gemeinden an Private 
ebenso viel veräussert haben als sie von Staat und Grundherrn 
erwarben. 

Neben dem Wald ist die Weide am längsten dem Gemein- 
eigentum erhalten geblieben. Es ist sogar für die ausserhalb 
des Waldes liegende Weide der Ausdruck Weidallmend 2 ) 
allgemein üblich (22). Dieser Allmend-Besitz ist noch so all- 
gemein, dass Hotz in dem Vorhandensein eines solchen das 
Kriterium einer Gemeinde sehen kann 3 ). Ausser dem Allmend- 
Land bestehen aber in jeder Gemeinde in Bezug auf das Weiden 
noch weitergehende, genossenschaftliche Betriebsformen. Die 
schon seit Jahrhunderten dem Privateigentum überlassenen 
Grundstücke nämlich sind nicht der ausschliesslichen Ausnutzung 
des Besitzers preisgegeben, sondern die Gemeinde wahrte ihre An- 
rechte an alle Güter, die in ihrem Bann lagen durch das 
Recht aller Gemeindegenossen, sowohl auf Wiesen wie auf 
Aeckern nach der Ernte die Stoppeln abzuweiden, ausserdem 
das Vieh auf das brachliegende Drittel des Kulturlandes, sowie 
bis zu einem gewissen Grade auf das Gebiet benachbarter Ge- 
nossen zu treiben *). Die Gemeinde Horgen verfügte in der 
Horger Egg über eine grosse, gemeinsame Weide, worüber das 
Buch von Hotz ausführliche Aufklärungen giebt. Oft haben 
mehrere politische Gemeinden, die früher eine gebildet haben 
mögen, eine gemeinsame Allmend, so Hottingen und Fluntern 
i. J. 1544 über 105 Juch t0 Weide 5 ). 


>) Die O. 283 ff. 
*) Holz. Ho. 8. 
*) l. c. 95. 

4 ) Hotz. Ho. 8. 
*) A. Z. II 512. 
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Privatbesitz an Weide scheint sehr selten vorhanden gewesen 
zu sein. Unter allen Gütern, von denen wir die Anbauverhält- 
nisse kennen, finden sich nur 2, zu denen Weideland gehört. 
Das eine ist der Küntzlinenhof in Wetzikon, der i. J. 1559 bei 
93 Juch. 40 3 Juch. Weide umfasste *), sowie das Gut des Elgger 
Grundherrn, das i. J. 1659 bei 106 Juch. 4 # 30 Juch . 40 2 ) Weide 
enthielt. 

Der Gemeinbesitz an anderm Kulturboden ausser Wald 
und Weide ist äusserst selten. Die Gemeinden Oberglatt, Hof- 
stetten und Ober-Hasli hatten i. J. 1640 bis 1694 100 Juch. 
Rietwiese gemeinsam, doch wie bei allem Grundbesitz, so zeigt 
sich auch beim gemeindlichen die Tendenz der Teilung in kleinere 
Wirtschaftseinheiten. Im J. 1694 trat Oberglatt von der Nutzung 
der Allmend gegen eine Entschädigung von 425 Fl. (1275 Fr. kr.) 3 ) 
zurück. Längere Zeit hatten die Gemeinden Oberglatt, Hof- 
stetten, Bachenbiilach, Winkel, Riiti eine Allmend von 200 Juch. 
Rietwiesen*). Die kleinere Gemeinde Hofstetten zweigte sich 
1694 ab und erhielt 9 Juch, auf ihren Anteil heraus. Die Ge- 
meinde Oberglatt besass ausserdem noch Gemeindewiese von 
12 Juch, für sieh allein 5 ). Nach Massgabe des Wertes, auf den 
Oberglatts Anteil an den 100 Juch. Riet 6 ) geschätzt wurde, 
würde man den Wert der Allmendennutzung an allen Kultur- 
arten für diese Gemeinde kaum mehr als den Wert von 4 ha 
mittelguten Ackerlandes bemessen können, was gegenüber den 
180 ha Acker 7 ), die in der ganzen Gemeinde 1538 vorhanden 
waren, einen sehr geringfügigen Wert darstellt. 

Elgg besass an Rietwiesen Anfang des 16. Jhs. einen Wert 
von 480 Pfd. ®) (7200 Fr. kr.). 

■) Mei. We. 137 f. 

*) Haus. 213. 

*) Die O. 285. 

•) Die O. 

*) Die O. 283—289. 

*) 8. oben. 

7 ) Die 0. 317 f. 

*) Haus. 311-17. 
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Noch weniger umfangreich als der Wiesenbesitz war der 
Besitz der Gemeinden an Acker. Dieser wurde meistens ver- 
liehen. So bezog EIgg aus 54 Juch. Acker 40 Mütt Kernen 
Zins 1 ). Dieselbe Gemeinde verlieh 1542 den 106 Juch 40 grossen 
„Rystallhof“ worunter 22 Juch. Acker, 14 Wiese und 70 Holz, 
ebenso einen „Hof Steig“ 2 ). Oberglatt hatte ein Bezengütli 
genanntes Grundstück ebenfalls verliehen. Die gemeinsame 
Nutzung an diesem Grundstücke wahrte die Gemeinde nur inso- 
weit, als der Beliehene die Verpflichtung hatte, für sie einen 
Zuchteber und Zuchtstier zu halten 3 ). Von einem Bestreben der 
Staatsgewalt, wie es z. B. im Kanton Unterwalden *) sich geltend 
machte, die Gemeindenutzung an den Allmenden zu sichern, 
das „invachen“ (Einhegen) zum Zwecke der Sondernutzung zu 
verhindern, wird in Zürich wenig bemerkbar. Auch der Ver- 
kauf von Allmendstücken blieb ganz der Willkür der Gemeinden 
überlassen. Auch hier erwähnt Miaskowski nur eine Bestimmung 
des Nidwaldener Landbuchs aus dem Anfang des 16. Jhs., die 
dagegen sich richtet 5 ). 

Wenn man die oben erwähnten Beispiele verallgemeinert, 
so wird man annehmen, dass ausser Wald und Weide wenig 
Gemeineigentum, sicherlich wenig Gemeindenutzung an Land 
bestanden hat. Eine ungefähre Schätzung würde demnach er- 
geben, dass kaum ‘/ 4 des gesamten Bodens in Gemeinden- und 
Staatsnutzung zur Reformationszeit sich befand (23). Die Neigung 
zur Ausbildung individuellen Eigentums ist gerade für die freien 
Bauern der Schweizer Städtekantone ebenso charakteristisch wie 
die Neigung zur Erhaltung des Gemeineigentums für die russischen 
Leibeigenen. Die Vollendung des Ueberganges vom Gemein- 
zum Privatfeldeigentum (vom Walde gilt das natürlich nicht) 

') Haus. 322. 

*) Haus. 280. 

*) Die O. 205. 

*) Miask. Ter/'. Anm. 28. 

*) Miask. Allm. 17. 
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ermöglichte die rasche Aufnahme der grossen Verbesserung des 
Landhaus am Ende des 18. Jhs. (24). Der individualistische 
Geist dieser schweizer Bauern aber hängt zusammen mit ihrer 
relativen politischen Selbständigkeit. Diese machte sie unab- 
hängig nicht nur vom Staat, sondern auch von der Masse der 
Genossen und stellte den Einzelnen auf sich selbst. Es mag 
aber nicht unterlassen werden, darauf hinzuweisen, dass diese 
unabhängige Gesinnung des Bauerntums nur durch das in poli- 
tischer Beziehung um so festere Zusammenhalten der Einzelnen 
ermöglicht wurde. Nicht nur Gemeinden, sondern auch die 
grösseren politischen Gemeinschaften (Aemter, Vogteien) treten 
als geschlossene Gruppen in allen ihren politischen Bewegungen 
auf, so 1488, 1525, 1531. 

Auch diese politische Solidarität der Bauerngemeinden ist 
ebenso charakteristisch für die Schweiz, wie der völlige Mangel 
derselben in Russland. Es ist darum kein Wunder, wenn der 
russische „Mir“ zwar auch von wohlmeinenden Volksfreunden, 
am meisten aber — - trotz seiner wirtschaftlichen Leistungs- 
unfähigkeit — von den absolutistischen Reaktionären (so den 
Panslavisten) verherrlicht wird. Man könnte fast glauben, dass 
diese das unabhänge Privateigentum der Schweizer Bauern und 
seine politischen Folgen dabei im Auge hätten. 

Den Beweis für die vorgeschrittene Individualisierung der 
Landwirtschaft im IG. Jh., sowie die Tendenz zu noch weiter 
gehender Individualisierung wird das folgende Kapitel verstärken. 
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Kapitel VII. 

Privat-Wirtschaft im grossen und kleinen und 
Verteilung des privaten Grundeigentums. 

Im Folgenden handelt es sich um die Bestimmung der 
Grösse der Wirtschafts- und Besitzeinheiten. Da nur für 
34 Güter uns Zahlen bekannt sind, so ist die Möglichkeit der 
Differenz zwischen dem, was für diesen Teil des Grundbesitzes 
und dem, was für den ganzen Grundbesitz gilt, sehr gross. 
Daher setzen wir einen weitern Massstab für die Wirtschafts- 
und Besitzgrössen in der Abweichung der einzelnen Güter von 
den Durchsehnittsgrössen. 

Auf eine bäuerliche Haushaltung l ) entfiel an Landareal 
inkl. Wald und Weide, inkl. privates und gemeines Eigentum 
i. J. 15*29 etwa 36 Juch. * 0 2 ); 1870 dagegen nur 24 Juch. * 0 (25) 
und diese Zahl ist auch ziemlich dieselbe geblieben. Abzüglich 
von 25 °/ 0 3 ) für Gemeineigentum würde die Durchschnittsgrösse 
eines Bauerngutes sich auf 25 Juch.* 0 i- J- 1529 und auf 19 Juch.*« 
i. J. 1870 belaufen haben. 

Wie wir gleich sehen werden, gab es Güter, die von 
mehreren Besitzern gemeinsam bewirtschaftet wurden. Die 
Grösse jedes, ob von Einzelnen oder Mehreren besessen, Gutes 
nennen wir Wirtschaftseinheit; den auf jede bäuerliche Familie 
(Haushaltung) entfallenden Anteil an Land (der sich bei ge- 

■) Vgl. Tab. I Erl. 9. 

*) Tab. I Erl. 10. 

*) S. oben. 
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meinsamen Besitz für das einzelne Gut nach der Zahl der Be- 
sitzer bestimmen würde, wobei vorausgesetzt wird, dass die 
einzelnen Besitzer gleichberechtigt sind) nennen wir Besitzeinheit. 
Die oben berechnete Durchschnittsgrösse des bäuerlichen Eigen- 
tums von 36 bez. 25 Juch.*« ergiebt also die durchschnittliche 
ßesitzeinheit. 

Dass die Besitzeinheiten weniger von einander differierten 
als heute, lässt sich schon aus einem Vergleich der durchschnitt- 
lichen Besitzgrösse, der Weinbau-, mit den Acker- und Wiesen- 
baudistrikten ersehen. Rebland ist etwa 3 Mal so viel wert als 
Acker- und Wiesland *). Angenommen, der Besitz wäre ebenso 
verteilt gewesen in den Wein- wie in den Acker- (und Wiesen-) 
Distrikten, so würde, entsprechend dem Grade der Verbreitung 
des Weinbaus und andererseits dem Grade der Verbreitung des 
Ackerbaus die durchschnittliche Besitzgrösse in den Weinbau- 
distrikten sich einem Drittel der durchschnittlichen Besitzgrösse 
in den Ackerdistrikten nähern müssen. Wie verhielt es sich nun 
in der Wirklichkeit? 

Im Verhältnis zur Weinproduktion des ganzeu Kantons, 
hatten damals wie heute den grössten Anteil die Seegemeinden. 
Im Verhältnis zur gesammten landwirtschaftlichen Produktion 
aber überwog damals in den Weinbaudistrikten der Weinbau 
wohl noch nirgends. Denn selbst in den der Stadt sehr nahe 
gelegenen drei Gemeinden Hottingen, Riesbach, Hirslanden zählen 
wir unter 50 Juch. *« Land nur 13 Juch. Reben 2 ). Und in der Nähe 
der Stadt wurde damals der meiste Wein gebaut. Heute wird 
dieses Verhältnis selbst von vielen dem Weinbau ungünstigeren 
Gemeinden übertroffen. Ausserdem war überhaupt das gesamte 
Rebenareal noch Ende des 16. Jh's. um etwa 4 /s geringer als 
heute (16). Auch daraus lässt sich vermuten, dass am See der 
Rebenbau nicht in dem Grade an Bedeutung die übrigen Kultur- 
arten überragte. Trotzdem finden wir i. J. 1529 in allen See- 

’) S. oben. 

*) S. Tab. IV, Z. 35. 
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bezirken zusammen eine durchschnittliche Besitzgrösse von 
21,6 Juch. *0 und in den übrigen Hauptgebieten des Landes bez. 
39,3 — 41,7 — 36,4 — 46,0 — 31,3, im ganzen Kanton 34,3. Die 
Seebauern waren nun damals und sind noch heute als die wohl- 
habendsten Bauern bekannt. Durch mannigfachen Verkehr — 
bildete der See doch eine eminent wichtige Verkehrsstrasse -- 
mit der Stadt verbunden, nahmen sie mehr teil an dem Reich- 
tum derselben als andere Distrikte. Sie hielten sich auch in 
den sozialen Unruhen von 1525 völlig abseits, weil ihre Lage eine 
günstigere war. Dennoch ist ihr Besitz an Bodenwert offen- 
bar kaum grösser, denn die Bodenfläche beträgt i. D. kaum 2 /a 
des Kantondurchschnitts. Der Wert der Bodeneinheit am See 
müsste also i. D. weit mehr als 1 1 / 2 Mal so gross gewesen sein 
als der Wert der Bodeneinheit i. D. des ganzen Kantons, wenn 
die durchschnittliche Wohlhabenheit des Sees die durchschnitt- 
liche des übrigen Gebietes überstieg. Dass dieses der Fall ge- 
wesen, ist nicht unmöglich nach obigen Angaben über das Ver- 
hältnis von Reben- zu sonstigem Areal. Einmal aber war ilie 
Besitzdifferenz nicht so bedeutend wie heute. Denn heute be- 
trägt die durchschnittliche Besitzgrösse am See 19,4: im ganzen 
Kanton 24,0 Juch. 40. Die erstere beträgt also über */'* von der 
letzteren; wenn man weiter bedenkt, dass bis heute das Reben- 
areal überhaupt, insbesondere aber am See und damit auch der 
Bodenwert erheblich zugenommen hat, so ergiebt sich eine viel 
grössere lokale Besitzverschiedenheit daraus als damals existierte *). 

Betrachten wir nun weiter die Verteilungsverhältnisse im 
ganzen Kanton. Genauere Daten haben wir für 31 Güter, die 
1640 Juch. 40 umfassen. Die Daten erstrecken sich über die Zeit 
von 1531 — 1600; bei 2 Gütern datieren die Angaben aus dem 
Jahre 1488 und 1644 2 ). Auf die 14 Güter über 30 Juch, fallen 
darnach 82 % der Gesamtfläche; die durchschnittliche Wirtschafts- 
grösse dieser grossem Güter beträgt 96 Juch.; auf die 17 Güter 

*) Ueber das Ob. vgl. Tab. I, Sp. 9 und 10. 

*) S. Tab. IV. 
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unter 30 Juch, lauten die entsprechenden Grössen 18% bez. 
17. Juch. Diese Güter befanden sich aber zum grossen Teil 
nicht im Besitz nur einer, sondern mehrerer Familien. Die Ur- 
kunden nämlich geben für die einzelnen Güter die Namen ver- 
schiedener, nach Gleichheit des Geschlechtsnamens, vermutlich 
zum Teil blutsverwandter Besitzer an 1 ). Um sich eine Vor- 
stellung von dieser — im kleinen Massstab genossenschaftlichen 
— Wirtschaftsweise zu machen, wie sie viele „Höfe“ zur Re- 
formationszeit noch verkörpern, beachte man, dass i. D. auf die 
81 Wirtschaftseinheiten 53, dagegen auf die 41 — 28 von diesen 
Einheiten besitzenden Personen nur 32. Juch, entfallen. Der ge- 
meinschaftliche Besitz mehrerer Verwandter oder bisweilen nicht 
Verwandter an einem Hof oder Gut gründete sich im Gegensatz 
zur Allmendgesellschaft wahrscheinlich auf keine urwüchsige In- 
stitution, sondern ist im Laufe der Zeit durch Vergrösserung der 
Familien (Ganerbschaft) oder durch grundherrliche Belehnung ent- 
standen. Letztere verfolgten als Einnehmer der Zinse schon im In- 
teresse fiskalischer Kontrolle stets das Prinzip, die Güter als Wirt- 
schaftseinheiten zu erhalten, keine Teilung zuzulassen. So wird 
denn schon in den Lehnsverträgen oft der Grundsatz der Un- 
teilbarkeit festgestellt, so für einen Meier-(Büld)Hof in Ober- 
glatt 1050 und bis zum J. 1555 war dieser Hof eine Einheit. 

In diesem Jahre war er im Besitz von 4 Leuten namens 
Hoftmann*). Damals erst wurde er geteilt. Die i. J. 1718 von 
seinen Besitzern beabsichtigte Teilung des i. J. 1570 — 4 Besitzer 
namens Gassmann zählenden Oetenbacher Hofs ebendaselbst 
ward verhindert. Trotzdem siegten die bäuerlichen Individual- 
interessen nach und nach, sowohl über das blutsverwandtschaft- 
liche Zusammengehörigkeitsgefühl, als über das wirtsehafts-ge- 
nossenschaftliche Prinzip, als auch über die fiskalischen Interessen. 
Hofstetten wird 1488 3 ), der Küntzlinenhof in Wetzikon wird 1587 4 ), 

') Vgl. Tab. V, Sp. 3. 

*) Die 0. 239. 

*) Die O. 267. 

4 ) Mei. We. 141. 
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der Birchriitihof in Höngg, der 1502 noch 10 gemeinschaftlichen 
Besitzern 1 ) gehört, wird 1646 *), die damals gemeinschaftlich be- 
wirtschafteten Erblehenhöfe des Klosters Rüti, Underbach und 
Oberhysern werden 1604 3 ) geteilt. 

Dennoch erhielt sich die Gemeinschaft des Eigentums mehre- 
rer Familien bisweilen in den ganzen, bisweilen in den halben 
oder vierten Teilen der Höfe und Güter. Den Wiedenhof in 
Oberglatt besassen 1462 schon und 1538 noch 2 Angehörige der 
Familie Maag, die i. J. 1611 auf 4 angewachsen waren 4 ). Die 
Idee der Einheitlichkeit der Höfe und Güter in ihrem alten Um- 
fange, auch wenn sie bereits verteilt sind, wird oft zähe fest- 
gehalten, so in der Erläuterung der Obervögte des Neuamts zur 
Oeffnung von Oberglatt, welche von den 4 Meiern spricht „u. wer 
von densälbigen Höfen Götter innhat u. besitzt“ und von den 
4 Hubern „ald wer dersälben eine (Hube) es syge zu gantzem, 
halbem oder vierten teil Innhatt“ 5 ). 

Der Hofstetter Hof wurde zwar 1488 geteilt, man weiss aber 
nicht in wieviel Teile. Es ist anzunehmen, dass von den 6 Haus- 
haltungen i. J. 1634 und von den 17 i. J. 1678 6 ) mehrere ge- 
meinsam Güter bewirtschaftet haben werden. Der Hof, der i. J. 
1538 — 233,1 Juch. 40 Acker nebst den dazu gehörigen Wiesen etc. 
umfasste 7 ), erscheint i. J. 1640 bereits als Gemeinde 8 ), die 1634 
schon 45 Eo. 9 ) zählte. Ein Beispiel des Besitzes ungleich be- 
namster Geschlechter an einem Hof giebt bis 1587 der Küntz- 
linenhof in Wetzikon l0 ), ebenso der Burghoff in Oberglatt. Dass 


■) Heft. Hö. 135 f. 
•') l. c. 

s ) An/: Hi. 43 f. 

4 ) Die O. 25.9 f. 

5 ) Die O. 25$. 

*) Die O. 359. 

’) Die 0. 317. 

•) S. S. 57. 

*) Die 0. 359. 

10 ) Mei. We. 141. 
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das gemeinschaftliche Besitztum auch von nicht verwandten Ge- 
meindsgenossen an einem Gut dem Empfinden der Zeit noch 
durchaus entsprach, zeigt die Verleihung eines Hofes Steig, 
welche die Gemeinde Elgg an 3 ihrer Bürger i. J. 1542 vollzog 1 ). 

Wie sich die Zahl der Besitzer eines Hofes rasch vermehren 
konnte, das beweist der Eschenberger Hof bei Winterthur, der 
i. J. 1724: 193 Juch.* 0 umfasste und damals um 15 600 fl. an 
Winterthur verkauft wurde 2 ). Dieser Hof hatte 1604 (od. 1664?) 
nur 4 Besitzer, 1724 aber hausten auf ihm 12 Familien mit 
93 Seelen in 2 Stuben zusammen gepfercht 3 ). 

Für die Besitzeinheiten ergiebt sich nun Folgendes: 

Es entfielen bei 28 Gütern auf Besitz von 


Besitzer 

53 — 138 Juch, oder 19 — 50 ha 12 30 °/ 0 

26— 39 „ „ 9-14 „ 10 \ 


Fläche 

1036,4 J. 63 % 


9— 23 


3— 8 


18 / 




Sa. 40 100 # /o 1634,5 J. 100%*) 

Zur Vergleichung mit den heutigen Verhältnissen sei die 
Schätzung Krämers ausgeführt. I. J. 1880 entfielen auf den 
ganzen Kanton ohne Berücksichtigung des Waldbodens auf 
Güter von 


Güter Fläche 

15 ha u. darüber 0 % 3 % 

10-15 „ 8 „ 12 „ 

5-10 „ 20 „ 31 „ 

bis 5 „ 72 „ 42 „ 

5 ) 

Diese Tabellen im einzelnen zu vergleichen geht wegen des 
geringen Zahlenmaterials nicht an. Wenn man in Betracht zieht, 
dass der Bodenwert seit dem 16. Jh. aufs 3 — 4 fache gestiegen 


0 ff aus. 286. 

’) Troll. HI 175. 

*) l. c. 173 f. 

*) S. Tab. IVa. 

*) Kräm. 297. 

Claatsen, Schweizer Bauernpotitik. 5 
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ist, so wird man die Güterkategorie bis 5 ha von 1880 mit der 
bis 14 ha vom 16. Jh. vergleichen dürfen. Bei diesem Vergleich 
fällt sofort auf, dass die Grundbesitzverteilung im AVesentlichen 
dieselbe geblieben ist. 

Mit annähernder Genauigkeit können wir die Besitzverteilung 
feststellen für die Gemeinde Oberglatt. Dort sind von den 
grossem Gütern (Meier- und Huberhöfen), 8 an der Zahl, 7 in 
den Händen von 19 Besitzern *). Auf allen 8 zusammen würden 
etwa 22 anzunehmen sein (26). Ausserdem werden für die Jahre 
1491 und 1591 — 2 Schupposen (viertel oder halbe Hufen) er- 
wähnt, 6 weitere Schupposen schon für das Jahr 1432. Es ist 
möglich, dass sie seitdem eingegangen sind. Dazu kommt, dass 
die 1491 erwähnte Schuppose im Besitze des einen der beiden 
Inhaber des Brugghofes ist. \ T on den 8 Meier- und Huberhöfen 
umfassen 5 allein an Acker 305 Juch. 40 . Im ganzen gab es 
1538 — 489 Juch . 40 Acker in der Gemeinde 2 ). Eine Schätzung 
würde ergeben, dass 457 Juch . 40 zu den ganzen 8 Gütern gehört 
haben, woraus erhellt, dass fast der gesamte Besitz in den 
Händen dieser 22 Bauern gewesen sei. Für das Jahr 1580 
werden „Acht, die das fäld buwend und ire ein Dryssgen so 
in der gmeind sind“ in einem Bericht der Gemeinde an den 
Züricher Rat erwähnt 3 ). Daraus erhellt, dass nur etwa 9 der 
Gemeindegenossen nicht auf den Meier- und Huberhöfen gesessen 
haben. Einer davon, Schupposeninhaber und Schuhmacher, ist 
uns bereits bekannt 4 ). Die übrigen mögen zum Teil andere 
Handwerker, zumTeil nebensächlich selbständige Landwirtschaft, 
hauptsächlich aber Lohnarbeit bei den grossen Bauern getrieben 
haben. 

In Höngg werden Ende 16. Jh.’s. 16 Huber erwähnt, von 
denen 4 — 2 , 1 — 3 Huben, die übrigen 11 je eine Hube be- 

*) Die. O. 254 — 264. 

*) l. c. 

*) Die. O. 262. 

‘) S. oben Kap. III, Abschn. I. 
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sassen 1 ). Da aber die Vogtei Höngg, die ungefähr den Umfang 
der Gemeinde einnahm, 1588 — 865 Eo. hatte 2 ), so folgt schon 
daraus, dass es neben den 16 grossen Grundbesitzern noch eine 
Menge kleiner gegeben hat. Letztere machen sich besonders 
bei ihrem Streit gegen die Grossen um ihre Anteile an der 
Allmend bemerkbar, so i. J. 1646 3 ). 

Wir können trotz der Mangelhaftigkeit unserer Quellen aus 
dieser Betrachtung die Auflösung der grösseren Wirtschafts- 
einheiten in immer kleinere, wie auch die Thatsache bestehender 
sozialer Ungleichheit entnehmen, wie sie sich in den Besitz- 
differenzen ausspricht. Wir haben aber bei der Betrachtung der 
Durchschnittsgrösse der Bauerngüter unterstellt, es sei der ganze 
Landbesitz im Kanton in den Händen von (mehr oder minder 
selbstarbeitenden) Bauern gewesen. Wie weit diese Annahme 
von der Wirklichkeit abweicht, inwieweit ein „Herren-“Grund- 
besitz auf den Schultern ländlicher Frohn- und Lohnarbeiter 
bestanden habe, das wollen wir jetzt untersuchen. 

Sowohl weltliche wie geistliche Grund- und Gerichtsherrn 
verfügten über selbstbewirtschafteten Grundbesitz, der allerdings 
seit dem 10. Jh. nicht nur in der Schweiz, sondern auch in 
Deutschland 4 ) immer geringer geworden war. Im Zürichland 
hatte sich die Zahl der weltlichen Grundherrschaften überhaupt 
vermindert. Der Edelsitze, von denen fast jeder grundherrliche 
Rechte seinem Inhaber verlieh, gab es dereinst im Mittelalter 
ca. 270 s ), jedes Dorf hatte einen oder mehrere. Nach der 
Reformation gab es von weltlichen und geistlichen (27) Grund- 
herrschaften nur noch 54 in zusammen 63 von 198 politischen 
Gemeinden. Am meisten sind in der Grafschaft Kyburg und 
im Amt Grüuingen vorhanden, nämlich in fast der Hälfte der 


’) Web. Hö. 76. 

*) Was. Müll. 

*) Web. Hö. 70. 

*) Vgl. Lampr. H. W., Art. Grundbesitz. 

*) Aufzählung bei Vogl. Chronik S. 153 — 156. 

5 * 
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Gemeinden, in Eglisau (Landvogtei) in 5 von 6 Gemeinden. 
Von 15 Grundherrschaften in 25 Gemeinden kennen wir den Ge- 
samtwert, den jede von ihnen zur Zeit des Verkaufs oder zurZeit 
einer vorgenommenen Schätzung hatte. Der Gesamtwert dieser 
Herrschaften betrug danach etwa 2 1 ^ Mill. Fr. 1 ). Nach Schätzung 
würde sich der Wert der gesamten 54 Grundherrschaften viel- 
leicht auf 6 l li Mill. Fr. belaufen (28). Der selbsbewirtschaftete 
Grundbesitz betrug von dem Gesamtwert natürlich nur einen 
mehr oder minder grossen Teil. Genaueres über diesen lässt 
sich nur in wenigen Herrschaften feststellen. In Elgg umfassten 
die grundherrlichen Güter 1590 — 146, 1637 — 59, 1659 — 112 
Juch. io (29). 

Im J. 1590 sind als dem Schlosse „eigen“ 300 Juch. 4 o ca. 
aufgeführt. Dieser Eigenbesitz war aber vermutlich als Hand- 
lehen, d. h., an Bauern auf Lebenszeit gegeben. Würde das 
Schloss dieses „eigene“ Land selbst bewirtschaftet haben, so 
wäre es unter den „Gütern, jvom Schlosse bebaut“, angeführt 
worden (29). Für das Jahr 1637 ergiebt sich ein Wert der 
grundherrlichen Güter von 12 700 fl. Der Wert dieses Grund- 
besitzes im Verhältnis zum Gesamtwert (52000 fl.) der Herrschaft 
betrug also etwas mehr als 1 / t . 1659 sind die bezüglichen Zahlen 
ähnlich, nämlich 10 400 (29) von im ganzen 56000 fl. 2 ). 

Von sonstigem herrschaftlichen Grundbesitz ist der des 
Schlosses Mörsburg mit 260 Juch. 3 ) bekannt, der von Wetzikon 
mit 12 Juch. Acker und 4 Juch. Wiesen. Ausserdem ist der 
Wert grundherrlicher Besitzungen der Herrschaft Hinweil in 
Wiesendangen und Gundetsweil bekannt, der i. J. 1583 noch viel 
weniger als 17 000 fl. (120000 Frkr.) betrug, denn um diese 
Summen wurden die Güter, inkl. des Zehnten von Gundetsweil 4 ), 
verkauft. Nach Massgabe dieser Daten dürfte der Wert des 
gesamten Herrengrundbesitzes, soweit er von den Herren selbst 

l ) Tab. 11. 

’) Haus. 212. 

>) Vgl. Tab. II, Z. 10. 

‘) Stu. Bä. 33. 
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bewirtschaftet und nicht — zu bald erblich werdenden — Haml- 
lehen vergabt wurde, auf höchstens 3 Mill. Fr. kr. zu schätzen 
gewesen sein, was von dem Gesamtwert (51) des ganzen Landes 
nicht 2 °/ 0 ausmachen würde. 

Der Herren-Grundbesitz zeigte die Tendenz, in die Hände 
der Bauern oder des Staates überzugehen. . Des Junkers von 
Breitlandenberg Erben verkauften sogar ihre ganze Grund- 
herrschaft in Wetzikon i. J. 1526 an einen Bauern. I. J. 1582 
besass die halben Gerichte nebst Gütern ebenfalls ein Nicht- 
adliger. Erst in diesem Jahre gingen sie wieder an einen 
Adligen, und zwar an einen Stadtbürger über '). Die Grundherren 
zeichneten sich als Selbstwirtschafter wenig aus. Die Herrschaft 
Wülflingeu war i. J. 1526 so sehr verschuldet, dass sie an 
einen Hauptgläubiger, und zwar die Bauerngemeinde Wiilflingen, 
überging, welche sie 2 Jahre später an einen Eingewanderten 
(Steiner) aus Zug verkaufte. Die schon erwähnten Güter der 
Herrschaft Hinweil kaufte i. J. 1583 die Stadt Winterthur 2 )» 
Wenn auch die Gerichtsbarkeiten der Grundherren in den Händen 
einzelner Bauern oder ganzer Gemeinden nicht lange verblieben, 
so zeigt doch die Thatsache, dass selbst diese Herrenrechte in 
die Hände von Bauern kommen konnten, die wirtschaftliche 
Ueberlegenheit des Bauerntums, und von den Gütern ist in 
der That vieles in den Händen der Bauern geblieben. Ein 
sehr charakteristisches Beispiel für den Niedergang der 
Grundherrschaften zeigt Elgg. Hier vermindert sich einmal 
der eigene Grundbesitz 3 ) der Herrschaft zeitweise, sodann aber 
verschuldet sie immer mehr. Bis zum Jahre 1659 ist sie mit 
26000 fl. (fast 1 j 2 des Wertes) belastet (29). Im selben Jahre 
werden weitere 10000 und bis 1664 noch weitere 980 fl. auf- 
genommen 4 ). Unter solchen Umständen ist es erklärlich, wenn 

') Vogl. Chron. 810. 

2 ) Stu. Bä. 33. 

*) S. oben. 

*) Haus. 21h 
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die Selbstwirtschaft der Grundherren nicht nur keine Steigerung, 
sondern sogar eine Verminderung erfährt. 

Und wie die im Obereigentum des Grundherrn befindlichen 
Fronwälder in den Vollbesitz der Gemeinden übergehen 1 ), so 
geht auch der vom Grundherrn zuerst nur lebenslänglich ver- 
liehene Boden in erbliches — zinslich belastetes — Volleigentum 
der Bauern über. Die 270 Juch.« Handlehen des Schlosses 
Elgg, die i. J. 1590 erwähnt werden 2 ), sind 1637 ebenso ge- 
schwunden wie der Fronwald 3 ). 

Die Bauern von Kyburg etc. (32) und von Grüningen stellten 
i. J. 1525 die Forderungen auf staatliches Verbot der „manleehen“ 4 ), 
d. h. also weiterhin Güter nur auf Lebenszeit oder wie sonst der 
Ausdruck lautet als „Handlehen“ zu vergaben bez. die als Hand- 
lehen vergabten den Besitzern erblich zu belassen. So weitsichtig 
diese Forderung im Interesse der Macht des Bauernstandes war, so 
wenig konnte sie auf Erfüllung durch die Gesetzgebung rechnen 3 ). 
Dagegen befriedigte die wirtschaftliche Entwickelung ohne Unter- 
stützung der Politik die Wünsche der Bauern B ). Wie es dem 
grundherrlichen „Eigen“ besitz in Elgg ging, haben wir bereits 
gesehen, doch auch der Staat sah sich veranlasst, seine Lehen 
nicht mehr auf Zeit, sondern zu Erbe zu vergaben. Von dem 
Küntzlinenhof in Wetzikon, der bis 1604 ein Handlehen des Amtes 
Rüti gewesen war, wurde in diesem Jahr gelegentlich einer vor- 
genommenen Teilung der eine Teil zu Erblehen gemacht 7 ). 

Ausser dem grundherrlichen Besitz an Land gab es aber 
noch andern Herrenbesitz, insbesondere von Züricher Stadtbürgern 
an Reben. Waldmann besass deren 18 Juch, in 5 auseinander 
liegenden Gemeinden verstreut. Ausserdem besass derselbe noch 

*) Vgl. oben. 

*) Vgl. oben. 

*) Haus. 199, 208 f. 

*) E. Nr. 703, 702, Art. 10. 

•) Vgl. E. Nr. 726—751. 

*) Vgl. Wys. Landg. 90. 

7 ) Mei. We. 137 ff., 141. 
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an verschiedenartigem Land in 2 Gemeinden 7 Juch., dazu 2 Höfe 
ganz, einen Garten und mehrere Wiesenstücke, alle in verschie- 
denen Gemeinden gelegen, am See, aber auch im Neuamt und 
im Amt Regensberg l ). Dieser mag noch einer der grössten 
Grundbesitzer gewesen sein. In Thalweil hatten i. J. 1547 — 
4 Stadtbürger Güter, darunter 2 Reben 2 ). 

Wir haben bisher von dem nach der Reformationszeit er- 
haltenen Herrenbesitz gesprochen, eine Herrenklasse aber, welche 
durch die reformatorische Gesetzgebung ihrer weltlichen Macht 
und ihres weltlichen Besitzes beraubt wurde: die Geistlichkeit, 
besass vorher sowohl Grundherrschaften wie Grundbesitz. 
Nur von 2 Klöstern lässt sich über letzteren Genaueres angeben. 
Das Vermögen des Klosters Selnau belief sich in Grundbesitz 
auf etwa 150 000 Fr. kr. neben einem Vermögen an Zinsen von 
200 000 (30). 

Dass auch das Kloster Kappel über selbstbewirtschafteten 
Grundbesitz von nicht mehr als dem Umfange eines grösseren 
Bauerngutes verfügte, geht aus den Leibsteuerlisten 3 ) hervor. 
Aus diesen lässt sich schliessen, dass i. J. 1505 ebenso 1527 — 7 
und 1532 kaum mehr als 6 ländliche Arbeiter daselbst vorhanden 
waren (31). 

Der geistliche Grundbesitz ging ebenso wie die gesamte 
weltliche Herrschaft des Klerus durch die Reformation in die 
Hände des Staates über. Hätte in der Richtung der Züricher 
landwirtschaftlichen Entwickelung eine natürliche Tendenz zum 
Grossbetriebe sich geltend gemacht, so würde diese am meisten 
in dem Verfahren des Staates mit dem auf ihn mm von der 
Geistlichkeit überkommenen, immerhin beträchtlichen Grundbesitz, 
zum Ausdruck gekommen sein. Aber die Regierung spricht ge- 
legentlich der Säkularisation des Klosters Töss im September 1528 
den Grundsatz aus, dass die Selbstbewirtschaftung der Güter durch 

‘) Uänd. W. J. 19. 

’) Spr. Tha. 25 f. 

») Steu. 55/'., 74, 109. 
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den Staat unrentabel sei („grosser kost mit buwung der 

güetern“) und erwägt lediglich die Frage, ob die Güter zu Hand 
oder zu Erbe verliehen oder verkauft werden sollten, ln Aus- 
führung dieses Grundsatzes wird denn auch im Januar 1531 ein 
grösserer Hof von Töss an eine Gemeinde verkauft *). Auch sonst 
sträubt sich der Staat dagegen, Güter zu seinen Händen zu 
ziehen, wo sich ihm die Gelegenheit bietet. So beschliesst der 
Rat am 23. März 1527, die Güter des Junkers Gotthard von 
Landenberg in Wetzikon nicht an sich zu ziehen und behält die 
Art der Verwendung derselben späterer Entscheidung vor 2 ). ln 
der Hauptsache hält der Staat lediglich zur Besoldung seiner 
Beamten einiges Land fest. Der Landvogt von Grüningen er- 
hielt 47 3 ), der Amtmann von Riiti 92 4 ), der Landvogt von 
Eglisau i. J. 1496 — 29 Juch.je Acker®). 

In Konsequenz ihrer agrarpolitischen Grundsätze, die sie in 
der eigenen Wirtschaft anwandte, betrachtete die Züricher Re- 
gierung auch beim Privatbesitz das Wachsen grosser Güter mit 
Misstrauen und erblickte darin die Gefahr nicht genügender Aus- 
nutzung des Landes, sinkender Produktivität. 

Im Zusammenhang mit dem allgemeinen rapiden Hereinfluten 
kultureller Bedürfnisse und Ansprüche in das Schweizerland zu 
Ende des 15. Jh.’s und dem Umsichgreifen kapitalistischen Er- 
werbsbetriebes, machte sich im Landbau ein Bestreben geltend, 
das wir zu jener Zeit am ausgeprägtesten in England finden, 
Ackerland zusammen zu kaufen und es in grosse Weidestrecken 
zu verwandeln ''). Dem gegenüber erscheint i. J. 1488 noch unter 
Waldmann ein Gesetz, welches über das „nit recht buwen und 
bewerben“ dieser Weidestrecken und Sennhöfe klagt. Die Ab- 


>) E. Ar. 1739. 

*) E. Ar. 1150. 

*) Aäf. Hi. 35. 

4 ) l. c. 28. 

t ) Sfr. Gr. S. A. 23, Wild. Egl. 98. 
*) Vgl. oben. 
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sicht, den Bauernbesitz und eine möglichst gleichmässige Ver- 
teilung desselben zu erhalten, motiviert der Rat sein Gesetz gegen 
den Grossbetrieb damit, dass „viel der Unseren genötiget sein 
werden us unserer Landschaft an frömde End zu ziehen, wyl 
sy nit Güter haben“. Das Gesetz knüpft den Kauf neuer Güter 
an die Bedingung, dass der Käufer das Gut selbst „bewirbt“ 
oder es andern „um einen gebührlichen Zins liehe; solche zu 
buwen“. Die Güter, die bereits im Besitz sicli befinden und die 
in der erwähnten Weise ausgebeutet, sollten in Jahresfrist wieder 
in Nutzung gebracht oder verliehen werden. Es geht aus dem 
Wortlaut dieser Bestimmungen hervor, dass der Rat unter Nutzung 
nur die übliche Kulturart, den Ackerbau, und unter Selbst- 
bewerben wahrscheinlich die eigenhändige Arbeit des Besitzers 
verstanden wissen wollte. Der Wert des Gesetzes für die Lage 
des Kleinbetriebes wird dadurch erhöht, dass es die Entscheidung 
über die Zinshöhe der zu verleihenden Güter den Vögten und Ge- 
schworenen, also — wenigstens so weit letztere in Betracht kom- 
men — dem Selbstverwaltungsorgan der bäuerlichen Bevölkerung 
anheimgiebt. Als Strafe für Uebertretung wird die beträchtliche 
Summe von 10 M. Silber (770 Fr. kr.) angedroht. Dass der Rat 
den Nichtbesitz von Angehörigen der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung, dass er den landwirtschaftlichen Proletarier für 
eine Abnormität hielt — und diese Auffassung des Rates ist 
auch nur verständlich, wenn man den Zustand fast allgemeinen 
Besitzes an Land unter der bäuerlichen Bevölkerung als That- 
sache ansieht — geht aus seiner Aufforderung hervor, wer 
„Mangel an Erdryeh hätte . . . .“ sollte „söllichs .... an syn 
Vogt oder Amtmann bringen“ *). 

Ob die Erhaltung, ja Förderung des Kleinbetriebes durch 
die Züricher Politik selbst durch Waldmanns Partei 2 ), die so sehr 
im Gegensatz zu den Reichs- namentlich norddeutschen Staaten 
steht, mehr der eigenartig politisch -sozialen Entwickelung des 

‘) Fü 88. Wald. 140 f. 

l ) S. oben. 
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Schweizervolkes oder mehr der natürlichen Beschaffenheit des 
Bodens zu danken ist, der den Kleinbetrieb rentabler als den 
Grossbetrieb erscheinen Hess, bleibe dahingestellt. Ohne Zweifel 
begünstigt wurde diese Entwickelung durch die eigentümliche 
Verschiedenheit des Bodens, welche individuelle und gesonderte 
Bearbeitung mehr zu erfordern scheint als im Allgemeinen in 
Deutschland und welche Meyer von Knonau also charakterisiert: 
„Merkwürdig ist, dass fast in jedem Gelände eine eigene Art 
von Fruchtbarkeit angetroffen wird, welche eine ganz ver- 
schiedene Behandlungsweise des Bodens erfordert, so dass 
unter 2 Geländen, die kaum ein paar Stunden von einander 
liegen, oft ein Unterschied herrscht, der sonst zwischen Orten 
von 50 und noch mehr Stunden Entfernung nicht anzutreffen ist“ *)• 
Ward die Erhaltung des Kleinbetriebes vielleicht zu einem 
Teil aus wirtschaftlichen Gründen durch die Gesetzgebung 
vertreten, so hatte sie jedenfalls die wichtigsten sozialen 
Folgen. In der Hauptsache war die Agrarpolitik Zürichs im 
Zeitalter der Reformation von sozialen Motiven durchdrungen. 
Der Grund hierfür liegt aber auch in wirtschaftlichen Erwägungen 
der Staatslenker, Erwägungen, die klar ausgesprochen dahin 
gingen, dass die Sicherheit des bäuerlichen Besitzes und eine 
zweckentsprechende Verteilung desselben dem wirtschaftlichen 
Fortschritt notwendig vorausgehen müsse. Von dieser Ueber- 
zeugung durchdrungen, erhob Zwingli seine Stimme gegen das 
Reislaufen. Dieselbe Ueberzeugung giebt sich in seinen An- 
schauungen über die Verschuldungsfrage kund, die er in den 
„Ursachen zu ufrüeren“ im Dezember 1524 äussert. Mit der Ab- 
lösung der Zinse wird in seinen Augen das „buwen edler und 
werter“ 2 ) — und die Achtung vor den „unnützen Handwerken“ 2 ) 
wird sinken. Zwingli erwartete also von seinen sozialen Reform- 
projekten eine innigere Hingabe der Bauern an die landwirt- 


>) M. v. K. 1 243. 

*) Zw. 11 , 410; Schm. 474; Wiek. 72. 
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schaftliche Arbeit, die, wie wir gesehen haben, nicht nur zmn 
Reislaufen, sondern zum Teil auch zu den Handwerken sich 
drängten, die infolge dessen allenthalben in der Landschaft ver- 
breitet waren. Nach Zwingli’s Meinung wird die landwirtschaft- 
liche Arbeit „ringer“ *■) werden, wenn die Zinse abgelöst sind. 
Mit der gleichen Arbeitsmenge wird also der Bauer ein grösseres 
Produktenquantum herstellen können. Und weiter erwartet der 
Reformator von dieser sozialen Reform ein Wachstum der Be- 
völkerung, eine Zunahme an wirtschaftlichen Kräften: „und wird 
damit der Boden erlediget, dann mögind vil mee uf jm erzogen 
werden“ 2 ). 

Die Beeinflussung der Landwirtschaft durch die sozialen 
Verhältnisse kennzeichnet bereits Zwingli ebenso vortrefflich wie 
später Strickler, der mit Recht hervorhebt: „dass das urbare 

Land heute erheblich mehr erzeugt verdankt es 

wesentlich der Beseitigung jener bereits vergessenen Schranken, 
die Jahrhunderte lang den Bauer in seinem Betriebe gehemmt 
und die Entwickelung einer rationellen Bodenbewirtschaftung 
empfindlicher Weise verzögert haben“ 3 ). 

*) Zw. I. c. 

*) l. c. 

*) Str. Gr. 54. 
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Bäuerliche Lasten: Leibeigenschaft und Tagwen. 


Die ursprünglichsten Lasten, die auf den Bauern ruhten, 
sind die „so von libeigenschaft, harreichend“ 1 ). Eine Leibeigen- 
schaft, Hörigkeit im Sinne der antiken Sklaverei, wie sie zu 
Anfang des Mittelalters auf den grossen Grundherrschaften be- 
stand oder auch nur im Sinne der Erbunterthänigkeit (glebae 
adscriptio), existierte zur Reformatiouszeit in Zürich ebenso 
wenig wie jene grossen, einheitlicli von ihren Herren bewirt- 
schafteten Güter. Allgemein waren die einstigen Hörigen zu 
erblichem, zinsbelasteten Grundbesitz gelangt; darum spricht 
der Rat mit obigem Ausdruck, als die Bauern im Mai 1525 mit 
der Forderung um Beseitigung der „libeigenschaft“ an ihn heran- 
traten, auch nur von Lasten, welche von diesem Unterthänigkeits- 
verhältnis herstammen, übrig geblieben sind. Als solche 
Lasten führt der Rat nur an „Fälle, gelässe und ungenossami“. 

Am 31. Mai 1519 unterscheidet der Rat gegenüber einer 
Weigerung von Grundherren, ihre „eigenen lüt“ Grafschaftssteuer 
zahlen zu lassen, ausdrücklich zwischen solchen, welche „uff 
ihrer libherrn lehen oder giieter sitzend“, und solchen, bei denen 
dieses nicht der Fall ist. Nur die ersteren sollen „weder stüren 
noch bruch schuldig sin“ 2 ), indem nur diese als auf den Gütern 
ihrer Herren thätige Arbeitskräfte, oder wahrscheinlich als mit 
Gütern ihrer Herren nur „zu Hand“ belehnt, zum Vermögen 

') E. Nr. 724 B. I. 

*) E. Nr. 56 '. 
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desselben gerechnet werden und als solche schon als im Ver- 
mögen des Herrn mitbesteuert betrachtet werden. Die grosse 
Masse der Hörigen scheint nicht auf ihrer „libherrn“, sondern 
auf eigenen Gütern gesessen zu haben. 

Die vom Rat als leibeigenschaftlich aufgeführten Lasten 
waren untergeordneter Natur. Der „fall“ bestand in der Ver- 
pflichtung des Erben des Leibeigenen, das beste Stück Vieh 
(Besthaupt) an den Herrn zu zahlen dafür, dass er ihn den 
Grundbesitz seines Verwandten erben Hess 1 ). Der „lass“ (Geläss) 
und „ungnossami“ bestanden in einem Tribut, den die Kinder 
von ungenossen Ehen an den Herrn ebenfalls tiir ihr Erbe 
zahlten. Die „ungenossen Ehen“ waren solche, welche zwischen 
den Hörigen verschiedener Herren geschlossen wurden 2 ). Diese 
Lasten freilich waren allenthalben verbreitet. Ihre Natur zeigt, 
dass sie nur in Verbindung mit dem grundherrlichen.Verhältnis 
möglich waren. Die Bauern zahlten diese Tribute an die 
Grundherren, von denen ihre hörigen Vorfahren ihre Güter als 
Lehen empfangen hatten. Ausser den mit der Grundunter- 
thänigkeit verbundenen Lasten gab es noch rein persönliche 
Leibeigenschaft. Die solche Lasten tragenden Bauern mögen 
früher auch in dem grundherrschaftlichen Verbände ihrer jetzigen 
„libherren“ gestanden haben, aber durch Heirat oder sonst durch 
Wegzug in einen neuen getreten sein. Im J. 1519 entscheidet 
der Rat einen Streitfall zwischen einer Frau in Nöschikon und 
dem Abt von Rheinau „von wegen einer fastnachthenne“, die 
der Abt von der Frau „umb die eigenschaft“ fordern zu dürfen 
glaubte. Die Frau stritt die „eigenschaft“ nicht ab, aber ver- 
meinte, ihr Mann „mit sinen brüedern syg noch unverteilt“ 3 ). 
Hier haben wir einen Fall vor uns, in dem eine Leibeigene 
durch Heirat aus dem alten grundherrlicheu Verbände ge- 
schieden ist. Die Kleinheit der auferlegten Lasten lehrt uns 

') Str. Qr. S. A. 16. 

*) Str. I. c., Bl. St. 1 195. 

*) E. Nr. 60. 
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die geringe Bedeutung dieser Leibeigenschaft für die soziale 
Lage der Bauern kennen. Aehnliche geringfügige Lasten von 
Leibeigenen gehen aus andern Streitfällen hervor '). Das Kloster 
Kinsiedeln hat „eigen Leute“ im Friedkreis der Stadt Winterthur, 
die als daselbst angesessen bei der Entfernung von ihrem Herrn 
schon deshalb nicht als eigentliche Hörige angesehen werden 
können. Auch sie zahlen nur Zinsen und sind zu persönlichen 
Diensten nicht verpflichtet 2 ). Für wie geringfügig der Wert 
der Rechte auf Leibeigene von den Herren oft geschätzt wurde, 
geht aus der Thatsache hervor, dass solche oft gar nicht ihre 
Rechte geltend machten. Im J. 1519 entscheidet der Rat über 
eine Frau, auf die ein adliger Landsässe Anspruch macht, sie 
solle nachweisen, dass sie 20 Jahre lang „unangesprochen“ sei. 
In dem Falle dieses Nachweises sollte sie frei sein. In 20 Jahren 
der Nichtausübung schwand also das Leibrecht des Herrn dahin 3 ). 
Schon im 13. Jh. gab es Hörige, die ganz minimale Zinsen an 
ihre, i. b. geistlichen, Herren zahlten. So wird i. J. 1292 vom 
Stift Fraumünster die Last einer Leibeigenen und ihrer Nach- 
kommen auf ein Heller jährlich festgesetzt 4 ). 

Aus zwei Verkäufen geht die Wertschätzung von Leibeigenen 
hervor. Im J. 1441 wird eine Frau um 6 Pfd. 5 ), i. J. 1519 eine 
Frau mit Kindern um 28 Pfd. 6 ) verkauft. Das bedeutet etwa 
die Summen von 300 bez. 75 Fr. kr., was auf einen jährlichen 
Ertragswert aus diesen Leibeigenen für ihre Herren von 15 bez. 
4 Fr. schliessen lässt. Auch bei dieser Leibeigenschaft kann 
es sich also nur um geringfügige Lasten gehandelt haben. Man 
kann daher auch nicht von Leibeigenschaft, sondern höchstens 
von Leiblasten, als an der Person, nicht am Boden haftenden 
Pflichten reden. 

’) Vgl. E. Nr. 111. 

’) E. Nr. 144. 

*) E. Nr. 30. 

*) Bl. St. 1 191. 

‘) Str. Gr. 67. 

•) Str. Gr. 68. 
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Sozial scheinen die Leibeigenen für keine niedrigere Klasse 
als die übrigen Bauern gegolten zu haben. Ein Mitglied der 
Zunft zum „rüden“, der Herrenzunft, erscheint als Gatte einer 
leibeigenen Frau 1 ); ebenso der Land -Adlige Jakob Hoppier 2 ), 
dessen Frau in der That vom Rat verpflichtet wurde, ihrem 
„libherrn“ die verlangten Fastnachtshühner zu zahlen 3 ). 

Trotz ihrer Geringfügigkeit wurden doch die Leiblasten von 
den Bauern übel empfunden. Schon am 16. Mai 1524 bestellte 
der Rat eine Kommission zur Untersuchung der Frage, worunter 
die 3 Leutpriester, und bei Ausbruch der Unruhen, Mai 1525, 
Hess er sich von Zwingli ein Gutachten auch über diese Frage 
geben, in welchem zunächst das Verlangen nach Aufheben dieser 
Lasten als Konsequenz der reformatorischen Ideen zurückgewiesen 
wurde. „Dann wir wol wüssend, dass wir die oberkeit mit gott 
habend, ouch die lybeigenschaft mit gott wol haben möchtind; 
und wiewol wir uns darin, wie harnach klimmen wirt, gebürlich 

halten werdend wiewol wir hiermit nit riimend die 

unbillichen beschwerden, die etlich herren auf jre eignen lüt 
legend *).“ 

In der Antwort, die der Rat den Bauern von Kyburg etc. (32) 
und Grüningen gab, gestand er zu, „dass wir alle kinder gottes 
sind und brüederlich gegeneinander leben sollind, darumb ist 
geratschlagt, dass wir unsere leibeigen lüt sölicher eigenschaft 
fry sagend“ 5 ). Damit war von vornherein nur die staatliche 
Leibeigenschaft aufgehoben, und selbst um Aufhebung dieser 
mussten die einzelnen Provinzen noch besonders einkommen, so 
das bei den Unruhen treu gebliebene Amt Regensberg*). Auch 
dem Amt Grüningen wurde die Gunst der Beseitigung der Leib- 


■) E. Nr. 21. 

*) Landsäsaen-Liste Nr. 21 bei E. Nr. 560. 
*) E. Nr. 111. 

*) Zw. II t 371. 

*) E. Nr. 724, B. /; 751. 

•) E. Nr. 729. 


Digitized by Google 



80 Kapitel VIII 

lasten schliesslich zu teil, weil die dortigen Bauern mit Hart- 
näckigkeit an den übrigen Forderungen festhielten. Erst i. J. 
1796 durfte das Amt „aus besondern Gnaden“ deu Toten- und 
Erbfall, den es dem Staate schuldete, um ‘20000 11. ablösen J ). 

Die privaten Grundherren behielten ihre Ansprüche auf 
Leiblasteu unverändert bei, soweit sie über solche noch verfügten. 
Die Bauern freilich waren der Meinung, sie seien überhaupt 
aufgehoben. Die Gemeinde Uhwiesen klagt wider ihre Edlen 
am 9. März 1529 über „fäll, läss und ungnossami“. Der Rat 
verweist die Gemeinde auf bittliche Unterhandlungen mit den 
Edlen. Dem Amt Regensberg teilt der Rat am 21. Okt. 1533 
mit, „welche mit der libeigensehaft beschwert mügind für unsere 
herren kummeu, denen wöllins sy gegen den herren mit briefen 
oder botten beholfen syn u 2 ). Dies Anerbieten des Rats klingt 
zwar günstiger als die sonstige Praxis, jedoch von einem Recht 
der Bauern auf Befreiung von den Privat- Leiblasten ist auch 
hier keine Rede. 

Alles in allem war die Frage der Leibeigenschaft eine sehr 
unbedeutende, sozusagen eine „Prinzipienfrage“, von der man 
in jener Zeit ebensoviel bei den Bauern sprach wie heute von 
gewissen formellen politischen Rechten (33). Es verdient da- 
gegen gegenüber der Politik deutscher Staaten hervorgehoben 
zu werden, dass die Regierung die geringfügigen, vom Mittelalter 
her noch zurückgebliebenen Leiblasten nicht nur nicht vermehrte, 
sondern verminderte. Im Freiamt scheinen gar keine Leiblasten 
mehr bestanden zu haben. Die vier sich an den Bauernunruhen 
beteiligenden Gemeinden aus diesem Bezirk erhoben keine dies- 
bezüglichen Forderungen 3 ). 

Zum Teil auch jedenfalls von der Leibeigenschaft rührten 
die „tagwen“ genannten Hand- und Spanndienste her, zu denen 
die Bauern vielfach verpflichtet waren. Sowohl die Bauern von 

■) Str. Gr., S. A. 36. * 

*) E.. 21. Okt. 1533. 

3 ) E. Nr. 708. 
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Kyburg etc. (32) als die von Grüningen verlangten Abschaffung 
derselben ohne Erfolg 1 ). Die Regensberger Bauern forderten 
nur die Beseitigung der staatlichen, dem Vogt geschuldeten 
„tagwen“ 2 ). Das Staatsland wurde durch tagwen bearbeitet, so 
die 29 Juch. Acker, die der Landvogt von Eglisau zur Nutz- 
niessung hatte, durch tagwen der Gemeinde Glattfelden 3 ). Dem 
Gerichtsherrn von Wetzikon schuldete seine Gemeinde zu Ende 
des 15. Jh’s. ein Fastnachtshuhn und ein tagwen jährlich zur 
Bestreitung der Gerichtskosten 4 ). Dem Elgger Gerichtsherrn 
schuldete die Gemeinde Elgg tagwen, die im Jahre 1659 auf 
2680 Fr. kr. taxiert wurden (34). Dies stellt einen jährlichen 
Ertragswert der tagwen von 134 Fr. kr. dar. Die Bauern der Grund- 
herrschaft Gryffenberg waren laut Hofrodel von 1475 je ein 
Huhn und ein tagwen schuldig 5 ). Auch die bedeutende Herr- 
schaft Wülflingen hatte Anspruch auf nur geringe Dienste ihrer 
Unterthanen. Jeder spannfähige Bauer musste, wie aus der 
Aufnahme des Herrschaftsrodels von 1761 hervorgeht, einen 
„fuhrtagwen“, jede nicht spannfähige Haushaltung einen „manns- 
tagwen“ jährlich leisten. Die Spanndienste konnten mit je 9,62, 
die Handdienste mit je 5,80 Fr. kr. jährlich abgekauft werden. 
Im J. 1791 wurde die Zahl der gesamten tagwen auf nur 212 
(Arbeitstage) und ihr Wert auf 419 Fr. kr. geschätzt (35). 

Wiewohl der Kanton Zürich noch in 62 von 193 Land- 
gemeinden erbliche Grund- und Gerichtssitze hatte, werden doch 
keinerlei Versuche gemacht, die Frohnden zu vermehren; nur 
der plötzlichen Beseitigung ist die Regierung abhold. 

*) E. Nr. 703, 703, 736, 738. 

*) E. Nr. 739. 

*) Str. Gr. S. A. 33. 

*) Mei. We. 113. 

5 ) Stu. Bä. 46. 


Claassen, Schweizer Bauernpolitik. 
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Bäuerliche Abgaben im Allgemeinen und Zehnten. 


Von den gesamten ursprünglich privatrechtliehen Lasten 
der Bauern sind in der Reformationszeit weitaus die wichtigsten, 
die nicht an der Person, sondern am Boden haftenden (vor- 
nehmlich Natural-) Abgaben, die Zehnten und Zinse. 

Auf diese Abgaben war hauptsächlich das Einkommen der 
herrschenden Klassen, der ländlichen und zum Teil auch städtischen 
Adligen und Grundherrn fundiert. Eine beliebige Verwertung 
von Kapitalien, die Hingabe derselben mit Unterpfand lediglich 
der Person des Schuldners entsprach auch beim ausgehenden 
Mittelalter keineswegs den Bedürfnissen der Zeit und war durch 
das kanonische Zinsverbot gebrandmarkt. Auch Zwingli hält 
den reinen Geldzins, den er bisweilen als den Zins bezeichnet 
für vom Staat zu verbietenden Wucher *). Die Anlage von 
Kapitalien auf Gütern galt zunächst überhaupt nicht als Zins- 
uehmen, sondern als „Kauf zukünftiger Früchte“. Man bediente 
sich, um der Beschuldigung des Zinswuchers im Sinne des 
kanonischen Rechtes zu entgehen für diese Operation der Be- 
zeichnungen Rent- oder Giiltkauf. Zu Zwinglis Zeit ist die 
Bezeichnung „Zinse“ für diese erkauften Renten oder Gülten schon 
allgemein üblich. Zwingli spricht von „erkouften pfennigzinsen“ 2 ). 
Dieser erkauften Zinse gab es zwei Arten, für die die Bezeich- 
nungen sowohl im Mittelalter wie auch in der Neuzeit promiseue 

’) Zw. 77 , :m. 

! ) Zw. I. e. 
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gebraucht wurden: die Gülten und die Renten. Die Gülten sind 
die modernere Form. Sie wurden gewöhnlich auf ein bestimmtes 
mehr oder minder grosses Stück Land, 1 — 5 Juch., als Unter- 
pfand geliehen zunächst auf Zeit. Viele Gülten aber gingen 
dadurch in Renten über, dass sie, wenn der Schuldner nach 
Verlauf von 3 — 5 Jahren sein Kündigungsrecht unterliess der 
allgemeinen Tendenz des Mittelalters auf Festlegung und Ver- 
erbliehung zeitweiliger Rechtsverhältnisse folgend für die Ewig- 
keit fixiert wurden 1 ). f Denn das ist der charakteristische Unter- 
schied dieser beiden Arten von Darlehen, dass der Gültkauf 
auf Zeit, der Rentkauf auf die Ewigkeit geschlossen wurde. 

Nur der Giiltkauf ist als eine modern kapitalistische 
Operation zu bezeichnen. Zum AVesen des modernen Kapitalismus 
gehört das Recht des Vermögensinhabers zu der nur an geringe 
Schranken gebundenen beliebigen Verwertung seiner materiellen 
Mittel. Durch den Rentkauf begiebt der Vermögensbesitzer sich 
des Rechts, sein Vermögen beliebig zu verwerten. Die That- 
sache, dass so viele Gülten eine Generation überdauerten, um 
schliesslich erblich und unkündbar zu werden, beweist, dass 
trotz der aus kapitalistisch entwickelteren Territorien über- 
kommenen Rechtsform der Gülten, thatsächlich kapitalistische 
Vermögensverwertung in Zürich nur in beschränktem Masse 
möglich war. Von den „erkouften pfennigzinsen nimmt denn 
auch allein die Art derselben Zwinglis Aufmerksamkeit in An- 
spruch, „die man ewig nennt“ 2 ), also die Renten. 

Diese Zinse setzt er als die ewigen den „wucherischen“ 
Geldzinsen und als die erkauften den Lehns- oder Erbzinsen 
gegenüber, welche auf einen noch früheren Ursprung als die 
Renten, nämlich auf die Belehnung „die erbzins, bodenzins oder 
leben genannt“ 3 ). Diese Zinse sind denn auch gewöhnlich auf 
ein ganzes Gut als Unterpfand fundiert und als solche gewöhn- 

‘) Vgl. Str. Gr. 7Sf 

*) Zw. II, 416. 

3 ) Zw. II, 354. 

«* 
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lieh gleichzeitig für den Unterhalt der Zivil- und Rechtspflege 
und des Grundherrn als der zivilrechtlichen und bisweilen auch 
militärischen Schutzgewalt bestimmt und daher viel weniger 
noch als die Renten dem AYechsel der Zeit unterworfen. 
Diese 3 Arten bäuerlicher Abgaben: Gülten, Renten, Erbzinse 
sind allesamt fast stets fixierte Bodenlasten, auf die Dauer 
bestimmt im Verhältnis zum dargebotenen Geld- oder Grund- 
vermögen. 

Nun ist Zwingli der Meinung, dass, um die Verteidigung 
des Zins- (Gült-, Rent-) Kaufes als eines Früchtekaufes zu recht- 
fertigen, eigentlich der Zins nicht im Verhältnis zum dargeliehenen 
Vermögen, sondern im Verhältnis zum Nutzwert desselben, d. h. 
im Verhältnis zu dem (natürlich schwankenden) Ertrage des 
beliehenen Grundstückes bedungen werde. Der „fruchtteil“, meint 
Zwingli, wäre „minder wider gott weder zins“ *). Als Fruchtteil- 
Abgaben sind aber lediglich Zehnten zu bezeichnen und diese 
stellen nicht eine Darlehensvergütung, sondern eine, meist von 
der Kirche für ihre Zwecke eingezogene Last dar. Die auf- 
geführten Kategorieen von Abgaben können wir unter der Be- 
zeichnung „privat-rechtliche“ zusammenfassen deswegen, weil 
sie — zunächst — nicht zu den Händen der Staatsgewalt ge- 
leistet wurden. Wie sich die Kritik Zwingli s und demzufolge 
die Staatsgesetzgebung zu diesen Lasten stellte und wie diese 
Lasten im einzelnen nach Art und Grösse beschaffen sind, werden 
wir im Folgenden zu untersuchen haben. 

Die Fruchtteil- Abgabe hält Z. für die gerechteste Form des 
Zinses. Jedoch verstösst auch diese in seinen Augen gegen die 
göttliche Gerechtigkeit, „gott heisst uns unser hab den dürftigen 
geben one widergelten. . . So wir aber ie das nit thund. 

so heisst er uns one wucher lyhen “ „So wir das nit 

thund, ist der Schulmeister hie und leert uns, wucher geben und 
nemen“ 2 ). Wucher ist hier offenbar im Sinne von Abgabe für 

1 ) Zw. II | 416. 

2 ) Zw. I 438. 
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Darlehen im Allgemeinen gebraucht. Die Verpflichtung, die 
Abgabe trotzdem zu bezahlen, leitet Z. nicht aus göttlichem, 
sondern aus menschlichem Vertragsrecht ab. Er weist die Zu- 
mutung zurück, dass „wir hiemit einigen weg weeren wellind, 
dass man mit dem göttlichen wort wider den Zins kouf nit 
predigen solle, darum er sich verpflichtet hat . . . das 
mag man mit gott nit leeren“ 1 ). 

Dieses menschliche Vertragsrecht und Vertragspflicht leitet 
Z. aus dem Eigentumsrecht ab 2 ), wodurch er, wie Sehmoller 
mit Recht meint, vor vielen andern Reformatoren, so vor Luther, 
einen Vorsprung hat, die den Zusammenhang zwischen Eigentums- 
und Zinsrecht nicht erkennen 3 ). Dieses menschliche Recht be- 
hauptet Z. sogar als ein unbedingtes, selbst gegen das Recht 
der Obrigkeit. „Denn für das die eigenschaft yngebrochen ist, 
so mag ein oberkeit nieman zwingen, dass er das sin one 
trost des widergeltens oder nutzes uslyhe“ 4 ). Dem Gedanken- 
gang Z.’s, dass jede Darlehensvergütung eigentlich überhaupt 
unrecht sei, folgte auch die Gesetzgebung, ln dem Zinsgesetz 
vom 9. Okt. 1529 heisst es: „Wiewol wir niemants heissent 
noch erlaubend, sin gelt uf zins uszeliehen, daun 
wir vil lieber wöllind, dass jedermann dem andern us trüer 
und christenlicher liebe lihe . . . dieweil aber leider die liebe 
in allen menschen erkaltet“ etc. 5 ). 

Mit der Verwerfung der Darlehensvergütung im Allgemeinen 
vom Standpunkte der göttlichen und der Rechtfertigung derselben 
im Allgemeinen vom Standpunkte der menschlichen Gerechtig- 
keit begnügt sich Z. als praktischer Staatsmann ebensowenig, 
wie die Gesetzgebung der Zeit sich damit begnügen konnte. 
Er untersucht vielmehr die einzelnen Arten der Abgaben auf 
ihr Verhältnis hin sowohl zur menschlichen wie zur göttlichen 

') Zw. //, 371 f. 

*) Roxch. 75; Wink. 71. 

s ) Schm. 571. 

Zw. 1 453 f. 

*) E. Nr. 1612. 1. 
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Gerechtigkeit, um diejenigen zu bevorzugen, die der göttlichen 
Gerechtigkeit noch am nächsten und menschlich so gerecht wie 
möglich zu sein scheinen. Den Fruchtteil, der ihm „minder 
wider „gott“ dünkt „weder zins“ verteidigt er als die beste 
Abgabeart in Konsequenz der auch von katholischer Seite ver- 
suchten Rechtfertigung der Bodenbelastung als Früchtekauf 
„darum dass die so den zins beschirmend, jn ein usufruktum, 
das ist ein fruchtteil oder fruchtnutz“ ') nennen. Diese im Zehnten 
angewandte Methode erscheint Z. auch für die Darlehnsvergütung 
als die einzig gerechte aus dem Motiv heraus, dass sie ent- 
sprechend der wechselnden Lage des Schuldners denselben be- 
lastet: „Wirt“ (ihm) „vil früchten, so wirt dir ouch vil, wirt 
wenig, so wirt dir ouch wenig. Sunst muss dir der arm frücht 
ab eim acker geben, daruf nüts worden ist“ 2 ). Er tadelt die 
Konzilien von Konstanz und Basel, „dass sy so ein unbillig ding 
habent nachgelassen, dass ungläubigen fürsten warlich zeviel 
wäre . . dass einer ab eim gut . . . gott geb ihm werdend 
frücht oder nit . . .“ 3 ). Z. schlägt ein ausführliches System 
des Fruchtteil -Darlehus vor. „. . . . ist das gut 100 guldin 
wert und der entlener nimmt 50 daruf, so ist er schuldig halbe 
frücht dem lener zu lassen; hat er *25 daruf entlent, so ist er 
den vierteil der früchten schuldig etc. . . .“ So wären „die 
zins nit ein grosse beschwerd *) u . Nur diese Abgabe entspricht 
nach Z. dem „worte gottes und dem gesatz der natur“ 5 ). Dieses 
Fruchtteil-System bestand aber, wie schon gesagt, fast aus- 
schliesslich nur bei Zehnten. Z. spricht zwar von Grundzinsen, 
die er übrigens auch „zehenden“ nennt, „die der laien sind, also 
dass der boden jhro eigen ist gsyn und habent den verlihent, 
um den achten, [üiinten oder zehenten, ja etlich um den fünften 


’) Zw. II , 416. 

*) Zw. I. c. 

*) Zw. I 464. 

*) Zw. I 464; Schm. 671 f.; Wisk. 72. 
s ) Zw. I. c. 
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teil“ x ). Unter allen uns bekannten Zinsverträgen bestimmt nur 
einer einen solchen Fruchtteil im J. 1401. Von einer AViese von 
2,8 Jueh.* 0 soll der halbe Ertrag als Zins gezahlt werden 2 ). 

Da der Zehnten Z.’s Grundsätzen am meisten von allen Ab- 
gaben entspricht, so wendet er den grössten' Eifer an, diesen 
zu verteidigen; und zwar sind es nicht die Laienzinsen, 
die Z. oben erwähnt, die von Lehen herrühren, sondern die 
Hauptmasse der Zehnten, welche von Alters her die Kirche ein- 
nahm. Die Althergebrachtheit dieser Abgabe giebt denn auch 
ein Hauptargument für die Gerechtigkeit derselben ab. „Es ist 
eine gemeine verhellung alle kouf beschehen also dass die 
güter nach dem sy zellendes fry sind gsyn oder nit ouch darnach 
wolfeil oder tür erkouft sind 3 ).“ Mit diesem Argument glaubt 
Z. auch dem Einwand des teilweise gewaltsamen Ursprungs der 
Zehentlast zu begegnen: „denn es beschicht zu unsern zyten 
nieman mee gewalt oder unrecht . . . dass er den Z. giebt us 
der ursach . . .“*), eben dass er das Gut um so viel geringer 
bereits erkauft hat. Und „wo der zehend sollte abgestellt 
werden, so müsste ie der iezig besitzer sinem koufmann so vil 
nachziehen, so vil er jm minder um das gut um des zehenden 
willen gegeben hat“ 5 ). Auoh mussten die gegenwärtigen Ein- 
nehmer dieser Abgaben vom Staate im Falle eines Erlasses der- 
selben entschädigt werden, „oder aber die; so die güter hättind, 
hieltind in, dass sy mit erkouft habend“ 8 ). 

Auch würde nach Z. die Aufhebung dieser Lasten bei vielen 
Bauern nur die Folge haben, „dass, wenn man jnen hüt die 
zehenden nacbliess, närnind sy morn widrum so vil auf jre 
güter“ ’). 

>) Zw. I 451 f. 

*) A. Z. II 509. . 

’) Zw. I 453, vgl. II 2 366, 7:1 I 558; Schm. 573: Rösch. 75 f. 

‘) Zw. II t 373. 

*) Zw. I. c. 

*) Zw. I 453. 

7 ) Zw. II 2 373. 


Digitized by Google 



88 


Kapitel IX 


Im J. 1525 und schon früher verlangten die Bauern eine 
teilweise Beseitigung des Zehnten. Es sollte kein Zehnten mehr 
gegeben werden, ausgenommen von Korn, Hafer und Wein l ). 

Es gab nämlich zwei Hauptarten von Zehnten, den grossen 
und den kleinen. Der erstere wurde von „7 stücken“ Korn, 
Hafer, Roggen, Weizen, Heu und Wein gezahlt und anderen 
Stuck. So definierte der Rat den Zehnten in seinem Mandat 
vom 7. Juni 2 ). Der kleine wurde von den Früchten erhoben, 
die für gewöhnlich in der Brachzeig und in Gärten angebaut 
wurden, als da sind: Rüben und andere Hackfrüchte. Im J. 
1629 wurde für die Gemeinde Glattfelden vom Rate entschieden, 
dass in den grossen Zehnten gehören „alle Früchte so in die 
zwo Haften Zeigen jährlich ausgesäet werden, es seien hohe 
oder niedere, Sommer- oder Winterfrüchte und auch Schmal- 
saat (36) 3 ). Der Rat klagt darüber, dass im Brachfelde Früchte, 
die sonst nicht auf diesem gebaut würden, wider die Ordnung 
angesäet und dann von derselben Frucht der Zehnten ohne 
Unterschied in den kleinen Zehnten gezogen worden.“ Offenbar 
geschah dieses, um Zehntfrüchte zu hinterziehen, da der kleine 
Zehnten wegen der Kosten seiner Erhebung zum Teil nachlässig, 
zum Teil gar nicht erhoben wurde. 

Auf die Bauernforderungen i. J. 1525 nämlich, gelegentlich 
deren auch Z. seine oben zitierten Anschauungen dem Rat 
gegenüber in zwei Gutachten vom Finde Mai und von Anfang 
August 1525*) formulierte 5 ), liess der Rat sich zu einem Ver- 
sprechen vom 7. Juni 8 ) herbei, den kleinen Zehnten ev. nach- 
zulassen, wenn die Bauern den grossen Zehnten pünktlich und 
prompt bezahlen würden. Diesen eventuellen Nachlass, der als 
Gunstbeweis für Wohlverhalten in Aussicht gestellt wurde, 

*) Art. v. Kyburg u. Grüningen E. Sr. 702 f. 

*) E. Nr. 737. 

») Näf. Gl. 113. 

*) Datierung nach Egli. 

l ) Zw. //, 304 -377. 

•) E. Sr. 737; Bull. 1 280 f., 267. 
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nahmen die Bauern für unbedingt, was der Rat am 1. Juli 
zurüekweisen musste 1 ). Die Zehnten-Mandate wurden unaus- 
gesetzt seitdem erneuert, alle in demselben Sinne, so in den 
drei Jahren 1 527 — 29 2 ). 

Damals war durch die Säkularisation der Zehnten zum Teil 
zu einer Staatslast geworden und wurde es täglich mehr, auch 
durch das eifrige Bestreben des Staates, alle Zehnten, auch die 
Laienzehnten in seine Hände zu bekommen. Trotzdem war 
damals noch ein nicht unbeträchtlicher Teil der Zehnten in den 
Händen von Privatleuten oder auswärtigen Kirchen. Der Rat 
freilich trat den Bauern so entgegen, als ob er durch diesen 
Umstand vornehmlich gehindert würde in die Zehntenverhält- 
nisse überhaupt einzugreifen. In diesem Sinne sprach sich auch 
Z. in den beiden Gutachten von 1525 aus „so aber dero so vil 
sind, die ussert unserem gebiet wonhaft, und aber uns zehenden 
habend, ligend uns die allweg im weg, dass wir in wichtigen 
guten ratschlägen nit mögind fürfaren, als wir gern wölltind 3 ). 
Auch das Eingreifen Privatleuten gegenüber erschien dem Staat 
und Z. wider das Recht zu sein. Z. betont auch in seinem 
zweiten Gutachten ausdrücklich „dass uns nit gebären will, yn 
zu grifen usgenommen so vil die pfarrer und pfarrliche recht 
antrifft“ 4 ). 

Auch gegen die Ablösungsmöglichkeit der Zehentlast ver- 
hielt der Staat sich ablehnend. Bemerkenswerter Weise gellt Z. 
auf die Möglichkeit, den staatlichen und kirchlichen Zehent ab- 
lösen zu lassen in diesem Gutachten nicht ein und weist das 
Verlangen nach Ablösung seitens der Bauern stets zurück mit 
der lediglich auf Private und Nicht-Unterthanen passenden Be- 
zugnahme auf das bürgerliche Vertragsrecht. „Wir mögind ouch 
nit, zu losung . . . zwingen . . . der sich nit selbst zu losung 

') E. Nr. 761. 

») E. Nr. 1197, 1419, 1691. 

') Zw. 11, 373. 

4 ) Zw. 11, 367. 
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bewilligit *).“ In dem auf dieses Gutachten folgenden Mandat 
vom 14. Aug. 1525 verp dichtet sich der Rat nur zu der eigent- 
lich selbstverständlichen Ablösung des kleinen Zehnten, für den 
Fall „so die kleinen Zehnten erkouft und darumb brief und 
gewahrsaini mit ablösung“ vorhanden waren. Wenn dies nicht 
der Fall, so „wellind wir . . . früntlich werben und so vil uns 
möglich ist, das best tuen, damit die kilchhören und gegninen 
zu einer zinslosung kommen 2 )“. Wo also die Ablösung bereits 
im Vertrage ausbedungen, also schon gesetzlich gestattet ist, da 
gestattet sie auch der Rat. wo aber dies nicht der Fall, da 
greift er auch nicht anders ein als mit Fürbitten. Im Grunde 
wurde an den Zehentlasten nichts durch die Reformationsgesetz- 
gebung geändert. Auch die strenge und genaue Eintreibung 
des Zehnten scheint, obwohl diese von Z. für eine Tvranney er- 
klärt wurde 3 ), geblieben zu sein. 

So war denn die Grösse dieser Last im Laufe der Zeit 
ziemlich stabil i. b., seit der Staat immer grössere Einkünfte 
daraus zu bestreiten aufing. So lässt sich annehmen, dass die 
Zehentverhältnisse im IS. Jh. noch dieselben waren wie zur 
Reformationszeit. Nicht alle Kulturarten waren durch den Zehnten 
in gleicher Weise belastet. Vornehmlich war es der Acker; von 
den Wiesen wurde derselbe vornehmlich soweit erhoben, als die be- 
treffenden Landstücke früher Aecker gewesen waren. Auch 
unter den Aeckern gab es eine Anzahl zehentfreie. Ende des 
18. Jh.’s. wurde von 68 120 Juch. 36 Ackern mit 291213 Mütt. 
Kernen Ertrag der grosse, und von 4323 Juch. 3 e mit 18900 Mt. 
der kleine Zehnten erhoben. 7438 Juch. 36 dagegen mit 
42400 Mt. waren zehentfrei 4 ). Danach wäre 12 % des ge- 
samten (Roh-) Ertrages von den Zehent-Lasten befreit gewesen. 
Der Ertrag des grossen Zehnten hätte nach Waser 29000 Mt. 


') l. c. 338. 
r ) E. Ar. 739. 

Stäh. 183. 

*) ll'a». Lab. 129. 
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betragen. Nach der Schätzung eines Beamten vom Jahre 1798 
belief sich diese Summe auf ungefähr ebensoviel nämlich 
30000 Mt. l ). Nach Waser wäre der gesamte Getreideboden 
allein mit 11 164000 Fr. kr. durch den Zehnten belastet ge- 
wesen (37) Rechnen wir auf den Wert der gesamten Acker- 
fläche des Kantons im 16. Jh. 85 Mill. Fr. (51) so würden wir 
eine durchschnittliche Belastung derselben durch den Zehnten 
von ungefähr 12 °/o des Wertes erhalten. 

Die Ablösung, welche zu Z.’s Zeit unausführbar erschien, 
wurde zu Anfang des 19. Jh’s. durchgeführt. Von 1803 — 1840 
wurde Frucht im Werte von 22115 Mt. (38) abgelöst und damit 
der Boden um 7 960000 Fr. seiner Belastung erleichtert. Nehmen 
wir an, dass zu Ende des 18. Jh’s. die übrigen Kulturarten mit 
demselben Prozentsatz des Wertes belastet gewesen sind wie 
das Getreideland (was sicher zu hoch gegriffen erscheint) d. h. 
mit 12 % ergäbe sich bei 133 Mill. (51) Fr. Bodenwert ein 
Gesamtbelastungs-Kapital von 16 Mill. Davon wären demnach 
etwa die Hälfte bis 1840 abgelöst worden. 

Hatte Z. seiner Zeit die Fruchtteilabgabe als die wenigst 
drückende bezeichnet, so war man zu Anfang des 19. Jh’s. 
gerade entgegengesetzter Meinung geworden. In der Erwägung, 
dass der Zehnten mehr als die Grundzinse für die Verbesserung 
des Landes hemmend ist und darum höhere Rücksichten geboten, 
die Ablösung zu begünstigen, setzte die Regierung schon i. J. 
1803 die Ablösungssumme für den Mt. K. auf 200 Fr. und 
i. J. 1832 sogar auf nur 160 Fr. fest 2 ). Diese Bedingungen 
waren i. J. 1803 um 11 °/ 0 , 1832 um 20 # / 0 günstiger als die 
für die Grundzinse. Der Mt. K. Preis wurde, wie aus Obigem 
folgt, von der Regierung 1803 zu 10, 1832 zu 8 Fr. angesetzt 
„ wogegen die wirklichen Durchschnittspreise für das 18. Jh. 
13,66 Fr., für das 19. 17,88 Fr. betrugen (38). Daraus geht 


') Sir. Gr. 87. 

*) M. v. K. K. Z. I 240 f. 


Digitized by Google 



92 Kap. IX. Bäuerliche Abgaben im Allgemeinen und Zehnten 

hervor, dass die Regierung bemüht war, die Bedingungen für 
die Bauern möglichst günstig zu gestalten. 

Z.'s Meinung, welche den „fruchtteil u eine minder drückende 
Last denn den „zins“ nannte, ist insofern durch seine Zeit be- 
gründet als damals erstens von einer Verbesserung der Land- 
wirtschaft, einer vermehrten Produktivität nicht die Rede war 
und zweitens die fixe Abgabe des Zinses bei den in jener Zeit 
ungeheuer schwankenden Erträgen — schwankt doch der Zehnten- 
ertrag von 1540 — 1775 um nicht weniger als das Doppelte 1 ) — 
in den Missjaliren besonders drückend sein musste. Erst als 
der Landmann mit Ende des 18. Jh's. von Jahr zu Jahr steigende 
Erträge erzielte, deren er immer nicht ganz froh werden konnte, 
weil er von jedem Plus an (Roh-) Ertrag den zehnten Teil ab- 
geben musste und als andererseits die extremen Fälle geringen 
Ertrages seltener wurden, da empfand er den Zins übler als 
den Zehnten. War doch durch die Fortnahme dieses zehnten 
Teils des Rohertrages der Reinertrag des Ackers mit viel mehr 
als 10 % nämlich mit etwa 17 °/ 0 (39) belastet, überall da, wo 
sein Gut keine zehntfreien Landstücke hatte. 

>) Was. Lab. 
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Von den fixen Lasten, die der Bauer zu tragen hatte, sind 
hier zunächst die Bodenlasten zn behandeln. Der persönliche 
Kredit war noch sehr wenig ausgebildet. Trotzdem kam auch 
der reine Geldzins schon vor. Gegen diesen „Wucher, der zinsen, 
der ouch nach der päpstler recht ein warer wucher ist“ ‘), er- 
hebt der Reformator seine Stimme am lautesten. Trotzdem meint 
er, „all die wyl ein oberkeit wuchrer duldet, so ist der schuldig, 
den wucher ze bezalen, der jn uf sich nimmt (vil mee der zins 
uf sich geladen hat)“ 2 ). Dieser Nachsatz beweist, dass Zwingli 
unter „wucher“ die ganz besondere Art des Zinses meint — die 
er hier in der gewöhnlichen Art der Zeit, die ökonomischen Be- 
griffe zu verwechseln und durch einander zu werfeu als im Gegen- 
satz zum „zins“ stehend angeführt — welche wir als das per- 
sönliche Kreditgeschäft zu betrachten gewohnt sind. Diese Aus- 
einandersetzungen macht Zwingli in den „uslegen . . . .“ am 
14. Juli 1524. ln der Predigt „von göttlicher und menschlicher 
Gerechtigkeit“ aber, die er am 24. Juni d. J. hielt und am 
30. Juli im Druck erscheinen liess, spricht er von einer even- 
tuellen Bestrafung des „wuchrers“, mit der aber wohl nur eine 
geistliche gemeint sein kann, die er den Kherichtern (ehgoumern) 
zuzuweisen scheint. „Und ob die straf des wuchrers glych nit 
ist usdruckt, ist sy doch an den richteren gestanden, die darum 

') Zw. JI t 385. 

*) Zw. I 422. 
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gesetzt warend, dass sy die ynfallenden missbruch und span zer- 
trügind l )“. In einem undatierten Projekt über den Ausschluss 
vom Abendmahl als geistliche Strafe wegen weltlicher, aber durch 
das Gesetz nicht getroffener Vergehen wird den „Wucheren“ mit 
diesem Auschluss gedroht a ). 

In dem Zinsgesetz vom 9. Oktober 1529 verbot auch der 
Staat den reinen Geldzins; . . . keiner, so dem anderen körn — 
haber — roggen — gelt oder geltswert lieht, fürsetzt uf beit, 
borg, zil, tag“ darf „witer und mer uf in sehlachen und abnemen, 

dann die summa, wo er usgeliehen hab, gesin sye u 3 ). 

Dass diese Bestimmung nur auf dem Papier existieren konnte, 
bedarf keines Beweises; sie zeigt aber, wie sehr nicht nur Geist- 
liche, sondern auch Staatslenker in Illusionen und mittelalterlichen 
Traditionen befangen waren. 

Für („menschlich“) vollberechtigt und als Konsequenz des 
(„eigentlich“ auch „ungöttlichen“) Eigentums galten dem Re- 
formator nur die „erbzins, bodenzins oder leben , dann 

wir die für eigentum erkennend“ *). 

Ueber die Belastung des bäuerlichen Landes durch diese 
Lehnszinse lassen sich für das 16. und 15. Jh. eine Reihe von 
natürlich unvollkommenen Angaben machen. In unserer Zins- 
tabelle 3 ) sind im ganzen über 72 Güter, von denen die 
ersten 30*) 1554 Juch.« 0 umfassen, Angaben betreffend diese 
Lehnszinse enthalten. Diese 30 Güter erscheinen mit 12,9°/o 
des Wertes durch diese Zinse belastet. Dass grössere und 
kleinere Güter ziemlich gleichmässig belastet sind, erscheint klar, 
denn die über 40 Juch, sind mit 12,5, die unter 30 (Ruhr. B) 
mit 14,7 °/o belastet. Dagegen erscheinen die 9 Höfe (Ruhr. D) 


’) Zw. I 438. 
z ) Zip. II. 355. 

*) E. Xr. 1612 II. 
*) Zw. Il t 354. 

5 ) Tab. V. 

*) l. c. Ruhr. .4. R. 
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ohne Massangabe nur mit etwa 11 und die 62 kleinen Güter 
(Rubr. E) ebenfalls mit etwa 1 1 % belastet. Ist bei dieser nach un- 
gefährer Schätzung aufgestellten Berechnung der Wert der grösseren 
Güter etwa ebenso wie der der kleineren belastet, so unterliegt 
es dagegen keinem Zweifel, dass unter den grösseren es einzelne 
Güter gab, welche jedenfalls sehr gering belastet gewesen zu 
sein scheinen. Namentlich sind hier zu nennen die Meierhöfe; 
ein solcher in Glattfelden *) (Rheinfelden) nur mit 811 .Juch. 40 Areal 
war mit 37(50 Fr. belastet, was wohl eine Belastung von nur 
9 % bedeutet. Der Meierhof in Wetzikon 2 ) trug i. J. 1600 
920 Fr. an Belastungskapital, was nicht mehr als 3% vom 
Werte beträgt. 

Mit den Lehnszinsen sind aber die Lasten der Bauerngüter 
im 16. Jh. keineswegs erschöpft. Im Laufe der Zeit war der 
Bauer genötigt gewesen, mehr und mehr Gelddarlehen auf seine 
Güter zu nehmen, sei es in der älteren und häufigeren Form 
der Renten oder der modernen und seltneren der Gülten. Die 
Gülten wurden, wie gesagt, auf bestimmte, gewöhnlich sehr kleine 
Grundstücke gelegt. Dasselbe muss man von den Renten an- 
nehmen. die thatsächlich von den Gülten gar nicht zu trennen 
sind, so dass wir diese beiden Arten der Bodenlasten ebenso 
wie Zwingli unter einem Begriff der erkauften Grundzinse 
zusammenfassen wollen. Ueberall, wo man kleine Grundstücke 
mit Zinse belastet findet, wird man mit ziemlicher Sicherheit ver- 
muten dürfen, dass es sich hier nicht um Lehen, sondern um 
Darlehen handelt. Diese Grundstücke sind natürlich ihrer Gross- 
zahl nach Teile grösserer Bauerngüter, welche ausserdem noch 
durch die Lehenszinse belastet waren, über deren Höhe wir 
einige Angaben gemacht haben. Die erkauften Zinse kommen 
also nocli zu den Erbzinsen hinzu. Die kleineren Grundstücke 
(von 1 — 7 Juch.) 3 ) erscheinen unvergleichlich stärker im Ver- 

') Tab. V, Z. H. 

') l. c. Z. 10. 

*) S. Tab. V, Rubr. C. 
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hältnis zti ihrem Werte belastet als die ganzen Güter durch die 
Lehnszinse. In Rubrik C unserer Zinstabelle ist die Zinslast 
einer Reihe solcher kleinen Grundstücke unter 7 Juch darge- 
stellt. Bei 10 von 31 Grundstücken in den 3 Gemeinden Hot- 
tingen etc. 4 ) ist für den Zins ausdrücklich die Bezeichnung Gült, 
darunter in einem Falle „ewige Gült“ gebraucht. Von diesen 
31 Grundstücken sind 50 Juch. 40 mit 58 */„ des Wertes belastet 2 ). 
In Elgg und Umgegend erscheinen durch Kirchenzinse 55 kleine 
Grundstücke mit 23 °/o belastet 3 ). Der gesamte Durchschnitt der 
86 Grundstücke in Rubrik C mit im ganzen 201. 40 Umfang weist 
eine Belastung von 30 °/ 0 auf. Bei der geringen Zahl der in 
Betracht kommenden Fülle wäre es nicht ausgeschlossen, dass 
die für die Gemeinden Hottingen ete. für die einzelnen Kultur- 
arten angenommenen Durchschnittswerte namentlich da ‘/ 4 der 
gesamten belasteten Fläche Reben sind (welche Kulturart die 
grössten Wertdifferenzeu aufweist), weit unter dem ^tatsächlichen 
Werte dieses Landes liegen. In Elgg ist die Hauptmasse des 
Landes Acker und Wiesen, Kulturarten, welche geringeren Wert- 
differenzen unterliegen als Reben. Der Durchschnitt aus der 
ganzen belasteten Kulturfläche dürfte daher ein annähernd rich- 
tiges Verhältnis der Zinslast zum Bodenwert ergeben. Ausser 
den in der Tabelle enthaltenen Fällen können noch einige andere 
zur Unterstützung unserer Annahme beigebracht werdeB. In 3 Ge* 
meinden: Rüti, Embrach und Eglisau sind in den Jahren 1450 — 96 
und 97 — 6 Ackerstücke von zusammen 11, 25 Juch. 4 o, also ein Boden- 
wert von vielleicht 5000 Fr. kr. sogar mit 7360 Fr. (40) belastet 4 ). 
Zw r ei Verkaufsfälle aus den Jahren 1408 und 1432 ergeben die Be- 
lastung von l 3 / 4 Juch. 40 Reben im Werte von genau 2116 Fr. kr- 
mit genau 630 F'r. kr. also zu fast 3ö °/ 0 belastet (41), und zwei 
Fälle aus dem Jahr 1572 ergeben in ebenso genauen Zahlen von 

‘) Tab. V, Buer. C, Z. 35 f. 

’) l. c. Z. 35. 

>) l. c. Z. 37 f. 

‘) Str. Gr. 71. 
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0,7 Juch. 40 Reben im Werte von 2023 Fr. kr. mit 315 Fr. kr., 
also nur zu etwas über 1 5 °j 0 belastet. Wie sehr übrigens diese 
4 Fälle im einzelnen von einander differieren, ersieht man daraus, 
dass die betreffenden Belastungsziffern im einzelnen 67 — 7 (41) — 
4 — 27 °/o (42) betragen, um im gesamten Durchschnitt 23 °/ 0 zu 
ergeben. Es möchte scheinen, dass diese Ziffern für die durch- 
schnittliche Gült- und Rentbelastung massgebender wäre, als die 
aus unserer Zinstabelle eruierten, da sie (wenn man von der 
Umrechnung in heutiges Geld absieht) ganz genauen Wertangaben 
entnommen sind. Trotzdem dürfte die Kleinheit dieser Zahlen 
einen sicheren Schluss wohl noch weniger zulassen, als die Zahlen 
der Zinstabelle. Von Eglisau ist noch bekannt, dass im 16. Jh. 
1 / 2 — 1% Juch. 28 Reben einen Saum Wein Zins i. D. zahlten 1 ). 
Das ergäbe, den Saum zu 57 Fr. gerechnet, eine Belastung von 
sogar 54%. Will man zu einem Schluss darüber gelangen, ein 
wie grosser Teil der Uehnsgüter durch erkaufte Zinse belastet 
war, so bedenke man Folgendes: In Hottingen, Riesbach und 
Hirslanden 2 ) kennen wir die Belastung von 31 Grundstücken. 
Von 13 dieser Grundstücke kennen wir auch die Namen ihrer 
Besitzer. Danach gehören diese 13- Grundstücke alle verschiede- 
nen Besitzern. Dadurch wird die Vermutung nahe gelegt, dass 
die übrigen 18 Grundstücke auch alle verschiedenen Besitzern 
gehören. Daraus ergiebt sich nun weiter der wahrscheinliche 
Schluss, dass alle diese 31 Grundbesitzer unter ihrem gesamten 
Grundbesitz keine weiteren rent- oder gültbelasteten Parzellen 
aufzuweisen gehabt haben. Von diesen 31 Grundbesitzern ist nun 
für 19 Besitzer auch die Grösse des gesamten rent- und gült- 
belasteten Grundbesitzes mit 50 Jucb.40 bekannt. Nimmt man 
nun den gesamten Grundbesitz dieser 19 Besitzer auf 323 Juch. 40 
an (43), so ergiebt sich, dass l / 7 — Vs des Bodens durch erkaufte 
Zinse belastet war. 

Neben zinsbelasteten kleinen Grundstücken sind auch viele 

■) Wild. Egl. 1 130. 

*) Tab. V, Z. 35 f. 

C 1 a a s s e n , Schweizer Bauernpolitik. 7 
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unbelastete und überhaupt von allen Abgaben freie Grundstücke 
erwähnt, so PfoJuch^o Reben für die Jahre 1423 — 51 — 68 1 ); 
1,6 Juch. 40 Wiesen für die Jahre 1485 u. 1598 a ) und 5,4 Juch. 40 
Acker für die Jahre 1409 — 1526 — 29—85 — 88*); diese waren 
in 10 verschiedenen Gemeinden gelegen. Um eine bestimmte 
Annahme über die Gült- und Rent-ßelastung im ganzen zu machen, 
möchten wir annehmen, dass l | 7 des gesamten Landes durch diese 
mit 30°/o belastet gewesen sei. 

Diese Gülten erwiesen sich für den mittelalterlichen — grossen- 
teils noch natural wirtschaftlichen — Bauer unter Umständen noch 
dadurch als drückender denn die Lehnszinse, dass sie zu einem 
viel beträchtlicheren Teile in Geld erhoben wurden. Wurden 
von den Lehnszinsen nur 4,7 % s ), so wurden von den Gülten 
33 °/o *), in den Gemeinden Hottingen etc. sogar 62,5 % 5 ) in 
Geld gezahlt. Die 6 Ackerstücke in Rüti etc. 6 ) ergeben sogar 
au Geldzinsen 91,4 % des gesamten Zinsbetrages. 

ln dem Masse freilich, als der Verkauf ländlicher Produkte 
regelmässiger wurde, wurde das Drückende der Abgaben in Geld 
weniger empfunden. Z. hat an der Berechnung der Zinse in 
Geld nichts auszusetzen. Missverständlicher Weise unterschiebt 
ihm Schmoller eine Bevorzugung der Natural- vor der Geldab- 
gabe, indem er den Ausspruch „. . . der fruchtteil minder wider 
gott weder zins“ dahin interpretiert 7 ). Weit entfernt davon, 
die Frage nach dem Vorteil der Naturalberechnung für die 
Bauern überhaupt zu erörtern, erwägt Z. vielmehr — jedenfalls 
unter der für ihn selbstverständlichen Voraussetzung, dass es 
bei den gegebenen Verhältnissen zwischen Natural- und Geld- 
wirtschaft bliebe — wie der Bauer, von dem Naturalzinse bei 

*) Sfr. Gr. 78; A. Z. 11 479. 

*) Str. Gr. 78, 88. 

*) Tab. V, Rubr. A, B, D, E Sa. 

‘) l. c. C. Sa. 

») l. c. Z. 35 f. 

•) Vgl. S. 96. 

') Schm. 582. 
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niedrigem Fruchtpreise gekauft sind, bei hohen Preisen seine 
Rechnung finde. Z. sieht allerdings darin eine besondere Ge- 
fahr, dass die „fruchtzins“, d. h. die als Ziuse gezahlten Früchte, 
„der meerteils zyt vil meer geltend weder das hauptguot 20 um 
1 bringen möchte“, und daraus folgert er, dass „sy mit grossem 
nachteil und beschwerd des armen manns erkouft sind“ 1 ). Es 
mag in der That häufig genug der Bauer von dem Zinskäufer 
über das Ohr gehauen worden sein, indem dieser sich bemühte, 
bei möglichst niedrigen Getreidepreisen Naturalzinse zu kaufen, 
um dann bei Durchschnitts- oder hohen Preisen, nicht nur 5 °/o, 
wie der Bauer im Jahre seines Verkaufs geglaubt, sondern viel- 
leicht 10 oder 15 °/ 0 zu erpressen. Man könnte nun meinen, dass 
dieser Nachteil für den gestiegenen Preis seiner Produkte für 
den Bauern ausgeglichen worden sei. Es würde zu weit führen, 
nachzuweisen, warum bei dem eigenartigen Charakter der Preis- 
bewegung im Mittelalter ein hoher Getreidepreis für den Land- 
mann mit mindestens viel weniger Vorteil, oft sogar mit grossem 
Nachteil verbunden gewesen ist. Es sei nur auf die ausser- 
ordentlichen Missernten als Ursachen und notwendige Begleit- 
erscheinungen hoher Preise hingewiesen. Darum so wünscht Z. 
„soll ein ieder, der solche „zinse“ (in natura) „gibt oder bar 
gelt bringt, so vil das hauptguot ertragen mag, bezalt und ge- 
wärt haben“ 2 ). Wenn also der Bauer bei einem Kernenpreise: 
1 Miitt. 20 Fr., ein Darlehn von 400 Fr. bekommen hat, wofür 
er 1 Mütt. Zins zahlt, so soll er bei einem Preise von 30 Fr. 
nicht wieder 1 Mütt. zahlen, sondern nur % M., denn nur so 
wird der Zinsfuss von 20:1 (5 %), zu dem er das Darlehn auf 
sein Gut nahm, eingehalten werden. Andrerseits will aber Z. 
auch dem Gläubiger die Höhe des Zinsfusses garantieren, indem 
er eine entsprechende Erhöhung des Naturalzinses vorschlägt, 
so dass beispielsweise, wenn der Mt. nur 10 Fr. stände, der 
Bauer 2 Mt. würde zu zahlen haben um das Darlehen zu 5 °j 0 

') Zw. //, 354. 

') l. c. 

7 * 
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zu verzinsen. „Ob aber die früeht minder gutt sind, weder das 
houptguot ertragen möchte, soll der zinser ouch nachziehen und 
erfüllen nach der houptsumm“ ‘). Eine solche Bestimmung in 
Z’s. Sinne ist nie zu gesetzlicher Ausführung gelangt. Dagegen 
erlaubt das Zinsgesetz vom 2. März 1530 den Zinsern, sich ein 
für allemal für Geld- oder Naturalzahlung zu entscheiden, wobei 
für „ein stuck 2 ) ein guldin“ gerechnet werden sollte 3 ). 

ln demselben Gesetz ward auch das Verhältnis der Zinse 
zu dem beständig verschlechterten Münzfuss reguliert. Wo vor 
150 Jahren 1 Pfd., da solle jetzt 2 Pfd. bezahlt werden. Im J. 1388 
war aber der Münzfuss thatsächlich 6,01 (44), 1518 bis 36 . . . 
2,361 mal so hoch als 1760 4 ). Danach enthielt 1 Pfd. 1388 . . . 
2 */a mal soviel Metallwert als 1518 — 36. Es hätte also i. J. 

1530 streng genommen nicht nur 2 sondern 2 1 ,2 Pfd. von den 
Zinsern gezahlt werden müssen, um dem Gläubiger den ev. da- 
mals ausbedungenen Wert wirklich zu leisten. Da auch die 
Kaufkraft des Geldes seit Ende des 14. Jh’s. eher gesunken als 
gestiegen war, so würden durch die i. J. 1530 aufgestellte Wert- 
berechnung des Rats, — die höchstwahrscheinlich nur auf die 
übliche Ungenauigkeit des Mittelalters in rechnerischen Ange- 
legenheiten zurückzuführen ist, — die Gläubiger um 20 % in 
ihren Interessen gekürzt worden seien. Es scheint allerdings 
nicht ausgeschlossen, dass dieses Gesetz nur ein provisorisches 
gewesen und eine weitere Ausgestaltung desselben Vorbehalten 
geblieben, sei. 

Zu Wasers Zeit galt das Gesetz, dass alle vor 1601 auf- 
gerichteten Zinse zur Währung dieses Jahres, oder was dasselbe 
ist, der von 1596 — 1620 geltenden zu bezahlen seien 5 ), wodurch 
das Verhältnis zwischen Münzfuss und Zins endgültig reguliert 


') l. c. 

*) S. Ttas. Umr., Anh. 
s ) E. Nr. 1052,. 

*) Was. Geld 81 -84. 

*) TTas. Geld 83. 
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zu sein scheint. Eine besondere Regelung erforderte dieses Ge- 
setz insoweit, als der rheinische Goldgulden, dessen Bedeutung 
als Zahlungsmittel im Mittelalter sehr gross war 1 ), als solches 
in den Ziusverträgen figurierte. Da der rheinische Münzfuss 
beständig herabgesetzt, der rheinische Goldgulden metallisch 
immer weniger wert wurde, wären die Gläubiger von in diesem 
Geld ausbedungenen Zinsen fortgesetzt benachteiligt worden*). 
Daher bestimmt das Ziusgesetz vom 9. Oktober 1529, dass 1 fl. rh. 
künftig =16 Sehwyzerbatzen zu rechnen sei 3 ); oder nach 
Weiss gleich 2 Pfd. 1 s. 3 Pfg. Z. W. 4 ) „dass ouch keiner den 
anderen witer nit nöten, umbzüchen noch anlangen solle“*). 
Vor allem aber wurde verboten, „dass fürhin niemants der 
unseren kein rh. g. tner ufnemen noch ander lüten, frömbden 
oder heiinschen. geistlichen oder weltlichen personen umb zins 
stellen solle“ 6 ). Zuletzt wurde durch dies Gesetz das Zinswesen 
definitiv durch die Institutionen eines Grundbuches und der Zins- 
schreiber, die Unterpfand und Höhe der Zinsen darin zu ver- 
zeichnen hatten, geordnet 1 ). In diesen organisatorischen Gesetz- 
besthnmungen konnten natürlich auch Veränderungen materieller 
Natur, sei es zu Gunsten der Gläubiger oder der Schuldner, so- 
zusagen hineingeschnniggelt werden. Doch ist dies wohl kaum 
geschehen. 

Viel wichtiger ist also die materielle Zinsgesetzgebung, als 
deren erster Gegenstand uns die Beschränkung des Zinsfusses 
entgegentritt. Z. verlangt als Maximum den Zins 1 von 20 oder 
5%. „Man findt gytwürm, die von fünf zechen als vil erfordrind 
als von zwenzigen und findt darneben obren die bestäteud sölichen 
zinskouf “ Trat Z. für das absolute bürgerliche Recht 

') Vgl. Anh. 

*) Vgl. Sir. Gr. Si>. 

J ) E. Nr. 1612 77,. 

*) Weiss. Fiissli 418 f. 

5 ) E. I. c. 

•) E. I. c. 77,. 

’) E. I. c. III. 
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auf den Zins ein, selbst gegen die Obrigkeit l ), so hielt er auch 
auf der andern Seite die Grenze dieses Rechts im Interesse der 
Schuldner selbst gegen die Obrigkeit fest; denn diejenigen 
Obrigkeiten, die den Zinsfuss zu höher als 5 % zulassen, die 
beschuldigt er also: „Hie thund die obren wider jr eigen ge- 
rechtigkeit und missbrauchind jren Gewalt, darum sind sy den 
beschwerten, ob er sich glych verschriben hat, schuldig harfür 
ze helfen, dass jm nit mee abgenoinmen werd . . . Also mag 
ein ieder, der nit unredlichen einkouf beladen ist, sin beschwerd 
erklagen 2 ).“ Die Grenze des Zinsfusses glaubt er auch gegen 
auswärtige Eidgenossen aufrecht erhalten zu dürfen 3 ). 

Thatsächlich scheint der Grundzinsfuss von 5 °/ 0 schon Ende 
des 14. Jh.’s der übliche gewesen zu sein. Lamprecht meint, 
dass vom 14. bis 16. Jh. derselbe erst allmählich von 10 auf 
5 °/ 0 gesunken sei 4 ). In zwei Fällen von Gültenauflegung mit 
ausbedungenem Geldzins in den Jahren 1387, 06; 1426 (2 Fälle), 
1438, 90; 1509, 21 ergeben sich Zinsfiisse von 5,3 — 5,7 — 
4.1 — 5 — 4 — 5 — 5 — 3,1 % *). Für die Ablösung geist- 
licher Zinsen wird i. J. 1480 durch Gesetz ebenfalls ein Zinsfuss 
von 5 % festgesetzt. Drei Fälle von Gültablösungen in den 
Jahren 1526 — 43 ergeben Zinsfüsse von 5 — 3,8 und 5%. 
Durch Gesetz vom 9. Okt. 1529 wird denn auch dieser staatlich 
fixiert 6 ). Ausdrücklich wird hier der Umgehung dieses Gesetzes 
vorzubeugen gesucht. Das Gesetz macht „den heitren unterscheid, 
dass kein ander gfar mit uuterpfanden, losung oder sunst . . . 
fürgenommen . . . werde“ 7 ). Wuchergesetze wurden später noch 
1545 — 50 — 65 — 68 erlassen. Aber nach Z.’s Tode war 
die Regierung noch eifriger als für ein Zinsmaximum für ein 

*) Vgl. oben. 

’) Zik I 455. 

*) Zw. //, 355. 

*) Lampr. D. G. V INH. 

“) Str. Gr. 77. 

•) E. Nr. 1612 I. 

7 ) l. c. 
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Zinsminimum begeistert. Durch die Gesetze von 1675 und 87 
wurde erst die obrigkeitliche Besiegelung von Zinsverträgen auf 
4 % verboten, sodann gar die, welche Schuldbriefe unter 5 % 
aufrichteten, unter Strafe gestellt. Im J. 1710 wurde die Strafe 
für Uebertretung. sowohl für Gläubiger wie für Schuldner, auf 
*/* des in Frage kommenden Kapitals festgesetzt *). Diesen 
„offenbar schändlichen Missbrauch des Gesetzgebungsrechts“, den 
Strickler in diesen Handlungen der Züricher Regierung findet, 
hat Z. wohl kaum vorausgesehen. 

Er war soweit davon entfernt, ein Zinsminimum zu wünschen, 
dass er vielmehr die Obrigkeiten, i. b. allerdings die fürstlichen, 
verantwortlich für die fortschreitende Grundverschuldung macht. 
„Die zins, die von zwänzigen eins nemend (45), die solltind jr 
uf das erdrvch nie haben lassen legen, wenn jr trüwe väter 
wärind gewesen .... nun habend je die zins alle böden also 
besetzt, dass wo man nit weg findt, dieselben wieder ze ent- 
schritten, dass üwere lüt nit üwer sonder der wuchreren werdend 
syn 2 ).“ Diesen Appell an das Macht- und Finanzinteresse der 
Obrigkeit verstärkt Z. noch mit den Worten: „Wes wird denn 
das volk? Dess zwar, der es am meisten nutzet. Also wird das 
volk das jr überschätzet, andrer syn 3 ).“ 

Die grösste Gefahr aber sieht Z. in der Enteignung des 
„armen gemeinen mannes dero vertrybt man einen hüt, den 
andern morn“ *). In gewissen Notfällen kam den Bauern ein 
staatlicher, gesetzlich aber keineswegs geregelter Kredit zu 
Hilfe. In Teuerungszeiten erhielten die Bauern zu Händen ihrer 
Gemeinden oft — wie es scheint, zinsfreie — Darlehen in Früchten, 
gewöhnlich, um die Aussaat zu ermöglichen; so im Nov. 1530 
die Gemeinden Männedorf, Meilen und andere 3 ). Im März 1531 


') Str. Gr. 80. 
») Zw. II, 409. 
*) l. c. 410. 

*) l. c. 409. 

•) E. Er. 17 M. 


Digitized by Google 



104 


Kapitol X 


erhält die Gemeinde Seebach vom Amt Fraumünster zur Aussaat 
3 Ml. Haber 1 ). Wie allgemein dieser Notkredit war, wie aber 
andrerseits der Staat auf pünktliche Rückzahlung hielt, erhellt 
aus einer Verordnung aus dem Jahre 1530, nach der denjenigen 
Gemeinden, die keine Rückzahlung der Darlehen geleistet haben, 
keine mehr zu geben sind 2 ). Die Jahre 1530 und 31 waren 
Zeiten schwerer Teurung 3 ). Doch selbst in Zeiten der Billig- 
keit 4 ), so i. J. 1525, wurden solche Darlehen gegeben, so im 
Februar des Jahres 20 Ml. Hafer der Gemeinde Seebach 5 ). 
Welche Bedeutung diese Art von staatlichem Betriebskredit — 
über die Beseitigung ausserordentlicher Notstände hinaus — ge- 
habt habe, lässt sich kaum bestimmen. Jedenfalls konnten die 
Bauern dadurch vor der allzugrossen Ausbeutung ihrer vorüber- 
gehenden Notlagen durch Wucherer bewahrt werden. Der Staat 
hatte als Zehnten-Einnehmer natürlich ein grosses Interesse 
daran, die Frucht des kommenden Jahres zu sichern. Trotzdem 
linden wir nur die auch sonst bevorzugten, weil in allen Bauern- 
unruhen der Reformatiouszeit treuen, Gemeinden mit diesem 
Darlehn bedacht. 

Z. weiss nur zwei Hauptmittel der Politik gegen die Ver- 
schulduugsgefahr anzugeben. Das erste ist, das Kaufen neuer 
Zinse zu verbieten, also weitere Belastung des Bodens überhaupt 
zu verhindern und sodann die erkauften Zinse, auch soweit sie 
auf die Ewigkeit angelegt sind, ablösbar zu machen 9 ). Das 
Verbot neuer Ziuskäufe wäre, wie man heute wird zugeben 
müssen und wie auch läppert ausführt, bedenklich, da „dadurch, 
dass das eigentliche bösartige Wuchergeschäft der Darlehen ohne 
Unterpfand mit Verrechnung des Risikos für den Geldgeber zur 


*) E. Nr. 1751. 

») E. Nr. 1730. 

*) Was. Cer. Tnr. 

4 ) Weiss. Füss. IV 63. 

*) E. Nr. 643. 

') X. II i 415 f.; Rusch. 75 f. 
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unheilvollen Blüte gebracht würde“ ‘). Sein Zinsenverbotsprojekt 
setzt Z. näher dahin auseinander, dass die bereits auf einem 
Grundstück lastenden Zinse wohl in andere Hand übergehen 
dürften. Zwar schwebte ihm als Ideal das Verbot des Verkaufs 
auch dieser Zinse vor (obwohl dadurch die Bodenlast in keiner 
Weise vermehrt werden würde), jedoch machte er diese Kon- 
zession, „wo das ie mit syn möeht, us der ursach, dass einer 
us anligender not sine zins gezwungen wurde zu verkaufen“ 2 ). 
In dieser Modifikation rechtfertigt er seinen Plan, sowohl im 
Interesse des Vermögen anlegenden wie des leihenden Bauern: 
Der Reiche findet alte Zinse genug und der Arme solle „lieber 
sinen hof und hus verkoufen, fryes koufs weder sin adren im 
lyehnam. Dann welcher zins uf sine güter legt, was thut er 
anders, weder dass er sin arbeit einem andren verkouft“ 3 ). 
Aber auch ohne Zuhilfenahme der Gesetzgebung, glaubt Z., sei 

es möglich, die Zinslast nicht zu sehr anschwellen zu lassen, 

wenn die Bauern, deren wirtschaftlichen Kräfte zum Betriebe 
ihres Gutes nicht ausreichten, dasselbe mit einem kleineren ver- 
tauschten. Er tadelt die Anhänglichkeit der Bauern an ihr 
ererbtes Gut, sowohl vom Standpunkt der bäuerlichen Interessen 
als der Religion. Er verlangt, dass sie „nit sorgtind von hus 
und hof ze gon und unser leben und wonung an andere ort 

anzeschicken . . . damit uns diese weit nit ze lieb werde . . . 

Es wurde ouch all weg ringer boden finden ze koufen“ *). 

Aber auch die Benutzung dieses, scheinbar der privaten 
Initiative ohne weiteres zugänglichen Hilfsmittels war durch das 
geltende Recht mindestens erschwert. Die Handänderung der 
Bauerngüter war nämlich durch die staatlichen Verhältnisse er- 
schwert. Im Falle des Verkaufs musste Vs der Kaufsumme an 
den Vogt als den Inhaber der hohen Gerichtsbarkeit als Ent- 


■) H. ir. Zw. 

») Zw. II t 354. 

*) Zw. II , 405 f.; Schm. 572. 
*) Zw. II , 416. 
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Schädigung für den Verlust eines Gericlitsgehörigen (der „dritte 
Pfennig“) gezahlt werden 1 ). Dass ein lebhaftes Bedürfnis nach 
Besitzänderung bereits Anfang des 15. Jh.’s existierte, geht aus 
dem Bestreben der Bauern hervor, das Gesetz durch scheinbare 
Verpfändung zu umgehen 2 ), wodurch veranlasst der Rat i. J. 14:24 
für die Aemter Grüningen und Greifensee bestimmte, dass diese 
Abgabe auch bei Verpfändungen zu zahlen sei 5 ). 

Gegen diese Erschwerung der Grundstücksbewegung machte 
sich in den Bauernunruhen des Jahres 1525 eine lebhafte Oppo- 
sition geltend. Der Rat aber entschied auf die Forderungen 
der Provinzen Kyburg etc. (32) und Grüningen, dass es dabei 
zu bleiben habe. Die Meinungen seiner Kommission waren in 
dieser Frage geteilt. Die einen wollten, „man soll (die Last) 
und die vogtbaren güeter fryg nachlassen“. Die zweite Meinung 
war für die Ablösbarkeit, „man soll inen ze koufen geben“, und 
die dritte Meinung war die, welcher der Rat beitrat 4 ). So war 
der Weg der Selbsthilfe, den Z. gegen Verschuldung zeigte durch 
das Gesetz, wenn auch nicht verlegt, so doch mindestens schwer 
gangbar gemacht, ln der sichern Voraussicht, dass in praxi von 
einem staatlichen Verbot neuer Zinse nicht die Rede sein könnte, 
giebt Z. seinem Vorschlag noch eine weitere Modifikation. „Muss 
es alter ie gewuunen syn mit andrer menschen arbeit .... so 
kouf eigens, verlych dasselb s ).“ Diese Modifikation wurde aber, 
wie leicht ersichtlich, die gänzliche Umgehung des in Z.'s Sinne 
zur Annahme gelangten Gesetzes ermöglichen. So passte sich 
Z. selbst bei den weittragendsten Gesetzesprojekten durch ge- 
wisse Klauseln, die er denselben beifügte, immer den gegebenen 
Verhältnissen an. 


') Bl. St. J 3S0. 

*) /. c. 

3 ) Dn. Bau. 57. 

*) K. Nr. 735 f., ~3H. 
») Zu-. II, 416. 
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Entschiedener als dieser Plan sind seine anf Ablösbarmachung 
der Zinse zielenden Vorschläge. Auch die Ablösbarkeit wird 
ebenso nur für die erkauften Zinse verlangt 1 ). „Wo solche er- 
koufte zins unablösig wärind“, d. h. wo in den Kaufbriefen 
Ablösung nicht ausbedungen ist, „dass ein oberkeit die erloubte 
abzulösen, und ob darum nit brief, urbar oder ander eehafte 
gewarsam wärind, dass man diese nach der zal 20 und 1 ab- 
lösen möge“ 2 ). Von diesen „zwey kleinen dingen“ Ablösung 
und Verbot neuer Zinse erwartet der Reformator sehr viel für 
die „Rntledigung“ des Bodens. „Nun lassent die zwey stuck 
liebend einandren harlonfen, so werdend jr sehen, dass die zins 
in zehen jahren so vil abgangs gewünnen werdend, dass jr üch 
darob verwundreud“ 3 ). 

Thatsächlich, so meint Roscher anerkennend, hätten die Ab- 
lösungen schon im 14. Jh. in der Schweiz begonnen 4 ). Doch 
führt Strickler vor der Reformation nur sieben und erst vom 
Jahre 1497 an datierende Fälle von Ablösung an 5 ). Die Gesetz- 
gebung zur Zeit der Reformation ist in der Ablösungsfrage durch- 
aus von Zwinglischem Geiste diktiert. Unter den Forderungen 
der Bauern vom J. 1525 war auch die auf Ablösung der Zinse. 
Auf Rat der Leutpriester, worunter Z., kam die Regierung den 
Forderungen der Bauern entgegen 6 ). Das Ziusgesetz vom 
9. Okt. 1529 behandelt dann die Materie ausführlich und be- 
stimmt zwar, wie auch Z.’s Meinung war, dass „auf erbgüetern 
und handlechen . . . ouch einich losung oder wiederkouf haben 
solle“, dass dagegen auf erkaufte Zinse „ein jeder gebürliche 
losung ouch nach dem houptgut darzu haben soll“ 7 ) Die Be- 
stimmung, welche erkauften Zinsen unbedingte Ablösbarkeit zu- 

‘) l. c. 

*) Zw. II 2 334. 

J ) Zw. 11, 413/'. 

4 ) Rasch. 76. 

*) Sir. Gr. 77. 

•) E. Nr. 736/38. 

’) E. Nr. 1613. 1. 3. 4. 
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gesteht, wurde am 2. März 1530 infolge einer Anfrage seitens 
des Stifts Grossmünster betr. die Ausführung des Gesetzes von 
1529 l ) in einem neuen Gesetz wiederholt 2 ), ln diesem Gesetz 
wird natürlich die Ablösung der Lehnszinse, wo sie im Lehns- 
brief nicht ausdrücklich ausbedungen, für ausgeschlossen erklärt. 
Und schon in einem Entwurf zu diesem Gesetze werden aus- 
drücklich auch diejenigen Lehnszinse von der Ablösung aus- 
genommen. von denen „etliche stuck versetzt oder verkouft 
wärend“ *). Nur diejenigen erkauften Zinse sind also ablösbar, 
welche niemals (ancli in ältester Zeit nicht) für Lehen gezahlt 
worden sind. „Von etlichen“ nun „weist niemands war si sygent“ 
ob von Lehen oder von Kauf. Von diesen zweifelhaften Zinsen 
betrachtet das Gesetz diejenigen als Lehnszinse, unter welchen 
Hühner und Eier Vorkommen oder „die länger daun mentschen 
gedächtnis von einer band in die andere“ gezinset worden. 

Ausser den Lehnszinsen giebt es noch eine Reihe nicht 
erkaufter ebenfalls unablösbarer Zinse, auch staatliche Abgaben 
wie „vogtstür“, von denen unten noch zu reden sein wird, gelten 
vor dem Gesetz als Zinse. Hier seien nur noch 2 Arten von 
Abgaben, die noch nach unserer Terminologie als Zinse zu be- 
trachten sind, erwähnt, nämlich die Zehnten „die zu zins ge- 
macht“, d. h. aus Fruchteil in fixe Abgaben verwandelt worden 
sind. Ablösung dieser ist durch das Gesetz ebenso wenig ge- 
stattet wie die der Zehnten. Sodann aber sollen alle sonstigen 
nicht erkauften und „nicht als Lehen . . . gloubhaft schinendeu 
Zinse“ worunter das Gesetz besonders die Häuserzinse hervor- 
hebt, ablösbar sein und zwar ein „stuck“ zu 20 Gulden, also 
im Verhältnis von etwa 20: 1; aber die Ablösung wird dadurch 
erschwert, dass die gleichzeitige Ablösung aller Stücke auf einmal 
verlangt, die einzelner Bruchteile dagegen nicht gestattet ist. 

Im Laufe der 3 x / 2 folgenden Jahre muss, wie aus einem 

*) E. Xr. 1650. 

*) E. Xr. 1653. 

*) E. Xr. 1651. 
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Vorschlag einer Rats-Kommission vom 25. August 1553 hervor- 
geht l ), ein Gesetz erlassen worden sein, welches das von 1529 
in seiner Bedeutung beträchtlich herabzumindern geeignet war. 
Dieses Gesetz hat offenbar erstens die erkauften Zinse, die ein 
„stuck“ und darüber betrugen, von der Ablösbarkeit ausgeschlossen, 
zweitens die erschwerende Bedingung für die Ablösung verlangt, 
dass das „houptgut“ (im Kaufbriefe) „bestimpt“ sein müsse. 
Diesen beiden Verschlechterungen des Gesetzes vom März 1530 
standen nur geringfügige Kompensationen gegenüber. Die 
Loskaufsumme wurde nämlich auf nur 30 Pfd. pro Stück 2 ), 
also um */* herabgesetzt. Ferner sollten nicht nur die erkauften, 
sondern auch die „eigentumbszinse“ (worunter offenbar die Lehns- 
zinse zu verstehen sind), natürlich nur soweit sie unter ein 
„stuck“ betrugen, unter die ablösbaren einbegriffen zu sein. 
Die Ratskommission gab nun zu diesem bestehenden Gesetz 
kein einheitliches Urteil ab. Der eine Teil wollte es bei diesem 
Gesetze belassen, der andere die Ablösbarkeit ganz und gar 
auf die erkauften Zinse beschränkt wissen. Selbst die mässige 
Vergünstigung, auch die Lehnszinse unter einem Stück (deren 
es natürlich verschwindend wenige gab) ablösen zu dürfen, sollte 
den Bauern wieder entzogen werden. 

Bereits einige Zeit früher w r aren massgebende Erwägungen 
im Schosse des Rats angestellt worden, deren Resultat war 
„weliche zins mit brief ald lüten kuntlich gemacht werden 
möchten, dass sie von eignen güetern, schuopissen, hand- oder 
erblechen gieugind und darzuo gehörtind und eigentums, boden 
ald grundzins, wie klein sie joch warrind, dass sie wider 
der eigenen hand“ (d. h. des Lehnsherrn), „willen kein lösung 
haben söllind“ 3 ). Nach dieser Erwägung scheint denn auch in 
der Verwaltungspraxis später verfahren worden zu sein. Die 
Ablösung der Gülten und Renten scheint allerdings durch dies 

') E. Nr. 1971. 

s ) lieber Stück vgl. Anh. Was Umr. 

*) E. Nr. 1927. 
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Gesetz noch immerhin in beträchtlichem Grade erleichtert ge- 
wesen zu sein. Wenn man aber bedenkt, dass unter 20 in den 
Jahren 1348 — 1521 auferlegten Gülten im Betrage von 923 Fr. kr. 
nur 3 im Gesamtbeträge von 42 Fr. kr. unter ein Stück sich be- 
liefen, — die Mehrzahl betrug gerade ein Stück — 1 ), so erscheint 
der Wert der Ablösbarkeit auch dieser Gülten als wenig be- 
deutend. In Rubrik C unserer Ziustabelle 2 ) haben wir 80 Zinse :1 ). 
deren Grosszahl Gülten sind, die i. D. auf 33*) Fr. kr. sich 
belaufen. Der Durchschnitt der obigen 20 Gülten beträgt nicht 
viel mehr, nämlich 46 Fr. kr., und das Stück ist auf nicht mehr 
als 20 Fr. kr. zu rechnen 5 ). 

Dazu kommt noch, dass diese anscheinend noch immerhin 
bauernfreundliche Massregel lediglich durch Rücksichtnahme auf 
die Interessen der Zinsnehmer eingegeben bez. aufrecht erhalten 
wurde. Bereits früher wurde nämlich in den schon zitierten 
Ratsverhandlungen offiziell eingestanden, dass „erstlich uf selbs 
anrüefen der stiften und klöstern, als si sich beklagt, dass si 
die kleinen zinsli mit grosser unkummlichkeit inbringen 
inienten, mine Herren inen ze willen worden und ein lösuug 
uf sölich .... gesetzt*). 

So wurde schon kurze Zeit nach Z.’s Tode die Ablösungs- 
gesetzgebung rückwärts revidiert. Mit Recht darf Strickler zu 
dem Schlüsse gelangen, dass die Politik seit der Reformation 
die Ablösung im allgemeinen nicht gefördert, sondern nur als 
besondere Gunstbeweisung bisweilen zugelassen habe 1 ). Die von 
ihm aus den Jahren 1525— 73 angeführten 10 Ablösungsfälle 
weisen denn auch nicht weniger als 6 in der Stadt Zürich vor- 
kommende (darunter 3 dem Stift gehörige), also wohl von 

■) Tab. VI. 

J ) Tab. V. 

*) Tab. IV; Ruhr. D; Sa. Sp. 5. 

*) Tab. V; Rubr. D; Sa. Sp. 8. 

*) Vgl. Anh. 

•) E. Er. 1927. 

’) Sfr. Gr. 81. 
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Häusern gezahlte Zinsen auf 1 ). Das Gesetz von 1(574 vollendet 
das Werk des Gesetzes von 1533. Dieses gestattet die Ablösung 
für den Fall, dass der Besitzer der Gült derselbe bleibt, über- 
haupt nur noch, wenn der Fall im Gültbrief Vorbehalten wurde. 
Die Gewährung dieses selbstverständlichen, aus dem Vertrage 
fliessenden Rechts knüpft das Gesetz für den Schuldner immer 
für den Fall, dass der Besitzer der Gült derselbe bleibt, noch 
au folgende Bedingungen: 1. nämlich sollen stets die jüngeren 
Gültposten abgelöst sein, ehe ältere an die Reihe kommen dürfen, 
und dann soll die Ablösung immer aus eigenem Gelde des 
Schuldners geschehen. Diese letztere Bestimmung wird auch 
für den Fall verlangt, dass der Besitzer der Gült wechselt; 
ausserdem in diesem Falle eine Kündigung genau ein Jahr vor- 
her. Wenn der Gültschuldner gegen das Gesetz dadurch verstösst, 
dass er fremdes Geld leiht, um damit die Gült abzulösen (was 
für ihn dadurch von Vorteil war, dass er das Geld Ende 17. Jh.'s 
schon zu billigerem Zinsfuss bekommen konnte ajs der Gültfuss 
betrug), so trifft ihn, wie seinen Kreditgeber, eine Busse von 
2()°/o des aufgenommenen Kapitals 2 ). Wie den Zinsfuss in der 
Höhe der früheren Jahrhunderte, so schützte die Züricher Re- 
gierung auch das Gültkapital in seiner ursprünglichen Fundierung. 
Von einer Ablösung „unablösiger zinse 11 , auf die Z. natürlich 
vor allem sein Augenmerk richtete, ist nur noch für den seltenen 
Fall die Rede, dass der ursprüngliche Gültbesitzer seine Gült 
an einen andern Kapitalinhaber verkaufte. Wenn sonach legis- 
lativ eine Verminderung der Bodenbelastung nicht herbeigeführt 
wurde, so ist, wenigstens nach Strickler, eine Vermehrung der 
Gülten seit Ende des 1(5. Jh.’s auch nicht eingetreten 3 ). 

Die Belastung des bäuerlichen Privateigentums durch Erb- 
zinse, Gülten und Reuten möchte sich nach unserer Schätzung 
auf 19,5 °/o vom Werte des Landes exkl. Wald und Gärten be- 

•) Str. Gr. 8H. 

s ) Str. Gr. 86. 

•) Str. Gr. 85. 
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laufen (4(5). Die meisten Gülten — müssen wir annehmen — 
wurden früher oder später zu ewigen, so dass als Ende des 
18. Jh.'s die Landwirtschaft ihre ersten Verbesserungen erfuhr, 
der Grossteäl der Bodenbelastung in solchen ewigen, rechtlich 
unablösbaren Abgaben bestanden haben wird. Die moderne 
Form der Schuldbriefe (Hypotheken) *) existierte wohl schon 
damals, kam aber wenig in Anwendung. 

Zur Würdigung des Standpunktes sowohl Z s. wie der Ge- 
setzgebung ist nur noch zu bemerken, dass eine Ablösbarmachung 
aller, auch der Erbzinse, in jener Zeit mit den Grundlagen der 
Gesellschaftsordnung nicht vereinbar war. denn auf diese Zinse 
war das Einkommen der städtischen herrschenden Klassen basiert, 
der Klassen, die dem Staate grösstenteils unentgeltliche Dienste 
leisteten. Selbst wo die Lehnszinse nicht als unmittelbar staat- 
lichen (gerichtlichen) Zwecken gewidmet erscheinen, müssen sie 
doch als eine Basis des Staatsorganismus betrachtet werden. 
Der Konservativismus Z.'s gegenüber den althergebrachten Lehns- 
zinsen wird durch die Zeit, ihre Bedürfnisse und Anschauungen 
durchaus verständlich. Mit der Wandlung der Anschauungen 
über die politische Ehre, mit dem Aufkommen der Beamten- 
besoldung schwand auch ein wesentlicher Grund für die Er- 
haltung dieser privaten Steuern dahin. Wirtschaftlich und sozial 
reif wären wohl auch die Erbzinse zur Ablösung schon früher 
gewesen, als sie thatsächlieh vom Staate dafür erachtet wurden. 
Dann erst i. J. 1808 setzte und nun mit einem Schlage die bis 
dahin stockende, ja retardierte Ablösungs- Gesetzgebung von 
neuem ein. 1803 — 40 wurden 6(542 M. K. Wr. (47) der ewigen 
Grundzinse abgelöst. Im .1. 1840 bestanden noch 17 413 M. K. 
ln Sa. bestanden also vor 1803 — 24 555 M. K. Wr. oder den 
M. K. zu 18 Er. gerechnet 432 590 Fr. Grundzinse. Das giebt 
ein Belastungskapital von 8652 000 Fr. Im Verhältnis zu dem 
Wert des gesamten Bodens, ausgenommen Wald und Weide von 


') Vgl. Sir. Gr. 80. 
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133000 Fr. des 16. Jh.’s (51), bedeutet das eine prozentuale Be- 
lastung von nur 6,5 °/ 0 . Wenn man noch bedenkt, dass in 
unserer Zinstabelle noch der Wert des privaten Waldeigentums 
in Anrechnung gebracht worden ist, so erscheint der Rückgang 
der Belastungsziffer vom 16. Jh. bis Anfang des 19. uip lO'/a # /# 
um so grösser und unerklärlicher. Eine Erklärung dieser Diffe- 
renz in den Belastungsziffern könnte in folgenden Verhältnissen 
gefunden werden. Es wäre nicht ausgeschlossen, dass namentlich 
im letzten Viertel des 18. Jh.’s, in dem die Technik der Land- 
wirtschaft eine ausserordentliche Verbesserung erfuhr — waren 
doch die Bodenwerte im ersten Jahrzehnt des 19. Jh.’s um fast 
das Doppelte höher als um die Mitte des 18. Jh.’s 1 ) — trotz 
der der Ablösung ungünstigen Gesetzgebung die Bauern, im Be- 
sitze so grosser Barmittel, in der Lage waren, Ablösungen nicht 
nur von erkauften, sondern auch von Lehnszinsen zu bewirken, 
was ja, wenn beide Teile (Pflichtige und Berechtigte), einwilligteu, 
durch die Gesetzgebung keineswegs verboten war. Auf der 
andern Seite mögen dieselben Umstände zu einer Anlage neuer 
Kapitalien in der modernen Form der Schuldbriefe gedient haben. 
Die Untersuchung dieser Frage fällt aus dem Rahmen unserer 
Darstellung. Jedenfalls muss das schliessliche Resultat der Ent- 
wicklung der Belastungsverhältnisse, ebenso wie der Ausgang 
der Ablösungsgesetzgebung am Anfänge dieses Jh.’s als ein für 
die Bauern überaus günstiges bezeichnet werden. Waren die 
Ablösungsbedingungen in den Jahren 1803 und 1832 für 
die Grundzinse auch nicht so günstig wie für die Zehnten 2 ), so 
wurden doch auch sie unter Anrechnung von 11,4 bez. 10 Fr. für 
den M. K. bedeutend unter ihrem Werte abgelösst. Wie aus obigem 
hervorgeht, wurde bereits in den ersten 37 Jahren, während deren 
der Loskauf der Grundzinse freigegeben war, über */* derselben 
abgelöst. Dass trotz alles scheinbar erfolgreichen Sträubens der 
Regierungen nach der Reformation im Züricher Staatswesen 

>) S. Tab. II. 

’) Vgl. oben. 

Claassen, Schweizer Bauernpolitik. 8 
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schliesslich doch die Ideen Z.’s, welche die Sicherheit und Frei- 
heit des bäuerlichen Eigentums zum Ziele hatten, den Sieg er- 
rangen, kann nur zum allergeringsten Teil der französischen In- 
vasion zugeschrieben werden. Vielmehr sind neben den Ideen 
der Reformation die oben skizzierten wirtschaftlichen Verhältnisse 
zwischen Stadt und Land 2 ) genügend zur Erklärung dieser eigen- 
artigen Entwicklung der bäuerlichen Verhältnisse in der Schweiz. 
Dieselbe Bauernschaft, welche die Stürme des 16. Jh.’s über- 
dauerte, bildete auch das sichere Fundament für die im 19. Jh. 
durchgeführte Politik der Ablösungen, die durch Z. inauguriert 
und im Stillen von der in den kommuualen Angelegenheiten sich 
völlig selbst verwaltenden Bauernschaft durch die 2 l / 2 Jahr- 
hunderte festgehalten wurde. „Wie ganz auders hätte sich 
Deutschland entwickelt, wenn ähnliche Grundsätze einer that- 
kr&ftigen aber gerechten Reform der Agrarverhältnisse auch in 
unseren leitenden Kreisen geherrscht hätten 2 ).“ 

*) Vgl. Kap. J1I, Abschn. 11. 

’) Roach. 76. 
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Staatliche Abgaben der Bauern und ihre öko- 
nomisch-soziale Lage im ganzen, sowie die wirt- 
schaftlichen und sozialen Unterschiede innerhalb 
der Bauernklasse. 


I. Staatliche Abgaben. 

Zur Ergänzung unserer Kenntnis der wirklichen Lebenslage 
und Lebenshaltung der Bauern muss noch die Höhe der rein 
staatlichen Lasten den ursprünglich privatrechtlichen Lasten 
hinzugefügt werden. Die Vogtsteuern sind die regelmässigen, 
für den Unterhalt der hohen Gerichtsbarkeit, die in der Refor- 
mationszeit bereits der Staat in dem ihm heerespflichtigen Gebiet 
fast überall inne hatte, gezahlten Abgaben. Sie waren alther- 
gebrachte und nach Provinzen (Grafschaften, Vogteien) ja oft 
nach Gemeinden verschieden. Im einzelnen wurden sie stets 
nach der Grösse des Grundbesitzes bemessen. 

In Greifensee gab es nach dem Herrschaftsrecht von 1450 
und 1483 zwei Arten von Vogtsteuern: in natura und in Geld 
und zwei Hauptklassen von Zensiten, die „Freien“ und die 
„Hörigen“. Die freien Leute waren bezüglich ihrer Natural- 
steuern in 4 Güterklassen geteilt: Besitzer von grossen Gütern, 
Huben, mittleren und kleinen Gütern; und diese Klassen zahlten 
bez. 54 bis 36, 30 bis 15, 7 bis 5, 2 bis 1 Fr. kr. Die Geld- 
steuern wurden von den ganzen Gemeinden erhoben. Maur 
und Fällandeu zahlten je 100, Bertschikon 60, Auslikon 20 Fr. kr. l ) 

■) Str. Gr. T4. 

8 * 
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Die Geldsteuern mögen darnach jedenfalls kaum mehr als 1 Fr. kr. 
pro Haushaltung betragen haben (48). Die Hörigen zahlten je 
nach ihren Grundherrschaften verschiedene Abgaben, so 99 zum 
„Hof“ Nossikon gehörige, in 10 Orten liegende Güter 1320 Fr. kr. 
In Grüningen wurde an einem Ort Ferrach die Vogtsteuer i. J. 
1429 um 6 — 8000 Fr. kr. *) verkauft, ertrug also 300 — 400 Fr. kr. 
25 grössere Schupposen in Erlenbaeh, auf denen Hörige sassen. 
zahlten 1 ) i. D. 32 */ 2 Fr. Im Neuamt zahlt laut Öffnung von 
1528 der ganze Zug 2, der halbe 1 Garbe, d. h. 3 bezw. 
l l /a Fr. kr. 2 ). 1520 ward für die Gemeinde Neu-Regensberg 

vom Rat entschieden, dass jeder „Pflug oder Zug“ ebenso viel 
an den Obervogt zu zahlen habe. Der Untervogt sollte durch 
Gebühren besoldet werden. Von den bis zum Jahr 1525 ge- 
zahlten Vogtsteuern in Kyburg sind nur die Steuern in Geld 
bekannt. Sie betrugen für kleiue Güter 3 |* bis für grössere 
20 bis 28 Fr. kr. 3 ). In der Herrschaft Eglisau waren laut Urbar 
von 1496, das auch noch 1530 galt, die Vogtsteuern in der Stadt 
normal, nämlich in den betreffenden Jahren hez. 13 und 7 Fr. kr. 
pro Hofstatt (49). In der Landgemeinde Rafz dagegen waren die 
Steuern enorm hohe ; z. B. zahlte ein Acker von 4 Juch. 3« 
18 Fr. kr., ein Riet von 2 Juch. 32 17 — 19 Fr. kr. 4 ). 

Das Staatsbudget von 1533 weist an Vogtsteuern insgesamt 
2107 Mk. (17412 Fr. kr.) oder i. D. auf die Haushaltung kaum 
1 V2 Fr. kr. auf 5 ). Moderner als die Vogtsteuer ist die Leib- 
(Kopf-) Steuer. Diese wurde gewöhnlich alle Jahre erhoben 
aber nur von Fall zu Fall je nach Bedürfnis verschieden be- 
messen. Im J. 1467 zahlte ein jeder Kopf über 15 Jahre 5 s. 
(5,20 Fr. kr. # ). Im Amte Knonau scheint in den Jahren 1528 
bis 33 7 ) und wohl auch schon vorher diese Steuer auf sämtliche 

*) Str. Gr. 74. 

*) Die O. 35. 

*) Str. Gr. 75. 

‘) Str. Gr. 75. 

s ) JE. Kr. 1973. 

') Müll. Tin*. 92. 

’) Tab. VIII XIII Erl. 9. 
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Köpfe im Betrage von 1 s. reduziert gewesen zu sein, was im 
Effekte ungefähr auf dasselbe hinauslaufen würde, wie das Be- 
messungssystem von 1467, wenn die Kaufkraft des Geldes nicht 
seitdem erheblich gesunken wäre. Dass die Leibsteuer von der 
Regierung selbst als der ihre Staatshoheit zum Ausdruck bringende 
Tribut, dem deshalb auch Regelmässigkeit zukommen musste, 
angesehen wurde, geht aus dem Ratsbeschluss vom ‘28. Mai 1525 
hervor, der gegenüber der Opposition der Bauern gegen diese 
Steuer betont „so man solich stiir nit gäbe, so hette ein oberkeit 
niitzit von oberkeit wegen 1 )“. 

Seltener als die Leib- wurde die Vermögens- (Güter-, roub-) 
Steuer erhoben. Der Steuersatz betrug 1467 — 0,25 % vom be- 
weglichen und unbeweglichen Vermögen („von liegendem und 
fahrendem“ was auf das reine Renteneinkommen einen Prozent- 
satz von 5 °/ 0 ergeben würde, ln Elgg war i. J. 1531 der Steuer- 
satz derselbe 2 ). Dieser Satz scheint der übliche im 15. und 
16. Jh. gewesen zu sein. Später im 17. Jh., so i. J. 1639 war 
er erheblich niedriger: 0,05 °/ 0 3 ). Diese Steuer wurde offenbar 
nicht in der Weise erhoben, dass die Aktiva und Passiva jedes 
Gutes oder Grundstücks festgestellt worden wären. Bäuerliches 
Eigentum scheint nur dann als Vermögen der Bauern ge- 
golten zu haben, wenn es von allen Lasten frei war. Als Ver- 
mögen galt nur dasjenige Gut oder Grundstück, von dem keine 
privatrechtlichen Abgaben entrichtet wurden (50), denn das be- 
lastete Gut war ja nur abgeleitetes, seinem Ursprung nach 
blos geliehenes „zu Lehen gegebenes“ Gut. Die belasteten Güter 
wurden besteuert, nicht bei den Belasteten, sondern bei denen, 
zu deren Gunsten die Lasten auferlegt waren. Denn mit den 
Lasten bezogen ja diese die Lehnsherrn und Zinskäufer den 
grössten Teil desjenigen Ertragsteiles, der über das Existenz- 
minimum der besitzenden Bauern hinausging. Dies erwerbslose 

') E. Nr. TM. 

! ) Haus Elgg Anh. 

- 1 ) Wo*. St. A. 
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Einkommen wurde nach seinem Vermögenswert bei den Zins- 
herrn besteuert. Die aus den Kaufpreisen unbelasteter Grund- 
stücke abgeleiteten Bodenwerte, die wir auch unserer Zinstabelle 
zu Grunde gelegt haben, sind erfahrungsgemäss zu allen Zeiten 
bei Bauerngütern grösser, als den aus den Gütern fliessenden 
Reinerträgen entspricht, wobei unter Reinertrag der über das 
Existenzminimum des arbeitenden Besitzers hinausgebende Ein- 
kommensteil verstanden wird. Damals wurde aber der Preis, 
den der Bauer im Verkauf für sein Gut erhielt, nicht nur nicht 
als Massstab des Vermögenswertes des Gutes angesehen, (dies 
war schon durch den Mangel einer Katastierung ausgeschlossen), 
sondern trotz der allgemein bekannten Thatsache, dass auch die 
von Erbzinsen und Gülten stark belasteten Güter Preise erzielten, 
scheint der Gedanke, dass der Bauer in seinem Gute ein Ver 
mögen habe, gar nicht aufgetaucht zu sein. Sein gesamtes Ein- 
kommen galt als Arbeitseinkommen, das Gut, das er besass, 
mit dessen Hilfe er dies Arbeitseinkommen erzielte, galt nicht 
als „geltend gut u d. h. als Vermögen. 

Die subtile Unterscheidung zwischen verschiedenartigen Teilen 
desselben Einkommens musste jenem Zeitalter natürlich fremd 
sein. Aus allen diesen Gründen kann die Auffassung, dass ledig- 
lich unbelastete bäuerliche Grundstücke Vermögensobjekte in den 
Händen ihrer Besitzer seien, nicht Wunder nehmen. 

Aus diesen Betrachtungen geht aber hervor, dass durch die 
Vermögenssteuer die Bauern in der Hauptsache nur in Hinsicht 
ihres beweglichen Besitzes (Gerätschaften, Vieh etc.) getroffen 
wurden. Und gerade dieser Besitz trat damals relativ sehr zurück, 
denn die Technik war wenig entwickelt, und die Viehzucht stand 
an Ausdehnung sehr zurück 1 ). Vogt-, Leib- und Vermögens- 
steuer waren die hauptsächlichsten Staatssteuern im Zürichgebiet. 
Gegenüber der Gesamtsumme der privatrechtlichen Lasten fallen 
diese Lasten kaum ins Gewicht. Hervorzuheben ist, dass von 
einer Steuerfreiheit des Adels schon damals nicht die Rede war. 

*) Vgl. Kap. V. 
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Wurden die Bauern durch Leib- und Vogtsteuern, so wurde dieser 
vornehmlich durch die Vermögenssteuer zu den Staatslasten heran- 
gezogen. 

II. Vermögensbesitz und -Verteilung. 

Wie wir schon aus unseren Betrachtungen über die Ver- 
teilung des Grundeigentums gesehen haben, waren die Bauern 
während der Reformationszeit keine ganz gleichförmige Masse. 
Dieses zeigt sich auch vor allem bei dem Streit um den Anteil 
an den Allmenden. In Höngg erhalten die 8 Huber und der 
Meier i. J. 1646 am Gemeinholz zwei Teile, die übrigen Ge- 
meinsgenossen nur einen Teil. Die Grösse des Gutes wmrde im 
allgemeinen zum Massstabe für die Beteiligung desselben am 
Allmendgenuss gemacht. Doch gab es auch Ausnahmen von 
dieser Regel; oft genossen die kleinen Besitzer, ja selbst die, 
welche auf Lohnarbeit gingen, weit grössere Rechte als ihrem 
Besitztum entsprach. Diese Verhältnisse und ihre Entwickelung 
sind bereits von Hotz so gründlich behandelt worden, dass es 
hier nur erübrigt auf seine trefflichen und klaren Darstellungen 
hinzuweisen l ). 

Den Grad der Verschiedenheit in der sozialen Lage der 
Bauern ersieht man weiter aus der Verteilung des besteuerten Ver- 
mögens. In 4 Gemeinden des Amtes Knonau gab es in den 
Jahren 1528 bis 33 — 136 selbständige Grundbesitzer 4 ), von denen 
nur 30 Vermögen hatten. Davon hatten 15 — 900Fr. und darunter. 
28 unter 7000, 2 dagegen über 30000 Fr. kr. 3 ). ln Elgg war 
die Verteilung i. J. 1531 nicht so sprunghaft verschieden. Nur 
63 haben 900 Fr., darunter und gar kein, 68 dagegen haben Ver- 
mögen über 900 Fr. 4 ). Im ganzen scheint die Stadt Elgg schon 
reicher, denn die Landgemeinden in Knonau. Hier ist der Durch- 
schnitt auf die Haushaltungen nur 973, dort 2542 Fr. kr. Wie man 

>) Vgl. Holz. Ho. 

*) Tab. X; >Sp. S Sa. 

') Tab. VIII X. 

•) lab. VII. 
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sieht, lässt sich aus dieser Vermögensverteilung nur eine kleine 
Differenz in den sozialen Verhältnissen der Einzelnen konstatieren. 
Diese Differenz erscheint aber noch geringer, wenn man sich 
unserer obigen Betrachtungen über die Vermögenssteuer 1 ) er- 
innert. Denn durch die Vermögenssteuer wurde mehr das be- 
wegliche als das unbewegliche Gut der Bauern getroffen. Die 
im Sinne der Besteuerungsprinzipien Vermögenden ha tten mehr be- 
wegliches Gut als die Unvermögenden; sie trieben wahrscheinlich 
mehr Viehzucht als diese. Aus der Ungleichheit des steuerbaren 
Vermögens geht also mehr eine Verschiedenheit der Produktions- 
richtungen, denn eine Verschiedenheit der wirklichen Vermögens- 
grösse hervor, ln wie weit die Verteilung des steuerbaren Ver- 
mögens für die soziale und auch für die wirtschaftliche Lage 
der Bauern in Betracht kommt, das ersehen wir aus dem Ver- 
hältnis zwischen Vermögens- und Betriebsgrösse. Die Grösse 
des Betriebes entnehmen wir aus der Zahl der beschäftigten 
Arbeiter, ln den erwähnten Gemeinden von Knonau wurden 
auch von vielen nicht vermögenden Besitzern Arbeiter beschäftigt. 
Unter 30 Vermögenden beschäftigen 12 — 19, unter 106 Nicht- 
vermögenden 17—23 Arbeiter 2 ). (Vermögen wird hier immer 
im Sinne des versteuerten Vermögens verstanden.) 

Wenn auch von den Vermögenden ein relativ weit grösserer 
Teil als von den Unvermögenden Arbeiter beschäftigte, so waren 
doch, wie man sieht, 60°j 0 der Vermögensbesitzenden Inhaber 
von Alleinbetriebeu, und von den Nichtvermögenden arbeiteten 
immerhin 16 % mit Hilfe von Knechten oder Mägden. Die Be- 
deutung des Besitzes steuerbaren Vermögens tritt also für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Verschiedenheit sehr zurück. Aus 
den Zahlen der von den Grundbesitzern beschäftigten Arbeits- 
kräften wird man am besten eine Anschauung über den Grad 
sozialer wie wirtschaftlicher Ungleichheit erhalten, der damals 
existierte. In denselben Gemeinden von Knonau beschäftigte 

') Vgl. Abftchn. I d. Kap. 

’) Folgt aus Tab. VIII und X. 
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nur etwa der vierte Teil aller Grundbesitzer Hilfskräfte. Diese 
an Zahl 47 Besitzer hatten aber nur 73 Knechte und Mägde. 
Das Maximum, das in einem einzigen Falle vorkommt, ist drei 
Knechte und eine Magd '). Die typische Form des landwirt- 
schaftlichen Betriebes war also der Alleinbetrieb. 

Diese Betriebsform war auch schon dadurch geboten, dass 
es gänzlich proletarisierte Bauern damals offenbar wohl noch 
weniger gab als heute, wie das Zahlen- Verhältnis zwischen Lohn- 
arbeitern und Grundeigentümern in den erwähnten Gemeinden 
von Knonau beweist 2 ). Ums Jahr 1530 betrug in diesen Ge- 
meinden, die Zahl der Eigentümer gleich 1 gesetzt, die Zahl der 
Lohnarbeiter nur 0,35; i. J. 1870 schon 0,96: i. D. des gauzen 
Kantons zur selben Zeit 1,11 3 ). Auch in Morgen, das zu den 
wohlhabendsten, den Seegemeinden gehört, wurden nicht mehr 
Lohnarbeiter gebraucht. Denn noch i. J. 1634 gab es hier auf 
120 Haushaltungen nur 29 Knechte und Mägde 4 ). Hier verhalten 
sich also Eigentümer zu Lohnarbeiter wie 1 : 0,24. Eine Be- 
rechnung für die Jahre 1527 bez. 32 ergiebt das Verhältnis in 
denselben Gemeinden von Knonau gleich 1 : 0,41. Vergleicht man 
weiter die Zahl der Selbständigen und Unselbständigen mit Hin- 
zurechnung der — vermutlichen — Zahlen ihrer beiderseitigen 
Angehörigen 5 ), so bekommt man ein für die Selbständigen noch 
günstigeres Verhältnis. Darnach verhält sich die durch unselbst- 
ständige Arbeit ernährte Bevölkerung zu der durch selbständige 
ernährten wie 0,12 : 1. Im J. 1870 ist dies Verhältnis für den 
ganzen Kanton 0,44 : 1 6 ). 

Aus der Thatsache der viel geringeren Zahl von Angehörigen, 
welche die Unselbständigen hatten als die Selbständigen — die 
letzteren haben in den erwähnten Gemeinden von Knonau i. D. 

■) Tab. XU. 

*) Tab. XII. 

3 ) Kram. 299 Anm. 

‘) Sfr. Ho. ISO. 

5 ) Tab. XIII. 

*) Stuf. Her. 25. 
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4,26, die ersteren dagegen nur 0,55 Angehörige — geht hervor, 
dass selbst diese nicht grosse Kategorie von Landleuten zum 
grössten Teile nicht als Proletarier, sondern als unverheiratete 
Söhne und Töchter selbständiger Bauern zu betrachten sind; dies 
gilt, wie man aus obigen Zahlen ersieht, für heute ebenso wie 
für damals. Im J. 1870 kamen auf die unselbständigen Land- 
leute sogar nur 0,05 Angehörige 1 ). Die Verschiedenheit in der 
sozialen Lage der Bauern ist — soweit die Quellen uns sehen 
lassen — in der Reformationszeit gering gewesen und ist seit- 
dem sehr wenig grösser geworden. 

III. Steigerung der Gesamtverhältnisse des Landwirtes 

bis heute. 

Es bleibt noch die Frage zu erledigen, ob und in wie weit 
eine Hebung der Gesamtlage der Bauernschaft im Laufe dieser 
Jahrhunderte stattgefunden hat. Fassen wir zur Beantwortung 
dieser Frage zunächst alle uns über die bäuerliche Belastung 
ermöglichten Schätzungen zusammen. Die Belastung durch Zinse 
ward gleich 19 — 20 % a ), die durch Zehnten gleich 12 °/* 3 ) des 
Bodenwertes befunden. Die gesamte Bodenlast der Reformations- 
zeit belief sich demgemäss auf 31 — 32% des Bodenwertes; die 
ungefähre Berechnung wird durch den einzigen Fall, in dem wir 
ein Gut nach Wert und Gesamtbelastung genau kennen , be- 
stätigt. Ein Gut in Fällanden hatte Wiese und Acker im Werte 
von 8880 fl. Die Gesamtschulden betrugen 3275 fl. 4 ). Nehmen 
wir also — hoch gerechnet — die Belastung des Bodens zur 
Reformationszeit gleich % des Gesamtwertes alles Kulturbodens 
escl. Wald und Gärten, nehmen wir ferner den an Bodenwert 
auf die bäuerliche Haushaltung i. D. fallenden Anteil auf 10000 Fr. 
an (51), so ergiebt sich ein durchschnittlicher Grund vermögens- 


■) Slat. Ber. 35. 
l ) Vgl. oben. 
s ) Vgl. oben. 

») M. v. K. K. Z. 11 Ul; vgl. Tab. V, Z. 3. 
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wert von 6700 Fr. für die bäuerliche Haushaltung. Im J. 1888 
war das Haushaltungsbetreffnis an Landwert ca. 20 000 Fr. (52). 
Die hypothekarischen Lasten beliefen sich in derselben Zeit auf 
60°/o (53). Daraus ergiebt sieh ein Grundvermögenswert von 
12 000 Fr. Die Betrachtung aber gerade der gegenwärtigen, 
doch ev. nur vorübergehenden kritischen, Lage der Bauern 
genügt nicht, will man sich ein klares Bild von dem sozialen 
und wirtschaftlichen Fortschritt im Allgemeinen machen. Im 
J. 1870 war das Haushaltungsbetreffnis an Land ca. 28 000 Fr. 
(54) und die Schulden betrugen, die Zahl des Jahres 1880 
in Rechnung gezogen, etwas über die Hälfte (55). Die Stei- 
gerung der Schulden ist aber zum grossen Teil erst in den 
70er Jahren erfolgt 1 ), so dass sich das Grundvermögen im 
J. 1870 auf noch weit mehr als 14 000 Fr. i. D. belaufen haben 
dürfte. AVie man sieht, scheint nach diesen Schätzungen 1870 
gegen die Reformationszeit der AVert des bäuerlichen Besitzes 
fast ums Dreifache gestiegen zu sein, und 1888 noch das 
Doppelte jener Zeit betragen zu haben. Diese Steigerung des 
AA'ertes ward aber auch durch Aufnahme fremder Kapitalien 
in den landwirtschaftlichen Betrieb bedingt, so dass ein grosser 
Teil der gestiegenen landwirtschaftlichen Rein -Erträge den 
Kapitalisten zufiel. Trotzdem blieb dem Bauern doch ausser 
seinem vermehrten A T ermögen an liegenden Gütern, noch eine 
beträchtliche Steigerung der beweglichen Güter, namentlich des 
Viehes. Freilich lässt es sich gar nicht ermitteln, wie weit dem 
Bauern durch Betriebskredit dieses ATermögen verkürzt worden 
ist. Sein immobiles Vermögen ist sicher erheblich gestiegen. 
Im J. 1888 war es nach Obigem ca. 80 °/ 0 und i. J. 1870 sogar 
ca. 110 % höher als im 16. Jh., selbst wenn wir für 1870 die hypo- 
thekarische Belastung ebenso hoch ansetzen wie für 1888. 

Dass im übrigen der bäuerliche Betrieb in seiner typischen 
Form des Alleinbetriebs im wesentlichen bestehen geblieben ist, 


’) Vgl. Kram. 305 f. 
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das haben unsere obigen Darstellungen gezeigt. Die auf der 
Arbeit unabhängiger Eigentümer ruhende Landwirtschaft hat im 
Kanton Zürich bis heute gedauert; von einer Tendenz der Ent- 
wickelung zum kapitalistischen Grossbetriebe war hier nie etwas 
zu spüren. Dass aber dem so war und noch ist, das lag wohl 
weit weniger an den dem Züricher Gebiet eigentümlichen natür- 
lichen und ökonomischen Verhältnissen — findet man ähnliche 
Bodenbeschaffenheit doch auch in vielen Gegenden des deutschen 
Reiches, wo Grossbetrieb vorkommt — sondern vornehmlich an 
dem Verhalten der in der alten deutschen Reichsstadt mass- 
gebenden politischen Faktoren zu der bäuerlichen Bevölkerung. 
Während in vielen reichsdeutschen Territorien im 16. und 17. Jh. 
der Staat zuliess, dass die Bauern durch die Grundherren ent- 
eignet wurden, erscheint in Zürich dem Staate die Existenz- 
berechtigung des bäuerlichen Eigentums als über jeden Zweifel 
erhaben. 
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1) Die vorstehenden Betrachtungen, Bowie die in Kap. 2 Abschn. II, 
welche Grundzüge der Klassen- und Parteiverhültnisse in Zürich zur Re- 
formationszeit skizzieren, enthalten den Kern einer Untersuchung über die 
Gesamtheit der gesellschaftlichen Verhältnisse , insbesondere aber der 
höheren Klassen, welche der Verfasser als Fortsetzung vorliegender Schrift 
zu veröffentlichen beabsichtigte. Diese Absicht wurde durch äussere Ver- 
hältnisse vereitelt. 

2) Für den Wert dieser Waserschen Schätzung ist allerdings zu be- 
denken, dass damals die Grenzen zwischen Industrie und Landbau noch 
weniger fest waren als heute. Viele einzelne, die WaBer zum Gewerbe 
gerechnet hat, mögen damals thatsächlich noch vorwiegend Landwirtschaft 
getfieben haben. 

3) Die Bevölkerung berechnete Waser für die Jahre 1467, 1529, 1580 
und 1610 nach den Zählungen der waffenfähigen Leute, der sog. „Mann- 
schaftsrodeln“, die gemeinden- und bezirksweise in diesem Jahr vom Rate 
angestellt worden sind. Für uns kommt hier nur die Zählung von 1529 in 
Betracht. Die auf Grund dieser Zählung von Waser aufgestellte Tabelle 
giebt unsere Tabelle I wieder. Das Verfahren, das er bei der Ableitung 
der Zahl der Gesamtbevölkerung aus der Zahl der Militärpflichtigen in An- 
wendung brachte, bezeichnet er selbst in seinen Manuskripten, die ja noch 
nicht druckreif waren, als „zu umständlich, um es näher auseinander zu 
setzen“. Dass er i. D. für das Verhältnis Waffenfähige: Eo =-. 1 :6'/ t an- 
wandte, darüber s. Tab. I, Erl. 3. Die „Mannschaftsrodel“ dieser Jahre 
selbst sind heute merkwürdigerweise nur in Bruchstücken vorhanden. Waser 
selbst konnte sie noch benutzen. Seine Bevölkerungstabelle ist sonach die 
einzige Quelle für unsere Kenntnis. Abgedruckt und begutachtet ist sie 
von Herrn Kantonstatistiker Müller ’)• 

4) Die Ackererträge berechnete Waser aus den Verzeichnissen der 
Zehnten, die ihm für eine Anzahl von Gemeinden für alle Jahre von 1540 
bis 1775 Vorlagen. Für die Jahre 1771/2 aber lag ihm noch eine vom 
Rat veranstaltete Statistik aller „im Zürichgebiet gefallener Zehnten“ vor. 
Waser machte nun die Annahme, dass die Zehntenmenge derjenigen Ge- 
meinden, über welche er für den ganzen Zeitraum Daten hatte, sich zu 
der Zehntenmengc aller Gemeinden des Zürichlandes während des ganzen 
Zeitraumes ebenso verhalten habe wie in den Jahren 1771/2. Danach stellte 

*) Vgl. Was. Müll. 
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er »eine „Fruchtbarkeitstabelle“, abgedruckt und begutachtet vom Staats - 
archivar J.abhart ’), auf und übertrug nun nur noch da» Ergiebigkeits- 
verhältnis des Ackers von der grossen Masse der zehntbelasteten Aecker 
auf die Summe aller Aecker (inkl. der Minderheit der nicht belasteten). 
Dabei reduzierte er alle Ackerfrüchte auf die Werteinheit von 1 Mütt 
Kernen nach einem im Anhänge gegebenen Verhältnis 1 ). 

5) 1884 Areal mit Oetreide bebaut 15493,, ha; 1891 — 13607, 3 ha*), 
arithmetrisches Mittel daraus 14 550,, ha. 1883 — 92 Kornertrag i. 1). pro 
Hektar 13 Dz. 4 ). Aus den letzten beiden Zahlen ergiebt sich durch Multi- 
plikation für das Jahrzehnt 83/92 eine Produktion an Körnern von 189000 Dz. 

G) 1540—60 Körnerertrag i. D. 400000“) MKWr. 1 M. K. = 57„ kg r ). 
Also 1540 — 60 Körnerertrag i. D. 230 000 Dz. Die Hnuptmasse der Acker- 
früchte war damals Getreide; die llülsenfrüchte kommen rechnerisch wenig 
in Betracht 7 ), so dass wir ohne allzu grosse Fehler den Ertrag der ge- 
samten Ackerfrttchte in 1540 — 60 dem Getreideertrag gleichsetzen können. 
Streng genommen freilich sind die Zahlen 230000 und 189000 Dz. auch ab- 
gesehen davon noch nicht vergleichbar, weil erstcrc denWert von 230000 Dz. 
Spelz, letztere die Menge von 189000 I)z. Körnern ohne Berücksichtigung 
der Wertunterschiede der einzelnen Getreidearten. Wegen des quantitativen 
Ueberwiegens von Kernen (Spelz und Weizen) über die Getreidearten würde 
die Zahl von 189000 sich bei Berücksichtigung des Wertunterschiedes nicht 
sehr verändern. Da die andern Halmfrüchte (Hafer und Gerste) geringer 
wertig sind, würde sich die Zahl von 189 000 Dz. etwas vermindern, wenn 
sie den 230000 Dz. von 1540 — 60 vergleichbar sein sollte. Dasselbe gilt 
auch für die durchschnittliche Ergiebigkeit des Ackers, die heute etwas 
weniger als den Wert von 13 Dz. Kernen betragen würde. Darum ist auch 
im Text noch der Vergleich für die Geldwerte sämtlicher Ackererträge 
durchgeführt werden. 

7) Der Verbrauch an den vier Hauptgetreidearten berechnet sich für 

1886 90 i. I). pro Kopf auf 353 kg 9 ). 

8) Im 16. Jh. Ackerland ca. 77000 ha (16), 1540 60 Körnerertrag 230000 
Dz. (6), also Ertrag pro ha 2,99 l)z. 

9) 1889 landwirtschaftliche Produktion i. g. 53977000 Fr., davon 25,5 °„ 
Produktion des Ackers *). 1888 Ernte an Körnern 186000 Dz., Preis ä 30 Fr. = 


') Vgl. Wo«. Labh. 

») S. Anh. 

3 ) St. M. J. 91, ff. 2, S. 22. 
*) St. ff. J. 92, ff 1, S. 117. 
*) Wa8. Labh. 129. 

•) Müll. Was. 

’) Vgl. S. 46. 

') Nach ff. W. 111, 894. 

*) St. ff. J. 89, ff. 1, S. 95. 
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5580000 Fr. 1888 Ernte an Stroh 388000 Dz., Preis k 10 Fr. = 3880000Fr.'). 
Daraus ergibt sich ein ungefähres Verhältnis von Stroh- zu Körnerwert = */ 10 . 
Die Getreidefrüchte machen von allem Produktenwert 12 °/ 0 aus, das Stroh 
demnach 4,8 %. Auf den gesamten Körnerertrag des Ackers kommt dem- 
nach 20,7 % der gesamten Produktion, d. i. 11 Mill. Fr. Da Ackerareal 
1891 = 28 901,1 ha’), so betrug der Produktenwert pro ha 380 Fr. 

10) 1540 — 60 Körnerertrag 230000 Dz. (6) ä 31 Fr. == 7130000 Fr. (der 
Preis von 31 Fr. ist der für die Jahre von 1800 — 77) a ), Ackerland 77000 ha (16), 
also Ertrag pro ha 92,6 Fr. 

11) 1889 landwirtschaftliche Produktion i. g. 53 977000 Fr. (9), davon 
57 % Ertrag der Wiesen. 1874 — 88 i. D. Ertrag an Heu 417, an Milch 
274 Fr. pro ha Wiesland 4 ); Milchertrag also ’/ 4 des gesamten Wiesenertrages. 
Also Ertrag der Wiesen ohne Berücksichtigung ihrer indirekten Wirkung 
auf den Milchertrag 34 0 / 0 . Dazu kommt der Ertrag der Riete*) mit 3,4 °/ 0 9 ), 
des Ackers an Körnern mit 20,7 °/ 0 (9), Summa = 58,1 % oder Absolut-Ertrag 
an Heu und Körnern und von den Rieten 31307000 Fr. Areal der Aecker 
und Wiesen 107000 ha. Also Ertrag pro ha. 292 Fr. 

12) Ende des 17. Jh.’s Heuertrag pro ha 33 Dz. 1 ). Im 16. Jh. Wiesen- 
areal 21000 ha (16), Summa des Heuertrages also = 693000 Dz. 1874 — 89, 
Preis des 1 Dz. Heu i. D. 7,30 Fr.*). 

lin 16. Jh. also Heuertragswert 5059000’ Fr., zur selben Zeit Ertrags- 
wert der Körner 7130000 Fr. Summa Heu und Körner 12189000 Fr. 
Acker und Wiesenareal 98000 ha (16). Also Ertrag pro ha 124,4 Fr. 

13) Xach Waser ertrug der Juch 8 1 / 4 Saum"). Rechnet man diesen 
nls „trübes Mass“ ä 48 Kopf = 210 1. und den Juch = 'j t ha, so ergebe 
das 70 hl. 

14) 26 Juch gute Reben, dem Kloster Selnau gehörig, werden i. J. 1525 
auf 130 Eimer Durchschnittsertrag geschätzt 10 ). Analog A. 13 umgerechnet, 
ergäbe das für den ha 28 hl. 

15) Die Wascrsche Taxierung des Bodenareals ist allerdings mit Vor- 
sicht aufzunchmen, denn WaBer giebt das (kultur- und nicht kulturfähige) 
Gesamtareal des heutigen Zürichgebiets excl. Stadt Winterthur auf 675 335 


■) St. M. J. 90, H. 1, S. 21. 

*) St. M. J. 91, H. 2, S. 22. 

') Was. Müll. 

*) St. M. J. 88, H. 1, S. 53. 

*) Vgl. A. 12. 

’) St. M. J. 89, II. 1, S. 25. 

7 ) S. S. 38. 

*) St. M. J. 89, H. 1, S. 51. 

*) Was. HoAw. 71. 
i0 ) E. Nr. 839. 

Claanen, Schweizer Bauernpolitik. 9 
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Juch.,, an = 219 079 ha 1 ). Nach heutiger Berechnung umfasst dasselbe 
Gebiet nur 170 869 ha. Waser gab also den Flächeninhalt um 28°/ 0 zu 
hoch an. Dieser Ucberschuss fällt ober wohl ausschliesslich auf das land- 
wirtschaftlich nicht nutzbare Areal, das Waser sicher nicht so genau zu 
bestimmen vermochte wie das landwirtschaftlich benutzte. Daher dürfte 
anzunehmen sein, dass er für das Kulturareal die dem heutigen )lasg ent- 
sprechende Grösse gefunden hat. 

16) Tabelle der Anbauverhältnisse. 

Umfang der Kulturarten in 1000 ha. 


Nr. 

1 

| Kulturart 
2 

IG. Jh. 
3 

1775 

4 

1775 

5 

1891 

6 

1 

Acker 

77 

70,53 | 


28,90 

2 

Wiesen 

{ 21 

{27,25 


/78,27 

3 

Riete 




—X 

4 

Feldweide 

4,80 

{l5,34 

4,80 

X 

5 

Waldweide 

10,54 


10,54 

/ 

6 

Wald 

37,47 

37,47 

\48,01 

7 

Reben 

3,65 

3,65 


5,28 

Summa 

j 154,24 

154,24 


160,46 


Erklärungen. 

8p. 2, Z. 6: Wald, der nicht als Weide benutzt wird. 

Sp. 3: Nach Tab. IV war das Verhältnis der Wiese: Wiese -j- Acker 
im 16. Jh. 21 : 100. Ueber Umwandlung von Weiden in Wiese ist vom 
16. bis F,nde des 18. Jh.’s nichts bekannt, wohl aber über Umwandlung von 
Acker in Wiese. Viele Hinweise linden sich in Urkunden späterer Zeit auf 
die einstige Ackereigenschaft von Wiesenparzellen. Diese Erwägungen 
führen uns zu der Annahme, dass das Areal Acker Wiese den ganzen 
Zeitraum hindurch ungefähr konstant, dass seine Grösse im 16. Jh. dieselbe 
gewesen sei wie 1775. 

Z. 4—7: Dasselbe wie für die Summe des Acker- und Wieslandes 
können wir hei der Stabilität der Landwirtschaft in jener Zeit auch für die 
übrigen Kulturarten annehmen. 

Sp. 4 nach Waser 1 !; Juch, umgerechnet in ha. 

Sp. 5 Z. 4 u. 5 nach Schätzung: Wir nehmen an, dass das AreoT 

Wald -f- Waldweide = Gesamtwaldung 1775 ebenso gross gewesen sei, wie 
1891. Bei dieser Annahme erhalten wir, indem wir Wasers Angaben in 
Rechnung stellen, obige Zahlen. 


*) IVos. Grösse 9 f. 

5 ) TU«*. Labh. lHß. 
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8p. 6 Z. 4: x = Grösse der Feldweide ist unbekannt. Ks giebt aber 
beute notorisch weder Feld- noch Waldweide in grösserem Masse mehr, so 
dass wir dieses x ignorieren können. 

Die Zahlen in den übrigen Zeilen sind nach den amtlichen Quellen 
wiedergegeben '). 

17) Um Missverständnissen vorzubeugen, sei bemerkt, dass dieses Drittel 
nicht mit dem nach dem System der Dreifelderwirtschaft brachliegenden 
Drittel zu verwechseln ist. Waser giebt für das gesamte Ackerland, d. h. 
für den anbaufähigen Acker 217 000 Juch. an. Davon gehen ab für „Brache“ 
08 500 Juch. Von dem Rest von 148500 Juch, wird ausserdem ein Drittel, 
die „Brach zeig* nicht angebaut. Waser unterscheidet also Brache und 
Brachzeig. Unter beiden Kategorien ist ein anbaufähiges Land zu ver- 
stehen, aber dass erstercs „brach* liegt, hat an sich noch nichts mit der 
Dreifelderwirtschaft zu tliuu. In jedem Jahre wurde eben zu Wasers Zeit 
nur etwa % des Ackerlandes für den Anbau bestimmt und in die drei 
Zeigen geteilt. Natürlich wird nicht immer dasselbe Land zur „Brache“ 
gehört hnben. Jedenfalls bedingte der Düngermangel in jedem Jahre die 
völlige Vernachlässigung eines Drittels der ganzen Flur, während der 
Brachzeig doch der Dünger der Stoppe lweide zugute kam. 

18) und 1!)) Dass die Riete unter die Wiesen gerechnet wurden, geht 
sowohl aus der Waserschen Verteilung der Kulturarten hervor als auch aus 
allen Urkunden, die Angaben über diese Verteilung enthalten 3 ). 

20) 1884 Waldareal 48 177,0 ha 3 ) = 133000 Juch.«,. Da i. J. 1775 
der nicht als Weide benutzte Waldboden 104 000 Juch. tü und Wald -)- 
(Wald- und Feld-)Weide zusammen 146000 Jucli., 0 *) ausuiachten, so nehmen 
wir die nicht bekannte Zahl für den gesamten Wald (incl. Waldweide), 
die jedenfalls zwischen 104 und 146 000 liegt gleich der Zahl von 1884 an. 

21) Zu 1501,22 Juch. Acker, Wiese, Reben gehörte 232,5 Juch. Wald als 
Privatbesitz 5 ). Setzen wir den zu diesem Lande gehörigen Gesamtwald, d. h. 
den von den Besitzern dieses Landes zu Privateigentum besessenen und als 
Allmend genutzten gleich y, so erhalten wir 1501,22 Juch. y = x, wo x das 
gesamte zu den betreffenden Gütern gehörige Land (privates und gemeines) 
bedeutet. y= 30 , 00 x angenommen*), erhalten wir y = 643,38 Juch. Den 
Privatbesitz der betreffenden Güter an Wald von 232,5 Juch, dazu ins Ver- 
hältnis gesetzt, ergiebt für letzteren 36% vom Gesamtwald. 


') 

St. M. 

J. 

91, 

H. 

9 

*) 

Vgl. z. 

B. 

S. 

57. 


*) 

St. AI. 

J. 

91, 

H. 

9 

4 ) 

llos. Lnbh. 

136. 


•) 

Tab. 1 

v, 

A 

C, i 

Sa. 

•) 

St. AI. 

J. 

90, 

H. 

i, 
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22) Dass man daraus nicht folgern darf, dass die Wald weide weniger 
in genossenschaftlichem Eigentum sich befunden habe, geht aus dem Fol- 
genden hervor. 

23) Angenommen, dass 36% des Waldes sich in privaten Händen be- 
fand und 64%') im Gemeinde- und Staatsbesitz, so ergiebt sich im Ver- 
hältnis zum gesamten Kulturarcal bei Annahme, dass der Wald 30% da- 
von ausmacht 19,2% Gemeinde- nnd Staatswald. Die Weiden mit 4,2 ° 0 
hinzugerechnet (denn Wald, Waldweide und Feld weide zusammen ergaben 
pro 1775 34,2 % des Kulturbodens') würde auf das Gemeineigentum an 
Wald und Weide 23,4 % vom gesamten Kulturboden entfallen. 

Eine genauere Schätzung des Gemeinbesitzes, insbesondere der All- 
menden ist bisher nicht versucht worden. Die diesbezüglichen umfassend- 
sten Werke, die beiden von Miaskowsky unterlassen solch einen Versuch 
so gut wie vollständig. 

24) In den Länderkantonen (Schwyz etc.), wo die Alpen- und damit 
die Weidewirtschaft einen natürlichen Vorsprung hat, blieb natürlich 
Gemeineigentum in viel höherem Grade erhalten. Städte- und Länder- 
kantone sind wirtschaftlich wie politisch überhaupt grundverschiedene Ge- 
meinwesen, trotz gewisser Ueborcinstimmung in der Verfassung; in land- 
wirtschaftlicher Hinsicht ist es völlig unmöglich mehr gemeinsame Züge 
zwischen beiden zu entdecken als den einen, dass in beiden jeglicher Gross- 
grundbesitz so gut wie ausgeschlossen ist. Ihr Zusammenwaehsen zur Eid- 
genossenschaft war zunächst sogar lediglich in gemeinsamem Selbsterhaltungs- 
und zum Teil auch im Erweiterungsinteresse geschlossen. Jedenfalls ist es 
völlig unberechtigt, von „der Schweiz“ als einem durch bestimmte wirt- 
schaftliche Organisationsprinzipien charakterisierten Lande zu reden , wie 
das noch öfter geschieht. Am verkehrtesten aber ist dieses bez. der All- 
menden. 

25) Dass diese Durchschnittszahlen nicht ganz genau sind, darüber 
vgl. Tab. I Erl. 10. 

26) Die Güter von Oberglatt weisen folgende Grössen und Besitzver- 
hältnisse auf 


') Was. Labh. 136. 
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Jahr 

Name 

Acker in Juch 40 

Zahl der 
Besitzer 

1500 

Meyerhof 

69,2 

1 

1555 

Bühlhof 

54 

4 

1538 

Widemhof 

75 

2 

1498 

Brugghof 

? 

2 

? 

Erster Huberhof 

? 

? 

1570 

Oetenbach 

79 

4 

1531 

Morengütli 

27,5 

1 

1513 

Bläsigerhof 

? 

3 

1611 

Widemhof 

304,7 

17 

4‘) 


Die Zahl von 19 Besitzern entstehen, wenn beim Wiedenhof für das 
Jahr 1580 nicht die Zahl von 1538, sondern von 1611 rechnet. 

27) Von geistlichen Grundherrschaften blieben nur die Johanniter- 
herrschaften Wädensweil und Bubikon bestehen. 

28) Den durchschnittlichen Wert der 15 Grundherrschaften in 24 Ge- 
meinden gleich dem in allen angenommen, ergiebt sich diese Zahl aus der 
Bcchnung . 2 1 /, Mill. Fr. 

29) Die zum Zwecke des Verkaufs der Herrschaft 1590 gemachte Wert- 
aufstellung ergab u. a. „Güter vom Schlosse bebaut“ Acker 120, Wiese 
60 Juch; ausserdem als „eigen dem Schloss“ Acker 300, Wiese und Hanf 
50 Juch 5 ). Die Taxierung von 1637 führt an: Acker 43, Reben 7 Juch, 
zum Schloss gehörig und mit diesem zusammen 10000 fl. wert; ausserdem 
vom Schloss entfernt liegend, Reben 6 Juch.; wert 400 fl. ; ausserdem Holz 
11 „Stücke“, wert 100 fl. Dazu kommt als vermutlich dem Schloss ebenfalls 
gehörig der Burghof, wert 1800 A. *). Der Wert der Grundherrschaft im 
ganzen ohne Zehnten betrug 35 850, mit Zehnten etwa 52000 fl.*). Die Wert- 
aufstellung von 1659 ergab an Acker 54, Wiesen 24 — (— 1 2 = 36, Reben 6*/j, 
Weiden 30 Juch. An Wert ist für dieses gesamte Land angegeben im 
ganzen 10 400 fl.*). 

30) Am 11. Oktober 1525 wurde das Vermögen des Klosters Selnau 
vom Staate behufs Konfiskation geschätzt *). Dabei ergiebt sich an Wiesen 
15 Juch., Acker 1500 fl., Hölzer 3000 fl., Reben 26 Juch. gute. Diese Grund- 
stücke wären zusammen alle nach Massgabe der damaligen Bodenworte 
auf 150000 Fr. zu schätzen. Dazu kamen noch an Gebäuden: 3 Häuser, 

') Die. O. 254 — 265. 

5 ) Haue. 129. 

*) Haus. 208 f. 

*) Haus. 218. 

*) E. Nr. 829. 
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3 Scheunen, an Inventar eine Weintrotte, 3 Pferde, 8 Kühe. Dass das Ver- 
mögen an Zinsen 200 000 Fr. betrug, ersieht man aus der Umrechnung der- 
selben nach den in Tab. V angewandten Grundsätzen. Die Zinse betrugen 
nämlich in natura MKWr. 415,25 und an Geld 125 fl. 

31) In den Steuerlisten von 1505 und 1527 werden aufgeftthrt ein 
„senuknecht und sin handknab, 2 karrer, ein Ackermeister, 2 ackerknaben“. 

32) Wo hier und im folgenden von den Bauern der Grafschaft Ky- 
burg etc. die Rede ist, da sind gleichzeitig die gemeinsam mit diesen ihre 
Forderungen in den Bauernunruhen formulierenden Vogteien Eglisau, Bülach, 
Andelfingen, Jieuamt, Kümlang gemeint ‘). 

33) Trotz dieser klaren Sachlage und obwohl bereits Strickler’) 1874 
davon nichts weiss, reden doch selbst Schweizer Historiker, so Oechsli noch 
1886’) in unkritischer Weise von einer im Jahre 1525 erfolgten „Aufhebung 
der Leibeigenschaft“ als einem überaus wichtigen Ereignis, als handele es 
sich dabei um etwas sehr Bedeutendes. Aus Obigem dürfte hervorgehen, 
dass erstens die „Leibeigenschaft“ die geringfügigste unter allen bäuer- 
lichen Lasten vorstellt und zweitens diese geringfügige Last nur zum Teil 
aufgehoben wurde. 

34) Diese tagwen sind einzeln aufgeführt: Mistfahrten im Wert von 
25 fl., Risten (Plug- oder Spanndienste) 10 fl,, Leibtagwen und Rosszug 
800 fl. 4 ). 

35) Die Loskaufsumme für den Spanndienst betrug 3 Pf. Geld und 
1 Mütt Haber, für den Handdienst 10 s. Im J. 1791 war der Wert der 
ersteren auf 107 fl. 30 s., der letzteren auf 72 fl. geschätzt’). 

36) Unter Schmalsaat wird in diesem Zusammenhänge Gerste, Erbsen, 
Linse, Hirse, Fenchel etc. verstandeu, als Ackerfrüchte, die nicht Getreide 
waren. Waser dagegen fasst den Begriff enger, indem er in seiner Um- 
rechnungstabelle neben Gerste, Erbsen und Bohnen diese Bezeichnung an- 
führt, worunter er also wohl ausser diesen alle übrigen Ackerfrüchte ver- 
standen haben mag. 

37) Den Mütt Kernen zu 18 Fr. gerechnet. Dieser Preis ergiebt sich, 
wenn man den in den Jahren 1800 — 77 geltenden Durchschnittspreis des Doppel- 
zentners von 31,10 Fr. ansetzt. Würde man den des 18. Jh.’s (1700 — 99) 
von 23,66 Fr.*) pro 1 Dz. und pro 1 M. in Anschlag bringen, so erhielte 
man natürlich entsprechend niedrigere Zahlen. Da wir aber auch für die 
Belastungsgrösse den Durchschnittspreis des 19. Jh.’s in Anschlag gebracht 

’) Vgl. R. Nr. 703. 

’) Sir. Gr. 

’) Quellenbuch S. 319. 

4 ) Ham. 213. 

*) Str. Gr. 87. 

•) HW. Müll. 123 ff. 
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hüben, so würde die Relation Belastung: Wert sich bei dieser Rechnung 
nicht ändern. 

38) Von 1803 — 1832 wurden Zehnten abgelßst für 2 211000 Fr. der Mt 
Kernen zu 200 Fr. gerechnet 1 ). Das crgiebt abgelöste Frucht im Werte 
von 11060 M. Im ganzen wurde also Frucht im Werte von 22115 Mt. ab- 
gelöst. 

39) Den ha Ackerland zu 1100 Fr. Wert und den Ertrag zu 300 kg (8) 
angenommen, ergiebt sich ein Zehnter von 30 kg ä 31,1 ct. oder 9,33 Fr., 
was einem Kapitalwert von 187 Fr. entspricht. Der Belastung des Wertes 
gleich erscheint aber die des daraus fiiessenden Reinertrages. 

40) Die Zinse betragen 1 % MK., 0,19 Ml. H und 336,80 Fr. kr. 

41) I. J. 1408 wurden 0,7 Juck. 10 , auf denen % MK und 1 Eimer Wein 
Zins lastete zu 7% fl. rh. , d. h. 262 Fr. kr. und i. J. 1432: 1,05 Juch. <0 
Reben, auf denen '/, MK Zins lasten, zu 49 fl. rh. oder 1224 Fr. kr. ver- 
kauft. Den MK. und Eimer Wein zu 18 Fr. Kr. gerechnet, ergiebt sich für 
den ersten Fall eine zinsüche Belastung von 540, im zweiten von 90 Fr. Kr. 
für die betreffenden Grundstücke. 

42) In Flaach wurden i. J. 1572: 2 Grundstücke von je 0,35 Juch. 10 , 
belastet mit bez. 0,125 u. 0,75 MK, für 130 bez. 95 fl. also 987 bez. 721 Fr.kr. 
verkauft. Die Zinsen betrugen kapitalisiert in Fr.kr. 45 bez. 270, ihre 
Addition zum Kaufpreis ergiebt den Bodenwert von 1032 bez. 991 Fr.kr. 2 ). 

43) Sowohl in Vierwachten wie Küssnacht war die durchschnittliche 
Besitzgrösse ca. 17 Juch.’). Die 19 Besitzer multipliziert mit diesen 17 Juch, 
ergiebt 323 Juch. 

44) Von 1370 — 88 war der Münzfuss nur um weniges höher 4 ). 

45) Darunter versteht Zwingli nicht die Zinse mit dem bestimmten 
Satze von 5%, sondern alle fixen Grundzinse, die als Darlehnsvergütung 
dienen. Er meint deshalb diese privatrechtlichen (kapitalistischen) Zinse 
mit dem Ausdruck „die von Zwanzigen eins nehmen“ weil in der That hier 
5 % der übliche Grundzinsfuss war. Denn bei den Lehns-Erbzinscn existiert 
kein festes Verhältnis zwischen Gutswert und Abgaben. 

46) Aus unserer Zinstabelle, Rubriken A BDE, Sa., ergiebt sich ein Grund- 
wert an Acker, Wiese und Reben von 11 970000 Fr., belastet mit 163000 Fr- 
oder 14,5%. — Renten und Gülten nehmen nach unserer Schätzung 4 ) % 
des Bodens mit 30% oder den ganzen Boden mit 5%. 

47) 1803 — 32 wurden losgekauft: Grundzinse für 679 687 Fr., der Mt K 
zu 224 Fr. gerechnet. 1832 für 721 081 Fr., der MtK zu 200 Fr. gerechnet“). 


>) M. v. K. K. Z. I 246 f. 

2 ) Str. Gr. 88. 

*) Tab. I, Sp. .9, Z. 3 und 6. 
4 ) M. v. X. K. Z. II 290. 

4 ) M. v. K. K. Z. 1 247 f. 

*) Vgl • S. 97 f. 
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Daraus ergiebt sich, dass 1803 — 32 Grundzinse im Werte von 3034 und 
1832—40 solche im Werte von 3608 Mt K abgelöst wurden. 

48) I. J. 1634 hatte die Kirch- und heutige politische Gemeinde Maur 
592, Fällanden 268, die ganze Herrschaft Greifensee 2204 ') und i. J. 1529 
dieselbe 2515 Einwohner 2 ). 

49) Sie wurden lediglich in Geld gezahlt. Sie betrugen bei nominal 
gleich bleibenden Beträgen 1496 und 1530 für die ganze Gemeinde bez. 
570 und 281, für die einzelnen Hofstätten, fär die gunze 1 s., für die halbe 
’/i s.; i. J. 1530 in Sa. 34 ’/, s. 5 ) (oder 14 Fr. kr.). Daraus berechnen sich 
die Zahlen aller Hofstätten auf ca. 45. 

50) Dies muss man annehmen, wenn man folgende Thatsachen erklären 
will: In Elgg betrug das gesamte Vermögen 1531: 332000 Fr. *). I. J. 1870 
war das Areal 4357 Juoh. 10 s ), wovon auf den privaten Grundbesitz des 
16. Jh.’s mindestens 3000 Juch, im Werte von etwa l'/j Mill. Fr. entfielen. 
Da nun die Hauptmasse des Vermögens in Grundbesitz bestehen musste, 
so würde sich daraus nur ’/, unbelastetes Grundeigentum ergeben. Die 
Vermögensteuer in einigen Gemeinden des Amtes Knonau lässt auf ein Ver- 
mögen von 178000 Fr. schliessen *). In diesen Gemeinden gab es etwa 
6000 Juch. t0 privates Grundeigentum’) im Werte von etwa 3 Mill. Fr., was 
ein unbelastetes Grundeigentum von kaum */, s des gesamten Wertes vor- 
aussetzen würde, wenn wirklich der gesamte unbelastete Wert als Vermögen 
besteuert worden wäre. Dies Ergebnis würde aber den Resultaten unserer 
unserer Zinsabelle allzu sehr ins Gesicht schlagen. 

51) Acker 77 000 ha ä 1100 Fr. — 84,7 Mill. Fr. 

Wiese 21 000 „ ä 1650 „ = 34,7 „ „ 

Reben 3 650 * k 3840 „ =14 „ n 

Weiden 4 800 „ ä 500 „ = 2,4 „ „ 

Sa. 132 Mill. Fr. 

Haushaltungen 13 000 8 ). 

52) 1892 war der gesamte Grundwert 353187000 Fr. (excl. Wald und 
Gärten)’). Die landwirtschaftliche Bevölkerung betrug in 1888: 91597 ’”) 
oder die landwirtschaftlichen Haushaltungen 18 319 (= */, Eo. gerechnet). 

') Wo*. Müll. Tab. Bev. 

2 ) Tab. J, Z. 27. 

») Str. Gr. 75. 

*) Tab. VII. 

’) Stat. Ber. 

’) Tab. VII und IX Sa. 

’) Vgl. Tab. XII, Sp. 19, Z. 1, 2, 4, ö und Erl. 7. 

’) Vgl. Tab. I, Frl. 9. 

•) St. M. J. 92, H. 1, S. 2. 

10 ) Stat. Jahrb. 189S. 


Digitized by Google 



Anmerkungen 


137 


53) Die gesamten Grundschulden auf Boden und Gebäuden betrugen 
im Kanton 1881: 626 401000 Fr. 1 ) Krämer sucht nun das Verhältnis dieser 
Gesamtschulden zu dem Gesamtwert von Boden und Gebäuden i. D. des 
Jahrzehnts 1861 — 70, unter Boden auch den nicht staatlichen Wald mitbe- 
griffen und überträgt die gefundene Belastungsziffer von 48 % auf den land- 
wirtschaftlichen Boden. Suchen wir analog dieser Berechnung das Ver- 
hältnis der Gesamtscliuldcn zu dem gesamten Wert der Gebäude und des 
Bodens excl. Wald und Gärten. Der Wert dieses Bodens betrug 353 Mill. 
Fr., der Wert der Gebäude 661 Mill. Fr. 1 ), zusammen 1014 Mill. Fr. Die 
Schulden im Betrage von 626 Mill. Fr. dazu ins Verhältnis gesetzt ergeben 
unsere Belastungsziffer. 

54) Der Gesamtwert von Acker, Wiese und Reben betrug i. D. des 
Jahrzehnts 1861 — 70 ca. 532 Mill. Fr. Diese Zahl erhält man, wenn man 
analog A. 51 die Arealgrössen der einzelnen Kulturarten von 1884*) mit 
den Durchschnittspreisen*) multipliziert. Die Zahl der Haushaltungen war in 
diesem Jahre 19 126. 

55) Die der obigen analoge Berechnung ausgeführt ergiebt ungefähr 
unsere Belastungsziffer. 

56) Wir nehmen an, dass die Zahl der Haushaltungen gleich der Zahl 
der Vermögensbesteuerten gewesen sei. 


*) Kram. 304 f. 

*) Kram. I. c. 

*) St. M. J. 91, H. 2, S. 22. 
*) Tab. II, Z. 10. 
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Münzen, Geldwerte und Masse im 15. und 16. Jahrhundert. 


Die hauptsächlich im Mittelalter wie auch noch zur Reformationszeit 
in Zürich angewandten Münzen sind der Gulden (fl.) und das Pfund. 
Diese beiden sind nur Idealmünzen, d. h. nur zur Vereinfachung der Rech- 
nungen mit grösseren Summen dienend. Im J. 1500 wurde 1 fl. = 2 Pfd. = 
40 Schilling (s.) h 12 Heller (Pfg.) vom Staate definitiv festgesetzt 1 ). Gewöhn- 
lich wird nach diesem Züricher Idealgulden und der Hälfte davon, dem 
Pfund, gerechnet. Der rheinische Realgulden hat aber immerhin seine 
Bedeutung daneben, die mit Ausgang des Mittelalters allerdings mehr und 
mehr schwindet. Sein Wert differiert von dem des fl. Z. W. wenig. Im 
J. 1529 (im Zinsgesetz vom 3. März) wurde der fl. rh. = 2 Pfd. 1 s. 3 Pfg. fest- 
gesetzt 1 ). Die Schwankungen des Münzfusses gehen ungefähr in demselben 
Verhältnis vor sich beim fl. rh. und fl. Z. W. — wenigstens bis in die Mitte 
des 16. Jh’s. hinein*). Ausser fl. und Pfd. gab es noch einige andere Münzen, 
die für uns hier erwähnenswert sind: Batzen (Schwyzer-), deren 16 ein fl. 
ausmachten, wie am 9. Not. 1526 staatlich festgesetzt wurde 4 ). Daneben 
ist zu erwähnen die französische Krone (Gold-), deren im J. 1524 — 12 = 
16 fl. rh. *) waren, sodann die Mark Silber, im 16. Jh. nur noch als Ideal- 
münze in Geltung, die 2 1 /, fl. gerechnet wurde*). Der fl. = 40 Batzen 
schwankt wie gesagt in seinem Münzfuss und zwar in der Hauptsache in 
der Richtung auf beständige Abnahme seines Feinsilbergehalts. Die Schwan- 
kungen des Münzfusses sind des Genaueren von Waser für Mittelalter und 
Neuzeit angegeben und das Verhältnis zu der Währung von 1760 fest- 
gestellt' 1 ). In diesem Jahre betrug aber der Feinsilbcrgehalt so viel wie 
2,33 Fr. der Währung von 1851, die noch heute gilt*). Danach hat bereits 


■) Schinz Hand. 121. 

*) Weiss Füss. IV 96 u. 118 f. 

*) Vgl. Schm. 623. 

4 ) Weiss Füss. IV 73. 

*) l. c. 57. 

•) L c. 92 f.; M. v. K. K. Z. II 191. 

7 ) Was. Geld. 81—84; M. v. K. K. Z. II 190. 
*) Was. Müll. Münz. 
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Müller das Verhältnis der jeweiligen Guldenwährung, wie sie bei Waser 
sich findet, zur heutigen (Fr.) Währung zum grossen Teil bestimmt 1 ). Wir 
hatten für die Zwecke unserer Darstellung nur nötig, ihn zu ergänzen. 

Um nun die Kaufkraft der Metalleinheit in der damaligen Zeit im 
Verhältnis zu der heutigen zu berechnen, mussten wir die Preise der ver- 
schiedenen Gebrauchsgegenstände in damaliger und in heutiger Zeit mit 
einander vergleichen, vornehmlich die der Nahrungsmittel; in erster Linie 
die der damaligen Hauptbrotfrucht, des Kernen. 

Die Preise dieser Getreideart, die in verschiedenen Zeitperioden i. D. 
gegolten haben, lassen sich einmal aus einer ßeihe direkter Angaben über 
diese Preise eruieren, sodann aber über eine ßeihe von Angaben über 
Zins- (Gült-) Käufe und Ablösungen. Nimmt man bei diesen das Kapital 
im Verhältnis zum auferlegten Zins = 20:1 oder den Wert des auferlegten 
Kernenzinses gleich */, „ des stets in Geld ausgedrückten Kapitals an, so 
erhält man daraus mit um so grösserer Wahrscheinlichkeit den Durch- 
schnittspreis, als sowohl Gläubiger wie Schuldner ein Interesse daran nehmen 
mussten, nicht den gerade zur Zeit geltenden, sondern den auf längere Zeit 
hinaus anzunehmenden Preis der Berechnung der Naturalzinshöhe zu Grunde 
zu legen. 

Die im Jahresdurchschnitt geltenden Getreidepreise werden von Waser 
für eine ganze ßeihe von Jahren von 1709-1775 aufgeführt 5 ). Er giebt 
die Preise bereits in die Guldenwährung von 1760 umgerechnet an. 
Von uns in die Frankenwährung •umgerechnet und den Durchschnitt aus 
mehreren Jahren gezogen, erhalten wir, indem wir als heutigen Preis eines 
M. K. den i. D. der Jahre von 1800 — 77 geltenden von 17,88 Fr. 5 ) an- 
nehmen, für 1400 — 1411 die Grösse M. kr. g. 5 8 = 1,92; für 1413 — 17 5 5 = 
3,00; für 1420—24 Ö 5 = 5,12; für 1426—30 ä 4 = 3,21; 1432—34 5 3 = 
1,29; 1437 und 38 5 2 = 0,67; 1400—38 i. g. D. d 27 = 2,01. Aus 5 Zins- 
käufen der Jahre 1419, 20, 24, 37, 38 *) ergiebt sich diese Grösse als schwankend 
zwischen 1,74 und 1,96. Weiter ergiebt sich diese Grösse nach den Ge- 
treidepreisen für 1439—41 5 3= 1,62; 1446- 68 5 8 = 2,36; 1483 und 84 
5 2 = 3,17; 1491 und 92 5 2 = 1,45; 1500-17 5 18 = 2,56; 1439—1517 
i. g. D. 5 33 = 2,33. Von diesen Zahlen, die aus Wasers Berechnung ge- 
wonnen sind, weicht bedeutend ab die Annahme Stricklers, dass 1487 bis 
1507 — 1 il. K. i. D. 30 s. gegolten habe, woraus M. kr. g. = 3,87 folgen 
würde. Auch aus den Gültauflegungen und Ablösungen dieser Zeit ergeben 
sich bedeutend höhere Zahlen, die die Stricklersche Preisangabe sogar über- 
steigen. Aus 4 Gültkäufen von 1439, 74 — 90, 1501 s ) folgt M. kr. g. bez. = 


■) l. c. 

*) Wa» Cer. Tur. 

*) Was. Müll. Tab. 

*) Str. Gr. 77; A. Z. II 472, 479, 611. 
h ) Str. Gr. 77. 
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3,58 4,30 — 3,90—4,65. Ein Ablösungsgesetz von 1480, das sieh auf eine 

bestimmte Gattung von Kirchenzinsen bezieht, nimmt einen Kemenpreis an, 
aus dem sich M. kr. g. = 3,44’) ergeben würde. Aus 4 Gültablösungen 
der Jahre 1497, 1515 und 1516“) folgt die Grösse gleich bez. 4,65—3,87— 
4,00 — 4,47. (Die beiden letzten Zahlen für das Jahr 1516.) Im Urbar des 
Stifts Embrach von 1497 werden Zinse in Geld und auch in natura ver- 
langt. Dabei wird ein Viertel K. = 6 s. 3 Pfg., also 1 Mütt = 25 s. gerechnet. 
Daraus folgt M. kr. g. = 4,64. 

Diese letztere Angabe, sowie das Ablösungsgesetz von 1480 scheinen 
am meisten zu Schlüssen auf den Durchschnittspreis der Epoche zu be- 
rechtigen. Bestimmt doch gleichzeitig das Gesetz von 1480, dass ein fl. 
Geld mit 20 fl. abzulösen sei, woraus hervorgeht, dass dieses Gesetz einen 
Zinsfuss von 20 : 1 als massgebend für die Ablösungssumme annimmt. Dies 
wird bei der Mehrheit der privat vereinbarten Ablösungen, sowie der 
GültkSufe auch annähernd der Fall gewesen sein, jedoch nicht immer, und 
die Ausnahmen sind unmöglich auf bestimmte Fülle zu verlegen. Doch 
weichen die beiden relativ sichersten Taxierungen, die aus den erwähnten 
beiden Fällen folgen, erheblich von einander ab, wie die Zahlen 3,44 und 
4,64 beweisen. 

Für die Zeit von 1518 — 1524 haben wir über Getreidepreise gar keine 
Angaben. Dagegen Bind 4 Fälle von Ablösungen“) bekannt, die sehr ver- 
schiedene Resultate für M. kr. g. ergeben, nämlich 3,87 — 5,18 — 6,39. Da- 
gegen haben wir nur für 1525 — 1530 wieder eine Reihe von Preisangaben. 
Für die Jahre 1525 und 29 von "Weiss*), 1526 und 27 von Waser“), 1528 
durch ein Aktenstück“), 1531 durch Bullinger ’). In dieser Periode scheint 
das Steigen der Getreidepreise im Zusammenhang mit der allgemeinen Ent- 
wertung des Silbers, die im Laufe des 16. Jh's. stattfand*), eingetreten zu 
sein, denn 1525 galt der Preis, der M. kr. g. = 4,73 ergiebt, für „ wolfeil“. 
1526 und 27 freilich war der Preis ein ähnlicher. M. kr. g. betrug 4,82 i. D. 
der beiden Jahre, 1528 aber nur 2,93 und 1529 nur 1,99. Für dieses Jahr 
wird ausdrücklich betont, dass „kein Mangel“ gewesen sei. Im J. 1531 
nehmen bei Bezahlung der Kappeier Kriegsschuld die Regierungen von 
Zürich und Schwyz einen Preis des M. K. von sogar 4 Pfd. an, woraus M. kr. g. 
= 1,63 folgen würde. Die Ablösungen scheinen noch immer unter dem 
Gesichtspunkt der früheren niedrigeren Preise kontrahiert worden zu sein, 

') Füsx. Wald. 55, E. Xr. 896. 

’) Str. I. c. 

») Str. Gr. 77; E. Xr. 14. 

*) Weis» Fiixs. IV 62, 109. 

“) Was. Cer. Tur. 

“) Str. 1 Xr. 1977. 

T ) Bull. 111 256. 

“) Vgl. Sehnt. 596 -625. 
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denn 4 Ablösungen von 1525 — 27') ergeben M. kr. g. = bez. 3,59 3,24 — 
5,12 — 5,18 und auch der Staat setzt in seinem Zinsgesetz von 1530 eine Ab- 
lösungssumme von 20 fl. für ein „Stuck“ 1 ) (M. K.) s ) fest. Es ist nach allem 
nicht anzunehmen, dass der Staat, um die Schuldner (die Bauern) so stark 
zu begünstigen, einen so weit unter der Wirklichkeit stehenden Preis und 
damit auch eine entsprechend niedrigere Ablösungssumme festgesetzt habe. 
Das Festhalten an der Annahme der früheren Preise scheint lediglich auf 
Irrtum zu beruhen. 

Für 1531 - 42 haben wir für jedes Jahr Preisangaben wieder durch 
Waser, allerdings nur für den Baseler Markt. Diese ergeben i. D. der 
12 Jahre M.kr.g. = 2,10. Dass aber die Baseler und Züricher Preise nicht 
viel von einander abwichen, das erhellt aus dem Vergleich der Notierungen 
Wasers für 1540 — 49 für Zürich*) und für Basel 5 ). Es ergiebt sich für beide 
Orte bez. M. kr. g. = 1,39 und 1,50. Obwohl also M. kr. g. um diese Zeit um 
die Zahl 2 zu schwanken scheint, ergiebt doch eine Ablösung aus dem 
Jahre 1536 noch M. kr. g. = 3,3. 

Weiter gesunken scheinen die Getreidepreise nach 1542 zu sein, denn 
1543 — 51 ergeben die BaselerGetreidepreise*) 39 M. kr.g. = 1,28 und 1550 — 59 
allerdings die Züricher’) 1,75. Doch auch 2 Ablösungen von 1570 und 73 
ergeben 5 ) für M.kr.g. noch 3,53 und 2,35. Im Laufe des 16. Jh’s. sinkt 
dann der Getreidepreis auf den Stand des 19. Jh’s. *). 

Alle diese Getreidepreise Bind lediglich die der Hauptfrucht Kernen. 
Für unsere Zwecke war es aber wichtig, das Wertverhiiltnis der übrigen 
Getreidearten zu kennen. Wir hielten uns dabei an die Wasersche Um- 
rechnungstabelle 10 ). Diese reduziert alle Getreidearten auf die Messeinheit 
„Stuck“. Danach wird gerechnet: Kernen 1 M. — 0,988 Stuck, Erbsen 0,765; 
Bohnen 0,718: Roggen 0,705; Gerste 0,617; Filsen 1 Ml. = 1,561; Haber 

1 Ml. = 1,380 Stuck. Wir rundeten für unsere Zwecke diese Zahlen auf 

2 Dezimalstellen ab. Eine offenbar ungenaue Schätzung der Wertverhält- 
nisse der Getreidearten haben wir in einer Taxierung des Grossmünster- 
stiftes aus dem Jahre 1533 vor uns. Dieselbe ergiebt Kernen 1 Mt. = Haber 
1 Ml. = Fäsen ’/, Ml. = Roggen 1 '/, Mt. 11 ). Wasers und des Stifts Schätzung 


') Str. Gr. 83. 

’) E. Er. 1653. 

5 ) Vgl. unten. 

*) Was. Müll. Tab. 
5 ) Wae. Cer. Tur. 
*) Was. Cer. Tur. 

’) Was. Müll. Tab. 
") Str. Gr. 83. 

’) Was. Müll. Tab. 
10 ) Wo«. Umr. 

") E. Nr. 3003. 
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in Vergleich und den M. K. — 100 gesetzt, ergäbe, dass in beiden Schätzungen 
gerechnet wurde bez.: Roggen 71 — 67, Käsen 156 — 200, Haber 138 — 100. 

Das Verhältnis des Weins zu den Getreidearten wurde dergestalt an- 
genommen, dass meist ein Eimer, so in dem Ablösungsgesetz von 1480 ') 
auch in einer Ratsentscheidung vom 2. Okt. 1531 *), bisweilen aber auch ein 
Saum, so in einem Bericht des Amtmanns im Kloster Töss an die Regierung 
vom Okt. 1532 3 ) = 1 Stück = 1 M. K. gerechnet wurde. 

Neben den Getreidepreisen kommen natürlich für die Berechnung der 
Kaufkraft auch die Preise der übrigen Lebensmittel, so namentlich des 
Fleisches, in Betracht. Diese erscheinen unvergleichlich niedriger als die 
Getreidepreise im Verhältnis zu heute. Nach den Angaben Stricklers für 
1487 — 1507 *) müssen die Fleischpreise 10—20 mal so niedrig gestanden 
haben als heute. Für die sonstigen animalischen Lebensmittel, unter denen 
namentlich Käse als sehr verbreitete Nahrung für uns wichtig wäre, haben 
wir fast gar keine Angaben. Im Berner Gebiet wurde laut Bericht eines 
Landvogts an die Regierung vom 8. Okt. 1531: 1 Pfd. Butter um 1 s. oder 
etwa 10 — 12 mal so billig als heute verkauft“). 

Häuser und Wohnungen scheinen etwa ebensoviel billiger gewesen zu 
sein, wie die Tabelle von Wascr für die Häuserpreise von 1200 — 1775 be- 
weist“). An Mietzins zahlte zu Anfang des Jahres 1526 der junge Thomas 
Platter in Zürich pro Woche 1 s. Er hatte das Zimmer mit einem andern 
zusammen’). Auch das ergiebt höchstens '/ des heutigen Mietspreises. 
Zu Ende 1530 zahlte derselbe in Basel 10 Pfd. „husszins“ pro Jahr“). Im 
Vergleich zu den heutigen Wohnungsmieten wäre auch das höchstens '/, 0 . 

Aus den Daten über die Preise ist bereits mehrfach versucht worden, 
die Kaufkraft des Geldes damaliger Zeiten zu der heutigen in Vergleich 
zu setzen. Um 1400 meint Meyer, dass man „mit 40 fl. damaliger Währung 
so weit als jetzt mit 300 fl. (der Währung von 1400) hätte auskommen ’) 
können. Diese Annahme ergiebt M. kr. g. = 7,5. Dem gegenüber ergeben 
unsere obigen Schätzungen für diese Zeit M. krg. = höchstens 2 '"). Näher 
kommen unserer Annahme Stricklers Taxierungen für das 15. Jh., nach 
denen um die Mitte desselben 1 Pfd. die Kaufkraft von 13 — 14 Fr. u ) gehabt 


*) E. Nr. 890. 

*) E. Nr. 1793. 

3 ) E. Nr. ms. II. 

•) Sfr. Gr. 73. 

°) Str. II Nr. 1507 
*) Was. Wohn. Tab. 3f. 

’) Plater 44. 

*) l. c. 08. 

“) M. v. K. K. Z. 11 133. 

’”) Vgl. oben. 

") dt. n<i. Wald. Jug. 7. 

Cl sassen, Schweizer Bauernpolitik. 10 
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habe, woraus M. kr. g. — 3,2 — 3,4 folgen würde. Derselbe nimmt für das 
Ende dieses Jh's. eine Kaufkraft der Metalleinheit von 5 — 8 mal so viel als 
die heutige an 1 ). Hauser nimmt für das Jahr 1542 eine Kaufkraft von 
3300 11. = 40000 Fr.’) und für das Jahr 1676 eine Kaufkraft von 15500 11. 
= 57000 Fr. 5 ). Danach wäre M. krg. in den beiden Jahren bez. 2,4 und 
1,15 gewesen. Allen diesen Thatsachen und Erwägungen gegenüber zu einem 
sicheren Schluss zu gelangen, ist unmöglich. Wir haben in unserer Dar- 
stellung folgende Zahlen für M. kr. g. in Anwendung gebracht: für die Jahre 
1400—38 : 8 ; 1439-1517 : 5 ; 1518-24 : 4 ; 1525-42 : 8 ; 1543—59 : 2 ; 
1560 — 1600 : l'/t und für die folgende Zeit 1. 

Was die Masse betrifft, so haben wir die Hohlmasse nach den An- 
gaben von Sehinz 4 ) gerechnet. Die Umrechnung in die heute üblichen Ge- 
wichte nach Müller, der 1 M. K. = 57,5 kg 5 ) setzt, besorgt. Ein anderes 
bisweilen noch vorkommendes Mass ist die Garbe, die wir mit Strickler 
•/ 10 Mütt gerechnet haben*). Von den Flächeuraassen kam für uns aus- 
schliesslich die Juchart (tagwen, Mannwerk) in Betracht. Hierin war für 
uns nicht Scliinz, sondern Waser massgebend, welcher die Juchart Reben 
= 28000, Wiesen nebst Rietland 32 000, Acker 36000, Holz und Weiden 
40000 Schweizer Quadratfuss ’) rechnet, ln das metrische Mass übersetzt 
ist das bez. 25,23 — 28,84 — 32,44—36,05 Ar. Sohinz weicht von Waser in- 
sofern ab, als er auch für Reben 32000 Quadratfuss als das gewöhnliche 
Mass annimmt. Wo einfach Juchart ohne Hinzufügung der Kulturart oder 
mit Hinzufügung einer anderen als den vier hauptsächlichen vorkam, wurde 
dieselbe — 36 000 Quadratfuss angenommen *). 

*) Sfr. Gr. 

! ) H aus. 361. 

5 ) Haus. 366. 

4 ) Sehinz Mass. 

*) Was. Müll. 

•) Sfr. Gr. 76. 

’) Was. Labh. 

*) Vgl. Was. Labh. 
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Str. Ho. idem, Geschichte der Gemeinde Morgen nebst Hirzel und Ober- 
rieden, 1883. 
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ung des Zürichgebiets zu bestimmen. Ms. St. A., Bd. IX, 27. 
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häuser, 1778. 
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WeiBS-Füss. IV. Weiss, Bernh., Kurze Beschreibung der Glaubensänderung, 
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druck in Xeudeutsch bei Füssli, Beiträge zur Reformations- 
geschichte, Bd. IV, 8. 32 — 123. 

Wild Egl. Wild, Alb., Am Züricher Rheine. Taschenbuch für Eglisau u. 
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Wisk. Wiskemann, Darstellung der in Deutschland zur Zeit der Reforma- 
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S. 69 ff. 

Witz. Witz, Ulrich Zwingli . . ., 1884. 

Wyss Landg. Wyss, Franz v., Die Schweizer Landgemeinden in ihrer 
historischen Entwickelung, in Abhandlungen zur Geschichte 
des öffentlichen Rechts, 1892, 8. 1 — 160. 

Zw. Zwingli’s Opera, ed. Schiller u. Schulthess, 8 Bde., 1828 -42. Suppl. 

1861. — Zwinglis Schriften mit zum Teil wirtschafte- und 
sozialpolitischem Inhalt, chronologisch geordnet, sind: 

16. Mai 1522. „Ein göttlich vermanung an die eersamen wysen . . . eid- 
genossen zu Schwyz, dass sy sich vor frümden lierren liütind 
und entladind . . 
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24. Juni 1523. «Von göttlicher und menschlicher gerechtigkeit, wie die 
zemin sehind und standind. Ein predge . . . Qedruckt 
herausgegeben am 30. Juli 1523. 

14. Juli 1523. „Uslegen und gründ der Schlussreden oder artikeln durch 
„Huldrych Zwingli . . .“ 

2. Mai 1524. „Ein trüw und ernstlich vermanung an die frommen eid- 
genossen . . .“ betr. die fremden Kriegsdienste. 

28. Dez. 1524. „Welche ursach gebind zu ufrfiren, welches die waren 
ufrurer sind sygind . . 

vor 28. Mai 1525. Erstes Gutachten über den Zehnten . . ., Zw. II„ 369 — 77. 

Anf. Aug. 1525. Zweites Gutachten über den Zehnten .. ., Zw. II,, 364 — 69. 

? „Ueber die ussschliessung von dem abendmal . . .“ 

? Notizen über den Kornmarkt, die Pfründen, die Geistlichen und die 
Hausarmen. 
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I. Bevölkerung im Jahre 1529; Gerichtsherrschaften Ende des 
15. Jahrhunderts und Durchschnittsgrösse des landwirtschaft- 
lichen Besitzes 1529 und 1870. 


II. Bodenpreise 1400 — 1892. 

III. Werte von 15 Grundherrschaften. 

IV. AnbauverhältniBse und Betriebsgrössen. 

V. Belastung des Bodens durch Zinse. 

VI. Grösse von Gülten. 

VII. Vermögensverteilung in Elgg im Jahre 1531 nach der Liste der 
Besteuerten abgedruckt bei Haus. (s. Litt.-Verz.) 725 ff. 

VIII — X, Vermögensverteilung im Amt Knonau. 

XI — XIII. Grundeigentümer und Lohnarbeiter im Amt Knonau. 
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Allgemeines. 

1. Sp. = Spalte. Z . — Zeile (Nr.). 

2. Die auf die einzelnen Erläuterungen hinweisenden Ziffern sind, 
wenn sie sich auf die ganze Spalte oder mehrere darin vorkommende Daten 
beziehen, neben die numerierende Spaltenzahl gesetzt. 

Tabelle I. 

') Sp. 2 u. 6 ergeben sich im allgemeinen aus Wasers Bevölkerungs- 
tabelle. 

*) Die Stadt Stein, die von 1484—1798 zu Zürich gohörte ’), fehlt in 
Wasers Tabelle. Dieselbe soll im 15. Jh. bei 3000 Eo. gezählt haben*), 
1839 zählte sie nur 1 200 Eo. *). Wirtschaftlich stand sie schon zur Refor- 
mationszeit mehr mit dem Schaffhausener als mit dem Zürieligobiet in Ver- 
bindung. Sie hatte auch eigen Mas* und Gewicht 4 ). Ihre Fortlassung aus 
der Bevölkerungstabelle mag daher von nicht allzu grosser Bedeutung sein. 

*) Z. 2 Sp. 2 u. 6 Winterthur findet sich ebenfalls nicht hei Waser. 
Die Stadt brachte i. D. 1529 — 379 Waffenfähige nuf; 1531 zählte sie 500 
steuerpflichtige Bürger 5 ). Aus der erstcren Zahl berechnet sich die Zahl 
der Eo. auf folgende Weise, nach derselben Methode, die Waser in seiner 
Tabelle anwaudte. Dieser berechnete nämlich die Zahl der Eo. aus der 
Zahl der Waffenfähigen*), die 1529 festgestellt wurde, ln der Grafschaft 
Kyburg nun war die Zahl der Waffenfähigen 1529: 3679’) und Waser 
giebt die Zahl der Eo. auf. 23 900 an. Daraus ergiebt sich die Proportion 
Waffenfähige : Eo. = 1 : 6 '/,. Dies Verhältnis als massgebend auch lur 
Winterthur angenommen, ergiebt 2463 Eo. 

4 ) Sp. 2 die Zeichen St, 0, Rv, L, II bedeuten bez. Stadt-, Ober-, 


■) M. v. K. K. Z. I 52. 
*) Im Th. ticka/f. 44. 

3 ) l. c. 

4 ) Schinz. Mass. 

5 ) Troll. 1 .55. 

«) IVn«. Müll. 

’) Troll. I. c. 
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Reich»-, Landvogtei, Herrschaft. Der Name Reichsvogtei hat keinerlei 
andere Bedeutung als Obervogtei. 

*) Sp. 3, 7, 8. Die politischen Gemeinden des Umfangs von 1870, 
welche die einzelnen Vogteien zu Wasers Zeit umfassten, wurden nach 
Meyers Angaben 1 ), sodann aber nach einer Statistik Wasers über das Reb- 
land der einzelnen Provinzen und Gemeinden ungefähr ermittelt 2 ). Selbst- 
verständlich sind Ungenauigkeiten bei der Zuteilung ganzer heutiger poli- 
tischer Gemeinden zu damaligen Provinzen nicht zu vermeiden, da die 
Grenzen der Gemeinden sich seitdem verschoben haben. Immerhin jedoch 
sind diese Verschiebungen nicht so beträchtlich, und da sie zum grössten 
Teil doch innerhalb der Provinzen stattfanden, so würde das Gesamtresultat 
für Bevölkerung und Fläche der Provinzen dadurch wenig modifiziert 
werden. Wo an einer oder mehreren Gemeinden verschiedene Provinzen 
teil hatten, da wurden die Zahlen in Sp. 7 u. 8 nur summarisch für die 
betr. Provinzen gegeben, so Z. 12 u. 13, 14 — 16, 17 u. 18, 21 u. 22, 23—25, 
27 — 29, 30 — 32. Die summarischen Zahlen für Borgen und Wädensweil 
Z. 12 u. 13, sowie für Knotiau Z. 20 sind aber insofern noch nicht ganz 
genau, als die Gemeinde Langnau zwischen Wädensweil und Knonau geteilt 
war, so dass der grössere Teil zu Knonau gehörte, ln Sp. 3 ist Langnau 
deswegen zu Knonau gezählt, ln Sp. 7 u. 8 wurden die betr. Zahlen durch 
Schätzung eruiert. 

Die politischen Gemeinden, welche zu den einzelnen Vogteien etc. von 
uns gerechnet wurden, seien nach dem amtlichen Verzeichnis*) derselben 
für 1870 per Nummer angeführt: Z. 3 Nr. 4, 6, 7, 9, 28; Z. 4 Nr. 22, 23, 79, 
153, 167; Z. 5 Nr. 2, 10, 12; Z. 6 Nr. 5, 8, 30, 31, 59, 61,67; Z. 7.-9. bez. Nr. 58, 
i 3, 62; Z. 10 Nr. 64, 65; Z. 11 Enge und Wollishofen; Z. 12 u. 13 Nr. 46 — 57 
tu 66, darunter 51 zum kleineren Teil. Z. 14 — 16 Nr. 11, 13, 14, 24 — 26; 
Z. 17 u. 18 die Kirchgemeinden Weiningen und Höngg. Z. 19 Nr. 34, 44, 
45; Z. 20 Nr. 32 — 43 exkl. 34 und 51 zum grösseren Teil. Z. 21 u. 22 Nr. 173, 
177, 178, 190, 191; Z. 23—25 Nr. 150, 152, 159, 160, 174—76, 179—89, 
192—97; Z. 26 Nr. 154, 158, 161, 166, 170, 172; Z. 27 29 Nr. 60, 68 -78, 

80- 86; Z. 30 -32 Nr. 89—149 exkl. 125 (heutige Bezirke Andelfingen, Winter- 
thur, Pfäffikon und Rheinau und Stadt Winterthur), ausserdem Nr. 87, 88, 
151. 155 — 157, 162 — 165, 168, 169, 171, 182. Das Gebiet des Kantons wurde 
für 1529 sonuch fast gleich dem heutigen gerechnet. Zur völligen Deckung 
mit dem heutigen fehlen nach unserer Rechnung dem damaligen Gebiet 
nur die politischen Gemeinden Rheinau, Dietikon, Schlieren. 

*) Sp. 4 u. 5 die politischen Gemeinden, in denen private Gerichts- 
herrsehaften bestanden, sowie Zahl und Namen dieser wurden mit Hilfe von 


■) M. v. K K. Z. II 400 MO. 
*) Was. Sl. A. 

*) Yolknz. 
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Meyers Angaben über die 1798 und früher aufgehobenen bz. vom Staat 
angekauften Herrschaften ') ermittelt. 

Für die grosse Provinz Kvburg Z. 32 mag es noch von Interesse sein, 
die Verwaltungsunterabteilungen derselben (Aemter) mit Rücksicht auf das 
Vorhandensein dieser Herrschaften zu kennen. Für die Sp. 3 — 5 ergeben 
sich folgende Zahlen: 



3 

4 

5 

32a Enner Amt .... 

25 

11 

10 

b Ausser , .... 

7 

6 

6 

c Ober . . . ca. 

8 

2 

2 

d Unter „ .... 

7 

1 

1 

e Embracher Amt . . 

5 

3 

2 

f Illnauer „ . . 

5 

1 

1 

g Zu keinem „ ca. 

4 

3 

2 

Summa ca. 

61 

27 

24 


’) Sp. 6. Eo. i. g. = Einwohner im ganzen = Gesamtbevölkerung. 

*) Sp. 7. Eo. lwr. = Einwohner landwirtschaftlich = Bevölkerung, er- 
nährt durch landw irtschaftliche Thätigkeit (Erwerbsthätige und Angehörige). 
Die Zahlen in Sp. 7 wurden folgendermassen erhalten: In der amtlichen 
Statistik’) für 1870 wurden für die einzelnen politischen Gemeinden nur 
die Erwerbstätigen (Ew.) gezählt. Für den ganzen Kanton sind aber Eo- 
wie Ew. bekannt nämlich: 

Ew. lwr. = 53 852 
Eo. lwr. = 95 628 


Ew. 

Das Verhältnis prp- beträgt fast genau Dies auf die Zahlen der Ew. 

für die einzelnen Gemeinden bez. der Provinzen Überträgen, erhalten wir 
die in Sp. 7 angegebenen Zahlen für Eo. lwr. 

*) Sp. 9 u. 10. Die Zahl der Haushaltungen wurde = Eo gerechnet für 
1529 wie für 1870, was der Wirklichkeit zwar nicht ganz entspricht, für 
unsere Zwecke aber genügt. 

10 ) Sp. 9. Z. 3 — 32: Eo. lwr. ist für 1529 = Eo. i. g. gerechnet, obwohl 
für die Summe der Landgemeinden Eo. lwr. nur 95 “ 0 von Eo. i. g. sein 
dürfte. Genau ist aber Eo. lwr. für 1529 erst recht nicht für einzelne 
Provinzen bekannt. Darum wurde auf die Subtrnktion der 5 % von den in 
Sp. 6 enthaltenen Zahlen verzichtet. Rechnet man für die Landgemeinden 
Eo. lwr. — 65 239 = 62 500, so ergiebt sich das Haushaltungs- 

betreffnis an Land statt 34,1 gleich 35,6 Juch. 40 . 


’) M. v. K. K. Z. 1 51 f. 
’) Stal. Her. 
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Tabelle II. 

*) Sp. 3, 5, 7. Die Preise verstehen sieh bei Waser in fl. Z. W. 1760 und 
für Juch.,,. 

’) 8p. 4, 6, 8. Die Umrechnung dieser Preise für die Zeilen 1 — 4 in 
Fr. kr. wurde in der Weise vorgenommen , dass für M. kr. die Sätze von 
bez. 3, 5, 4, l 1 /, angenommen wurden'). 

Tabelle III. 

') Sp. 7 Z. 1. 68 000 fl. ä 14 Hatzen. 

*) 8p. 7 Z. 15. 238 fl. rh. 

Allgemeines zu Tabelle IT und V. 

') Diese Tabellen behandeln die Anbauverhältnisse von 31 Gütern (IV), 
die Belastung derselben Güter mit einer Ausnahme durch Zinse (V Nr. 1 — 31), 
ausserdem noch die Anbauverhältnisse von 3 Gütern (IV Nr. 32—34) und 
Anbau- und Zinsverhältnisse von 86 Grundstücken (IV u. V Nr. 35 — 38). 
Die gleichen Nummern in Tabelle IV u. V Ruhr. A — C zeigen an, dass es 
sich um die gleichen Güter bez. um die gleichen Grundstücke handelt, 
ebenso die Nummern in Tabelle V Rubr. 1) G u. Tabelle Va. 

•) Die Daten dieser Tabellen erstrecken sich in der Hauptsache über 
die Zeit von etwas mehr als einem Jh. (1488—1600). Aus besonderen 
Gründen wurden noch einige Daten aus anderen Zeiten mit einbezogen, 
die aber das Resultat nicht wesentlich beeinflussen. 

Allgemeines zu Tabelle IV. 

f bedeutet, dass ein Teil der bctr. als Juch. 40 gerechneten Zahlen 
eigentlich nach der Quelle als „Stücke“ (= Parzellen) ohne nähere Mass- 
angabe zu betrachten wären. Diese Stücke betragen in den 3 Fällen, in 
denen sic so mit verrechnet sind, an Zahl nur 3. 

* bedeutet, dass die ganze Zahl eigentlich nur als „Stück“ (Parzelle von 
unbestimmter aber jedenfalls geringer Grösse) zu benennen wäre. Solcher 
Stücke giebt es in Rubr. A— C 39. Das Gesamtresultat wird also durch 
diese Ungenauigkeit wenig beeinflusst.. 

Spezielles zu Tabolle IV. 

') Sp. 4 Z. 34 Stammheim Kirchgemeinde. 

a ) Sp. 4 Z. 35 Hottingen, Riesbach, Hirslanden. 

’) Sp. 5 Hf. Hof, G. Gut, Gi. Gütchen. 

*) Sp. 5 Z. 5 u. 12. Der Hof Underbaeh-Oberhüseren zerfiel in 2 ge- 
trennte, besonders beziuste Teile. 

5 ) Z. 1 Sp. 6, 8, 11. In der Quelle sind angegeben 5* 2 Juch. („) Acker, 
Reben, Pünten. Diese rechneten wir auf diese 3 Kulturarten gleichmässig 
verteilt. 

*) Z. 30 Sp. 6 u. 8. Das Analoge wie nach Erl. 5 geschah hier mit 
10 Juch. („) Acker und Reben. 

’) Vgl. Anh. 
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’) Sp. 9 Z. 7. Darunter 3 Juch. 40 Weide. 

®) Sp. 11 J. Juchart, B. Baum-, H. Hanf-, K. Krautgarten, Gt. Garten, 
P. Piint, Vi m halbmütig. 

“) Sp. 12 Hs. Haus, Hfs. Hofstatt, Scli. Scheune, Sp. Speicher. 

10 ) Haus KV. Verzeichnis der der Kirche Elgg zinspflichtigen Güter, 
ahgedruckt hei Hauser '). 

Tabelle V. 

') Ruhr. A — C. Quellen siehe Tabelle IV 1 . 

*) Sp. 4: K. = MK., F. = Ml. Käsen, Ha. = J11. Haber, R. = Mt. Roggen, 

G. = Mt. Gerste, B. = Mt. Bohnen, 8. = Saum Wein, Hu. — Hühner, Ei 

Eier, s. — Schilling. 

Die Geldzinse gaben wir nicht genau nach der Quelle, sondern jedes- 
mal in s. an, wobei 1 fl. = 2 Pfd. = 40 s. gerechnet wurden, gleichviel ob 
der fl. rheinischer oder Züricher Währung war. 

*) Sp. 5 u. 6. Um die Zinse in Fr. kr. uuszudrücken, rechneten wir 
nach Waser*), die übrigen Getreidearten in M. K. Wr. um, setzten den 
Saum Wein = 1';, M. K. Wr. und nahmen den M. K. zu 18 Kr. kr. an. 1 Huhn 
wurde = 1 '/, Kr., 1 Ei = 6 et. gerechnet. 

*) Sp. 7. Das Geld wurde nach dem im Anhang angegebenen Ver- 
fahren in Kr. kr. umgerechnet. 

®) Sp. 9. Das Belastungskapital = 20 mal den Zinsen. 

*) Sp. 10 Rubr. A — C. Der Wert ward dergestalt taxiert, dass für die 
einzelnen Kulturarten die bez. Durchschnittspreise*) von 400, B00, 1300 Kr. 
für 'Acker, Wiesen, Reben angenommen wurden. Kür den Wald, für den 
ein Durchschnittspreis nicht bekannt ist, nahmen wir diesen gleich dem des 
Ackers an. 

7 ) Z. 9. Die Quelle giebt nur die Gdsamtbelastuug (durch Lelms- etc. 
Zinse) an. 

*) Rubr. D & E. Quellen, Name des Guts etc. s. Tabelle V«. 

•) Sp. 4. Schuppose = V« — V« Hube*). 

*°) Sp. 10 Rubr. D. Der Gesamtwert der 9 Höfe ergiebt sich aus fol- 
genden Erwägungen: Rubr. A ergiebt, dass 20 Besitzer einen Grundwert 
von 497 000 Kr. inne haben oder i. D. 25 000. Jeder Besitzer von Rubr. I) 
ward nun als Inhaber einer gleichen Quantität angenommen mit Ausnahme 
der 10 Besitzer des Birchrütihofes. Denn ein Bauernhof von 250000 Kr. 
wird nach allem kaum existiert haben. Dieser Hof ward vielmehr zum 
Höchstwerte von Rubr. A d. h. 100000 Kr. angcrechnet. 

11 ) Sp. 10 Rubr. E. Aehnlich wie nach Erläuterung 10 ward der Wert 
der kleineren Güter taxiert, indem aus Rubr. B auf einen Durchschnittswert 

') Hau», 13b ff. 

*) 11«#. L'mr. 

*) Vgl. oben. 

*) Vgl. Str. Gr. 

Claassen, Schweizer Bauempolitik. 11 
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pro Out und Besitzer (die Zahl der kleineren Güter und Besitzer im all- 
gemeinen als gleich angenommen) von 8000 Er. geschlossen wurde. 

**) Z. 54. Der Besitzer dieses Gutes ist ein Schmied , der ausserdem 
für eine geliehene Werkstatt 60 s. (36 Er. kr.) zahlte. 

1 *) Es wurde angenommen, dass vom Gesamtwert der 4 Hauptkultur- 
arten auf die drei ersten hei den Gütern in Kohr. D & E ebensoviel (näm- 
lich 87,9 %) kam, w'ie bei den Gütern in Kubr. A & B. 

Tabelle VII. 

') 8p. 3. 100 Pfd. zahlen 5 s. Steuer, daher folgt aus je 1 s. Steuer Ver- 
mögen von je 10 fl. 

*) Sp. 3 — 5 u. 10 Z. 2. 5 s. war die Steuer, die wahrscheiulich von 

dem Vermögen von 100 Pfd. (900 Fr. kr.) und darunter gezahlt wurde, nicht 
bloss von 100 Pfd. genau. 

*) 8p. 4. 1 11. wurde hier = 1 M. K. Wr. = 18 Er. kr. gerechnet. 

*) 8p. 5. Hierunter wird das Einkommen aus Vermögen = '/jo des 
letzteren verstanden. 

5 ) Sp. 6- 8. Agr. = Bauern, Gew. = Handwerker, Gastwirte. 

Die Handwerker und sonstigen gewerblichen Zensiten wurden aus 
Hausers Buch') hcrausgczählt und von der Gesamtzahl der Zensiten in 
Abzug gebracht. Die übrigen Erwerbenden (in Sp. 8 sonst.) waren quasi 
Zugehörige der liberalen Berufsarten, nämlich 1 Pfarrer, 1 Kaplan, 
1 Schreiber, 1 Weibel, 1 Scherer. 

Tabelle VIII— XIII. 

Quelle ist das Steuerbuch für das Amt Maschwanden 2 ). ln diesem 
Buch giebt es mehrere Listen für „gut -1 (roub) und mehrere davon sepa- 
rierte für „libstür“. Die einzelnen Zensiten sind alle namentlich aufgeführt. 

’) Sp. 2. M, O, U, K, E, L, K, HH bedeuten die Gemeinden: Masch- 
wanden, Ottenbach, Uerzlikon, Riffertsweil, Ebertsweil, Langnau, Rengk (?), 
Hausen nebst Heinch (Heilst). 

’) Sp. 3 Tab. VIII & IX. Die Vermögenssteuer, heisst es in der Quelle 
in der Vorbemerkung zu der Steuerliste für 15313, werde für die 3 Jahre 
„naehgezogen“. Jedoch müssen einstweilen nur für Ottenbach die drei- 
fachen Beträge gezahlt oder wenigstens gebucht worden sein. Denn wenn 
für Ottenbach die Gutsteuer 1481: 816 s. und 1531 3: 2178 s. ertrug, so 
dagegen in Maschwanden in beiden Jahren genau 54 und in Uerzlikon 83 
bez. 1 04 - ;l s. Daher dividierten wir, um die richtige Unterlage für unsere 
Vermögensrechnung zu erhalten, nur die für O. gebuchten Steucrerträge 
durch 3 und bezoichneten diese als einjährige Steuern in unserer Tabelle. 
Es könnte aber wohl auch sein, dass die Steuer zunächst nur für 2 Jahre 
erhoben wurde. Dieser Gedanke wird nahe gelegt durch die Erwägung, 

') Haus. a. i>. (). c. Anh. 

*) St cu. 
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dasB in 50 J. 1481 — 1531 in Uerzlikon der SteueTertrag um fast 20 “/„ ge- 
stiegen, der von Ottenbach dagegen bei der Annahme, dass es sich um 
2jährige Steuern handelt, um fast ebensoviel gesunken erseheint. Ist die 
Annahme einer 2jiihrigen Steuer gegründet, so würden die Steuerbeträge 
in Tab. VIII u. IX Sp. 3 und demgemäss auch die Vermögen in Sp. 4 um 
50 •/„ zu erhöhen sein. 

*) Sp. 4. VIII & IX. Ueber den Steuersatz ist in der Quelle nichts 
angegeben. Wir nahmen an, dass ebenso wie in Elgg 2 1 /- °/ 0 gezahlt worden 
seien, oder 1 s. von 10 fl. Ein Unterschied von dem Besteuerungssystem 
hier und dem in Elgg zeigt sich aber mindestens darin, dass die Depression 
nach unten bei 100 Pfd. (900 Fr. kr.) nicht aufhört. 

4 ) Sp. 5. vgl. Tab. VII Erl. 4. 

‘) XI Sp. 3—9. 

Sp. 9 giebt die Summe der Lefbsteuerpflichtigen an. Wir nehmen an, 
dass zur Leibsteuer nur die Erwerbstätigen (Ew.) verpflichtet waren, An- 
gehörige dagegen nicht. 

Sp. 8 enthält die Summe der männlichen (m) (Sp. 6) u. der weiblichen (w) 
(Sp. 7) Lohnarbeiter. Als erstere wurden die Pflichtigen aufgefasst, die alB 
„knecht“ oder „kuab“ ') (diese Bezeichnung ist sehr selten) verzeichnet sind, 
als letztere die Junkfrowon“ und „dienst(en)“. Die Gesamtzahl der Zen- 
siten, vermindert um die Zahl dieser Knechte und Mägde, ergab darin 
die Zahl der selbständigen Erwerbstätigen (Sp. 3 — 5) in der Hauptsache 
natürlich Grundbesitzer). 

“) XI Sp. 10 14 giebt die Verteilung der Arbeiter auf die Selbstän- 

digen an. 

7 ) XII Sp. 15. 

Die betr. politischen Gemeinden von 1870 umfassen offenbar ein grösseres 
Terrain als die betr. für 1528 genannten Gemeinden. Sicher ist dieses für 
Hausen und Kappel, die als den Gemeinden in Z. 4, 5, 6 des Jahres 1528 
entsprechend aufgeführt sind. Dennoch ist dieses Terrain wohl nicht um 
so viel grösser, um einen Vergleich der Daten für beide Zeiten aus- 
zuschliessen. 

*) XII Sp. 16 — 18 Landwirtschaftlich Erwerbstätige (Ew. lwr.j nach 
der Statistik *). 

•) XIII Sp. 9—11. 

Sp. 11 giebt die als Leibsteucr von Arbeitern (Sp. 10) und selbständigen 
Bauern (Sp. 9) gezahlten Schillinge an. Nun nehmen wir an, dass im Amte 
Knonau die Steuer pro Seele 1 s. betragen habe, so dass die Zahl der s. = 
der üesamtbevölkerung wäre. Diese Vermutung wird einmal durch die 
Höhe der Steuer bestätigt. Denn sonst, so 1467’), würden 5 s. verlangt für 


*) Vgl. A. 22. 

*) Stat. Ber. 

*) Müll. Was. 92. 

11 * 
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jede mehr ule 15jährige Person, und wenn hier die entspr. Zensiten heran- 
gezogen worden wären, so hätten die Knonauer weit weniger zu zahlen 
gehabt. Ferner aber ist nicht einzusehen, warum sonst so verschiedene 
Heträge (von 1 — 22 s.) von den einzelnen Zensiten sollten erbracht worden 
sein, insbesondere nicht, warum ein Knecht 1, ein anderer 2 s. zu zahlen 
gehabt hätte, wenn nicht nach der Zahl der von dem Berufe derselben 
Lebenden. Auch entspricht die so erhaltene Bevölkerungszahl von 1282 
für einen immerhin beträchtlichen Teil des Amtes Knonau durchaus der 
aus sonstigen Daten ersehliessbaren möglichen Einwohnerzahl. Die Vogtei 
hatte 1529 nach Waser 3030 Eo. ’). Für das Jahr 1634 giebt Waser auch 
Zahlen für die einzelnen Kirchgemeinden 1 ). In diesem Jahr, in dem die 
Bevölkerung des ganzen Amtes auf 3985, also um cu. '/i gewachsen war, 
hatte Riffersweil 263 Eo. gegen 267 (nach unserer Annahme) im J. 1532, 
Maschwanden 323 gegen 192, beide Gemeinden zusammen 586 gegen 459, 
1532 Ottenbach 304, 1634 Ottenbach und Obfelden (Kirchgemeinde Otten- 
bach) 599 Eo. Hausen, Heisch und Ebertsweil 1527 271, 1634 die Kirch- 
gemeinde Hausen 451. Danach würde in der That das Zuwachsverhältnis 
für die einzelnen Gemeinden um '/» herum schwanken, wenn unsere Ver- 
mutung gegründet wäre. Da das Zuwachsverhältnis von '/, für das ganze 
Amt Thatsache ist, so dürfte es für einen so beträchtlichen Teil seines 
Gebietes auch wahrscheinlich, und der Rückschluss auf die Richtigkeit 
unserer Behauptung berechtigt sein, da ihre Konsequenzen mit den That- 
sachen übereinstimmen. 

10 ) XIII Sp. 6—8. Aus obigem folgt, dass die Zahl der Angehörigen 
gleich der Zahl der gesteuerten s. minus der Zahl der Pflichtigen ist (Sp. 8). 
Und wie die Gesamtheit der Angehörigen, so berechnen sich auch i. b. die 
Angehörigen der Arbeiter (Sp. 7) und der Selbständigen (Sp. 6). 


■) Tab. L Z. 20. 
*) Was. Müll. 
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Tabelle I. Bevölkerung. 


Lf. Nr. 

Verwaltung» bezirk 
(Vogtei) 

1 Yilit. 
(ie- 
mein- 
den 

Ende 

15. Jahrli. 
Clerichts- 

herr- 
scbafteti 
bestdn. in 

!’ 0,it - Zahl 
uem.f 

152!» 

Ko.’) 
>• g- 

1870 

lwr>) | Ju, ' h -*" 

Dur 
nehmt 
Lai 
betreff 
HuuhIi 
in Juc 

1529 

ch- 

tlich. 

d- 

nig d. 
altg. 
b- io 

1870 

1 

2 •) 0 *) 

3 5 ) 

4") 

•>“) 

«‘i 

7 V) | 8 5 ) 

“)9 10 ) 

10») 

A 1 
2 

Zürich St 

Winterthur a ) St 

1 

1 

— 



5387 
3 ) 2133 

110 149 

322 4405 

— 


A Sa 
Nr 1 2 

Städte 

2 

- 

r 

8150 

432 

4854 




n a 

4 

5 

Vierwachten O 

Selnvaiumeudiiign. O 
Wiedikon O 

5 

5 

3 

— 


1220 

1270 

505 

1230, 4187 
2000, 9223 
1020 5118 

17., 
33.j 

50., 

16-, 

23., 

25., 

lä S„ 
Nr 3 -5 

Yogteien um die 
Stadt 

13 





2995 

1 

4280| 18 528 


21.7 

<■ 6 
7 
S 
1) 

10 

11 

12 

13 

K üssnaeht 0 

Erlenbaeb O 

Meilen () 

Männetlorf O 

SriU'a O 

Wollishofen () 

Morgen 5 )0 

Wädensweil L 

7 

1 

1 

1 

2 

2 

?cal2 



1 

l 

3 

1 

1 

1 

3572 
508 
1220 
310 
1003 
310 
•-') 2835 
1523 

2833 

353 

1129 

900 

1353 

710 

| ") 9244 

12 232 
759 
3313 
1314 
4017 
2595 

j 27 409 

17., 
7-, 

13., 

10., 
2U.„ 
21, 

| 31, 

21.» 

11., 

M., 

10., 

H.o 

17., 

>21, 

C Sa. 
Nr»> -13 

Yogteien am 
Ziirichsee 

ca 23 

5 

3 

11 917 

13 285 

51 509 

21.« 

19.» 

L) 14 
1.0 
1« 

17 

18 
l!i 
20 

Altstetten l(v nt 2 

Hirniensdorf O ca 2 

Uitikon H- 2 

Weitlingen H ca 5 

Höngg ()!ea 1 

Hünstetten O 3 

Knonnu : ')ljca 12 

2 

5 

3 

1 

1 

1 

416 

520 

131 

294 

713 

830 

3030 

) 

' 1818 

j 1918 

675 

4825 

) 

.' 9958 

) 

| 3310 

3331 
26 667 

) " i "' 

! 31 -’ 
39., 
44. 0 

)„ 

) ‘ 

| 13., 

49„ 

97., 

1) Sa 

Nr 14—20 

Vogteien im 
Süd west ; ' ) 

eil 27 

10 

3 

5934 

9239 

49 566 

11., 

23., 

i: 21 
22 

23 

24 
20 
26 

Kegensdorf O 

Rüntliing O 

Regensberg L 

Neuamt U 

Hill ach () 

Eglisau 1. 

CH 1 

ca 1 

:■ 

6 

2 

2 

5 

z 

3 

3 

2 

923 
428 
2890 
1922 
1143 
1 122 

| 2475 

| 9991 

1199 

j 1 1 082 

j 38 1(7 
13 801 

{ u.. 

J »2.. 

48.» 

) 22.» 

) W 

15., 

K Sa 

Nr 21 2t i 

Yogteien im 
Nord west 

35 

9 

8 

1 

8731 1 16 965 

93 .330 

39., 

18.,, 

1' 27 IGreiftuscc 1. 

28 Khmatingen 0 

23 Oriiningcu 1. 

[ ca 6 
ca 13 

2 

7 

2 

11 

2515 

73 

5420 




K Sn Yegteien im 

Nr 27— 29j Südost 

19 

9 

13 

8t 108 

13 05.5 

73 689; 46. 0 

28., 

0 30 1 And düngen L 

31 iStummhi int 11 

32») |Kylnirg*) *)l. 

ca 9 
3 

ca lil 6 > 

2 

27«) 

2 

24 

5453 
791 
23 900 





O Sa Yogteien im 

Nr 30 32 1 Nord out 

73 

29 

26 

30 117 

35 795 

188 309 31., 

21., 

lt -0 Sa 
Nr 3-32 
A -O Sti 
Nr 1-32 

l.andge , 193 

Kanton | 195 

92 

32 

53 

53 

35 239 
73 389 

i 

92 619 1 1 ! 928 >")| 3 1., 

93 018 449 782 — 

24.» 
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Tabelle II. 
Bodenpreise. 


Lf. 

Nr. 

Jahre 

Preise der 
in Fr. 

Kulturarten 
m. & kr. 

Preise in°/„ 
des Preises 
der 

„ . Wie- 

Reben i 

sen 

Quelle 



Wiest» 
m') kr a ) 

Reben 
in ') kr’) 

Ac 

m 1 ) 

ker 

kr*) 

01 

09 

4> 

ß 

Acker 

Acker 

1 

2 

3 

4 

5 

0 


» 

9 

10 

n 

12 

1 

1400—1450 

448 

1344 

Kffr 

SS 



57 

34 

60 


2 

1 150— 1500 

549 

2745 

900 

1530 

1182 


77 

49 

63 


3 

1500—1550 

58 

232 

190 

700 

an 

3388 

23 

7 



4 

1550 — 1600 

07 


803 

1200 

1023 



4 


Was. pr. St. M. 

5 


1354 

1354 

1429 

1 129 

1807 

1807 

77 

73 

95 

.1 92 H 2 8. 112 

fi 


779 

779 

1187 

1187 

2514 

2514 

10 

31 

67 


7 

1700 1750 

1077 

1077 

1314 

1314 

2800 

2806 

46 

38 

82 


8 

1750—1775 

■diM 


1480 

1 180 

3218 

3218 

40 

24 

52 


9 

1801—1810 

2074 

207 1 

2540 

2540 

0383 

0383 

40 

32 

HO 

Müll. Oüt. 

10 

1801 1870 

1709 1709 


4070 

11300 


41 

40 

98 


11 

1892 

2077 2077 [HOoO 

3000 

8412 

8412 

30 

32 

89 

St.M. J 92H1 8107 


Tabelle 111. 

Werte der Grundherrscliaften. 


V, 

<— 

U 

£ 

h 

Polit. Gemeinden, in 

denen die G. beleben .. , , , 

Name der G. 

Wert 

Quelle 

Namen 'S 

Ist i 

a 

ta «send 
Fr. kr. 

*1 

2 

3 

4 1 5 | 0 

7 

— k— 

9 

[ 

1590 

32a 

KlgS 1 1 ei- 

‘) 68 000 

*)440 

Haus 199 

-• 

1 528 

32« 

ns iilfluigeu. Huch 2Wülflingen 

23 119 

38.1 

N'euj AVint 1814 

3 

I 190 

20 

Eglisnu 1 Egli&au 

lo 5oo 

324 

Wild Egl 1 88 

4 

1549 

13 

Wädensweil, Ki»h- 







toneweil, üetikou 3 Wäclensweil 

28 000 

304 

Kii AV5 89 

5 

1780 

29 

Bubik.it 1 Bubikon 

112 137 

261 

Xäf Hi 30 

0 

1 587 

32a 

Uber- Winterthur ' 11 legi 

27 900 

209 

Nieuj Wirit 1815 

7 

1051 

20 

Hiiutwaiigen, Was-i 







terkingrn, Wyl, 







liafz 4Sul/. 

47 284 

161 

Wild Kgl 1 90 

8 

1094 

32a 

Flaacb, V olken i 2 Fla ac h 

30 000 

90 

Neuj AVint 1822 

9 

15 11 

32b 

Laufen. Uliwicsen, 







l’lurlingeii.Ki'iter- 







tlialen 3 Laufen 

7 20C» 

78 

, n l«2ö 

10 

1598 

2 

Winterthur 1 I Mütspurg 

12 000 

08 

Troll 111 213 

11 

1090 

32a 

Altikim 1 Aliikuii 

15 500 

47 

Mv K K / 1 82 

12 

105h 

30 

Ossingi'ii 1 1 Wyden 

1 1 050 

38 

Neuj AVint 1810 

13 

1795 

23 

Sreinmaur 1 Sünikon 

1 0 000 

80 

Bl Mein 

14 

1582 

29 

Wetzikon 1 Wetzikmi 

3 500 

20 

Vogl Clir 816 

: 7 

1 151 

•32»' 

Lutingen 1 Lutingen 

’) 238 

10 

Bl Mein 




24 


2458 
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ebsgrössen. 



Garten 

Zum 

Gut gehörige 
Gebäude 

Quelle 

Sa. 

10 

11») 

12*) 

13 '“) 

io.,, 

B; H5 1 /, J;P‘)1'/,*J. 

Hs2 Hfa2 

Haus K V 10 ) 

38 

— 

? 

Die 0 314 

23., 

B; K 

Ha 2 Sp 

262 ff 

18., 

B; K 

Hs2 Sch Sp 

. 259 

10., 

— 

t 

Näf Hi 43 f 

06 



t> 

Haua 286 

05. 0 , 

H; Hl J. ; B3 

? 

Mei We 137—39 

83 

? 

? 

Näf Gl 150 

80 

^B; Kl J. 

Ha 2 Sch 2 

Mv. K. K Z II 441 

B9., 

— 

V 

Mei We 144 

58.,, 

K; H 1 P. 

Ha Hfa 

Haus K V 

r.3 

— 

? 

Näf Hi 48 f 

’O.flfi 

112 J. 

? 

Haua K V 

88., 

Hl P. 

Ha Hfa Sch 

Die O 263 

»!•«« 

B5 H 7 K 4 



44.„ 




28.,, 

H 

Ha Hfa Sch 

Hau« K V 

22., 

— 

? 


22 

H V. m. 

? 

fl fl fl 

21... 



f 

v fl t» 

20., 

B 

Ha Hf 

y> n t» 

20.,, 

— 

V 

*1 Hfl 

21., 

B; K 

Ha Hfa 

Die 0 265 

19.. 

B; H 

Ha Hfa 

Haua K V 

18.., 

— 

? 

fl fl fl 

1« 

üt 

Ha 

a fl fl 

15., 

H 

? 

i» n v 



? 

fl fl fl 

14. 6 

Gt; H */, m. 

Ha Hfa 

» fl fl 

14 

H 

? 

* fl fl 

11 

III P. 

? 

v fl fl 

9 

— 

V 

fl fl fl 

«■4 

— 

? 

» n n 

44. g 5 

B3 117 Kl Gt2 



>8., 

B; K 

IIa2 Hfa 2 

Die 0 259 

*2., 

Bl J; II'/, P. 

? 

A Z II 514 

16.,, 

— 

? 

Mv. K. K. Z. 11 509 

'7.,, 

82 Hl Kl 




B 10 H 15 K6 



»o.,, 

B2 

— 

) A Z 11 

14* 


— 

(476 -512 

> 6 ., 

)B5 118 

— 

Haua K V 

70* 

) H 1 P. 


fl fl fl 

;>o.„ 

117 11 ‘1 
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Tabelle V«. 

Zur Zinstabelle Tab. V Rub. I) & E, 


Lf. Nr. 

Jahr 

Nr. in 
Tab. I 

Politische 

Gemeinde 

Nfthere Bezeichnung 
des Gutes 

Quelle 

1 

o 

3 

4 

5 

6 

D Höfe 






aa 

1527 

3 

Hottingen 

Spränzenbiihl 

A Z 11 509 

Hl 

1424 



Stadelh. Kelnhof 

„ , 457 

ü 

1168 

24 

Obcrglatt 

Hofstetten 

Die 0 267 

•42 

1513 

B 

B 

Blasigerhof 

, . 264 

Hi 

1496 

28 

Eglisau 

— 

Str Gr 11 

Hl 

1494 

32c 

Russikou 

Lütoltswil 


45 

1502 

18 

Höngg 

Birchrütihf 

Web Hö 135 f 

48 

1542 

32a 

Klgg 

Hf. Steig 

Haus 28H 

41 

1493 

29 

Wetzikon 

llube 

Str Gr U 

48 

a 

2 


Gütchen 


•49 

a 

B 

n 

s 

2 2 

I) 8a 






Nr 1—4!) 






E Kleine 

Güter 





äü 

1420 

6 

Riesbach 

Friburger G 

A Z 11 480 

öl 

1347 

29 

Wetzikon 

Ettenhausen 

Mei We 1-tfi 

52 

10. Jh. 

I 

Erlenbaeh 

21 Schupposen 

Str Gr 73 

5Ü 

1447 

21 

Riiti 

Ferrach 

. , ZI 

öd 

1438 

32b 

Trüllikon 

— 


5a 

1497 

* e 

Einbrach 

— 


5Ü 

2 


2 

— 

2 2 2 

52 

fl 



— 

fl 2 Ti 

08 

n 

2 

2 

— 

2 2 2 

äfi 

n 

2 

2 

— 

2 2 2 

60 

1445 

29 

Riiti 

— 

2 2 2 

E Sa 






Nr 50 ISO 
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Tabelle VI. 
Grösse von Gülten 

nach Str Gr TL 


Lf. Nr. 

Jahr 

der 

Auf- 

legung 

Gült 


nach Quelle 

in Fr. kr. 

1 

2 

3 

4 

1 

1371 

10 M K 

180 

2 

1859 

7 M K 

126 

3 

1387 

2 Goldgulden 

84 

4 

1426 

2 ‘/s fl 

15 

5 

1419 

4 M K 

12 

6 

1396 

2 fl 

34 

1 

1426 

2 fl rh 

50 

8 

1439 

2 M K 

36 

Q 

1490 

2 Pfd. 

31 

io 

1422 

3 Pfd. 

29 

n 

1490 

3 Viertel K 

21 

12 

1489 

1 Saum Wein 

21 

Sa. Nr. 1—12. Gülten von über 1 Stück 

791 

13 

1348 

1 M K 

13 

14 

1474 

^ S D 

18 

15 

1501 

1 , , 

18 

13 

1479 

1 Eimer Wein 

13 

n 

1498 

1 V 7t 

13 

Sa. Nr. 

13 — 17. Gülten von 1 Stück 

90 

•13 

1596 

1 Pfd. 

15.» 

12 

1521 

1 Pfd. 

13,. 

20 

1438 

1 Pfd. 

12.» 

Sa. Nr. 

18 - 20. Gülten von unter 1 Stück 

42 

Sa. Alle Gülten 


923 
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Tabelle VII. Vermögensverteilung iu Elgg. 


Steuer- 

stufe 

Steuer 

des 

Ein- 

zelnen 

s. 

Der einzelnen Zensiten 
durchschnittliches 

Zahl der Zensiten 
dein Beruf nach 

8a. 

des 

Ver- 

mögens 

fl. 

Vermögen 
fl. | Kr. kr. 

Einkorn, 
a. Verm. 
Kr. kr. 

agr. 

gew. 

sollst. 

Sn. 

1 

o 

2J1 

4 ’» 

5 4 ) 

6*1 

7») 

8 5 ) 

3 

10 

A 1 






— 

1 



1 

2 

— 

o 

D 

y 2) 

V 

? 

31 

3 

1 

31 

? 

A Sa 










Nr 1 *2 



— 


55 

3 

0 

33 

9 

B 3 

6'/. 

32 

1119 

all 

2 

— 

— 

2 

123 

1 

8 

Sl) 

1410 

12 

3 

— 

— 

3 

240 

5 

13 

100 

1800 

33 

6 


— 

fi 

600 

6 

12 

L2U 

2160 

138 

<2 


— 

O 

210 

I 

12»/. 

121 

2280 

111 

i 

— 

— 

1 

121 

8 

14 «/ 4 

112 

2556 

128 

-- 

1 

— 

1 

1 12 

ü 

13 

133 

2700 

133 

9 

— 

— 

2 

1850 

iü 

IS 

180 

3400 

170 

o 

— 

— 

0 

360 

u 

2ii 

200 

3600 

180 

8 

— 

1 

a 

1800 

B Sa 










Nr 3 11 



1000-4000 

□Q -200 

33 

1 

1 

35 

4981 

C 12 

23 

230 

4140 

207 

2 



2 

160 

13 

23 

250 

4500 

225 

5 

1 


3 

1500 

U 

2S 

280 

5040 

252 

i 

— 


1 

280 

13 

31) 

300 

5400 

270 

3 

— 

1 

1 

120t) 

13 

33 

330 

5940 

297 

1 

— 

. 

1 

330 

11 

35 

350 

6300 

315 

4 

1 


[l 

1750 

18 

in 

100 

7200 

360 

2 

— 

— 

2 

800 

C Sa 










Nr 12—18 



4000-7500 

200 375 

18 

2 

1 

21 

6320 

n 12 

12 V* 

125 

7650 

383 

_ 

1 

— 

1 

425 

23 

13 

430 

7710 

387 

1 

— 


1 

430 

21 

13 

450 

8100 

405 

— 

1 


1 

450 

22 

äii 

500 

9000 

450 

1 

— 


1 

500 

23 

55 

550 

9900 

495 

2 

— 


0 

1 100 

21 

33 

600 

10800 

540 

2 

— 

— 

2 

1200 

23 

13 

700 

12600 

630 

i 

— 


i 

700 

2fi 

71V. 

712*', 

12825 

641 

i 

— 


i 

713 

22 

80 

800 

14400 

720 

— 

— 

1 

i 

800 

28 

85 

850 

15300 

765 

i 



i 

850 

I) Sa 



7500 bis 







Nr 19 28 



16000 

375—800 


- 

1 

12 

7168 

li D Sa 



1000 bis 







Nr 11 23 



16000 

50 -800 

33 

5 

3 

38 

18172 

.V D Sa 










Nr 1—28 





115 


5 

131 

9 
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Tabelle VIII & IX. 

Vermögensverteilung im Amt Knouau, 4 (Gemeinden. 


Tabelle VIII. Ortseinwohner. Tabelle IX. Ortsfremde. 



© 

u 


Ein- 

Arbeiter 

Lf. Nr. 

“3 

e 

3 

Vcr- 

kom- 


des 

des 

Zensiten 

~o 

© 

X 

mögen 

men 

daraus 

Zensiten 


O 

IM 

XI 

Fr. 

kr. 

m 

w 

Sa 

1 

n 

8') 

4 5 ) 

5‘> 

6 


8 

A 1 

K 

1 

180 

9 

3 

i 

4 

2 

M 

2 

380 

18 

— 


- 

a 

U 

‘i* 

390 

19'?, 

— 

— 


4 

TI 


390 
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Tabelle XI. Helbständige und unselbständige Baueni. 

Amt Knonau: 1 Gemeinden. 1490 — 1532. 
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Tabelle XU. Dasselbe 1528 und 1870. 
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Tabelle XIII. Dasselbe und Angehörige 1527 bez. 15323. 
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Abkürzungen. 


A. Anmerkung, Auflage 

a. v. O. an verschiedenen Stellen 

Ax. im Durchschnitt aus x Jahren 

Dz. Doppelzentner 

Ko. Einwohner 

Ew. Erwerbende. 

Fr. kr. x. Fr. kr. bedeutet eine Quantität ehemaliger Münze, welche die 
Kaufkraft von x heutigen Fr. hat. 

Fr. m. x Fr. m. bedeutet eine Quantität ehemaliger Münze, welche den 
Metallwert von x heutigen Fr. hat. 
i. b. im besondern 

i. D. im Durchschnitt 
Jh. Jahrhundert 

Juch, mit dem Index 28, 32... Juchart zu 28, 32 etc. tausend (Schweizer) 
Quadratfuss 
I. c. An zitierter Stelle 
Lf. Nr. Laufende Nummer 
M. K. Mütt Kernen 

M. kr. g. Die Kaufkraft einer Metalleinheit ehemaliger im Verhältnis zu 
heutiger Münze gegenüber Getreide 

M. kr. y. Dasselbe gegenüber allen Konsumgegenständen i. D. genommen 

M. K. Wr. Wert eines Mütt Kernen 

Ml. Malter 

Mt. Mütt 

pr. gedruckt 

rh. rheinisch 

s, ß. Schilling 

V. d. H. Vorbemerkung des Herausgebers 
Z. W. 1720. Züricher Währung vom J. 1760. 
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